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Vorliegende Ausgabe der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 ver⸗ 
dankt ihre Entſtehung dem Wunſche mehrerer Herren Seminardirektoren, welche 
ihre Zöglinge mit den Beſtimmungen derſelben bekannt gemacht wiſſen wollen, 
und vieler Lehrer, denen die Beſchaffung der im Jahre 1882 von mir bearbeiteten 
Ausgabe der Schulordnung wegen des Koſtenpreiſes zu ſchwer fiel, die aber 
gern in den Beſitz der Schulordnung nebſt den für ſie wichtigen Erläuterungen 
und Beſtimmungen gelangen möchten, ſowie dem Reſkripte des Herrn Miniſters 
der geiſtlichen 2c. Angelegenheiten vom 3. März 1883, U. III. a. 15401, welches 
beſtimmt, daß bei der zweiten Prüfung der Volksſchullehrer behufs Erlangung 
der Qualifikation zur definitiven Anſtellung im Schulamte u. a. darauf Gewicht 
zu legen ſei, daß die Prüflinge eine genaue Kenntnis der im Bezirk ihrer 
Amtsthätigkeit geltenden Verordnungen über Schuldisziplin, Schulverſäumniſſe, 
Dispenſation vom Schulbeſuche, Ferien, Schulentlaſſung, Sprachunterricht in 
utraquiſtiſchen Schulen und ſonſtiger zur Verſehung einer Lehrerſtelle weſent⸗ 
lichen Beſtimmungen der Schulverwaltung beſitzen. Ich hoffe und wünſche, 
daß das Buch dem beſagten Zwecke dienen möge. 


Marienwerder, im Juli 1885. 


Dr. Schulz. 
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Erſte Abteilung. 
Schul-Ordnung 


für 


die Elementarſchulen der Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
Vom 11. Dezember 1845. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. ꝛc. 
haben die in der Provinz Preußen beſtehenden Vorſchriften über das Elementar⸗ 
Schulweſen einer Reviſion unterwerfen laſſen und verordnen nach Anhörung 
Unſerer getreuen Stände dieſer Provinz und auf den Antrag Unſeres Staats⸗ 
1 über das Elementar⸗Schulweſen in der genannten Provinz, was 
olgt: i \ 

(Über Einrichtung, Aufgabe und Ziel der preußiſchen Volksſchule und der Mittelſchule 
gelten die allgemeinen Beſtimmungen vom 15. Oktober 1872. S. zweite Abteilung Nr. II.) 


I. Von dem Beſuche der Schulen überhaupt. 
§ 1. Allgemeine Schulpflicht. 
Jedes Kind, welchem feine Eltern oder Pfleger nicht den nötigen Unter⸗ 
richt im Haufe verſchaffen, kann ſchon nach vollendetem 5 ten, ſoll aber nach 
vollendetem 6ten Lebensjahre zur Schule geſchickt werden. 

1. Die allgemeine Schulpflicht wird durch das General-Landſchulreglement von 
1763, durch das Allg. Landrecht und durch Artikel 21 der Staatsverfaſſung vom 31. Januar 
1850 vorgeſchrieben. Letztere Beſtimmung lautet: „Eltern und deren Stellvertreter dürfen 
ihre Kinder oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für die öffent⸗ 
lichen Volksſchulen vorgeſchrieben iſt.“ 

„ . Alljährlich bis zum 15. März haben die Guts⸗ und Gemeindevorſteher auf dem 
Lande dem Lehrer reſp. Hauptlehrer ein Verzeichnis der im Orte vorhandenen Kinder, 
welche das 6. Lebensjahr vollendet haben oder bis zum 30. Juni vollenden, zu übergeben; 
ebenjo die Schuldeputation in den kleinen Städten, jedoch haben dieſe ſolche Kinder, welche 
Privatſchulen oder andere öffentliche Schulen beſuchen, in das Verzeichnis nicht aufzunehmen. — 
In den größern Städten hat die Schuldeputation bis zum 15. Februar alle Eltern aufzu⸗ 
fordern, ihre Kinder beim Hauptlehrer anzumelden. Dieſer ſtellt ein Verzeichnis auf, das 
von der Schuldeputation mit den ihr vom Magiſtrat übergebenen Verzeichniſſen zu ver⸗ 
gleichen iſt. — Alle Vierteljahr ſind auch die im verfloſſenen Vierteljahr zu⸗ reſp. weg⸗ 
gezogenen Kinder dem Lehrer namhaft zu machen. X 

3. Blinde oder taubſtumme Kinder gehören, ſolange fie im ſchulpflichtigen Alter 
ſtehen und nicht in beſondern Anſtalten untergebracht ſind, der Ortsſchule an. Schwer⸗ 
hörigen Kindern hat der Lehrer eine ſorgſame Beobachtung angedeihen zu laſſen. 
4. Der Regel nach haben die Eltern ihre Kinder in die Schule des Orts zu ſchicken; 
doch kann ihnen auch die Benutzung einer andern Schule nicht verſagt werden. Einer 
Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde, wenn Eltern ihre Kinder in eine andere Schule, 
namentlich auch in eine Schule der andern Konfeſſion oder in eine Privatschule ſchicken 
1 bedarf es nicht. Auf Erfordern muß aber der Nachweis über die ausreichende 
Saſchulung der Kinder geführt werden, event. durch deren Prüfung. — Der obligatorische 

zulunterricht muß den Kindern preußiſcher Unterthauen in einer preuß. Schule zu teil 
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werden, nicht aber kann dies in einer ausländiſchen geſchehen. — Inbetreff der Wahl der 
Schule ſ. Abt. 2, Nr. XVII. A. 

5. Schulpflichtige Kinder gehören der Schule ihres Wohnorts an, auch wenn ihre 
Eltern anderswo wohnen. Einer Zuſtimmung des Schulvorſtandes bedarf es nicht. 

6. Ungetaufte Kinder chriſtlicher Eltern ſind derjenigen chriſtl. Schule zuzuweiſen, 
welche für die Kinder der Konfeſſion der Eltern eingerichtet find. Die Lehrer haben in 
den Liſten zu vermerken, ob die Kinder getauft ſind oder nicht. 

7. „Kinder, die in einer andern Religion, als welche in der öffentlichen Schule gelehrt 
wird, nach den Geſetzen des Staates erzogen werden ſollen, können dem Religionsunterrichte 
in derſelben beizuwohnen nicht angehalten werden.“ A. L. R. II, Tit. 12, $ 11. — Das 
Reſk. d. g. M. v. 3. März 1844 unterſagt daher, Kinder, welche nicht zur Konfeſſion der 
angeſtellten Lehrer gehören, durch Zwang zur Teilnahme an dem Unterrichte in der 
Religionslehre oder der bibl. Geſchichte, wie ſolcher in der betr. Schule erteilt wird, zu 
veranlaſſen. Eine ſolche Teilnahme ſoll nur dann geſtattet werden, wenn die Eltern oder 
Vormünder dieſelbe ausdrücklich verlangen. 

8. Hinſichtlich der Gründung und Leitung von Privatſchulen, der Erteilung von 
Privatunterricht oder der Funktion als Hauslehrer gelten die Beſtimmungen der Kabinets⸗ 
Ordre vom 10. Juni 1834 (Geſetz⸗Samml. 1834, S. 132) und der Inſtruktion v. 31. De⸗ 
zember 1839 zur Ausführung der gedachten Ordre (S. zweite Abteilung No. XIV.) 
Wenn ein Familienvater nach § 6 dieſer Inſtruktion feine Befähigung zur Erteilung des 
Unterrichts nachweiſen kann, und letzterer die für die Volksſchule vorgeſchriebenen Gegen⸗ 
ſtände umfaßt, ſo kann der Familienvater die Funktion des Hauslehrers bei ſeinen Kindern 
übernehmen. 

8 2. Daner des Schulunterrichts. 

Der Schulunterricht dauert bis zum vollendeten vierzehnten Lebensjahre. 
In beſonderen Fällen kann der die Schule beauffichtigende Pfarrer (§ 33.) 
nach vorgängiger Rückſprache mit dem Schullehrer die Entlaſſung des Kindes 
aus der Schule noch um ein bis zwei Jahre hinausſetzen. 

1. Solange die Entlaſſung eines Kindes auch nach Vollendung des 14. Jahres nicht 
erfolgt und von dem Lokalſchulinſpektor nicht genehmigt iſt, bleibt dasſelbe ſchulpflichtig und 
jede Verſäumnis desſelben ſtrafbar. — Während für die Aufnahme der Kinder in die Schule 
jährlich nur ein Termin feſtgeſetzt zu ſein pflegt, desgleichen für die Verſetzung in die höhere 
Klaſſe bezw. Abteilung, iſt für die Entlaſſung derſelben ein doppelter Termin bräuchlich, 
zu Oſtern und zu Michaeli. Der Entlaſſung geht in der Regel eine öffentliche Prüfung 
der Schule voraus. 3 

2. Anſtelle des Pfarrers iſt infolge des Geſetzes vom 11. März 1872, betr. die 
Beaufſichtigung des Unterrichts⸗ und Erziehungsweſens (Geſ⸗S. 1872, S. 183) der vom 
Staat ernannte und beſtellte Ortsſchulinſpektor getreten, da die Entlaſſung aus der Schule 
ebenſo wie der Schulbeſuch in das Bereich der Schulaufſicht gehört, und nur der vom Staat 
mit der Schulaufſicht beauftragte Beamte darüber zu befinden hat, ob ein Kind hinſichtlich 
ſeiner in der Schule erlangten Kenntniſſe und Fertigkeiten zur Entlaſſung reif iſt oder nicht. 

Die erfolgte Konfirmation bei den Evangeliſchen oder die Annahme zu den h. Sa⸗ 
kramenten bei den Katholiken giebt in keinem Falle eine Berechtigung zur Entlaſſung aus 


der Schule. 
i § 3. Dispenſation vom Schulbeſuch. 

Die Erlaubnis, von der Schule wegen beſonderer Hinderniſſe zurückzu⸗ 
bleiben, erteilt bis zu 8. Tagen der Pfarrer, und, wenn die Schule ſich nicht 
am Wohnort des Pfarrers befindet, der Schullehrer. N 

Über Geſuche um Befreiung vom Schulbeſuche auf längere Zeit entſcheidet 
der Schulvorſtand. 5 

Über die Ausübung dieſer Befugniſſe werden die Regierungen nähere 
Anweiſung erteilen. 

1. Anſtelle des Pfarrers iſt auch hierin der Ortsſchulinſpektor getreten. ekr. das in 
Anm. 2 zu § 2 Geſagte. 0 

2. Wegen der Schließung der Schulen während einer Cholera⸗ oder ſonſtigen Epidemie 
J. Regulativ des M. d. g. A. u. des Innern v. 14. Juli 1884 (Amtsblatt der Rg. zu 
Marienwerder 1884, S. 238 f.) 


en a 


3. Über Geſuche um Dispenſation vom Schulbeſuch entſcheidet der Schulvorſtand bezw. 
die Schuldeputation. Gegen die Rückweiſung des Geſuchs ſteht den Beteiligten die Anrufung 
der Entſcheidung des Kreisſchulinſpektors frei. 


§ 4. Schulverſäumniſſe. 

Die nicht gerechtfertigten Schulverſäumniſſe werden an 1 Eltern und 
Pflegern der ſchulpflichtigen Kinder, nach fruchtloſer Ermahnung von ſeiten 
des Schulvorſtandes, durch eine für Zwecke der Schule zu verwendende Geld⸗ 
ſtrafe von 4 Pfennigen für jeden verſäumten Tag geahndet. Erweiſt ſich dieſe 
Strafe nach wiederholter Anwendung als unwirkſam, ſo kann dieſelbe bis auf 
5 Silbergroſchen für den Tag verſchärft werden. 

Die Schulvorſtände beantragen auf die von dem Schullehrer geführten 
Verſäumnisliſten, nach Anhörung der Entſchuldigungsgründe oder nach ver⸗ 
geblicher Vorladung der Eltern oder Pfleger der Kinder, die Verſäumnisſtrafen 
bei der Ortspolizei⸗Behörde, welche dieſelben feſtſetzt und beitreibt. Die für 
den Fall des Unvermögens der Zahlungspflichtigen zu verhängende Gefängnisſtrafe 
hat auf dem Lande der Landrat und in den Städten der Magiſtrat feſtzuſetzen. 


1. Den Schulinſpektoren, Schulvorſtänden und Lehrern muß als Pflicht, welche durch 
Reſkripte des Hrn. Min. und durch Verf. der Rg. wiederholt eingeſchärft iſt, ans Herz gelegt 
werden, durch Einſprache auf die Eltern reſp. Pfleger und auf die Kinder auf einen regel⸗ 
mäßigen Schulbeſuch hinzuwirken. S. hinten Abt. II, No. XVII. B. u. C. 

2. In die vom Lehrer aufzuſtellenden Verſäumnisliſten ſind alle Kinder, auch wenn ſie 
nur kurze Zeit und mit Entſchuldigung gefehlt haben, unter Angabe der dem Lehrer bekannt 
gewordenen Gründe der Verſäumnis aufzunehmen. Durch die Fortlaffung eines Kindes 
macht ſich der Lehrer ſtraffällig. Die Verſäumnisliſten ſind in 2 Exemplaren zu fertigen 
und einzureichen. 

3. Erſt nach fruchtloſer Ermahnung und nach Anhörung der Entſchuldigungsgründe 
ſoll die Strafe feſtgeſetzt werden, damit nicht ohne Not und mit der durch die Natur der 
Sache gebotenen Schonung zur Anwendung von Zwangsmaßregeln geſchritten wird. (Motive). 

4. Über den Schulbeſuch der Schifferkinder ſ. Abt. II, No. XVII. D. 

5. Zu den gerechtfertigten Verſäumniſſen gehört die an 2 Tagen in der Woche ſtatt⸗ 
findende Teilnahme der Kinder an dem Katechumenen- reſp. Konfirmanden⸗Unterricht. Die⸗ 
ſer iſt durch das Regulativ des Ober⸗Präſidenten d. d. Königsberg den 1. Mai 1876 No. 
5088 O. P. geregelt, und iſt in demſelben beſtimmt worden, daß eine Dispenſation der Schul⸗ 
kinder von dem Schulunterrichte zum Zwecke der Teilnahme an dem Katechumenen⸗ ꝛc. Unter⸗ 
richte vor vollendetem 12. Lebensjahre nicht ſtatthaft iſt. — Über die Ausführung dieſes 
Regulativs, über die für den Katechumenen⸗Unterricht feſtgeſetzte Zeit und die Dispenſierung 
der Kinder vom Schulunterricht haben die Regg. beſondere Verordnungen erlaſſen. — Ferner 
ſind als erlaubte Schulverſäumniſſe anzuſehen: Krankheit des Kindes oder der Eltern, Todes⸗ 
fall in der Familie, ungeſtümes Wetter für die auf Abbauten oder in anderen Ortſchaften 

wohnenden Kinder. ; 

6. Als katholiſche Feiertage, an denen die kath. Schulkinder und Lehrer von der 
Schulpflicht befreit ſind, gelten: Das Feſt der h. drei Könige, Fronleichnamsfeſt, das Feſt 
der Apoſtel Petrus u. Paulus, das Feſt Allerheiligen, die Feſte Mariä Reinigung (Licht⸗ 
meß), Mariä Verkündigung, Mariä Empfängnis und das Feſt des Hauptpatrons. An den 
Aſchermittwochen und Allerſeelentagen iſt den kath. Kindern und Lehrern, welche den 
Gottesdienſt beſuchen wollen, ebenfalls bis 10 Uhr freizugeben. a 

7. Jüdiſche Kinder ſind an den Sonnabenden und jüdiſchen Feiertagen nur dann vom 
Schulbeſuch befreit, wenn ihre Eltern, Pfleger oder Vormünder bei dem Ortsſchulinſpektor 
die Dispenſation von demſelben nachgeſucht haben. Halten jüdiſche Eltern ihre Kinder ohne 
dieſe Erlaubnis zurück, jo find die Verſäumniſſe des Unterrichts ſtrafbar. ke 

8. Die Zuläſſigkeit einer Verſäumnisſtrafe iſt ausgeſchloſſen, wenn das betr. Kind, 
auch ohne Anzeige bei dem Schulvorſtand bezw. ohne deſſen Genehmigung, eine andere 
Schule beſucht hat. 2 

9. Die Verſäumnisſtrafe trifft den, dem die Erziehung des Kindes obliegt, alſo zu- 
nächſt den Vater und nach deſſen Tode die Mutter, bezw. den Vormund, reſp. den Pfleger 
oder Dienſtherrn. 0 

10. Als Ortspolizeibehörde iſt derjenige Amtsvorſteher anzuſehen, innerhalb deſſen 


1* 


Bezirk die ſäumigen Eltern wohnen, und nicht der Amtsvorſteher, in deſſen Bezirk die 
Schule liegt, wenn der Wohnort der qu. Eltern und der Schulort nicht demſelben Amts⸗ 
bezirk angehören. 

11. Die Polizeibehörden haben die Schulvorſtände als die Behörden, welche durch 
das Geſetz mit der Unterſuchung der Straffälligkeit und mit der Stellung des Strafantrags 
betraut ſind, von den getroffenen Feſtſetzungen und dem Erfolg des Exekutionsverfahrens in 
Kenntnis zu ſetzen. Dies kann durch Rückgabe der Verſäumnisliſte geſchehen. 

. 12, In ſolchen Fällen, in denen ſich alle übrigen Maßnahmen der Behörden zur 
Erzwingung des Schulbeſuchs als fruchtlos erweiſen, kann auch von der Siſtierung der 
Kinder zur Schule Gebrauch gemacht werden. 

8 5. 

Hinſichtlich der Schulzeugniſſe, der Zahl der Unterrichts⸗Stunden, der 
Gründe, aus denen Dispenſation vom Schulbeſuch oder eine Beſchränkung 
und Verlegung der Unterrichtszeit, namentlich für Kinder ärmerer Eltern, 
zuläſſig iſt, ſowie hinſichtlich der Ferien und der Sonntagsſchulen bleiben die 
erforderlichen Anordnungen, mit Rückſicht auf Zeit⸗ und Ortsverhältniſſe, be⸗ 
ſonderen Inſtruktionen oder Reglements vorbehalten. 

J. Auf rechtzeitige Requiſition der Superintendenten und Dekane ſind die Kinder der 
betr. Konfeſſion der in den betr. Kirchſpielen belegenen Schulen für den jährlichen Kirchen⸗ 
viſitationstag durch die Lokalſchulinſpektoren bezw. Schuldeputationen vom Beſuche des Schul⸗ 
unterrichts behufs Prüfung in der Religion bei Gelegenheit der Kirchenviſitation in der 
Kirche ſelbſt zu dispenſieren. 

2. Die Zahl der Unterrichtsſtunden, die ein Lehrer zu erteilen verpflichtet iſt, beträgt 
bei 1klaſſigen und Halbtagsſchulen in der Regel 30—32. 

3. Wegen der Sommerſchule, in der die Kinder in 2 geſonderten Abteilungen (in der 
Regel Stufe I u. II von 6—9 oder 7—10 und Stufe III von 9— 12 reſp. 10 — 1 unter⸗ 
richtet werden, gelten für jeden Reg.⸗Bezirk beſondere Beſtimmungen. 

4. Die Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Hüten, zu ländlichen Arbeiten u. dergl. 
darf nur gegen Erlaubnisſchein des Ortsſchulinſpektors geſchehen. Über die Bedingungen, 
unter denen Kinder zum Hütedienſt vermietet und verwendet werden können, haben die 
einzelnen Regg. beſondere Verordnungen exlaſſen. S. Abt. 2, No. VII. 

3. Der Lehrer darf den Stunden- (Lektions⸗) Plan nicht eigenmächtig abändern und 
nicht von demſelben ohne beſondere Erlaubnis abweichen. Er hat die feſtgeſetzten Schul⸗ 
ſtunden pünktlich und ganz, ohne jegliche Unterbrechung zu halten und macht ſich ſtraffällig, 
wenn er eine ſolche ohne ſpezielle, vorher nachgeſuchte und erhaltene Erlaubnis und ohne 
einen begründeten Anlaß ausſetzt. 5 

Beim Unterricht muß der Lehrer jedesmal vollſtändig und anſtändig bekleidet ſein und 
ſich während desſelben jeder Nebenarbeit und Unſchicklichkeit enthalten. Er hat alles zu 
meiden, was die Ruhe und Aufmerkſamkeit ſtört oder dem Anſtande zuwider iſt. Die 
e ſoll ſtets reinlich und ordentlich gehalten und nur für den Schulzweck benutzt 
werden. 

Alles, was zur Vorbereitung des Unterrichts gehört, namentlich das Vorſchreiben, die 
Durchſicht und Korrektur der ſchriftlichen Arbeiten u. dergl. hat der Lehrer außer der 
eigentlichen Schulzeit zu beſorgen. ech 

6. Die Verf. der Rg. zu Königsberg v. 25. Januar 1883 (II. 1706/1) beſtimmt: 

1. Wenn das Thermometer vormittags 10 Uhr bis + 20 Reaumur 
(25 Celſius) im Schatten ſteigt, kann in ſtädtiſchen Schulen mit Genehmigung der 
Schuldeputation der Unterricht ausfallen. 5 2 

2. Ob während des Sommerhalbjahres der Unterricht um 7 oder um 8 Uhr 
morgens zu beginnen habe, darüber ſteht nach Anhörung des Ortsſchulvorſtandes 
den Kreisſchulinſpektoren die Entſcheidung zu. N 

Dieſe Beſtimmung gilt ebenſo für ſtädtiſche wie für ländliche Schulen. 

7. Über den Unterricht der in Fabriken oder mit anderer gewerblicher Arbeit be⸗ 
ſchäftigten ſchulpflichtigen Kinder |. das Reſk. der MM. für Handel u. d. geiſtl. A. v. 26. 
1 9 1878 (Amtsbl. der Reg. zu Marienwerder 1878, S. 335; der Reg. zu Königsberg 
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8. Hüſtchrüch der beim Unterricht in der deutſchen Sprache in den von Kindern pol⸗ 
niſcher und littauiſcher Zunge beſuchten Volksſchulen der Prov. Oſt⸗ und Weſtpreußen gilt 
die Ober⸗Präſidial⸗Verordnung v. 24. Juli 1873. S. Abt. II, No. XVIII. 


9. Die Sommer⸗ und Herbitferien, welche zufammen nur 6 Wochen dauern dürfen, 
werden hinſichtlich ihres Beginns von den Kreisſchulinſpektoren nach Vereinbarung mit dem 
Kreislandrat feſtgeſetzt. S. Abt. II, No. IV. 

10. Auf die Einrichtung der durch das General-Landſchulreglement vom 12. Auguſt 
1763 § 6 u. des Allg. L.⸗R. II, 12 $ 45 angeordneten Sonntagsſchulen, zu deren Beſuch 
das Oſtpreuß. Provinz ialrecht, Zuſatz 223, auch ſolche ſchon zum Abendmahl zugelaſſene 
Perſonen verpflichtet, die der Prediger ſchwach in den Schulkenntniſſen findet, wurden die 
Regg. infolge des 4. Landtagsabſchieds für die Prov. Preußen v. 3. Mai 1832 (Kamptz' 
Annal. S. 553) beſonders aufmerkſam gemacht. Sie beſtehen z. Z. aber nur in vereinzelten 
Fällen. — An dem Unterricht in Fortbildungsſchulen dürfen ſchulpflichtige Kinder nicht teil⸗ 
nehmen. Dagegen ſind die Lehrer an den Volks⸗ und Mittelſchulen verpflichtet, innerhalb 
der vokationsmäßigen Stundenzahl an ſolchen Schulen gegen eine beſondere, von der Ge⸗ 
meindebehörde feſtzuſetzende mäßige Remuneration Unterricht zu erteilen. 


S 6. II. Von der Berufung, dem Amte, der Beſoldung und Entlaſſung der 
Schullehrer. — Berufung. 


Das Recht, den Schullehrer zu berufen, ſteht dem Gutsherrn des zur 
Schule gehörigen Bezirks und, wenn deren mehrere find, dieſen gemeinſchaftlich, 
in den Städten aber den Magiſträten zu, ſofern nicht durch Herkommen oder 
beſondere Rechtstitel ein anderer dazu befugt iſt. Befindet ſich kein Gutsherr 
im Schulbezirke, ſo hat der Schulvorſtand den Schullehrer zu berufen. 

Sind mehrere Gutsherren vorhanden, ſo gebührt dem Gutsherrn des 
Schulorts die Leitung der gemeinſchaftlichen Verhandlungen wegen Berufung 
des Schullehrers. 

Hinſichtlich der Berufung der Lehrer an den Kirchſchulen behält es bei 
den Beſtimmungen des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts, nach welchen das 
Kirchenpatronat die Befugnis mit ſich führt, an den Orten, wo Kirchen vor⸗ 
handen ſind, die Schullehrer der gemeinen Schulen zu berufen (Zuſatz 218 
§ 1), und bei katholiſchen Kirchſchulen die Schulmeiſter in der Regel vom 
Pfarrer und der Gemeinde gemeinſchaftlich beſtellt werden (Zuſatz 218 § 4), 
an den Orten ſein Bewenden, wo dieſe Beſtimmungen bisher zur Anwendung 
gekommen ſind. 5 

Wird eine Schullehrerſtelle nicht binnen drei Monaten nach der Erledi⸗ 
gung wieder beſetzt, ſo geht das Beſetzungsrecht für dieſen Fall auf die Re⸗ 
gierung über. 

1. Nach den Motiven zur Sch.⸗O. hat inbetreff des Berufungsrechts der Lehrer im 
allgemeinen nichts in dem beſtehenden Rechte geändert werden ſollen; nach dieſem aber iſt 
anzunehmen, daß das Berufungsrecht und die damit korreſpondierende Verpflichtung zur 
Lieferung des Bauholzes auf dem Lande den Gutsherrſchaften des Schulbezirks beigelegt 
werden muß. Die Beſtimmung über die Konkurrenz mehrerer Gutsherren und die Leitung 
der gemeinſchaftlichen Wahlverhandlungen tft analog der Vorſchrift des Allg. L. ⸗R. bei 
mehreren Kirchenpatronen, II, 11, § 607. Die Berechtigung der Magiſträte in den Städten 
beruht auf § 3, Zuſatz 218 Oſtpr. Prov.⸗Rechts. — Die Schlußbeſtimmung über Ausübung 
des Devolutionsrechts iſt analog der Vorſchrift des Allg. L.⸗R. II, 11, § 398, nur unter 
Beſchränkung auf eine den Verhältniſſen angemeſſene kürzere Friſt gegeben. 

2. Schulunterhaltungspflicht und Lehrerbeſetzungsrecht ſind nicht Korrelate, erſtere 
giebt keinen Anſpruch auf letzteres. 

3. Das Patronatsrecht ſteht auch Frauen zu, wenn fie Beſitzerinnen des betr. Guts 
ſind, nicht aber deren Ehemännern, wenn ſie nicht mit jenen in Gütergemeinſchaft leben. 

„4. Der Magiſtrat hat vor der Wahl eines Lehrers das Gutachten der techniſchen 
Mitglieder der Schuldeputation einzuziehen. Er hat auch das Recht, jeden für das Elementar⸗ 
ſchulamt wahlfähigen Mann in erledigte Stellen zu berufen. Den bereits an der Schule 
angeſtellten Lehrern ſteht ein rechtlicher Anſpruch auf Aſcenſion in die höhere Stelle nicht 
= Seite. Ob bei Vakanzen von höheren Gehaltsſtellen eine Aſcenſion der folgenden Lehrer 

er nur eines einzelnen ſtattfinden ſoll oder nicht, darüber entſcheidet die Regierung. 
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5. Inbetreff der Berufung bezw. Beſtätigung der Lehrer zu ſolchen evangel. Schul⸗ 
ſtellen, mit denen ein Kirchenamt verbunden iſt, muß durch Kommunikation mit dem Kon⸗ 
ſiſtorium eine Einigung herbeigeführt werden. 

6. Darin, daß die Aufſichtsbehörde bezw. Regierung der Wahl und Berufung eines 
Lehrers durch einen Privatpatron die Beſtätigung verſagt und den Patron zur Präſentation 
eines anderen, ſchon längere Zeit im Schulamte bewährten Lehrers veranlaßt, liegt keine 
Beſchränkung der Lehrerberufungswahl. 


§ 7. 

Zu Schullehrern dürfen nur ſolche Perſonen, welche ſich untadelhaft ge⸗ 
führt und von der Prüfungskommiſſion ein Zeugnis der Anſtellungsfähigkeit 
erhalten haben, berufen werden. Die Anſtellung der Schulamtskandidaten erfolgt 
zunächſt proviſoriſch, nach den hierüber beſtehenden allgemeinen Vorſchriften. 

1. Die beſtandene Prüfung giebt dem Kandidaten noch kein Recht zur Anſtellung den 
Behörden gegenüber. 

2. Alle an öffentlichen Volksſchulen angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen ſind bei der 
erſten etatsmäßigen Anſtellung zu vereidigen und zwar nach der Form des Dienſteides, welche 
für die unmittelbaren und mittelbaren Staatsbeamten durch die Allerhöchſten Ordres vom 
22. Januar und 6. Mai 1867 (Geſ.⸗S. S. 132 u. 715) vorgeſchrieben iſt. Solche Lehrer, 
welche noch nicht geprüft ſind und nur vorübergehend oder aushilfsweiſe zur Verwaltung 
einer Lehrerſtelle verwendet werden, leiſten den Eid nach zurückgelegter Prüfung. — Hand⸗ 
arbeitslehrerinnen, welche keinen weiteren Unterricht erteilen, find nicht zu vereidigen. 

3. Die Anſtellbarkeit eines Lehrers ſetzt ein muſterhaftes Verhalten desſelben in mo⸗ 
raliſcher wie politiſcher Hinſicht voraus. — Die Teilnahme an ſolchen Vereinen, welche eine 
feindſelige Parteinahme gegen die Staatsregierung verfolgen und dieſer, ſtatt ſie zu unter⸗ 
ſtützen, in allen Maßnahmen hemmend entgegenzutreten bemüht ſind, iſt bei Vermeidung 
der Nichtanſtellung bezw. der Dienſtentlaſſung unterſagt. 

4. Die Vorbildung der Volksſchullehrer erfolgt in der Regel in einem Lehrer⸗ 
Seminar. Die Vorſchriften wegen der Aufnahmeprüfung an den Kgl. Schullehrer⸗Seminarien, 
ſowie über die Prüfung der Volks- und Mittelſchullehrer und Rektoren find unterm 15. DE 
tober 1872 erlaſſen. S. zweite Abt. Nr. II. 

5. Die im Seminar ausgebildeten Lehrer ſind verpflichtet, jedes von der Regierung 
des betr. Bezirks ihnen überwieſene Schulamt anzunehmen, und bleiben 3 Jahre hindurch 
nach dem Austritt aus dem Seminar zur Dispoſition derjenigen Regierung, für deren Be⸗ 
zirk ſie ausgebildet ſind, dürfen daher keine Bedingungen eingehen, die ſie an der Erfüllung 
dieſer Pflicht hindern. Wer der Weiſung der Regierung nicht oder nicht ſofort nachkommt, 
muß die Koſten, welche ſeine Ausbildung für das Lehramt verurſacht hat, zurückzahlen. 
Dasſelbe gilt von allen ſolchen Lehrern, welche ihr Amt niederlegen oder aus demſelben ent⸗ 
laſſen werden, bevor ſie 3 Jahre als Lehrer fungiert haben. Anträge auf gänzlichen oder 
teilweiſen Erlaß der zu erſtattenden Beträge oder auf Geſtattung von Teilzahlungen ſind 
an die Regierung zu richten und von dieſer zu entſcheiden. 

6. Die proviſoriſch (interimiſtiſch) angeſtellten Lehrer können nach Befinden der Um⸗ 
ſtände ohne weiteres und ohne Anſpruch auf Penſion aus dem Amte entlaſſen werden. 
Daher ſoll die proviſoriſche Beſchäftigung nicht zu lange ausgedehnt werden und die pro⸗ 
viſoriſche Anſtellung höchſtens 6 Jahre, von dem Antritte eines öffentlichen Lehramts ab 
gerechnet, dauern. Die zweite Prüfung muß ſpäteſtens 5 Jahre nach der erſten abgelegt wer⸗ 
den. Sind Ausnahmen rätlich oder notwendig, ſo iſt dazu die Genehmigung des Herrn 
Miniſters d. g. A. erforderlich. 3 

Die definitive Anſtellung ift von der Abſolvierung der zweiten Prüfung abhängig. 
Einer Zuſtimmung der kirchl. Oberbehörde bei ſolchen Stellen, mit denen kirchliche Funktionen 
verbunden ſind, bedarf es zu derſelben nicht. Sie darf erſt nach erfolgter Ableiſtung der 
Militairpflicht erfolgen. Letztere beſteht für öffentliche — nicht für Privatlehrer — in einer 
6wöchigen Übung. Giebt der betr. Lehrer aber feinen Beruf ganz auf, oder wird er aus 
dem Schulamte für immer entlaſſen, jo kann er vor Ablauf des Jahres, in dem er 25 Jahre 
alt wird, zur Ableiſtung des Reſtes ſeiner aktiven Dienſtpflicht wieder eingezogen werden. 

Auch Lehrerinnen find zunächſt proviſoriſch anzuſtellen. Ihre definitive Anftellung hat, 
wenn ſie ſich bewährt haben, innerhalb der erſten 5 Jahre und früheſtens 2 Jahre nach 
der Berufung zu erfolgen. In ihre Anſtellungsurkunde kann die Klauſel aufgenommen 
werden, daß ihre Anſtellung nur ſo lange als zu Recht beſtehend anzuſehen ſei, als die 
Berufenen unverheiratet bleiben. 
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7. Die Wiederanſtellung eines unfreiwillig entlaſſenen Lehrers im Schulamt ſoll in 
der Regel niemals erfolgen. Wird ſie beabſichtigt, ſo iſt in einem motivierten Bericht die 
Genehmigung des Herrn Miniſters nachzuſuchen. 


8 8. 

Jede Berufung eines Schullehrers muß der Regierung zur Beſtätigung 
vorgelegt werden. 8 

1. Die Reg. hat, wenn ſie einen in einem andern Bezirk angeſtellten oder angeſtellt 
geweſenen Lehrer in ihrem Bezirk anſtellen, bezw. ſeine Anſtellung beſtätigen will, vorher über 
deſſen Verhalten bei der Kgl. Behörde, in deren Reſſort der betr. Lehrer zur Zeit angeſtellt 
iſt, bezw. zuletzt angeſtellt geweſen iſt, Erkundigungen einzuziehen. 

2. Auch die Verſetzung eines ſtädtiſchen Lehrers von einer Schule an eine andere 
bedarf der zuvorigen Genehmigung der Regierung. 

3. Für die in ein Lehramt Berufenen iſt eine Vokation (der Berufsbrief) auszu⸗ 
fertigen und zwar von demjenigen, der das Berufungsrecht hat, ſowohl für die interimiſtiſch, 
als für die definitiv angeſtellten Lehrer. Der Berufungsberechtigte hat in jedem Falle, 
mag es ſich um einen proviſoriſch (interimiſtiſch? oder definitiv anzuſtellenden Lehrer han⸗ 
deln, eine unbedingte Vokation auszuſtellen. Dieſe iſt von der Regierung zu beſtätigen 
und zwar, wenn es ſich um einen proviſoriſch angeſtellten Lehrer handelt, mit dem Vor⸗ 
behalt des Widerrufs, und dann an den betr. Patron, wenn er am Schulorte wohnt, jonft 
an den Ortsſchulinſpektor zur Aushändigung an den Lehrer bei Einführung in ſein Amt 
zuzufertigen. Die Stempelkoſten für den Berufsbrief hat der Lehrer zu tragen. 

Lehrer auf Kündigung oder auf eine beſtimmte Friſt zu berufen, iſt ſomit den Privat⸗ 
patronen nicht geſtattet, weil die Beibehaltung eines proviſoriſch angeſtellten Lehrers von 
jeiner Qualifikation und von feinem ganzen Verhalten in und außer der Schule abhängt, 
und die Entſcheidung darüber allein der Aufſichtsbehörde zuſteht. 

4. Erfordernis für die Rechtsverbindlichkeit einer Berufung in ein Lehramt iſt, daß 
die betr. Vokation, deren Annahme zwangsweiſe nicht erreichbar iſt, ſeitens des Lehrers oder 
der Lehrerin angenommen, bezw. von denſelben die Lehrerſtelle faktiſch angetreten werde. 
Iſt weder das eine, noch das andere erfolgt, ſo kann der betr. Lehrer sor der Annahme 
der Beſtallungsurkunde von ſeiner frühern Erklärung betreffs der Übernahme der Stelle 
zurücktreten, und auch die Reg kann die Beſtätigung auf Anſuchen des Lehrers bezw. der 
Lehrerin ohne vorgängige Anhörung des Patrons zurückziehen. 

5. Die Lehrer an mehrklaſſigen Schulen ſind verpflichtet, in allen Klaſſen zu unter⸗ 
richten, welche ihnen nach Erfordernis zugewieſen werden; es kann daher auch in die Vo⸗ 
kation bei deren Beſtätigung ein Vermerk aufgenommen werden, durch den der Lehrer ſpeziell 
verpflichtet wird, auch in anderen Klaſſen zu unterrichten, wenn es der Schulaufſichtsbehörde 
im Intereſſe der Schule nötig erſcheint. — Die Beurteilung, für welchen Unterricht ſich ein 
Lehrer qualifiziert, ſteht nicht dem Lehrer, ſondern der vorgeſetzten Behörde zu. 

6. Die Beſtimmung des $ 8 beruht auf der Reg.⸗Inſtrukt. v. 23. Oktober 1817. 
Nach der Verhandlung des Prov. Landtags vom 13. Febr. 1845 ſichert der Inhalt dieſes 
Paragraphen der Reg. den ſo notwendigen Einfluß auf das Schulweſen, welcher in den 
Fällen um ſo wichtiger iſt, wo verſchiedene Konfeſſionen in einer Schulſozietät vereinigt ſind, 
und wo etwa der zur Berufnng berechtigte Gutsbeſitzer geneigt ſein ſollte, einen Lehrer zu 
vozieren, deſſen Konfeſſion mit der Majorität der Schulgemeinde nicht übereinſtimmt. 

7. Da bei Beſetzung von Elementarlehrerſtellen nicht Kgl. Patronats wiederholt vor⸗ 
gekommen iſt, daß die neuen Lehrer ohne Wiſſen der betr. Regierung und, ehe ihre Wahl 
von derſelben beſtätigt worden war, ihren Anzug gehalten und das neue Amt angetreten 
haben, eine ſolche Ordnungswidrigkeit aber namentlich in dem Fall, wenn der neue Lehrer 
aus einem fremden Regierungsbezirk angezogen iſt, Veranlaſſung dazu geben kann, daß 
Lehrerſtellen mit nicht nur relativ unpaſſenden, ſondern mit überhaupt unfähigen Lehrern, 
wenn auch nur vorübergehend beſetzt werden: ſo iſt zur Verhütung ſolcher Ordnungswidrig⸗ 
keiten von der Regierung beſtimmt, daß einem Lehrer nicht eher die zu ſeiner Abholung 
verlangten Fuhren zu geſtellen oder die in deren Stelle verabredeten Geldentſchädigungen 
zu zahlen ſind, als bis die Leiſtungspflichtigen infolge der Verfügung der betr. Regierung 
zu dieſen Leiſtungen ausdrücklich aufgefordert worden ſeien, da dieſelben ſich es event. ſelbſt 
zuzuſchreiben haben würden, wenn dieſe Leiſtungen durch die nicht erfolgende Beſtätigung 
des ſchon angezogenen Lehrers ſich als vergeblich verwendet erweiſen, und die Schulgemeinde 
binnen kurzem zur Herbeiholung noch eines andern Lehrers ſich genötigt ſehen ſollte. 
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8 Wer ohne ſtaatliche Erlaubnis Schulunterricht erteilt, iſt wegen Anmaßung eines 
Amtes ſtrafbar. Dies gilt auch von dem Unterricht in der Religion. Vergl. Erkenntnis 
des Ober⸗Trib. v. 6. Januar 1876 (Centralbl. S. 153). 

9. Lehrer, die bereits definitiv angeſtellt waren, können bei einer Verſetzung auf 
eine andere Stelle auch nur wieder definitiv angeſtellt werden. Nur wenn Kandidaten 
oder Lehrer in ein Rektorat oder in eine andere höhere Stelle, als ihre bisherige war, 
berufen werden, ein ſolches Amt aber bisher noch nicht bekleidet haben, wenn deren mate⸗ 
rielle Befähigung für ein ſolches Amt ſomit gegründeten Zweifeln unterliegt, ſo können 
ſie in dieſem neuen Amt, wenn ſie darauf eingehen, proviſoriſch beſtätigt werden. Es iſt 
in einem ſolchen Falle dem betr. Lehrer jedoch die Folge eines ſolchen Schrittes zu Proto⸗ 
koll klar zu machen und von ihm eine ausdrückliche Erklärung darüber zu erfordern, ob er 
ungeachtet der ihm erteilten Belehrung über die möglichen Folgen die proviſoriſche Stellung 


annehmen wolle. 
§ 9. Neben⸗Beſchäftigungen. 

Die Schullehrer dürfen nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Regie⸗ 
rung ein Nebenamt übernehmen oder ein Gewerbe treiben. 

1. Die Lehrer bedürfen zu jeder auf Erwerb gerichteten außeramtlichen Thätigkeit, mit 
Ausnahme des Ackerbaues auf dem zur Schule gehörigen Grundſtücke, der Seidenraupen⸗, 
Bienen-, Blumen⸗ und Obſtbaumzucht, der Genehmigung der Regierung und machen ſich 
ſtraffällig, wenn ſie Agenturen, Schreibereien, Handelsgeſchäfte und ähnliche Nebenbeſchäfti⸗ 
gungen ohne dieſe Genehmigung übernehmen. Die Erlaubnis zur Annahme eines Neben⸗ 
amts oder einer Nebenbeſchaͤftigung, mit der eine fortlaufende Remuneration verbunden iſt, 
kann von der Reg. nur auf Widerruf oder nur auf eine beſtimmte Zeit oder für ein be⸗ 
ſtimmtes, nach Ablauf einer beſtimmten Zeit von ſelbſt endendes Geſchäft erteilt werden. — 
Unter einem Nebenamte im Sinne des 8 9 iſt jede außerhalb des amtlichen Berufs liegende, 
gegen eine beſtimmte Entſchädigung dauernd übernommene Beſchäftigung zu verſtehen. 

2. Lehrer können nicht Mitglieder des Magiſtrats oder Stadtverordnete, nicht Ge⸗ 
ſchworene, nicht Agenten für Auswanderungsſchiffe, nicht Mitglieder des Kreisausſchuſſes, 
nicht Steuererheber, Forſtkaſſenrendanten, Schulgelderheber u. dergl. ſein. 

In ländlichen Ortſchaften können dieſelben in Ermangelung anderer geeigneter Per⸗ 
ſonen Gerichtsmänner (Schöffen) ſein. Das Schulzenamt darf ihnen nur aus ganz beſonderen 
und ausreichenden Gründen übertragen werden. 

3. Auch zur proviſoriſchen Verwaltung eines Organiſten⸗ oder ſonſtigen kirchlichen 
Amtes, das nicht organiſch mit einer Lehrerſtelle verbunden iſt, bedarf es der beſonderen 
Erlaubnis der Regierung, ebenſo zur Übernahme der ſchriftlichen Arbeiten für den Amts⸗ 
vorſteher, des Amtes eines Standesbeamten oder deſſen Stellvertreters, eines Fleiſchbeſchauers, 
eines Schiedsmannes. Dagegen bedarf die Übernahme des Amts eines Kirchenvorſtehers, 
Gemeindeälteſten, Gemeindekirchenrats und Gemeindevertreters keiner Genehmigung der 
vorgeſetzten Dienſtbehörde. 

4. Die Konzeſſion zur Ausübung der Schankwirtſchaft und Krämerei darf an Lehrer 
und deren Ehefrauen nicht erteilt werden. — Dabei iſt zu bemerken, daß nach der durch die 
Gewerbe⸗Ordnung v. 21. Juni 1869 nicht aufgehobenen Beſtimmung im § 19 der Gew.⸗ 
Ordnung v. 17. Januar 1845 (Geſ.⸗S. S. 44) Lehrer nicht bloß für ſich und ihre Ehe⸗ 
frauen, ſondern auch zum Gewerbebetriebe der in ihrer väterlichen Gewalt ſtehenden Kinder, 
ihrer Dienſtboten und anderer Mitglieder ihres Hausſtandes der Erlaubnis ihrer vorgeſetz⸗ 
ten Dienſtbehörde, der Regierung, bedürfen. 1 9 

5. Lehrern iſt der Verkauf von Schreibmaterialien und anderer Schulbedürfniſſe 
nur an ſolchen Orten geſtattet, wo der anderweite Ankauf gar nicht möglich oder mit er⸗ 
heblichen Schwierigkeiten verbunden iſt, aber auch dann nur ohne Nutzen für ſie ſelbſt, da 
der Verkauf von Schreibmaterialien oder Schulbüchern mit Nutzen als Gewerbebetrieb an⸗ 
zuſehen, bei der Polizeibehörde anzumelden iſt und ohne Zahlung von Gewerbeſteuer und 
ohne ausdrückliche Genehmigung der Regierung nicht betrieben werden darf. Letztere wird 
aber mit Rückſicht auf die amtliche Stellung des Lehrers nur höchſt ausnahmsweiſe erteilt. 

6. Die Ausübung der Jagd ift den Lehrern nur ſo lange geſtattet, als die Reg. 
ihnen dieſe nicht im Schulintereſſe aus beſondern Gründen unterſagt hat. 

7. Privatunterricht an fremde Schüler zu erteilen, kann einem Lehrer nur dann 
unterſagt werden, wenn dadurch die Verwaltung ſeines Amtes leidet. Einer zuvorigen Ein⸗ 
holung der Genehmigung der Schulaufſichtsbehöͤrde bedarf es dazu nicht, dagegen müſſen 
die Lehrer von den Privatſtunden, welche ſie zu erteilen beabſichtigen, den Schulvorſtänden 
bezw. in den Städten den Schuldeputationen Anzeige machen. Nur wenn die Erteilung von 
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Privatſtunden und Privatunterricht gegen Bezahlung erfolgt, dieſe außeramtliche Beſchäfti⸗ 
gung ſich alſo als Betrieb eines Gewerbes charakteriſiert, dann iſt hierzu die Erlaubnis der 
vorgeſetzten Dienſtbehörde erforderlich. — Die Erteilung von Privatunterricht an Schüler 
der eigenen Klaſſe darf nur ausnahmsweiſe erfolgen und geſtattet werden. 

8. Lehrer müſſen die Genehmigung zur Übernahme der Vormundſchaft bei der Kgl. 
Regierung nachſuchen, können ſie aber nur ablehnen, wenn ſie über 60 Jahre alt ſind, oder 
bereits mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führen, oder nicht im Bezirk des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts ihren Wohnſitz haben, oder nach Maßgabe des 8 58 des Geſetzes v. 
5. Juli 1875 (Geſ.⸗S. S. 431 ff.) zur Stellung einer Sicherheit angehalten werden, oder 
5 reſp. mehr minderjährige eheliche Kinder haben, oder auch an einer die ordnungsmäßige 
Führung der Vormundſchaft hindernden Krankheit leiden. 


§ 10. Züchtigungs⸗Recht. 

Die Beſtrafung der Schulkinder durch den Lehrer darf die Grenzen einer 
mäßigen elterlichen Zucht nicht überſchreiten. Wo der Lehrer mittelſt derſelben 
die Schuldisziplin nicht zu erhalten vermag, hat er dem Pfarrer Anzeige zu 
machen, welcher allein, oder in ſchwierigeren Fällen in Gemeinſchaft mit dem 
Schulvorſtande, die notwendigen Maßregeln trifft. 

Wegen Überſchreitung des Züchtigungsrechts bleibt der Schullehrer nach 
den geſetzlichen Beſtimmungen verantwortlich. 

1. Da der Lehrer nächſt dem Unterrichte auch die ſittliche Erziehung der Schuljugend 
im Auge zu behalten hat, ſo iſt er verpflichtet, die Schulzucht mit weiſem Ernſte und ruhiger 
Beſonnenheit zu handhaben. — Inbetreff der körperlichen Züchtigung von Schulkindern durch 
den Lehrer haben die Regg. beſondere Vorſchriften erlaſſen. (S. Abt. II. Nr. XIX.) In 
allen iſt das Schlagen oder Stoßen mit der Hand oder Fauſt, mit einem Stock oder Lineal, 
das Schlagen an den Kopf (Ohrfeigen), das Reißen an den Haaren oder Ohren unterſagt. 
Selbſtverſtändlich darf auch eine Entblößung des Körpers bei einer körperlichen Züchtigung 
nicht erfolgen. 

2. Die Allerh. Ordre v. 14. Mai 1825 (Geſ.⸗S. S. 149) beftimmt: 
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4. Die Schulzucht darf niemals bis zu Mißhandlungen ausgedehnt werden, die der 
Geſundheit des Kindes auch nur auf entfernte Art ſchädlich werden können. 
Züchtigungen, welche in dieſen der Schulzucht geſetzten Schranken verbleiben, ſollen 
gegen die Lehrer nicht als ſtrafbare Mißhandlungen oder Injurien behandelt werden. 
6. Wird das Maß der Züchtigung, ohne wirkliche Verletzung des Kindes, über⸗ 
ſchritten, ſo ſoll dieſes von der dem Schulweſen vorgeſetzten Provinzialbehörde 
durch angemeſſene Disziplinarſtrafe an dem Lehrer geahndet werden. Wenn da⸗ 
gegen dem Kinde durch den Mißbrauch des Züchtigungsrechts eine wirkliche Ver⸗ 
letzung zugefügt wird, ſoll der Lehrer nach den beſtehenden Geſetzen in gericht- 
lichem Wege beſtraft werden. 
3. Jubetreff der Körperverletzung j. Strafgeſetzbuch f. d. deutſche Reich (Geſ.⸗S. pro 
1871, S. 128 ff.) 88 223232. 

4. Nach dem Erk. des Reichsgerichts v. 29. Septbr. 1881 kann die Ausübung des 
Züchtigungsrechts gegen die gegebenen Beſtimmungen die Züchtigung zu einer ſtrafbaren 
Körperverletzung machen, z. B. wenn ſtatt auf die Hände oder auf das Gefäß, an den Kopf 
(Ohrfeigen) oder auf den Rücken geſchlagen wird, und ſich Spuren der Schläge zeigen. 

5. Da dem Lehrer die Aufſicht über Schüler auch außerhalb der Schulzeit zuſteht, 
ſo iſt er befugt, für Ungezogenheiten außerhalb der Schule die innerhalb der Schulzeit 
liegenden Strafmittel anzuwenden, wenn ihm die Eltern die Züchtigung überlaſſen, oder 
wenn eine vorherige Anzeige an die Eltern oder deren Mitwirkung unthunlich iſt, oder die 
Wirkung des Zuchtmittels nicht erreicht werden würde. In einem ſolchen Falle iſt der Rechts⸗ 
weg gegen einen Lehrer ausgeſchloſſen, auch wenn er nicht der eigentliche Klaſſenlehrer des 
Beſtraften iſt. — Dagegen ſteht keinem Lehrer die Beſtrafung eines Schülers einer andern 
Schule zu, wo er ſelbſt nicht als Lehrer fungiert. 

6. Einem Lehrer kann von der vorgeſetzten Behörde das Züchtigungsrecht beſchränkt 
oder auch ganz entzogen werden. N art. 

7. Das eigenmächtige Eingreifen in die Schuldisziplin und das Eindringen in die 
Schulzimmer ſeitens der Angehörigen der Kinder iſt durch Polizeiverordnungen allgemein 
unterſagt. Vergl. auch § 123 des St.⸗G.⸗B. 
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8. Wenn gegen einen Lehrer wegen angeblicher Überſchreitung des Züchtigungsrechts 

auf dem Wege der Civilklage vorgegangen iſt, obwohl derſelbe nach dem Ermeſſen ſeiner 
vorgeſetzten Dienſtbehörde die ihm gezogenen Schranken nicht überſchritten hat, ſo iſt der 
Kompetenzkonflikt nach Maßgabe der Verordnung v. 1. Auguſt 1879 zu erheben, und ſteht 
in dieſem Falle dem Gerichtshofe für Kompetenzkonflikte die Entſcheidung zu. Wenn dagegen 
der Lehrer im Wege der Privatklage belangt wird, ſo hat die Erhebung des Konflikts auf⸗ 
grund des Geſetzes v. 13. Febr. 1854 zu erfolgen, und in dieſem Falle hat das Oberver⸗ 
waltungsgericht darüber zu entſcheiden, ob der Konflikt begründet iſt oder nicht. 
f 9. Während nach der Beſtimmung im $ 10 der Sch.⸗O. der Lehrer von der elter⸗ 
lichen Zucht nur einen mäßigen Gebrauch machen darf, wird der Schulinſpektor ausdrücklich 
als derjenige bezeichnet, zu deſſen Kompetenz die Verhängung ſtrenger Strafe gehört. Es iſt 
ihm hierbei keine andere Schranke geſetzt, als den Eltern ſelbſt, welche nach dem Allg. Land⸗ 
recht Teil II., Tit. 1, 88 86 dieſelbe tft, wie die der Schulzucht. 


§ 11. Urlaub. 

Die Schullehrer dürfen außer der Ferienzeit ohne Urlaub nicht verreiſen. 
Dieſer iſt zu Reiſen von nicht länger als drei Tagen bei dem Pfarrer, zu 
Reiſen von nicht länger als vierzehn Tagen bei dem Kreis⸗Schulinſpektor, und 
zu Reiſen von längerer Dauer in einer dem Kreis⸗Schulinſpektor zu über⸗ 
reichenden Eingabe bei der Regierung nachzuſuchen, wobei wegen ihrer Ver⸗ 
tretung gleichzeitig Anzeige zu machen iſt. Von dem erteilten Urlaub hat der 
Pfarrer die Mitglieder des Schulvorſtandes in Kenntnis zu ſetzen. ger 

In den Städten wird ein Urlaub von 3 bis 14 Tagen durch die ſtädtiſche 
Schuldeputation erteilt. 

Bei Reiſen während der Ferien genügt eine bloße Anzeige an den Kreis⸗ 
Schulinſpektor. 

1. Kein Lehrer darf ſich in ſeinem Schulamt ohne Bewilligung des Lokalſchulinſpektors 
durch einen andern vertreten, noch ſich von einem andern Hilfe leiſten laſſen, auch ſich von 
dem Schulorte während eines Tages oder über Nacht nicht ohne Genehmigung des Orts⸗ 
ſchulinſpektors entfernen. N 

2. 8 92 A. L. R. II., 10: Kein Beamter darf den zur Ausübung ſeines Amts ihm 
angewieſenen Wohnort ohne Vorwiſſen und Genehmigung ſeiner Vorgeſetzten verlaſſen. 

Geſetz v. 21. Juli 1852, betr. die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten. 

§ 8. Ein Beamter, welcher ſich ohne den vorſchriftsmäßigen Urlaub von feinem Amte 
entfernt hält oder den erteilten Urlaub überſchreitet, iſt, wenn ihm nicht beſondere 
Entſchuldigungsgründe zur Seite ſtehen, für die Zeit der unerlaubten Entfernung 
ſeines Dienſteinkommens verluſtig. 5 

§ 9. Dauert die unerlaubte Entfernung länger als 8 Wochen, jo hat der Beamte die 
Dienſtentlaſſung verwirkt. N f 

Iſt der Beamte dienſtlich aufgefordert worden, ſein Amt anzutreten oder zu 
demſelben zurückzukehren, ſo tritt die Strafe der Dienſtentlaſſung ſchon nach 
fruchtloſem Ablauf von 4 Wochen ſeit der ergangenen Aufforderung ein. 

5 10. Die Entziehung des Dienſteinkommens ($ 8) wird von derjenigen Behörde ver⸗ 
fügt, welche den Urlaub zu erteilen hat. Imfalle des Widerſpruchs findet das 
förmliche Disziplinarverfahren ſtatt. 

(Bemerk. Die Beſtimmungen der 88 8 ff. beziehen 1 0 auch auf den Fall, daß jemand ſein Amt 


noch gar nicht angekreten hat und ſich über den ihm zur Übernahme desſelben geſetzten Termin ohne 
den vorſchriftsmäßigen Urlaub vom Amte entfernt hält.) 


3. Die Regg. find ermächtigt, Urlaub wegen Krankheit an Elementarlehrer bis auf 
die Dauer eines halben Jahres zu erteilen. 

4. Anträgen auf Gewährung von Unterſtützungen zu Brunnen⸗ und Badekuren iſt ein 
Atteſt des Kreisphyſikus beizufügen, daß die verordnete Kur nicht am Wohnort des Lehrers 
vorgenommen werden kann, ſondern daß der Gebrauch des Heilmittels an Ort und Stelle 
wirklich erforderlich ſei. E 

Nach dem Reit, d. g. M. v. 20. Januar 1853, M. 5947. II. ſollen dieſe Atteſte und 
Gutachten enthalten: 5 

1. die beſtimmte Angabe der Veranlaſſung zur Ausſtellung des Atteſtes, des Zwecks, 

zu welchem dasſelbe gebraucht, und der Behörde, welcher es vorgelegt werden foll; 
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5 * Angaben des Kranken oder der Angehörigen desſelben über ſeinen 
uſtand; 

beſtimmt geſondert von den Angaben zu 2 die eigenen thatſächlichen Wahr⸗ 
nehmungen des Beamten über den Zuſtand des Kranken; 

die aufgefundenen wirklichen Krankheitserſcheinungen; 

das thatſächlich und wiſſenſchaftlich motivierte Urteil über die Krankheit, ꝛc. ze. 
die dienſteidliche Verſicherung, daß die Mitteilungen des Kranken oder ſeiner Au⸗ 
gehörigen (ad 2) richtig in das Atteſt aufgenommen ſind, daß die eigenen Wahr⸗ 
nehmungen des Ausſtellers (ad 3 und 4) überall der Wahrheit gemäß ſind, und 
daß das Gutachten aufgrund der eigenen Wahrnehmungen des Ausſtellers nach 
deſſen beſtem Wiſſen angegeben iſt. 

Außerdem müſſen die Atteſte mit vollſtändigem Datum, vollſtändiger Namens⸗Unter⸗ 
ſchrift, insbeſondere mit dem Amtscharakter des Ausſtellers und mit einem Abdruck des 
Dienſtſiegels verſehen ſein. 

5. Die Koſten der Stellvertretung für einen erkrankten Lehrer ſind von den zur Tragung 
der W aufzubringen. Aus Staatsfonds wird dazu nichts 
gewährt. 

Hat ein Lehrer den Unterricht eigenmächtig geſchloſſen und unterlaſſen, ſeine Erkrankung 
rechtzeitig nachzuweiſen und um Beſtellung eines Vertreters einzukommen, ſo hat er die Koſten 
der Vertretung ſelbſt zu tragen, und können dieſe dem Schulverbande nicht auferlegt werden. 

Überhaupt bedarf es zur Ausſetzung des Schulunterrichts oder zur Verkürzung des⸗ 
ſelben innerhalb der nichtfreien Zeit ſtets der zuvor eingeholten und erhaltenen Erlaubnis 
des Lokalſchulinſpektors, mag der Anlaß dazu ſein, welcher es wolle. Nur bei plötzlichen 
Krankheits- oder ſonſtigen Notfällen, von denen aber dem Lokalſchulinſpektor bez. dem nächſten 
Vorgeſetzten ſobald als möglich Anzeige vom Lehrer oder deſſen Familie zu machen iſt, 
kann die Ausſetzung reſp. Verkürzung des Unterrichts ſtraffrei bleiben. 

6. Die Urlaubsgeſuche von längerer Dauer als 3 Tagen ſind durch den Lokalſchul⸗ 
inſpektor einzureichen, und iſt der darauf ergehende ſchriftliche Beſcheid abzuwarten, ehe der 
Urlaub angetreten werden darf. 

7. Urlaubsgeſuche von Rektoren oder Lehrern an ſtädtiſchen Schulen ſind zunächſt an 
die Schuldeputation einzureichen, die ſich wegen Gewährung oder Ablehnung mit dem Kreis⸗ 
ſchulinſpektor in Vernehmen zu ſetzen hat. 
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§ 12. Beſoldung. — Erſte Lehrer auf dem Lande. 


Der erſte Lehrer an einer Schule auf dem Lande, ſowie derjenige, welcher 
einer Schule allein vorſteht, ſoll an Gehalt und anderen Amtsnutzungen erhalten. 

1. freie Wohnung; 

2. den nötigen Brennbedarf zur Heizung der Schulſtuben und Wohnung, 
ſowie zu den Wirtſchaftsbedürfniſſen; 

3. ein Ackerſtück, möglichſt in der Nähe der Wohnung, von einem Morgen 
kulmiſch oder 2 Morgen 47 Quadratruten Preußiſch. Die Beſtellungs⸗ 
und Düngungsarbeiten auf dieſem Ackerſtücke hat die Gemeinde zu verrichten; 

4. einen Küchengarten hinter dem Hauſe von ½ bis 1 Morgen Preußiſch 
und einen Platz zur Obſtbaumzucht. Die Gemeinde erhält, ſoweit es 
notwendig iſt, den Garten im Gehege; 

5. die nötigen Wirtſchaftslokale; 

6. freie Sommerweide für wenigſtens 2 Stück Rindvieh; 

7. zwölf Scheffel Roggen, zwei Fuder Heu, jedes zu 16 Centner, und zwei 
Fuder Stroh oder 120 Bund zu 20 Pfunden; 

8. fünfzig Thaler bar Geld. 

Zu 1. 1. Bei Beſtimmung der dem Lehrer zu gewährenden Beſoldung kommt es auf 
den größern oder geringern Geldwert der in natura vorhandenen Dienſtwohnung nicht weiter 
an, ſondern es bedarf dazu nur der nähern Ermittelung des neben der freien Wohnung 
noch zum Unterhalt des Lehrers Notwendigen. 


Zur ord nungsmäßigen Ausſtattung der Elementarſchulſtellen gehören Dienſtwohnungen, 
und ihr Mangel kann ſtets nur unter beſondern Verhältniſſen gerechtfertigt erſcheinen. 
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2, Die Lehrerwohnung ſoll möglichſt 2 heizbare Stuben, à 20 bezw. 25 qm 
groß, und 1 bis 2 Kammern von 15 bis 18 qm Größe oder eine dritte Stube, ferner 
Küche, Vorratsgelaſſe ꝛc. umfaſſen. Eine der Kammern muß heizbar angelegt ſein. 
Wenigſtens ſoll die Wohnung eines erſten reſp. einzigen Lehrers auf dem Lande aus einer 
geräumigen Wohnſtube nebſt Schlaf- und Speiſekammer, Küche 2c., die des zweiten und dritten 
Lehrers aus einer Stube nebſt Kammer beſtehen. 

Die in dem Schulgebäude befindlichen Wohnungsräume, welche das Bedürfnis einer 
Lehrerfamilie nicht überſteigen, ſind dem Lehrer zu überweiſen, auch wenn der zeitige 
Stelleninhaber unverheiratet iſt. Einen Teil der Wohnung zu Zwecken der Ortsgemeinde 
zu benutzen, iſt durchaus unſtatthaft. 

Dagegen kann die zahlreiche Familie eines Lehrers nicht als Grund geltend gemacht 
werden für die Notwendigkeit der Vergrößerung einer an ſich zureichenden und ange⸗ 

meſſenen Lehrerwohnung. 

Auf die Anlage eines Kellers iſt Bedacht zu nehmen, da der Beſitz eines ſolchen 
für den Haushalt eines Lehrers Bedürfnis iſt. 

Doppelfenſter in den Schulen und Lehrerwohnungen können nach dem Gutachen der 
Kgl. Oberbaubehörde als ein Bedürfnis nicht anerkannt werden, wo nicht beſondere Gründe 
ausnahmsweiſe für die Gewährung geltend zu machen ſind. Solche ſind: die exponierte 
Lage des Schulgebäudes, ungünſtige klimatiſche oder ſonſtige Ortsverhältniſſe und dergl. 

3. Die Gemeinden, denen die Unterhaltung der Schulen obliegt, ſind verpflichtet, 
ſolche Veranſtaltungen zu treffen, daß den Lehrern der Bedarf an Waſſer ſowohl für ſie 
ſelbſt und ihre Wirtſchaften, als auch zum Betrieb der Schule jederzeit geſichert iſt. Daher 
kaun nicht überall und unbedingt die Anlegung beſonderer Schulbrunnen von den Gemeinden 
verlangt werden, es muß dies aber da geſchehen, wo nicht in anderer Weiſe für das Be⸗ 
dürfnis der Schule und des Lehrers ausreichend geſorgt iſt. Die Notwendigkeit der Her⸗ 
ſtellung eines Brunnens auf dem Schulgehöft muß als vorhanden angeſehen werden, wenn 
weder ein Schul-, noch ein Gemeindebrunnen vorhanden und dem Lehrer die Benutzung der 
benachbarten Privatbrunnen unterſagt iſt. 

4. Die Lehrer ſollen eigentlich ihre Dienſtwohnung beziehen, können aber unter 
Umſtänden durch die Schulaufſichtsbehörde von deren Benutzung befreit werden, ohne daß 
die Gemeinde widerſprechen darf. Nur die Vermietung der Dienſtwohnung an einen 
Dritten ſeitens des Lehrers iſt unterſagt; fie kann indes ausnahmsweiſe ſtattfinden, wenn 
der Lehrer als Nutznießer allein ſteht und ſomit ſich auf eine kleine Wohnung beſchränken 
kann, er auch für Krankheitsfälle einer zuverläſſigen Hausgenoſſenſchaft bedarf, wenn er 
ferner die Garantie für jede dadurch etwa entſtehende Beſchädigung übernimmt, und der 
Schulvorſtand ſamt der Regierung es genehmigen. Denn im Geltungsbereiche des Allg. 
L. R. iſt das Recht der Lehrer an den ihnen gewährten Dienſtwohnungen lediglich ein mit 
Rückſicht auf das Amt und die Perſon des Inhabers des Amtes bewilligtes Gebrauchs⸗ 
oder Wohnungsrecht, nicht ein Nießbrauchsrecht, und deshalb den Lehrern nicht die Be⸗ 
fugnis zuzugeſtehen, die ihnen angewieſenen Dienſtwohnungen ohne Zuſtimmung derjenigen, 
welche ſolche zu gewähren haben (Gemeinden, Schulgemeinden oder der dieſelben ver⸗ 
tretenden Schulvorſtände ꝛc.), an andere abzutreten oder zu vermieten. N 

Zu 2. 5. Das Brennmaterial zum Heizen der Wohnung wurde früher bei gewöhnlichen 
Landſchulen nur für eine Wohnſtube verabfolgt, für die Schlafkammer nur dann, wenn 
dieſe beiden Wohnräume durch einen und denſelben Ofen erwärmt wurden. Bei den Kirch⸗ 
ſchulen erhielt der erſte Lehrer, wenn ihm zwei Wohnzimmer zur Verfügung ſtanden, auch 
für beide den nötigen Heizungsbedarf. 8 

Die Reg. zu M. benutzte einen Spezialfall und fragte unterm 21. Januar 1867 beim 
M. d. g. A. an, ob, nachdem das Reſk. des M. d. Fin. v. 6. Juli 1857 beſtimmt habe, 
daß in geeigneten Fällen auch das Holz zur Heizung zweier Wohnzimmer verabreicht 
werden müſſe, vorausgeſetzt, daß der Betrag des zu bewilligenden Brennholzes nicht 
15 Klafter überſchreite, noch fernerhin an dem Grundſatze, daß principaliter nur für 
eine Wohnſtube Brennholz geliefert werde, feſtzuhalten ſei, oder ob allgemein den Lehrern 
das Brennholz für zwei Wohnzimmer, wo ſolche vorhanden ſeien, fernerhin gewährt werden 
ſolle. Der M. d. g. A. reſkribierte unterm 24. Mai 1867 (Centralbl. S. 501), daß, 
nachdem der Min. d. Fin. die Gewährung des erforderlichen Heizungsmaterials an die 
Lehrer für mehr als einen Wohnraum innerhalb des Maximums von 15 Klaftern genehmigt 
habe, kein Grund beſtehe, an dem bisherigen Prinzipe feſtzuhalten, zumal in dieſer Be⸗ 
ziehung die einzelnen Lehrerſtellen ins Auge zu faſſen ſind, und danach das Erfordernis 
an Heizungsmaterial zu beſtimmen iſt. > 5 

6. Für das Brennmaterial iſt ſoviel Raum in den Wirtſchaftsgebäuden zu ſchaffen, 


als zur Unterbringung des Torfs und der Hälfte des Holzes erforderlich iſt und hinreicht, 
um letzteres unter Dach zu zerkleinern. 

7. Der Brennbedarf für die Schulſtube wird mit 3,339 ebm Holz auf 24,73 chm 
Raum und der zur Wirtſchaft auf 11,13 obm angeſetzt. Der Geſamtbetrag für eine ein⸗ 
klaſſige Schule darf das Maximum von 50 ebm nicht überſchreiten. Bei der Berechnung 
des Brennmaterialienbedarfs für Schulen in Königl. Domänendörfern wird auf je 
7,4 chm Klaſſenraum und auf je 6,5 cbm Wohnraum 1 ebm weiches lobe gerechnet, 
und ſind hierbei im einzelnen die betr. Zahlen auf 2 Dezimalſtellen, in der Schlußſumme 
aber auf eine Dezimalſtelle und zwar ſtets zu Gunſten der Empfangsberechtigten abzu⸗ 
runden. Nach baulichen Anderungen bezw. nach einer Vergrößerung der Lehrer⸗Wohnung 
oder Schulſtube tritt eine Erhöhung des Brennmaterials ein. 

8. Wenn auch im Gebiete der Schulordnung dem zur Lieferung des für Schule und 
Lehrer erforderlichen Brennmaterials Verpflichteten die Befugnis der Regel nach nicht zu 
verſagen iſt, einen Teil des Brennmaterials in Torf anzuweiſen, ſo iſt bei dem Mangel 
einer mit dem Berechtigten getroffenen Vereinbarung eine Abweichung von der beſtehenden 
Art und Weiſe der Lieferung doch nur dann für zuläſſig zu erachten, wenn das Ver⸗ 
hältnis der verſchiedenen Arten des Brennmaterials in einer angemeſſenen, den konkreten 
Umſtänden entſprechenden Weiſe vorher feſtgeſetzt iſt. Ebenſo darf der Verpflichtete nicht 
nach ſeinem Belieben zur Lieferung eines andern Brennmaterials anſtatt des weichen 
Klobenholzes übergehen, oder damit abwechſeln, ſondern es bedarf einer vorgängigen, der 
Schulauffichtsbehörde unterliegenden Feſtſetzung über die Lieferung eines andern Brenn⸗ 
materials. Wenn Torf anſtatt des Holzes gegeben wird, ſo muß doch ein zum Anfeuern 
genügendes Quantum Holz auch ferner gewährt werden. 

9. Die Teilnahme an der Anfuhr des Deputatholzes iſt den Lehrern von faſt allen 
Regierungen unterſagt. Die Abholung und Aufſetzung des Holzes auf dem Schulhofe iſt 
lediglich Sache der Anfuhrpflichtigen. Für die Richtigkeit des Maßes muß der Schulze 
oder das das Holz in der Forſt in Empfang nehmende und an die Schule abliefernde 
Mitglied des Schulvorſtandes aufkommen. Bei der Ablieferung muß daher wenigſtens ein 
Mitglied des jedesmaligen Schulvorſtandes gegenwärtig ſein. 

Für die durch die verzögerte Abfuhr herbeigeführten Ausfälle haben die Abfuhr⸗ 
pflichtigen aufzukommen. Sämtliches Deputatholz muß auf einmal, bei größeren Quantitäten 

öchſtens in zwei Terminen abgefahren werden. Die Schulvorſtände haben nach gewonnener 
berzeugung von dem Vorhandenſein des Deputats in Quantität und Qualität ſolches von 
dem überweiſenden Forſtbeamten zu übernehmen und den Lehrern dergeſtalt zu überweiſen, 
daß dieſe im Stande ſind, ſich von der Richtigkeit des Maßes und von der Qualität des 
Materials Überzeugung zu verſchaffen. 5 

10. Infolge der Verheerungen der fiskaliſchen Forſten durch den Raupenfraß iſt 
Fiskus außer ſtande, geſundes Holz zum Deputat für den Lehrer anzuweiſen. Um dem 
Lehrer eine gleiche Brennkraft zu liefern, wird eine Zulage gewährt, und muß auch die 
Gemeinde die Anfuhr dieſes Mehr ebenſo wie die des ſonſtigen Holzes bewirken, da die 
Vorſchrift im § 44 Nr. 5 der Schulordnung, wonach der Betrag des zu bewilligenden 
Brennholzes für keine Schulklaſſe mehr als 15 Klafter weiches Klobenholz betragen ſoll, 
nur die Norm für die zu liefernde Heizkraft angiebt, aber nicht ausſchließt, wie die Nr. 6 
a. a. O. erſehen läßt, daß unter Umſtänden auch anderes Brennmaterial, reſp. Brenn⸗ 
material von ſchlechterer Güte in angemeſſenem Verhältnis gegen geſundes Klobenholz ge⸗ 
währt werden kann, ohne daß dadurch die Anfuhrverbindlichkeit der Gemeinde, welche ſich 
auf das ganze Holzdeputat des Lehrers erſtreckt, eine Anderung erleidet. 

11. In der Verpflichtung zur unentgeltlichen Anfuhr des Holzes oder Torfes liegt 
auch die Verpflichtung, das Deputat an diejenige Stelle zu ſchaffen, welche zur Aufbewahrung 
für dasselbe beſtimmt iſt, alſo entweder in das beſtehende Holz⸗ oder Torfgelaß oder auf 
die Stelle des Schulhofes, die in Ermangelung eines beſonderen Gelaſſes zur Aufſtellung 
des Materials paſſend erſcheint. 

12. Das Zerkleinern des Brennmaterials für die Schulſtube, das Heizen und 
Reinigen der Schulſtube iſt von der Schulgemeinde ohne Konkurrenz des Lehrers zu be⸗ 
ſorgen. Sie kann dies durch die Gemeindemitglieder oder durch einen eigens zu dieſem 
Zweck beſtellten zuverläſſigen Diener (Heizer) beſorgen laſſen. Wenn dies aber zu Unzu⸗ 
träglichkeiten führt, ſo iſt die Reg. befugt, die Beſtellung eines andern die Heizung Be⸗ 
ſorgenden zu fordern oder die Leitung der betr. Arbeiten dem Lehrer gegen eine angemeſſene 
Vergütung zu übertragen. 

Die Reinigung und Heizung der Schulſtube kann aber auch durch die Schulkinder 
unter Aufſicht des Lehrers geſchehen. Wer ſeine Kinder daran nicht teilnehmen laſſen will, 
hat für geeignete Stellvertretung auf ſeine Koſten zu ſorgen. 
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Wenn die Heranziehung der Schulkinder nicht ſtatthaft iſt, oder die Gemeinde dieſelben 
nicht dazu hergeben will, jo muß dieſe anderweitig ſorgen. Der Lehrer kann zur Übernahme 
der Heizung weder von der Gemeinde, noch von der Reg. genötigt werden. Wünſcht die 
Gemeinde, daß der Lehrer dieſelbe übernehme, ſo bleibt ihr überlaſſen, denſelben durch 
Vereinbarung einer Vergütung dahin geneigt zu machen. Ein ſolches Abkommen bedarf 
zu ſeiner Gültigkeit der Genehmigung der Reg. In keinem Falle aber darf eine Be⸗ 
ſtimmung, durch welche dem Lehrer die Beheizung der Schulſtuben ohne Entſchädigung auf⸗ 
erlegt wird, durch die Matrikel feſtgeſtellt werden. 

13. Das Zerkleinern des Deputatholzes, welches zur Beheizung der Schulſtube er⸗ 
forderlich iſt, iſt Sache der Schulſozietät, die es entweder ſelbſt bewirken laſſen kann, oder 
dem Lehrer für das Kleinmachen eine entſprechende Entſchädigung zu gewähren hat. Wenn 
ſich die Schulgemeinde zu beidem weigert, iſt bei vorkommenden Fällen der Landrat zu 
veranlaſſen, eine Ausgleichung herbeizuführen. 

14. Der Lehrer iſt nicht berechtigt, einen Teil des zur Heizung der Schulſtube be⸗ 
ſtimmten Holzes in ſeinen Nutzen zu verwenden. Wenn das Heizen der Schulſtube der 
Gemeinde obliegt, ſo iſt das zu dieſem Zweck gelieferte Holz Eigentum der Gemeinde, 
welcher daher etwaige Erſparniſſe in gleicher Weiſe zu gute kommen müſſen, wie dieſelbe 
verpflichtet ift, erforderlichenfalls für den Mehrbedarf Sorge zu tragen. 

Da es aber trotz wiederholter Verbote vorgekommen war, daß Lehrer das Holz, 
welches ihnen zur Heizung der Schulſtube und der Wohnung reſp. zum Wirtſchaftsbedarf 
vom Fiskus, von andern Gutsherren oder von den Schulgemeinden geliefert wurde, ganz 
oder zum Teil verkauften, vertauſchten oder verſchenkten, und dadurch teils die gehörige 
Beheizung des Schullokals beeinträchtigt wurde, teils aber auch die Lehrer ſich außer ſtand 
geſetzt hatten, beim Verlaſſen der Stelle den für das laufende Jahr noch erforderlichen 
Teil dem Amtsnachfolger in natura zu gewähren, ſo haben die Regg. im Auftrage der 
MM. der Fin. und der g. A. den Lehrern jede eigenmächtige Veräußerung von Deputatholz 
unterſagt. Denn das Deputatholz geht bei der Lieferung nicht in das Eigentum des 
Lehrers über, ſondern es hat dieſer dasſelbe nur zur Heizung der Schulſtube bezw. zur 
Befriedigung ſeiner Wohnungs⸗ und Wirtſchaftsbedürfniſſe zu verwenden, und darf er ein 
etwaiges Erſparnis nur mit beſonderer ſchriftlicher Erlaubnis des Schulvorſtandes und des 
Lokalſchulinſpektors, reſp. in den Städten der Schuldeputation veräußern. Nach einzelnen 
Erkenntniſſen des Ober⸗Tribunals macht ſich ein Beamter, welcher das ihm zu ſeinen perſön⸗ 
lichen Bedürfniſſen gewährte Deputatholz ohne Genehmigung ſeiner vorgeſetzten Dienſt⸗ 
behörde veräußert, einer kriminalrechtlich ſtrafbaren Unterſchlagung ſchuldig. 

Jeder Lehrer iſt verpflichtet, ſich mit dem ihm überwieſenen geſamten Brennmaterial 
ſo einzurichten, daß er während der Wintermonate jederzeit im ſtande iſt, das Schulzimmer 
den Witterungsverhältniſſen gemäß gehörig erwärmen zu können. 

Daher iſt der Verkauf des Deputat⸗Brennbedarfs von den Ortsſchulinſpektoren den 
Lehrern nur dann zu erlauben, wenn bereits der Bedarf für das nächſte Schuljahr ange⸗ 
fahren iſt, oder wenn es angemeſſen erſcheint, daß der Lehrer anſtelle des zu verkaufenden 
Holzes andere Brennmaterialien anſchafft. Iſt jedoch der Brennbedarf für die Schulklaſſe 
bis zu der Zeit, wo das neu zu liefernde Brennmaterial benutzt werden kann, nicht voll⸗ 
kommen geſichert, ſo iſt die erbetene Erlaubnis zum Verkauf zu verſagen. 

15. Eine Rechtspflicht der Patrone und Gutsherren, insbeſondere des Forſtfiskus zur 
Gewährung der Holzdeputate für Zeiten der Erledigung einer Elementarlehrerſtelle beſteht 
nach den Beſtimmungen der Schulordnung nicht, da die Verpflichtung lediglich abhängig 
iſt von dem Bedarfe zur Heizung der Schulſtuben und der Lehrerwohnung reſp. zur Wirt⸗ 
ſchaft des Lehrers, alſo ceſſiert, ſobald und ſoweit das Bedürfnis fortfällt. Wenn aber 
während der Vakanz die Funktion des abgegangenen Lehrers durch einen andern, als durch 
den bei der Schule etwa noch vorhandenen zweiten Lehrer, alſo durch einen beſonderen 
Vertreter wahrgenommen wird, und für deſſen Brennholzbedürfnis zu ſorgen iſt, ſo iſt das 
Brennholzdeputat zu geben. 

1. Die Vakanzzeit beginnt 
a. beim Tode des Stelleninhabers mit Ablauf der Friſten des § 24 der Schulordnung; 
b. in allen andern Fällen mit dem Tage, mit welchem der Stelleninhaber den An⸗ 
ſpruch auf das Einkommen der Stelle verliert. 
2. Die Vakanzzeit endet mit dem Tage, an welchem der neue Stelleninhaber nach ſeiner 

Berufung in den Genuß des Einkommens der Stelle tritt. 

3. Liegt zwiſchen dem Eintritt und dem Aufhören der Vakanz kein längerer als ein drei⸗ 
monatlicher Zeitraum, ſo wird das auf die Vakanzzeit fallende Brennmaterial unver⸗ 
kürzt gewährt, d. h. nicht zurückgefordert, bezw. nicht zurückgehalten. 
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Dauert die Vakanz länger als drei Monate, jo find folgende Fälle zu unterſcheiden: 

a. Findet eine Stellvertretung nicht ſtatt, ſo fällt die Gewährung des Brennmaterials 
auf die ganze Dauer der Vakanz fort. bh 

b. Dasſelbe gilt, wenn an einer mehrklaſſigen Schule die Stellvertretung durch den 
Inhaber einer anderen Lehrerſtelle derſelben Schule geleiſtet wird, und nicht aus⸗ 
nahmsweiſe der Klaſſenraum der unbeſetzten Lehrerſtelle zum Unterricht mit benutzt 
werden muß. \ 

c. Findet eine Stellvertretung mit Benutzung des Klaſſenraumes der vakanten Stelle 
ſtatt, und bezieht der Stellvertreter als Lehrer einer anderen Schule oder Schul⸗ 
klaſſe oder als Kirchenbeamter ſeinen Bedarf an Brennholz oder ein Aquivalent 
dafür, ſo iſt auf die Dauer dieſer Stellvertretung von dem Brennmaterial der 
vakanten Stelle der zur Heizung der Schulſtube beſtimmte Teil zu gewähren. In 
dem Falle der Vertretung durch den Lehrer einer anderen Klaſſe iſt die Ge⸗ 
währung durch die Beſcheinigung des Lokal⸗Schulinſpektors, daß neben dem 
Klaſſenraum des Stellvertreters die Schulklaſſe der vakanten Stelle benutzt wird 
und für den Unterricht durch den Stellvertreter nicht entbehrt werden kann, zu 
begründen. 

d. Findet die Stellvertretung ſtatt durch eine Perſon, welche nicht anderweit ihren 
Brennbedarf oder ein Aquivalent dafür aus einer amtlichen Stellung erhält, ſo 
wird auf die Dauer einer ſolchen Stellvertretung das ganze Brennmaterial der 
Stelle gewährt. 

5. Diejenige Zeit, während welcher eine Vertretung nach der Vorausſetzung unter 4a 
ſtattfindet, kann ſo angeſehen werden, als wäre während derſelben die Stelle beſetzt 
geweſen, wenn die übrige Zeit der Vakanz (ſ. oben unter 1 und 2) zuſammen die 
Dauer von drei Monaten nicht überſteigt. 

6. Bei der Verteilung des Deputats auf die verſchiedenen Abſchnitte des Jahres iſt nach 
den im § 4 des Zuſatzes 205 des Oſtpr. Prov.⸗Rechts vorgeſchriebenen Grundſätzen 
zu verfahren. Eine Berechnung nach Tagen findet nicht ſtatt, ſondern nur nach halben 
Monaten. Dabei ſind 8 Tage und mehr für einen halben Monat, ſieben Tage und 
weniger aber gar nicht zu rechnen. 

16. Die Geldentſchädigungen für nicht in natura geliefertes Deputatholz find, ſofern 
nicht etwas anderes beſtimmt wird, nur dann zu zahlen, wenn die Quittung neben der 
Unterſchrift des Schulvorſtandes auch die Unterſchrift des Lehrers der betreffenden Schulſtelle 
bezw. Schulklaſſe enthält. 

Zu 3. 17. Die Beſtellungs⸗ und Düngungsarbeiten, welche die Gemeinde auf dem 
kulm. Morgen zu verrichten hat, werden ſich in der Regel, inſoweit nämlich nicht durch die 
Schulmatrikel ein anderes beſtimmt iſt, nur auf das Aufladen und Ausfahren des Düngers 
vom Hofe (nicht aus dem Stalle), ſowie auf das Ausſtreuen desſelben auf dem Felde, 
ferner auf die nach landwirtſchaftlichen Prinzipien erforderliche vollſtändige Zubereitung des 
Ackers zur Ausſaat durch Unterpflügen des Düngers und auf das Ausſtreuen der Saat zu 
erſtrecken haben. Eine gartenkulturmäßige Bearbeitung iſt der Lehrer ebenſo wenig zu 
fordern berechtigt, als die Erntearbeiten“). 

Das Herausſchaffen des Düngers aus dem Stalle auf den Hofraum iſt lediglich Sache 
des Lehrers, dagegen liegt dem Schulverband das Setzen und das Behäufeln der Kartoffeln 
ob. Eine allgemeine Entſcheidung und Anordnung über die Frage, wieweit die Beſtellungs⸗ 
arbeiten auszudehnen ſeien, läßt ſich nicht treffen. Es muß dabei auf die ortsübliche Be⸗ 
ſtellungsart zurückgegangen werden, welche feſtzuhalten iſt. Beſteht dieſe in einem zwei⸗ 
maligen Pflügen, ſo muß es dabei bewenden, wenn nicht nach Lage und e des 
Ackers dieſes etwa nicht für zureichend erachtet werden ſollte, was in jedem konkreten Falle 
das Landratsamt zu entſcheiden haben wird. In ſolchen Ausnahmefällen wird ſich die 
Schulgemeinde nicht weigern können, event. auch dreimal zu pflügen. 

Kommt der zur Beſtellung des Schullandes Verpflichtete der Aufforderung des Schul⸗ 
vorſtandes hierzu nicht nach, ſo hat dieſer die Arbeiten auf jenes Koſten ausführen zu laſſen. 

Erhält der Lehrer den kulmiſchen Morgen nicht in natura, ſondern nur eine Geldrente 
(efr. 8 45 ad 4 der Schul⸗O.), jo iſt die Schulgeweinde verpflichtet, dem Lehrer den Ausfall 
an ſeinem Einkommen, welchen er dadurch erleidet, daß ihm die Beſtellungskoſten entgehen, 
beſonders zu vergüten. a 

*) Der Entwurf zur Schulordnung wollte den Schulverbänden auch die Erntearbeiten aufbürden; indes 


wurde dieſe Verpflichtung geſtrichen, da die Erntearbeiten recht wohl von dem Lehrer mit ſeiner Familie verrichtet 
werden könnten. 
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Wenn eine Schule nach Ablöſung des ſogenannten Schulmorgens durch eine Rente 
noch Ackerland beſitzt, muß die Gemeinde auf einem andern zur Schule gehörenden und vom 
Lehrer zu beſtimmenden Ackerſtück von der Größe eines kulm. Morgens die Beſtellungs⸗ 
und Düngungsarbeiten verrichten. 

Hat ein Lehrer das Schulland verpachtet und macht er ſomit von dem ihm zuſtehenden 
Recht auf unentgeltliche Verrichtung der Beſtellungs⸗ und Düngungsarbeiten durch die 
Schulgemeinde keinen Gebrauch, ſo kann die Schulgemeinde, wenn ſie ſich nicht weigert, die 
Beſtellungs⸗ und Düngungsarbeiten, wie das Geſetz ſie fordert, in natura zu leiſten, auch 
das Geſamteinkommen der betr. Schulſtelle ohne eine Entſchädigung für den Ausfall dieſer 
Arbeiten das geſetzliche Minimum erreicht, zur Hergabe einer ſolchen Geldentſchädigung nicht 
genötigt werden, weil eine unbedingte Verpflichtung derſelben zur Entrichtung einer Geld⸗ 
rente anſtelle der Beſtellungs⸗ und Düngungsarbeiten nach der Schulordnung nicht beſteht. 

18. Wenn in dem Dotations⸗Plan einer Schule dem Lehrer ausdrücklich hinſichtlich 
des Schuladers (kulm. Morgens) die Beſtellungs⸗ und Düngungsarbeiten zugefichert, aber 
wegen dieſer Arbeiten hinſichtlich der Weideabfindung Feſtſetzungen nicht getroffen ſind, ſo 
iſt die Verpflichtung der Schulgemeinde lediglich auf den Dienſtacker zu beſchränken und 
kann nicht gefordert werden, daß die Verpflichteten jährlich einen kulm. Morgen von dem 
ganzen Areal, je nach der Wahl des Lehrers beackern. Denn die Verpflichtung der Schul⸗ 
gemeinde iſt auf die Beſtellung des eigentlichen Dienſtlandes beſchränkt, falls hinſichtlich 
der Beſtellungsarbeiten des Weidelandes keine Feſtſetzungen getroffen ſind, und dieſes auch 
von jenem geſondert gehalten iſt. 

Wenn dagegen eine Schule eine größere Landfläche beſitzt, während die Schulgemeinde 
nur zur Ausführung der Beſtellungs⸗ und Düngungsarbeiten auf einem kulmiſchen Morgen 
verpflichtet iſt, ſo kann dem Verlangen dieſer Schulgemeinde, einen kulm. Morgen von der 
ganzen Landfläche auszuſondern, und auf dies Stück die Verpflichtung der Gemeinde zu 
den Beſtellungsarbeiten zu beſchränken, nicht ſtattgegeben werden, weil der Lehrer dadurch 
in der Benutzung der ganzen Landfläche weſentlich würde behindert werden. Vielmehr 
haben die Gemeinden alljährlich von dem ganzen Areal ein Stück Land von der Größe 
eines kulm. Morgens zu beackern, wie dies durch die Art der Bewirtſchaftung der geſamten 
Ländereien bedingt wird. Der Einwand, daß dadurch die Verpflichtung der Gemeinden, 
welche ſich nach § 12, Nr. 3 der Schulordnung auf die Beſtellung und Düngung eines 
beſtimmten Ackerſtücks von der Größe eines kulm. Morgens beſchränkt, erheblich erſchwert 
werde, iſt um ſo weniger zutreffend, als die in § 12 aufgeführten Sätze die niedrigſt zu⸗ 
läſſigen, und die Gemeinden nicht berechtigt ſind, die Beſchränkung der einzelnen Emolu⸗ 
mente auf die geringſten Sätze zu verlangen. 

Wenn eine Gemeinde von jeher außer den Beſtellungs⸗ und Düngungsarbeiten noch 
die Erntearbeiten verrichtet hat, jo kann, da die Beſtimmungen des § 12 der Schulordnung, 
wie aus § 17 hervorgeht, nur die geringſten zuläſſigen Sätze für das Einkommen der 
Lehrer feſtſtellen, die Rechtsbeſtändigkeit einer Obſervanz, wonach bei einzelnen Sätzen mehr 
geleiſtet iſt, als die Schulordnung vorſchreibt, keinem Zweifel unterliegen. Es würde im 
Gegenteil nach § 17 der Genehmigung des Hrn. Min. bedürfen, um eine Verringerung 
herbeizuführen. Für die Verpflichtung der Gemeinde iſt es unerheblich, wenn dieſes be⸗ 
ſondern Verhältniſſes in der Schulmatrikel keine Erwähnung geſchehen iſt, da eben zur 
Abänderung oder Aufhebung der beſtehenden Obſervanz eine ausdrückliche, der Genehmigung 
des Hrn. Min. unterliegende Feſtſetzung würde erforderlich geweſen ſein. Dasſelbe gilt 
auch, wenn die Gemeinde herkömmlich mehr als den kulm. Morgen beſtellt hat. 

19. Über den Ertragswert der Schulländereien und über die Feſtſtellung des Geld⸗ 
wertes der Naturalien bei amtlicher Feſtſetzung des Einkommens der Lehrer beſchließt auf 
Aurufen von Beteiligten der Kreisausſchuß und, wenn es ſich um ſtädtiſche Schulen handelt, 
der Bezirksausſchuß. Doch iſt das Beſchlußverfahren unzuläſſig, wenn eine amtliche Feſt⸗ 
ſetzung des Lehrer⸗Einkommens nicht eingeleitet iſt. Der Beſchluß, des Bezirksausſchuſſes in 
erſter bezw. zweiter Inſtanz iſt endgültig. Beteiligt können die Unterhaltungspflichtigen 
oder der Lehrer ſein, nicht aber die Reg. als Schulaufſichtsbehörde. 

20. Der Lehrer darf das Schulland nur mit den Rechten und Pflichten eines Nieß⸗ 
brauchers und in der Art, wie die Pfarrer die Pfarrgüter, alſo wirtſchaftlich nach Ar 
eines guten Hauswirts verwalten und nutzen. Der Lehrer iſt darnach auch verpflichtet, die 
Feldgräben in gutem Zuſtande zu erhalten. 

Er darf ferner ſich die Subſtanz der auf dem Felde ſtehenden Bäume nicht aneignen. 

Das Torfſtechen im Schulplane (eine Nutzung, welche nicht unbedingt zum Nießbrauch 
gerechnet werden kann), iſt den Lehrern nur nach vorher eingeholter Genehmigung des 
Schulvorſtandes und der Regierung geſtattet, welche den Umfang feſtſetzt. 
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Nach geendetem Nießbrauche muß die zum Nießbrauche eingeräumt geweſene Sache 
mit allen dazu gehörigen Beilaßſtücken zurückgegeben werden. 

Für Verbeſſerungen können der Nießbraucher oder deſſen Erben nur inſofern Ver⸗ 
gütung fordern, als dieſelben mit ausdrücklicher ſchriftlicher Genehmigung des Eigentümers 
gemacht worden ſind. Verbeſſerungen, die ohne Genehmigung des Eigentümers gemacht 
ſind, können der Nießbraucher und deſſen Erben, wenn über die Vergütung derſelben kein 
Abkommen ſtattfindet, bloß zurücknehmen und auch dies nur inſofern, als die Sache in den⸗ 
jenigen Stand, in welchem ſie ſich vor der Verbeſſerung befunden hat, wieder geſetzt wird. 

Verringerungen der zum Nießbrauch eingeräumten Sache müſſen der Nießbraucher 
und deſſen Erben dem Eigentümer inſofern vergüten, als ſie durch grobes oder mäßiges 
Verſehen entſtanden ſind. Darüber zu wachen, daß der Lehrer die Schulgrundſtücke ordentlich 
verwalte und wirtſchaftlich nutze, iſt neben dem Patron der Schulvorſtand befugt und 
ſchuldig. Vergl. § 32 der Schulordnung. 

21. Die Natural⸗Nutzung der zur Ausſtattung der Schulſtelle gehörigen Ländereien 
kann einem Lehrer wider ſeinen Willen und ohne Genehmigung der Reg. nicht entzogen 
werden. Daraus, daß der Beſitztitel auf den Namen der Schulgemeinde lautet, kann nicht 
gefolgert werden, daß dem Lehrer der Nießbrauch nicht zuſtehe. Dem Schulvorſtande bezw. 
der Schulgemeinde ſteht die Befugnis nicht zu, nach ihrem Ermeſſen ihn in dem Beſitze der 
Naturaldotation der Stelle zu belaſſen, oder ihm ſtatt deſſen einen Barbetrag zu gewähren. 

Zu 4. 22. Die Umzäunung der Schulgärten durch lebendige Zäune von Weißdorn 
oder Hainbuche iſt mit Recht ſehr empfohlen. 

Zäune und Gehege ſind von den Schulgemeinden ohne Konkurrenz der Gutsherr⸗ 
ſchaften bez. des Fiskus zu errichten und zu unterhalten. 

23. a. Wegen der Baumſchulen ſchreiben beſondere Verfügungen der Regg. den 
Lehrern vor, die zur Anlage von Obſtbaumſchulen ihnen überwieſenen Landflächen auch 
wirklich zu dem beregten Zwecke zu benutzen, widrigenfalls ihnen das Nießbrauchsrecht 
dieſes Landes entzogen werden würde. Daher iſt den Lehrern auf dem Lande die An⸗ 
legung, Pflege und Wartung von Baumſchulen in ihren Gärten reſp. in den ihnen von den 
Gemeinden zu überweiſenden Plätzen zur unerläßlichen Pflicht gemacht und darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es nicht bloß auf die Obſtbaum⸗Zucht, ſondern überhaupt auf die Anpflanzung 
ſolcher Bäume ankomme, welche ſich zur Bepflanzung von Land⸗ und Dorfs⸗Straßen und 
öffentlicher Plätze in denſelben eignen, wiewohl allerdings der Zucht veredelter Obſtbäume 
immer der Vorzug gebühre. Die Anpflanzung, Pflege und Wartung, ſowie die Veredlung 
der jungen Stämmchen und alle leichteren Arbeiten in der Baumſchule hat der Schullehrer 
mit Hilfe der Schuljugend zu übernehmen und letzterer zugleich Anleitung in allen nötigen 
Handgriffen der Erziehung und Veredlung der Obſtbäume zu geben. Die in der Baum⸗ 
ſchule erzogenen und veredelten Bäume können teils zum Beſten des Lehrers verkauft, teils 
zur öffentlichen Anpflanzung gegen eine den Lehrern zu gewährende Entſchädigung ver⸗ 
wendet werden. 

b. Die Lehrer dürfen die in den Baumſchulen von ihnen angepflanzten Stämme und 
Pflänzlinge nicht als ihr Eigentum anſehen, ſich über dieſelben die unbeſchränkte Verfügung 
nicht geſtatten und bei ihrem Abgange von der Schulſtelle dieſe als Stücke ihres Eigentums 
nicht mit ſich fortnehmen. Die bei den Schulen auf den beſonders dazu ausgewieſenen 
Plätzen eingerichteten Baumſchulen haben die Beſtimmung, zur Unterweiſung der Schuljugend 
in der Baumzucht zu dienen. Die Lehrer haben die Verpflichtung, dieſe Baumſchulen an⸗ 
zulegen und fortzubilden, und beziehen dafür nur den Nießbrauch, indem ein Teil der er⸗ 
zogenen Stämme zum Beſten des beteiligten Lehrers verkauft werden darf. Für Verbeſſe⸗ 
rungen, namentlich neue Anpflanzungen, zu welchen die Lehrer die Mittel aus der Baum⸗ 
ſchule ſelbſt entnommen, haben ſie auf Vergütung keinen Anſpruch. Dieſe kann ihnen nur 
zugeſtanden werden, wenn ſie Verbeſſerungen aus eigenem Vermögen mit aus⸗ 
drücklicher Genehmigung des Schul⸗Vorſtandes bewirkt haben. Vorbehaltlich 
der Vergütung für ſolche Verbeſſerungen haben daher die Lehrer bei ihrem Abgange von 
den Schulſtellen ſämtliche Stämme und Anpflanzungen in den Baumſchulen als Eigentum 
der Schulanſtalt zurückzulaſſen. Welcher Teil der Pflänzlinge und Stämme zu Gunſten 
er Lehrer zum Verkauf zu ſtellen, ſowie welcher Teil zur Bepflanzung öffentlicher Wege 
und Plätze zu überweiſen iſt, beſtimmt der Schulvorſtand. Dieſer hat zu den ebenbezeich⸗ 
a Verwendungen immer nur ſo viel Bäume und Pflänzlinge gelangen zu laſſen, als 
Sr Baumſchule ohne Verletzung ihres Zweckes, der Unterweiſung der Schuljugend in der 
2 miſſen kann. 5 
dagegen Lehrer in den ihnen zur Nutzung, als Teil ihrer Beſoldung ein⸗ 
ſtgärten Baumſchulen angelegt, ſo ſteht ihnen über dieſe die freie Dispoſition 
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zu. Der Verkauf der Baumſtämmchen zu Gunſten der Schulkaſſe würde in dieſem Falle 
unzweckmäßig und unbillig ſein, da der Platz zur Obſtbaumzucht zur Dotation der Schul⸗ 
ſtelle gehört, und die Baumſchule erſt durch die Arbeit und Sorgfalt des Lehrers zu Er⸗ 
trägen gebracht wird. 

d. Während es Aufgabe des Unterrichts in der Schule ſein wird, die Schüler mit den 
Bodenarten, der Ernährung der Pflanzen und dergleichen bekannt zu machen, wird mit den 
Knaben das Veredeln der Obſtbäume an Wildlingen derartig zu üben ſein, daß ſie dasſelbe 
ausreichend verſtehen und die einzelnen dazu nötigen Verrichtungen lernen. Wenn dies ge⸗ 
ſchehen iſt, dann ſoll den Knaben in der Baumſchule weitere Gelegenheit, die erforderliche 
Arbeit zu üben und die Veredlung genau ausführen zu lernen, gegeben werden. Zu dem 
in der Schule ſelbſt zu erteilenden Unterrichte werden wenige Stunden genügen. Am beſten 
eignet ſich dazu die Zeit vor der Veredlung der Bäume. Die Anleitung in der Obſtbaum⸗ 
ſchule ſelbſt, welche ſich auf die Knaben der oberen Abteilung zu beſchränken hat, muß außer 
den Schulſtunden erfolgen. 

Da der Lehrer befugt iſt, die Erträge der Obſtbaumſchule für ſich zu verwenden, ſo 
iſt er ſelbſtredend auch verpflichtet, die Baumſchule auf ſeine Koſten in gutem Stande zu 
erhalten, damit ſie für die betreffende Gemeinde ihrem Zwecke dient, den Obſtbau zu fördern. 


Zu 5. 24. a. Nach § 12, Nr. 3 der Schulordnung iſt dem Lehrer an einer Schule 
auf dem Lande ein Ackerſtück von einem Morgen kulmiſch oder 2 Morgen 47 Quadrat⸗ 
ruten preußiſch zu gewähren. Demgemäß ſind dem Lehrer auch die zur Benutzung jenes 
Landes als Ackerlandes erforderlichen Wirtſchaftsräume zu gewähren. 

Den erſten Lehrern an einer Landſchule ſowie den Lehrern, welche einer ſolchen Schule 
allein vorſtehen, gebührt ein uneingeſchränktes Recht auf „die nötigen Wirtſchaftslokale“, 
und nach § 54 des Geſetzes vom 21. Juli 1846 find die zur Bewirtſchaftung einer der 
Schule überwieſenen Landdotation nötigen Räume von den zur Unterhaltung der Schule 
Verpflichteten zu bauen und zu unterhalten. 

b. Die Wirtſchaftsgebäude ſind in der Regel getrennt von dem Schulhauſe, in welchem 
nur die Wohnung nebſt dem Gelaß für die innere Wirtſchaft des Lehrers und die Unter⸗ 
richtszimmer unterzubringen ſind, aufzuführen. 

Über die Art und den Umfang derſelben entſcheidet das Bedürfnis und die Art der 
Dotation der betr. Schulſtelle. 

Wenn das Bedürfnis vorhanden iſt, muß auch ein Backofen gewährt werden. Auch 
kann für einen ordnungs⸗ und beſtimmungsmäßigen Gebrauch eines Schweineſtalls ein Trog 
nicht entbehrt werden und iſt demnach von denjenigen neu zu beſchaffen, denen in Anſehung 
des Stalles die Baupflicht obliegt. Es muß alſo beim Bau des Schweineſtalles auch das 
erforderliche Holz für einen Schweinetrog ausgeworfen werden. 

c. Die Koſten für ein ökonomiſches Gutachten über den Umfang der Wirtſchaftsgebäude 
hat die Schulgemeinde zu tragen. 

25. Die den Lehrern zur Benutzung überwieſenen Dienſtwohnungen und Wirtſchafts⸗ 
räume dürfen nicht unwirtſchaftlich und beſtimmungswidrig benutzt werden. Die Lehrer ſind 
nur befugt, die ihnen zur Nutzung überwieſenen Wohnungen und Nebengebäude nach der Art 
eines guten Hauswirts und lediglich ihrer Beſtimmung gemäß und wirtſchaftlich zu benutzen, 
ſo daß beiſpielsweiſe die Schulſtube zu keinem andern Zwecke als zum Unterrichte, die 
Bodenräume nicht zur Aufbewahrung von Futter und ähnlichen dem Gebäude nachteiligen 
oder feuerfangenden Wirtſchaftsvorräten und andern Gegenſtänden, die Ställe aber nur zu 
dem Zwecke, wozu ſie beſtimmt ſind, namentlich aber auch nur zur Unterbringung des von 
dem Ertrage des Schullandes zu ernährenden Viehes gebraucht werden dürfen. Alle zum 
Schuletabliſſement gehörigen Räumlichkeiten ſind ſtets reinlich zu halten, für ihre Lüftung 
iſt zu ſorgen, Beſchädigungen ſind überall zu vermeiden und abzuwenden, da eventl. der 
Lehrer hiefür, ſowie für jeden durch ein grobes oder mäßiges Verſehen an denſelben ent⸗ 
ſtandenen Schaden aus eigenem Vermögen zu haften hat. — Tritt die Reparaturbedürftigkeit 
der Schulgebäude im gewöhnlichen Verlaufe der Zeit oder doch ohne Verſchuldung des 
Lehrers ein, ſo hat derſelbe ſofort dem Schulvorſtande davon Anzeige zu machen, damit 
nicht durch die unterlaſſene, rechtzeitig ausgeführte kleine Reparatur größere Bauſchäden 
entſtehen. 

f 155 6. 26. Der Lehrer hat nicht eine ausdrücklich gute Weide zu fordern, ſondern 
Weide ſchlechthin, alſo nur eine ſolche mittlerer Güte. 

Das dem Lehrer anſtelle der Sommerweide zu gewährende Futterquantum iſt, wenn 
mehrere Gemeinden zu der Schule gehören, gemäß § 40 der Schulordnung nicht nach dem 
Hufenſtande aufzubringen, ſondern es muß der Anteil der einzelnen Gemeinden an den zu 
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übernehmenden Schullaſten nach der Zahl der Haushaltungen beſtimmt werden, ſofern nicht 
Verträge oder beſondere Rechtstitel ein anderes beſtimmen. 

Zu 7. 27. Die Natural⸗Kompetenzen der Schulſtelle ſind von den Ortsvorſtehern 
einzuſammeln und abzuliefern. 

Sie müſſen den Lehrern in guter marktgängiger Qualität geliefert werden. Hat der 
Verpflichtete fie nicht in dieſer Oualität ſelbſt gebaut, muß er fie anderweit beſchaffen oder 
ſich mit dem Lehrer abfinden. 

Auf eine beſtimmte Sorte von Heu und Stroh haben die Lehrer keinen Anspruch, ſondern 
müſſen dasſelbe in jeder Sorte annehmen, wenn es nur überhaupt zur Fütterung des Viehs 
geeignet iſt. 

5 Zu 8. 28. Das bare Einkommen iſt auf 450 M neben den vorgenannten Naturalien, 
das ganze Einkommen aber auf 750 M durchſchnittlich erhöht worden. Es fehlt an einer 
geſetzlichen Grundlage, Gemeinden zur Vorausbezahlung des Gehaltes in Quartalsraten an 
ſolche Lehrer, welche nicht in kollegialiſchen Verhältniſſen ſtehen, zu nötigen. Wenn nun 
auch kein Lehrer ſeine Stelle willkürlich verlaſſen darf, und eine Benachteiligung der Ge- 
meinde inbezug auf die Gehaltszahlung nicht zu beſorgen ſteht, ſo iſt doch die Zahlung des 
Gehalts in Monatsraten praenumerando dem grundſätzlich in der Regel einzuhaltenden 
Verfahren gemäß anzuordnen, falls nicht beſondere Umſtände vorliegen. 

29. Alteren Elementarlehrern und Lehrerinnen werden Alterszulagen gewährt. Doch 
ſteht keinem Lehrer ein rechtlicher Anſpruch auf eine ſolche zu, da ſie jederzeit zurückziehbar 
ſind, und auch nicht gewährt werden, 

a. wenn das Stelleneinkommen derſelben für reichlich erachtet werden muß. Das letztere 
iſt als vorhanden jedenfalls dann anzuſehen, wenn das Einkommen der Stelle den 
doppelten Betrag des für dieſelbe arbitrierten oder noch zu arbitrierenden Minimal⸗ 
ſatzes erreicht. Die Einnahmen aus Nebenämtern ſind hierbei in dem nach den be⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen zu arbitrierenden, bezw. durch dieſelben vorgeſchriebenen 
Maße auf das Einkommen der Lehrerſtelle anzurechnen; 

b. wo bei größeren Schulſyſtemen durch planmäßige Abſtufung der Lehrergehälter reſp. 
Einführung von Dienſtalterszulagen für die angemeſſene Beſoldung älterer Lehrer 
bereits geſorgt iſt oder füglich geſorgt werden kann. 

o. Die Suspendierung vom Amte zieht den Wegfall der Zulage nach ſich. 

Somit iſt nicht allen, ſondern nur den beſtimmungsmäßig in Betracht kommenden älteren 
Lehrern und Lehrerinnen eine jederzeit widerrufliche Zulage in den vorgeſchriebenen Beträgen 
von 90 reſp. 180, bezw. für die Lehrerinnen 60 und 120 WM unter den bezeichneten Modalitäten 
erſt mit Ablauf des 12. reſp. 22. Kalenderjahres nach dem durch Verleihung einer Stelle 
bezw. Adjuvantur erfolgten Dienſtantritt zu bewilligen, ſo daß z. B., wenn keiner der 
Hinderungsgründe vorliegt, ein überhaupt anſtellungsfähiger geprüfter Lehrer, der am 1. April 
1861, gleichviel ob bei proviſoriſcher oder definitiver Anſtellung, vor oder nach abgelegter 
zweiter Prüfung, zuerſt den Schuldienſt angetreten hat und in demſelben über den 
1. April 1873 hinaus, wo er ſein 12. Dienſtjahr zurückgelegt hatte, verblieben iſt, mit Ab⸗ 
lauf des Kalenderjahres 1873, alſo vom 1. Januar 1874 ab, eine Zulage von 90 1 zu 
zu empfangen hat. 

Die Alterszulagen ſind wie die perſönlichen Zulagen in monatlichen Raten pränumerando 

zu zahlen, können aber von dem empfangsberechtigten Lehrer auch in vierteljährlichen Raten 
poſtnumerando im letzten Monat des Quartals erhoben werden. 
Bei Berechnung der Zeit für die Gewährung der Dienſtalterszulagen iſt die im öffent⸗ 
lichen Schuldienſt zugebrachte Zeit als maßgebend zu erachten, und wird die Dauer der 
proviſoriſchen Anſtellung mit in Betracht gezogen, da es lediglich darauf ankommt, ſeit wie 
lange einem Lehrer, gleichviel ob proviſoriſch oder definitiv, eine öffentliche Stelle verliehen 
worden iſt. Daher kann auch ſolchen Lehrern, welche vorher als Elementarlehrer an einem 
Gymnaſium gearbeitet haben, wenn fie an eine Volksſchule übertreten, jene Dienſtzeit mit⸗ 
angerechnet werden. 

Die an Privatanſtalten, mögen es Schulen oder Präparanden⸗Anſtalten ſein, zugebrachte 
Zeit wird dagegen den Lehrern nicht in Anrechnung gebracht. a, 

Ebenſo wird auch die außerhalb des preuß. Staats zugebrachte Dienſtzeit nicht mit⸗ 
eingerechnet. 

1 Wird ein mit einer Dienſtalterszulage bedachter Lehrer in einen andern Reg.⸗Bezirk 
erſetzt, ohne in ſeiner neuen Amtsſtellung die Anwartschaft auf die Dienftalterszulage aus 
Won beds zu verlieren, ſo hat er letztere in dem Bezirke, in welchem er neu angeſtellt iſt, 
dem em Zeitpunkt ab zu empfangen, wo die Zahlung der ſtaatlichen Dienſtalterszulage in 

M andern Bezirk aufgehört hat. 
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Dienſtalterszulagen ſind nur an definitiv angeſtellte Lehrer zu gewähren. Da nämlich 
ein Lehrer vorſchriftsmäßig nicht länger als höchſtens ſechs Jahre proviſoriſch angeſtellt ſein 
ſoll, und wenn er bis dahin nicht die zweite Prüfung beſtanden hat, bez. nicht definitiv an⸗ 
geſtellt iſt, aus dem Amte entlaſſen werden muß, ſo kann die Dienſtalterszulage aus Staats⸗ 
fonds nur ältern, an öffentlichen Volksſchulen definitiv angeſtellten Lehrern gewährt werden, 
da nur dieſe eine zwölfjährige Dienſtzeit zurückgelegt haben können. 

Die Dienſtalterszulagen ſollen nicht dazu dienen, eine auskömmliche Ausſtattung der 
Schulſtellen zu erſetzen, ſondern eine zum Stelleneinkommen nicht gehörige, mit Rückſicht 
auf das Dienſtalter gewährte, jederzeit widerrufliche, perſönliche Bewilligung ſein, die auch 
bei auskömmlicher Ausſtattung der Stelle eintreten kann. 

Sie ſind nicht zu gewähren an Lehrer mehrklaſſiger Schulen, deren Unterhaltung der 
Stadtgemeinde obliegt, und die ein größeres Schulſyſtem bilden, bei dem durch planmäßige 
Abſtufung der Lehrergehälter für die angemeſſene Beſoldung der älteren Lehrer und Lehrerinnen 
geſorgt werden kann und muß. N 

Lehrern, welche eine Zeitlang freiwillig oder unfreiwillig aus dem Amte geſchieden waren, 
wird bei Gewährung der Dienſtalterszulagen die Zeit, welche ſie nicht im Amte waren, und 
zwar vom Tage des Ausſcheidens bis zum Tage des Wiedereintritts, nicht mitberechnet, 
wohl aber die Zeit, während welcher ſie vor dem Austritt als Lehrer gewirkt haben. 

Die Dienſtalterszulagen ſind an Lehrer, deren Emeritierung bereits genehmigt oder 
entſchieden iſt, wenn eine Rate der Alters- oder perſönlichen Zulage fällig bezw. zahlbar 
wird, für die bis zum thatſächlichen Eintritt in den Ruheſtand noch verfließende Zeit nicht 
mehr neu zuzuteilen, wenn ſie dieſelbe auch erhalten haben würden, falls ſie im Amte ver⸗ 
blieben wären. 

30. Solche Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen Volksſchulen, deren Stellenein⸗ 
kommen die erforderliche Höhe noch nicht erreicht, oder bei denen die gegenwärtig obwaltenden 
perſönlichen Verhältniſſe, namentlich wenn das Einkommen der Stelle nicht über das Minimum 
hinausgeht, eine Aushilfe erheiſchen, können einmalige Zuwendungen erhalten; desgleichen 
ſolche Lehrer an öffentlichen Volksſchulen, welche erledigte Stellen vertreten, und denen außer 
der Remuneration, welche aus dem Stellengehalte abzüglich des dafür bewilligten Staats⸗ 
zuſchuſſes gewährt wird, noch eine fernerweite Entſchädigung für die Stellvertretung zu ge⸗ 
währen wünſchenswert erſcheint, zu welchem Zwecke ſonſt nur in beſonderen Ausnahmefällen 
auf die zu den Stellengehältern gewährten Staatsbeihilfen zurückgegriffen werden darf; 
zuletzt noch ſolche ältere Lehrer und Lehrerinnen öffentlicher Volksſchulen, welche keine An⸗ 
wartſchaft auf ſogenannte Dienſtalterszulagen aus Staatsfonds haben, für welche aber 
dennoch unter Berückſichtigung der beſondern Umſtände eine einmalige Zuwendung wünſchens⸗ 
wert erſcheint. 

31. Auf höhere Veranlaſſung haben die Regg. die Beſtimmung in Erinnerung ge⸗ 
bracht, daß Anträge auf Unterſtützung nicht unmittelbar von ſeiten der Elementarlehrer bei 
der Reg. bezw. beim Miniſterium angebracht werden dürfen, daß dieſelben vielmehr durch 
Vermittlung der Lokal⸗ und Kreisſchulinſpektoren vorzulegen ſind. Die dem zuwider unmittelbar 
eingehenden Unterſtützungsgeſuche werden den Antragſtellern fortan unberückſichtigt porto⸗ 
pflichtig zurückgeſendet. Nach der ausdrücklichen Anordnung des Herrn Miniſters der geiſtl. pp. 
Angelegenheiten ſollen die Geſuche der Lehrer um perſönliche Zulagen aus Staatsfonds, um 
Erhöhung ihres Dienſteinkommens, um Genehmigung der Übernahme von Nebenämtern, 
Bewerbungen um erledigte Stellen, um Verſetzung oder um Entlaſſung aus dem Schul⸗ 
dienſte pp. in gleicher Weiſe behandelt werden. 

Nur ſolche Lehrer ſollen zu Unterſtützungen vorgeſchlagen werden, welche ſich durch 
ihre Leiſtungen, durch Ordnung und Sauberkeit in der Schule und im Schulhauſe, durch 
ihr Verhalten als Familienvater, als Gemeindemitglied und als Staatsbürger einer ſolchen 
Berückſichtigung würdig machen, indem ſie in Wahrheit zum Wohle des Staates und der 
Kirche wirken. 

8 13 


Kann dem Schullehrer das Ackerſtück oder der Gartenplatz nicht in Natur 
gewährt werden, ſo iſt demſelben dafür eine von der Regierung zu beſtimmende, 
dem Ertrage des Landes gleichkommende Rente in Naturalien oder in Geld 
anzuweiſen. Können die übrigen Naturalien oder die freie Sommerweide ganz 
oder teilweiſe nicht in Natur gewährt werden, ſo iſt dafür eine von der 
Regierung feſtzuſetzende Entſchädigung in Geld anzuweiſen. Wenn bei den 
bereits beſtehenden Schulen die Lehrerdotation in einzelnen Beſtandteilen 
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oder in dem Geſamtwerte die im § 11 normierten Natural⸗ oder Geld⸗ 
beträge überſteigt, fo ſoll es zuläſſig ſein, den Überſchuß der Naturaldotation 
auf die Gelddotation, und umgekehrt, nach Ausgleichungsſätzen anzurechnen, 
welche die Regierung zu beſtimmen hat. 

1. Die Regel bleibt die Dotation der Schulſtelle mit Land. Die Abfindung des 
Lehrers mit Geld oder Naturalien anſtatt der Landdotation bleibt für den Notfall vor⸗ 
behalten. N 

2. Die Feſtſetzung des Geldwerts für den nicht in natura gewährten kulmiſchen 
es iſt Sache der Schulaufſichtsbehörde und unterliegt nicht der Zuſtändigkeit des Kreis⸗ 
ausſchuſſes. ’ 

3. Kann die Sommerweide nicht in natura gewährt werden, jo darf ftatt der Geld⸗ 
entſchädigung nach 8 41 auch die Lieferung des zur Sommerſtallfütterung erforderlichen Futters 
der Gemeinde auferlegt werden. 


§ 14. Zweite Lehrer auf dem Lande. 


Der zweite, dritte ꝛc. Lehrer an einer Landſchule ſoll erhalten: 

1) freie Wohnung; 

2) das nötige Brennmaterial zur Heizung derſelben; 

3) ſechszig Thaler bar Geld. Die Hälfte dieſes baren Einkommens kaun 
mit Genehmigung der Regierung in Naturalien angewieſen werden. 


In den Motiven zur Sch.⸗O. heißt es: „Bei Feſtſetzung des Gehalts des zweiten 
Lehrers iſt vorausgeſetzt, daß derſelbe unverheiratet ſei, keine eigene Wirtſchaft führe und 
daher Naturalien nicht brauchen könne. Seine Bedürfniſſe beſtehen: 1. in Wohnung und 
Heizung; 2. Beköſtigung, auf 30 bis 36 Thlr. jährlich berechnet; 3. bar Gehalt zur Be⸗ 
ſchaffung von Kleidern, Büchern, Wäſche u. ſ. w. auf 24 bis 30 Thlr. berechnet. Hiernach 
iſt der Geldgehalt auf 60 Thlr. beſtimmt“. — 

Unter den jetzigen Zeitverhältniſſen iſt es den zweiten Lehrern nicht möglich, ihre Be⸗ 
köſtigung und ſonſtigen Bedürfniſſe für 60 Thlr. = 180 M zu beſtreiten. Es iſt daher 
von den Regg. aufgrund des § 17 der Sch.⸗O. das Einkommen derſelben auf dem Lande 
entſprechend den Verhältniſſen erhöht und der Gehalt neben Wohnung und Heizung auf 
mindeſtens 540 M. gebracht worden. 

Stellt ſich heraus, daß der zweite Lehrer weder bei dem erſten Lehrer, noch auch 
ſonſtwo in einem andern Hauſe Beköſtigung finden kann, ſo iſt die Reg. berechtigt, die 
zweite Schulſtelle mit einem verheirateten Lehrer unter Feſtſetzung eines angemeſſenen Ein⸗ 
kommens für denſelben zu beſetzen. 


§ 15. Lehrer in den Städten. 
Die Schullehrer in den Städten ſollen erhalten: 

1) freie Wohnung und freien Brennbedarf, oder ſtatt derſelben eine den 
Ortsbedürfniſſen angemeſſene, mit Genehmigung der Regierung feſtzu⸗ 
ſetzende Geldentſchädigung; 

2) der erſte Lehrer mindeſtens 150 Rthlr. und die übrigen Lehrer mindeſtens 
100 Rthr. bar Geld. Die Hälfte dieſes baren Einkommens kann in 
Naturalien angewieſen werden. 


1. Die in dem vorſtehenden § ausgeworfenen Gehälter für ſtädtiſche Lehrer bezw. 
Lehrerinnen haben ſich als unzureichend erwieſen, und es iſt daher überall eine angemeſſene 
Erhöhung derſelben eingetreten. Eine ſolche Verbeſſerung kann die Reg. überall da, wo fie 
für notwendig gehalten wird, anordnen; die Stadtverordneten haben kein Widerſpruchsrecht, 
ſondern find nur berechtigt, darüber zu entſcheiden, wie die Verbeſſerung aufzubringen ſei, 
nicht aber auch berechtigt, hinſichtlich der Bewilligung derſelben mitzuwirken. 

2. Die Lehrer haben keinen unbedingten und im Rechtswege verfolgbaren Anſpruch 
auf Aufrücken in die höhere Gehaltsſtufe. Dieſes ſetzt nämlich voraus, daß der betreffende 

ehrer ſich durch ſein geſamtes amtliches und außeramtliches Verhalten deſſen würdig zeigt. 
( ei der Prüfung der Frage, ob der einzelne Lehrer der planmäßigen Gehaltserhöhung 
3 durch Aſcenſton) würdig ſei, hat von den ſtädtiſchen Organen nur der Magiſtrat 
ind die Schuldeputation mitzuwirken, nicht aber die Stadtverordneten; die eigentliche Ent⸗ 


ſcheidung liegt aber auch hier bei der Reg. Denn zur Zuſtändigkeit der Reg. als Schul⸗ 
aufſichtsbehörde gehört es, darüber zu befinden, ob bei eintretender Erledigung einer Gehalts⸗ 
ſtelle der nächſtälteſte Lehrer oder ein anderer an der Schule bereits angeſtellter Lehrer in 
den Genuß des verfügbar gewordenen höheren Gehalts einrücke, oder ob dem zur Beſetzung 
der Lehrerſtelle berechtigten Magiſtrat freigegeben werden ſolle, für die erledigte Gehaltsſtelle 
einen Lehrer von auswärts zu berufen. 


§ 16. Freiheiten der Lehrer. 

Sämtliche Lehrer ſind inbetreff ihres dotationsmäßigen Einkommens von 
der Entrichtung der direkten Staats⸗ und Kommunalſteuern, des Hirtenlohns 
für ihr Vieh und des Schornſteinfegergeldes für ihre Wohnungen befreit. 

Die Grundſteuer ihrer ſteuerpflichtigen Dotationsländereien, das Hirten⸗ 
lohn und Schornſteinfegergeld iſt von den zur Unterhaltung der Schule Ver⸗ 
pflichteten zu entrichten. 


1. Die Elementarlehrer ſind Beamte in mittelbarem Staatsdienſt und haben nach der 
Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 die Rechte und Pflichten der Staatsdiener. 

2. Die Freiheit von der Klaſſenſteuer iſt durch Geſetz v. 7. Dezbr. 1849 (Geſ⸗Samml. 
S. 436) aufgehoben. Vergl. auch Geſetz v. 1. Mai 1851 (Geſ.⸗Samml. S. 193). Die 
Befreiung von den direkten perſönlichen Gemeindeabgaben hinſichtlich des Dienſteinkommens und 
von allen perſönlichen Gemeindedienſten, ſowie die Befreiung der Dienſtländereien von Gemeinde 
auflagen tft auch durch § 4 der Städteordnung für die 6 öſtl. Provinzen v. 30. Mai 1853 
(Geſ.⸗Samml. S. 261) ausgeſprochen. Doch gelten als Elementarlehrer im Sinne des 8 4 
nur die an der eigentl. Volksſchule angeſtellten Lehrer, nicht aber die Lehrer ſolcher Schulen, 
welche zwar nicht mit der Berechtigung zu Entlaſſungsprüfungen verſehen ſind, doch aber 
ihrem Endzwecke nach über der Stufe der obligatoriſchen Volksſchule ſtehen, auch wenn ſie 
der Auſſicht der Reg. unterſtellt ſind. Hinſichtlich ihrer Beſoldungen und Emolumente ſind 
die Elementarlehrer auch von allen direkten Kommunalauflagen, ſowohl der bürgerlichen Stadt⸗ 
und Landgemeinden, als der weiteren kommunalen Körperſchaften (Armenverbände ꝛc.) und 
der kreis⸗ und provinzialſtändiſchen Verbände freizulaſſen. S. § 18 des Geſ. v. 19. März 
1881, betr. die Abänderung der Kreisordnung für die öſtl. Prov. v. 13. Dezbr. 1872, wo⸗ 
nach die Dienſtgrundſtücke der Lehrer von den Kreislaſten befreit ſind. 

Die Lehrer ſind ferner frei von der Einquartierung. Nur in der Not, wenn in der 
Gemeinde Räumlichkeiten nicht vorhanden ſind, dürfen auch die Dienſtgrundſtücke der Lehrer 
in Anſpruch genommen werden, aber auch dann nur gegen Vergütung. 

Auf das Einkommen der Lehrer vom Privatvermögen erſtreckt ſich die Freiheit von 
Gemeindeabgaben nicht. Ebenſo auch nicht auf die Zahlung von Schulgeld, ſobald dies nicht 
von den zur Unterhaltung der Schule Verpflichteten als ſolchen, ſondern nur von denjenigen 
Mitgliedern des Schulverbandes zu zahlen iſt, deren Kinder die Schule beſuchen. Nur wenn 
ihnen die Vokation oder ein anderer Rechtstitel zur Seite ſteht, können ſie eine Freilaſſung 
vom Schulgeld beanſpruchen. Von den Schulbeiträgen, welche alle Schulverbandsmitglieder 
aufzubringen haben, ſind die Lehrer befreit. 

Von kirchlichen Auflagen ſind die Lehrer nicht in jedem Fall befreit. In dieſer Hinſicht 
iſt vielmehr zunächſt das in der Parochie beſtehende Herkommen maßgebend. Sobald es 
ſich weder um althergebrachte kirchl. Abgaben, zu denen die Lehrer bisher nicht beigeſteuert 
haben, noch auch um ſolche kirchl. Laſten handelt, von deren Tragung die Lehrer aufgrund 
eines ſpeziellen Titels, z. B. § 735, Tit. 11, Teil II. A. L. R., unter Umſtänden ganz oder 
teilweiſe befreit werden können, find die Lehrer als ordentliche Mitglieder der Parochieen 
gleich den anderen Mitgliedern derſelben heranzuziehen und auch bei Anwendung des 
adminiſtrativen Zwangsverfahrens gleich den anderen Gemeindemitgliedern zu behandeln. 

3. Hinſichtlich der Dirigenten und Lehrer an höheren Mädchenſchulen und deren 
Befreiung bezw. Heranziehung zu den Kommunalabgaben entſcheidet nicht deren Qualifikation, 
ſondern die Kategorie der Schule. Iſt dieſe als eine höhere Schule im geſetzl. Sinne nicht 
anzuſehen, ſo ſind die Lehrer derſelben von Kommunalabgaben frei. Dagegen haben ſie, 
wenn ſie als Elementarlehrer im Sinne des Al. 12, § 4 der Städteordnung nicht angeſehen 
werden können, keinen Anſpruch auf Befreiung von der Kommunalſteuer. 


§ 17. Feſtſetzung der Lehrer⸗Gehalte. 
Die in den 88 12—16 feſtgeſtellten Sätze find als die geringſten, welche 
zuläſſig ſind, zu betrachten. Wo das jetzige Einkommen der Lehrer dieſe Sätze 
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bereits übersteigt, darf dasſelbe ohne Genehmigung des Miniſteriums der geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten nicht verringert werden; wo 
aber nach den örtlichen Verhältniſſen eine Erhöhung des Lehrergehaltes not⸗ 
wendig und ausführbar iſt, ſind die Regierungen ermächtigt, die Gemeinden zu 
einer Erhöhung desſelben zu veranlaſſen. 


Unbeſtimmte Geldeinnahmen an Schulgeld, d a 
werden auf das bare Gehalt nach einem ſechsjährigen Durchſchnitte angerechnet. 


Eine Herabſetzung des von der Gemeinde zu gewährenden Lehrergehalts wegen 
Zunahme der ſonſtigen Einnahmen, namentlich wegen vermehrten Ertrages des 
Schulgeldes oder wegen Zuwendungen dritter Perſonen, findet nur mit Genehmigung 
der Regierung und nur dann ſtatt, wenn die erſparten Mittel anderweit zum 
Beſten derſelben Schule verwendet werden, oder die Gemeinde einer Erleichterung 
beſonders bedürftig iſt. 

1. Die Dotationen der Schulſtellen müſſen erhalten, und namentlich darf das Einkommen 
der Schulſtellen in Städten bei Erledigungen nicht willkürlich herabgeſetzt, ſelbſt nicht ein⸗ 
mal zur Aufbeſſerung anderer Lehrerſtellen an derſelben Schule ohne Genehmigung des 
Herrn Min. d. g. A. verwendet werden. 

2. Die Normierung der Gehaltsverhältniſſe und das Befinden über die Notwendigkeit 
der Einkommenserhöhung der Lehrer gebührt der Regierung allein und ausſchließlich. 

Sobald die Reg. ihrer geſetzl. Befugnis gemäß die Verbeſſerung der Lehrergehälter 
als notwendig definitiv feſtgeſtellt hat, iſt die entſprechende Leiſtung eine auf eben jenen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen beruhende, eventl. zwangsweiſe auf den Gemeinde⸗Etat zu bringende, 
auch wenn der betr. Lehrer bereit iſt, ſich mit der Gemeinde anderweitig abzufinden. 

3. Entſteht bei amtlicher Feſtſetzung des Einkommens der Elementarlehrer über die 
Dotation einer Schulſtelle zwiſchen den Beteiligten Streit, inſofern als der Lehrer meint, 
die Naturalien oder der Ertrag der Ländereien ſeien ihm zu hoch berechnet, oder die Gemeinde 
glaubt, dieſelben ſeien zu niedrig geſchätzt, ſo hat auf Anrufen von Beteiligten der Kreis⸗ 
ausſchuß, und bei Stadtſchulen der Bezirksausſchuß zu beſchließen. Der Beſchluß des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes in erſter bezw. zweiter Inſtanz iſt endgültig. Beteiligte im Sinne des Geſetzes 
ſind aber der Lehrer ſelbſt oder die Schulſtelle, für welche, wenn die Schulvorſteher als 
Hausväter perſönlich intereffiert find, von der Schulaufſichtsbehörde ein beſonderer Vertreter 
beſtellt werden kann, oder die zum Schulverbande gehörenden Gemeinden und Gutsherren, 
die Anwohner und Grundherren. Jeder dieſer Beteiligten kann als Kläger auftreten. Richtet 
ſich das Streitverfahren gegen den Lehrer, ſo iſt er verpflichtet, ſich auf eine Klage einzu⸗ 
laſſen, kann aber darauf hinwirken, daß neben ihm in erſter Reihe die Schulſtelle ſelbſt 
vertreten werde. Geſchieht dies nicht, ſo kann er ſich von der Einlaſſung auf die Klage 
nicht anders befreien, als daß er von der Beſtreitung des Klageantrags abſieht. Zur Ver⸗ 
tretung der Schulſtelle iſt der Schulvorſtand berufen. Wenn aber eine Kolliſion zwiſchen 
dem Intereſſe der Schule und dem perſönlichen Intereſſe der einzelnen Schulvorſleher in 
ihrer Eigenſchaft als Mitglieder des Schulverbandes ſtattfindet, jo kann ſelbſtverſtändlich 
der Schulvorſtand nicht die Vertretung des Schulinftitut3 wahrnehmen; es muß vielmehr 
in ſolchen Fällen dem Schulinſtitut von der Schulaufſichtsbehörde ein Bevollmächtigter von 
amtswegen beſtellt werden. — Zur Wahrnehmung der Vertretung der den Schulverband 
bildenden ſchulunterhaltungspflichtigen Ortſchaften (Gemeinden, Gutsbezirke) in einem Prozeſſe 
zwiſchen der Schule reſp. Lehrer und dem Schulverbande kann der Schulvorſtand nicht zu⸗ 
gelaſſen werden. Die Rolle eines Klägers bezw. eines Beklagten kann der Schulverband 
kasten. em Falle daher nur durch die Gemeindevorſteher bezw. Gutsbeſitzer wahrnehmen 
aſſen. 

4. Die Einkünfte aus kirchlichen Nebenämtern, wenn dieſe mit dem Lehramt organiſch 
verbunden find, werden auf die Lehrerbeſoldungen angerechnet, wobei nicht ausgeſchloſſen, 
aber auch nicht geboten iſt, daß der durch die Vereinigung von Lehrerſtellen mit kirchlichen 
Nebenämtern bedingten Mehrarbeit des Lehrers durch entſprechend höhere Normierung ſeines 
Dienſteinkommens gebührend Rechnung getragen werde. Bei nicht organiſcher Verbindung 
beider Amter, d. h. wenn der Lehrer ein kirchliches Amt nicht ſchon an ſich dauernd ver⸗ 
ſehen muß, ſondern es mit Genehmigung der Reg. nur nebenamtlich und vorübergehend über⸗ 
nommen hat, werden ihm die Einkünfte des letzteren nicht mit zum Einkommen der Lehrer⸗ 
ſtelle angerechnet. 


a 


5. Wo der Beſtimmung des § 17 gemäß in den über die Regulierung der Lehrer⸗ 
beſoldungen aufgeſtellten Schulrezeſſen die Schul⸗, Konfirmanden⸗, Kopulations⸗ und Leichen⸗ 
Gelder auf das bare Gehalt nach einem Durchſchnittsſatze angerechnet werden, gebühren 
dem Lehrer dieſe unbeſtimmten Einnahmen in dem geſamten Betrage, welcher aus der 
Schul⸗Gemeinde aufkommt, und darf der in beſtimmten Zahlen feſtgeſetzte, von der Gemeinde 
aufzubringende Zuſchuß zum baren Gehalte nach Alin. 3 dieſes § dem Lehrer nicht verkürzt 
werden, wenn jene unbeſtimmten Einnahmen einen höheren Ertrag als den im Rezeß an⸗ 
genommenen Durchſchnitt gewähren. Nach dieſem Grundſatze iſt ſeitens des Kgl. Miniſt. 
d. g. A. in vielen Spezialfällen entſchieden worden. Vergl. u. a. das Reſk. vom 9. Oktober 1855, 
worin es heißt: 

„Der fernere Beſchwerdepunkt wegen des Konfirmandengeldes beruht auf einer miß⸗ 
verſtändlichen Auffaſſung des Geſetzes, indem der Lehrer den ganzen Betrag dieſer 
Nebeneinkünfte für ſich zu erheben berechtigt iſt, und eine Herabſetzung des Gehalts 
wegen Zunahme der ſonſtigen Einnahmen nach 8 17 der Sch.⸗O. nicht ohne beſondere, 
hier nicht zutreffende Gründe ſtattfindet“. 

Bemerk.: Nach dem Reit, des Herrn M. d. g. ꝛc. Angel. vom 22. Septbr. 1879, betr. die Aufhebung der 
als Konfirmandengeld von den Schülern der Volksſchule zu zahlenden Entlaſſungsgebühr, ſollen die Kgl. Regg. 
darauf Bedacht nehmen, bei der Neuregulierung des Lehrer⸗Einkommens durch Vereinbarung mit den Schulgemeinden 
die allmähliche Beſeitigung des Konfirmandengeldes herbeizuführen. s 

6. Hinſichtlich der Berechnung des Schulgelds bei der Lehrerbeſoldung erklärt das 
Reſk. d. g. M. vom 13. Auguſt 1868, U. 18666 (Centralbl. S. 561), daß allerdings nicht 
füglich bei jeder eintretenden Verminderung oder Vermehrung der Schulkinderzahl eine neue 
Berechnung des Einkommens einer Lehrerſtelle vorgenommen werden könne, daß aber, wenn 
der Rückgang der Schulgeldeinnahme zu erheblich ſei, dies nicht unbeachtet bleiben dürfe, 
und es ſich empfehle, darauf hinzuwirken, daß das Schulgeld zur Schul- oder Gemeinde⸗ 
kaſſe für Rechnung der Schulgemeinde vereinnahmt, und dem Lehrer die ihm angerechneten 
Beträge voll gewährt werden. 

Falls dem Lehrer vokationsmäßig ein beſtimmter Betrag an Schulgeld zugeſichert 
iſt, oder das Einkommen desſelben durch den Ausfall an Schulgeld unzureichend wird, hat 
die geſamte Schulgemeinde einzutreten. 

Auf das Schulgeld von denjenigen Kindern, welche außerhalb der Ortsſchule einen 
ausreichenden Unterricht erhalten, hat der Lehrer keinen Anſpruch. 

Lehrer haben einen Anſpruch auf das von den der Schulgemeinde nicht angehörigen, 
die Schule nur gaſtweiſe beſuchenden Kindern zu entrichtende Schulgeld nur dann, wenn ſie 
überhaupt mit ihrer Beſoldung auf das Schulgeld angewieſen find, oder ein derartiger An⸗ 
ſpruch aus der Vokation oder beſondern, für die betr. Schule maßgebenden Vorſchriften 
herzuleiten iſt. Wenn ſie ein fixiertes Einkommen zu beziehen haben, und die gedachte 
Vorausſetzung nicht zutrifft, ſo haben ſie ſämtliche Kinder, welche mit Genehmigung der zu⸗ 
ſtändigen Schulorgane der Schule überwieſen ſind, ohne Anſpruch auf beſondere Vergütigung 
zu unterrichten. Imfalle einer vorübergehenden erheblichen Mehrbelaſtung der Lehrer kann 
ihnen von der Aufſichtsbehörde eine beſondere Remuneration bewilligt werden. 

Bemerk.: Solche Gaſtſchüler ſind nicht Kinder, welche bei Verwandten oder anderen Gemeinde⸗Mitgliedern 
Wohn 55 Aufnahme gefunden haben und der Schule ihres Wohnorts angehören, nicht der Schule des elterlichen 

7. Inbetreff reſtierender Schulabgaben, welche inexigibel ſind, muß unterſchieden 
werden, ob dem Lehrer ein beſtimmtes fixiertes Ganzes zugeſichert worden iſt, oder ob ihm 
dagegen Beträge, die jeder einzelne Klaſſenteilnehmer, z. B. Kätner, Einwohner ꝛc. zu ent⸗ 
richten hat, unmittelbar zugewieſen worden ſind. Ausfälle von einem ſolchen Ganzen, z. B. 
wenn für fehlende Sommerweide 12 Thlr. als Entſchädigung ausgeworfen ſind, treffen den 
Lehrer nicht; ſie müſſen wieder von neuem auf ſämtliche Leiſtungspflichtige repartiert und 
aufgebracht werden. Dagegen muß ſich der Lehrer Ausfälle der letztern Art gefallen laſſen. 
Wenn alſo beiſpielsweiſe einzelne Kätner oder Einwohner ihren Beitrag nicht zu entrichten 
vermögen, ſo trifft den Lehrer der Verluſt, wogegen er indes auch bei der Vermehrung der 
Zahl der Kätner 2c. von ſelbſt einen Anſpruch auf Beiträge von dieſen gewinnt. Auf dieſe 
Weiſe tritt eine Ausgleichung ein, welche ſich erfahrungsmäßig meiſt zu Gunſten der Lehrer 
geſtaltet hat. 

1 Wenn es ſich um unbeibringliche Beitragsreſte — und zwar jeglicher Art — von 
Anwohnern auf gutsherrlichem Vorwerksland handelt, jo muß der Gutsherr nach 8 55 ff. 
der Sch.⸗O. den Ausfall decken. 117 i 

Altſitzer, ſofern fie von den Kommunal⸗Abgaben befreit find, find auch von den Schul- 

unterhaltungskoſten frei zu laſſen. 
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Das Kreislandratsamt hat zunächſt die Pflicht, dem Lehrer bei Erlangung feines 
Gehalts behilflich zu ſein. Wenn Reſtanten in die Bezirke anderer Behörden verzogen ſind, 
ſo muß demnach die Behörde des berechtigten Schulverbandes die betr. Requiſitionen an 
dieſe fremden Behörden erlaſſen. Dem Lehrer darf dies nicht zugemutet werden. 

8, Bei der Prüfung der Zulänglichkeit des Einkommens einer Lehrerſtelle darf der 
dem Inhaber aus der Erteilung von Privatunterricht erwachſende Nebenverdienſt nicht berück⸗ 
ſichtigt werden. 

9. Wo die Schulverbände nicht imſtande ſind, den Lehrern ein ihrem Stande ent⸗ 
ſprechendes auskömmliches Einkommen zu gewähren, da tritt der Staat mit beſondern wider⸗ 
ruflich gewährten Staatsbeihilfen in der erforderlichen Höhe ein. Dieſe Staatsbeihilfen 
dürfen aber nicht verwendet werden zur Remunerierung des beſonderen konfeſſionellen Religions⸗ 
unterrichts oder des Handarbeitsunterrichts, auch nicht zur Remunerierung einer Stellver⸗ 
tretung des Lehrers. Denn dieſe Koſten haben die zur Befriedigung der Schulbedürfniſſe 
Verpflichteten zu tragen, und ſind dazu in keinem Falle die zur Aufbeſſerung der Lehrer⸗ 
gehälter beſtimmten Fonds zu verwenden. 

Die Staatsbeihilfen zu den Lehrerbeſoldungen find in monatlichen Raten pränume- 
rando zahlbar, können aber auch in vierteljährlichen Raten postnumerando von den empfangs⸗ 
berechtigten Lehrern erhoben werden. 


§ 18. Gehaltsnachweiſung. 


Jeder Schullehrer erhält bei ſeiner Anſtellung von dem Schul⸗Patron 
eine von der Regierung beſtätigte genaue Nachweiſung ſeiner ſämtlichen Ein⸗ 
nahmen und Berechtigungen. 

(Es iſt in dieſer Beziehung für genügend erachtet und praktiſch geworden, die 
Lehrer bei Erteilung der Vokation in letzterer auf die über die Regulierung der Schulver⸗ 
hältniſſe nach $ 66 der Schul⸗Ordnung aufgeſtellten Matrikeln (Schulrezeſſe) zu verweiſen, 
wovon eine Ausfertigung bei dem Landrate und eine beim Schulinſpektor reſp. Schulvor⸗ 
ſtande deponiert iſt, oder ihnen auch mit dem Berufsbriefe oder durch den Landrat Abſchrift 
der Einkommensnachweiſung zugehen zu laſſen.) 


§ 19. Anzugskoſten. 

Die Gemeinden ſind verpflichtet, den neu anziehenden Lehrern bis auf 
eine Entfernung von 10 Meilen vom Schulort für die Fortſchaffung ihrer 
Familien und ihrer Effekten (Allg. Landrecht T. II. Tit. 12. § 40.) nach 
Wahl der Gemeinde entweder Fuhrwerk zu geſtellen, oder die Fuhrkoſten, 
deren Höhe den Betrag von 20 Rthlr. nicht überſteigen darf, nach einer 
mäßigen Taxe zu vergüten. 

1. Die Verpflichtung der Gemeinden, den neu anziehenden Lehrern bis auf eine 
Entfernung von 10 Meilen die Fuhren zur Fortſchaffung ihrer Familien und Effekten zu ge⸗ 
ſtellen, ſteht nach 88 39—41, Teil II, Tit. 11 A. L. R., der Deklaration v. 21. Januar 
1790 und dem Oſtpreuß. Prov.⸗R. Zuſatz 222 feſt. Für die Fälle, wo die Leiſtung der 
Naturalfuhren den Berechtigten beſchwerlich iſt, bleibt ihnen geſtattet, ſich für dieſe Leiſtung 
mit dem Schullehrer in Geld abzufinden. Bei mangelnder Einigung ſteht der Reg. eine 
ſchiedsrichterliche Gewalt nach billigem Ermeſſen zu. 

Der allegierte § 40. II. 12 A. L.⸗R. bezeichnet die „Effekten“ näher mit: Kleidung, 
Wäſche, Hausräte und Bücher. — Nach dem Erk. d. Ob.⸗Trib. v. 8. Januar 1842 (Entſch. 
Bd. VII., S. 219) gehört auch das Dienſtperſonal vertragsmäßig zur Familie, und erſtreckt 
ſich die Verbindlichkeit der Schulgemeinde auch auf dieſes. 0 

2. Da es der Gemeinde freigeſtellt iſt, entweder die Fuhren in natura oder die 
Geldvergütung zu gewähren, ſo iſt zur Vermeidung von ſpäteren Streitigkeiten und pro⸗ 
zeſſualiſchen Weiterungen reſp. des Verluſtes des diesfälligen Anſpruchs des Lehrers 
erforderlich, daß jeder neu anziehende Lehrer vorher die Gemeinde darüber 
hört, und dieſe Angelegenheit vor ſeinem Anzuge ins Klare gebracht werde. Sollte daher 
eine Gemeinde ſich überhaupt weigern, der ihr geſetzlich obliegenden Verpflichtung nachzu⸗ 
kommen, ſo hat der betr. Lehrer bei dem Kgl. Landrat zu beantragen, daß ſie zur Er⸗ 
füllung ihrer Pflicht angehalten werde. Ebenſo ift ein Antrag auf Feſtſetzung der Entſchä⸗ 
digungsſumme an den Landrat zu richten, wenn ſich der anziehende Lehrer mit der Gemeinde 
über eine ſolche nicht einigen kann. 
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3. Im Intereſſe der Schulgemeinden liegt es, die Herholung von Lehrern aus an⸗ 
dern Bezirken erſt dann zu bewirken, wenn die Beſtätigung der Wahl derſelben ſeitens der 
Reg. erfolgt iſt, da die Nichtbeſtätigung eines bereits angezogenen Lehrers event. doppelte 
Leiſtungen und Koſten herbeiführen würde. 

4. Haben Lehrer bis zu dem ihnen zugewieſenen Schulorte mehr als 10 Meilen 
zurückzulegen, ſo iſt es ihnen freigeſtellt, die Reiſe bis auf die Entfernung von 10 Meilen 
zu machen, wie ſie wollen, da ſie dieſelbe auf eigene Koſten auszuführen haben. Wenn ſie 
ſich dabei aber ihrem Schulorte unter 10 Meilen nähern, bevor die Gemeinde aufge⸗ 
fordert iſt, ſie auf die Entfernung von 10 Meilen abzuholen, bezw. bevor dieſelbe ihre 
Wahl zwiſchen der Geſtellung von Fuhrwerken oder der Vergütung der Fuhrkoſten nach 
einer mäßigen Taxe hat treffen können, ſo iſt die Gemeinde nur verpflichtet, ſie auf die 
kürzere Entfernung abzuholen, reſp. die Koſten für dieſe kürzere Tour zu zahlen. Sie 
würde die ganzen Anzugskoſten für 10 Meilen nur dann zu zahlen haben, wenn ſie, zur 
Leiſtung aufgefordert, die Vergütung der Fuhrkoſten gewählt hätte. - 


S 20. 
Verläßt der Schullehrer ſeine Stelle vor Ablauf von 5 Jahren, ſo iſt er 


auf Verlangen gehalten, der Gemeinde die Anzugskoſten zu erſtatten. 


(Für den Fall des Ablebens eines Lehrers vor Ablauf der 5 Jahre ſind ſeine Erben 

zur Erſtattung der Anzugskoſten nicht verpflichtet.) 
§ 21. Kündigung. 

Wird ein Lehrer verſetzt, oder legt er ſein Amt freiwillig nieder, ſo muß 
er dasſelbe drei Monate vorher kündigen. 

1. Eine Amtsnie derlegung ohne Penſion iſt unter der Vorausſetzung, daß der betr. 
Lehrer 3 Jahre im öffentlichen Schulamte thätig geweſen iſt, widrigenfalls er die auf ſeine 
Ausbildung im Seminar verwandten Koſten zu erſtatten hat, jederzeit zuläſſig. Damit indes 
der Unterricht in ſolchen Fällen nicht leidet, iſt über die Kündigungsfriſt für Elementar⸗ 
lehrer beſtimmt: Ein Elementarlehrer, welcher ſein Amt überhaupt niederlegen will, hat 
dieſes 3 Monate vorher zu kündigen, kann jedoch nicht verlangen, vor dem Schluß des 
laufenden Unterrichts⸗Semeſters entlaſſen zu werden. Elementarlehrer, welche ein Schulamt 
in einem anderen Reg.⸗Bezirk annehmen wollen, find jederzeit ſpäteſtens 3 Monate nach 
erfolgter Kündigung zu entlaſſen. 

Bei den zur Beſetzung der Reg. zuſtehenden Stellen hat dieſelbe den Termin des Amts⸗ 
Austritts reſp. Antritts nach Maßgabe der obwaltenden Verhältniſſe zu beſtimmen. 

In den Vokationen für Elementarlehrerſtellen privaten Patronats iſt der Vorbehalt 
einer Kündigungsfriſt überhaupt, mag fie länger oder kürzer ſein, als die Zmonatliche, nicht 
zu genehmigen. Dem von der Regierung angeordneten früheren Austritt aus der Stelle 
als nach Ablauf einer 3 monatlichen Kündigungsfriſt kann aber ſeitens des Privatpatrons 
auch dann nicht widerſprochen werden, wenn von der Regierung für eine vorübergehende 
vertretungsweiſe Wahrnehmung der Funktionen des abgehenden Lehrers geſorgt wird. 

Auch die Lehrer an höheren Mädchenſchulen und die Rektoren find nur zur Einhaltung 
der 3 monatlichen Kündi gungsfriſt verpflichtet, können aber bis zum Ablauf des Semeſters 
auf der Stelle zurückgehalten werden. Denn die höheren Mädchenſchulen ſind den höheren 
Lehranſtalten im Sinne des Geſetzes nicht eingereiht, und es finden auf fie auch nur die 
für die Volksſchulen beſtehenden Beſtimmungen Anwendung. Dieſe ſetzen aber nur eine 
Z monatliche Kündigung feſt. : 

2. Daß Elementarlehrer bis zur beſtandenen 2. Prüfung nur proviſoriſch angeſtellt 
werden, ift eine lediglich im Intereſſe der Schule reſp. der Disziplin von der Aufſichts⸗ 
behörde angeordnete Maßregel. Für den berufen den Privatpatron folgt daraus dem be⸗ 
rufenen Lehrer gegenüber keinerlei Recht, alſo auch nicht dasjenige der Kündigung. 
Die Befugnis, einem Lehrer ſein Amt zu kündigen oder ihn aus demſelben zu entlaſſen, iſt 
bedingt durch die Disziplinargewalt und befindet ſich daher lediglich bei der Aufſichts⸗ 
behörde, nicht aber bei dem Magiſtrat oder einem anderen Privatpatron. Mit dem Patronat 
iſt nur das Recht der Wahl, der Berufung und der Präſentation verbunden, nicht aber das 
der Entlaſſung des Lehrers aus dem Amt. Dieſe Befugnis ſteht allein der Kgl. Reg. als 
Aufſichtsbehörde zu. 5 : 2 Ir cl 

3. Lehrer ſind nicht gehalten, 3 Jahre innerhalb eines beſtimmten Regierungsbezirks 
zu amtieren, für den ſie gebildet ſind, ſondern es genügt, wenn der angehende Lehrer ſeine 


’ 
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erſte Anſtellung in dieſem Regierungsbezirk annimmt, und er iſt zu entlaſſen, ſelbſt vor Ab⸗ 
lauf der 3 Jahre, wenn er ein öffentliches Schulamt in derſelben Provinz annimmt. Dagegen 
iſt gegen Lehrer, welche vor Ablauf einer mindeſtens 3jährigen Dienſtzeit im öffentlichen 
3 Privatlehrer werden oder vom Schuldienſte ganz zurücktreten, mit aller Strenge 
zu verfahren. 

4. Solche Lehrer, welche auf Schulſtellen privaten Patronats ongeftent find, haben 
ihre etwaige Kündigung der Stelle an den Privatpatron und an die Regierung zu richten. 

5. In der Regel ſollen Lehrer nicht inmitten eines Monats, ſondern nur zum Schluß 
eines Monats aus den von ihnen bekleideten Stellen entlaſſen werden. Es bleiben nur 
ſolche Fälle ausgenommen, in denen aus beſonderer Veranlaſſung, wie etwa auf Antrag 
des Lehrers, ein früheres Ausſcheiden aus dem Dienſte von der vorgeſetzten Behörde verfügt 
oder genehmigt wird. 

6. Lehrer, welche an einer Kommunalſchule angeſtellt ſind, behalten, wenn ihre Stellen 
eingehen, und ſie nicht gleich eine andere Verwendung finden, bis zu ihrer Berufung in ein 
anderes Schulamt das volle Gehalt ihrer Stelle. Sie müſſen dagegen ſich auch gefallen 
laſſen, daß ihnen eine andere Lehrthätigkeit von nicht geringerem Range und etatsmäßigem 
Dienſteinkommen übertragen werde, falls eine ſolche Vakanz vorhanden iſt. 


$ 22. Auseinanderſetzung. 


Der abziehende Lehrer oder die Erben des verſtorbenen Lehrers haben ſich 
mit dem neu anziehenden Lehrer nach Vorſchrift des Allg. Landrechts T. II. 
Tit. 11. SS 822—831 und des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts Zuſatz 205 
auseinanderzuſetzen. 


1. Die im § 22 der Schulordnung allegierten Beſtimmungen des A.⸗L.⸗R. Teil II., 
Titel 11 lauten: 

§ 822. Bei der Einweiſung eines neuen Pfarrers muß demſelben Wohnung und 
Wirtſchaft von den Vorſtehern unter Aufſicht und Direktion des Patrons, oder des Erz⸗ 
prieſters, oder Kreisinſpektors, nach dem Inventarium übergeben werden. 

§ 823. Die Auseinanderſetzung zwiſchen dem abgehenden Pfarrer oder deſſen Erben und 
der Kirche in Anſehung der Subſtanz, ſowie mit dem neuen Pfarrer in Anſehung der 
Nutzungen geſchieht nach den in der Lehre vom Nießbrauche vorgeſchriebenen Geſetzen. 

§ 824. Wo daſelbſt zu Verbeſſerungen, die dem Nießbraucher vergütet werden müſſen, 
die Einwilligung des Eigentümers erfordert wird, da iſt bei einem Pfarrer die Einwilligung 
des Patronats oder Kirchenkollegiums und die Genehmigung der geiſtlichen Obern erforderlich. 

§ 825. Soweit dergleichen Verbeſſerungen dem abgehenden Pfarrer oder deſſen Erben 
vergütet worden, werden dieſelben der Pfarre einverleibt, und es gilt davon in Anſehung 
der folgenden Fälle alles das, was von Pfarrgütern überhaupt verordnet iſt. 

§ 826. Hat der neue Pfarrer die Vergütung ſolcher Verbeſſerungen aus eigenen 
Mitteln geleiſtet, ſo können er oder ſeine Erben bei ſeinem erfolgenden Abgange die Ver⸗ 
gütung des dafür Gezahlten von dem Nachfolger fordern. 

§ 827. Dergleichen einem Vorgänger von ſeinem Nachfolger zu leiſtende Vergütung 
dauert, auch bei nachherigen Amtsveränderungen, ſo lange fort, als nicht etwa dieſer Wert 
der Verbeſſerungen, ſowie die Verbeſſerung ſelbſt der Pfarre einverleibt worden. 
5 § 828. Hat aber der neue Pfarrer dem abgehenden oder deſſen Erben Verbeſſerungen, 
für welche dieſelben keine Vergütung fordern, ſondern ſie nur zurücknehmen konnten, bezahlt, 
ſo werden dieſelben der Pfarre dadurch nicht einverleibt; der Pfarrer kann auch dafür bei 
ſeinem demnächſt erfolgenden Abgange keinen Erſatz fordern. „ 

§ 829. Vielmehr tritt er, in Anſehung der Befugnis zur Zurücknahme, nur in die 
Rechte des urſprünglichen Verbeſſerers. ! 

-$ 830. Soll gegen dieſe Regeln etwas durch Vertrag zwiſchen der Pfarre und Kirche 
an einer und dem abgehenden Pfarrer oder deſſen Erben, imgleichen dem neuen Pfarrer, 
01 en Seite feſtgeſetzt werden, jo iſt dazu die Genehmigung der geiſtlichen Obern 

otwendig. 5 
8 831. Auch wegen der Auseinanderſetzung über die Nutzungen gelten, ſoweit aus⸗ 
drückliche Provinzialgeſetze nicht ein anderes beſtimmen, die bei dem Nießbrauche vorge⸗ 
ſchriebenen Regeln. 
2. Im Zuſatz 205 des Oſtpr. Prov.⸗Rechts iſt beſtimmt: 
a. In Oſtpreußen und Littauen. . 


1 § 1. In Oſtpreußen und Littauen wird bei der Auseinanderſetzung die Ernte mit dem 
etzten September für beendigt gehalten, und das Wirtſchaftsjahr vom 1. Oktober gerechnet. 
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§ 2. Wo die Einſaat und das übrige Wirtſchaftsinventarium nicht zur Pfarre ge- 
hört, muß dasſelbe nebſt dem vorhandenen Heu, Stroh und Dünger dem neuen Pfarrer für 
die Taxe gelaſſen werden, und dieſer muß den in den Ackern befindlichen Dünger nach Ver⸗ 
hältnis der Zeit bis zur neuen Düngung vergüten. 

§ 3. Die im Laufe des Jahres fällige Kalende wird mit dem letzten September für 
erworben gehalten. 

§ 4. Vom Deputatholze werden auf die erſten ſechs Monate vom erſten Oktober bis 
erſten April zwei Drittel, und auf die letzten ſechs Monate wird ein Drittel verteilt. 

b. Im Ermlande. 

§ 5. Im Ermlande wird die Ernte mit dem letzten Auguſt für vollendet angenommen, 
und das Wirtſchaftsjahr vom erſten September gerechnet. 

§ 6. Iſt der vorige Kanonikus oder Pfarrer im erſten Quartale, doch nach vollendeter 
Winterſaat abgegangen oder verſtorben, ſo erhält derſelbe oder deſſen Erben vom künftigen 
Wintergetreide ein Viertel, im zweiten die Hälfte, im dritten drei Viertel und im letzten 
Quartale die ganze Ernte. 

§ 7. Ereignet ſich die Vakanz nach beſtellter Sommerſaat und vor dem 1. Julius, ſo 
erhalten der Abgehende oder deſſen Erben die Hälfte, wenn ſich aber die Vakanz nach dem 
1. Julius ereignet, die ganze Ernte an Sommergetreide. 

§ 8. Nach den in SS 6 und 7 bezeichneten Verhältniſſen erhält der Nachfolger die 
künftige Winter- und Sommerſaat unentgeltlich. 

§ 9. Heu und Stroh verbleiben dem Nachfolger, wenn zur Zeit des Abganges die 
Einfuhr noch nicht geſchehen iſt; von dem ſchon eingefahrenen Heu und Stroh erhält er die 
Hälfte, und in Abſicht des Heues vergütet der Nachfolger die Erntekoſten verhältnismäßig. 

8 10. Auf Gartenfrüchte, welche der Abgehende geſäet oder gepflanzt hat, gebührt 
dem Nachfolger kein Anſpruch. 

§ 11. Baum⸗ und andere Früchte, die zur Zeit des Abganges von der Subſtanz noch 
nicht getrennt waren, verbleiben dem Nachfolger. 

8 12. Der Nachfolger behält den Dünger und das geſchlagene Holz auch dann, wenn 
es ſchon zuſammengefahren ſein ſollte. 

§ 13. Alle übrigen Einkünfte, mit Einſchluß der Natural⸗ und Geldpacht, müſſen 
zwiſchen dem Nachfolger und dem Abgehenden oder deſſen Erben nach Verhältnis der Zeit 
geteilt werden; wobei in Abſicht der Pacht das Jahr vom 1. September, in Abſicht des 
Sackzehnten vom 11. November, und in Abſicht der Offertorialien vom Sonntage Quasimodo 
geniti gerechnet wird. 

§ 14. Unter dieſen näheren Beſtimmungen (§88 1—13) find ſowohl in Oſtpreußen und 
Littauen, als im Ermlande die Vorſchriften des A.⸗L.⸗R. anzuwenden. 

§ 15. Die Diäten und baren Auslagen der bei der Auseinanderſetzung zugezogenen 
Gerichtsperſonen und Sachverſtändigen werden bei den proteſtantiſchen Pfarren von jedem 
Teile zur Hälfte entrichtet, jedoch müſſen Gerichtsperſonen die Witwen und Kinder des Ver⸗ 
ſtorbenen mit den auf deren Anteil fallenden Diäten verſchonen. Bei den katholiſchen Kirchen 
im Ermlande trägt der neue Pfarrer zu dieſen Koſten nichts bei. 

3. Nach dem Cirk.⸗Reſk. der MM. der g. A., d. Inn. und des Kgl. Hauſes vom 
21. Juni 1847 können mit Rückſicht darauf, daß im § 6 der Schulordnung die Anwendung 
des Oſtpr. Prov.⸗Rechts ausdrücklich auf die Orte beſchränkt iſt, in welchen dasſelbe ſchon 
bisher zur Anwendung gekommen iſt, die im § 22 und 35 der Schulordnung angezogenen 
Zuſätze des Oſtpr. Prov.⸗Rechts ebenfalls in denjenigen Landesteilen keine Anwendung finden, 
wo ſie bisher keine Geltung hatten. 5 

4. Die Auseinanderſetzung zwiſchen ab⸗ und anziehenden Lehrern, bez. zwiſchen dem 
abziehenden Lehrer oder den Erben eines verſtorbenen Lehrers und dem Schulvorſtande ge⸗ 
ſchieht zwar durch die Lokal⸗ oder Kreisſchulinſpektoren; bleiben dabei aber rückſichtlich der 
Nutzungen der Grundſtücke Anſprüche ſtreitig, fo find ſolche, als dem Privatrechtsgebiete 
angehörig, nicht von oberaufſichtswegen, ſondern im Rechtswege zu erledigen. 

5. Verordnung d. Reg. zu M. v. 16. April 1859 (Amtsbl. S. 106 ff.) über das 
bei Erledigung von Schulſtellen zu beobachtende Verfahren. i 

Es ift neuerdings mehrfach vorgekommen, daß Lehrer ihre Schulſtellen teils zu früh⸗ 
zeitig verlaſſen, teils die vorſchriftsmäßige Auseinanderſetzung unterlaſſen haben. Wir ſehen 
uns daher veranlaßt, die in dieſer Beziehung zu beobachtenden Vorſchriften nachſtehend 
zuſammenzuſtellen und wiederholt zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. IE 

1. Kein Schullehrer darf ſeine Schulſtelle, ſei es um das Schulamt gänzlich aufzu⸗ 

geben, ſei es, um eine andere Stelle zu übernehmen, verlaſſen, ehe die Zmonatl. Kündigungs⸗ 
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friſt abgelaufen ift, und bevor er ſich nicht mit dem Vorſtande der bisher von ihm ver⸗ 
walteten Schule auseinandergeſetzt hat. Von der Einhaltung der geſetzlichen Kündigungs⸗ 
friſt kann nur die Reg. nach Anhörung des Patrons dispenſteren. 

2. Der Abzug von einer Schulſtelle ſoll in der Regel mit dem Schluſſe eines Quartals 
zuſammenfallen. Wenn daher im zweiten oder dritten Monat eines Quartals gekündigt 
worden iſt, erfolgt der Abzug erſt am Schluß des nächſtfolgenden Onaktals, wenn nicht 
von der Regierung andere Beſtimmung getroffen ift. \ 

3. Die Auseinanderſetzung findet an einem, in adligen Ortſchaften von dem Land⸗ 
rats⸗Amt, in Königlichen Ortſchaften von dem Königl. Domänen⸗Rent⸗Amt, in ſtädtiſchen 
Ortſchaften aber von dem zuſtändigen Magiſtrat anzuberaumenden Termin unter Zuziehung 
des Patrons, zwiſchen dem abziehenden Lehrer und ſeinem Amtsnachfolger im Beiſein des 
Schulvorſtandes oder der von demſelben damit beauftragten Mitglieder ſtatt. Iſt der Amts⸗ 
nachfolger noch nicht ernannt oder bei der Auseinanderſetzung nicht zugegen, ſo hat der 
Schulvorſtand oder das von demſelben beauftragte Mitglied ſeine Rechte bei der Ausein⸗ 
anderſetzung wahrzunehmen, welche alſo in dieſem Falle zwiſchen dem abziehenden Lehrer 
und ſeinem bisherigen Schulvorſtande erfolgt. Hat der Schulvorſtand unterlaſſen, ſich ein⸗ 
zufinden oder ein Mitglied zu beauftragen, ſo genügt die Zuziehung ſeiner am Schulorte 
gerade anweſenden Mitglieder. 

Die Auseinanderſetzung erſtreckt ſich auf die zur Schule gehörigen Gebäude, das 
Schulland, das Schul⸗Inventarium und auf die mit der Schulſtelle verbundenen Einkünfte. 

5. Die zur Schule gehörigen Gebäude müſſen von dem abziehenden Lehrer in dem 
Zuſtande übergeben werden, in welchem er ſie beim Antritt ſeines Amtes überkommen hat. 

Die Veränderungen, welche an denſelben im Laufe ſeiner Amts⸗Verwaltung lediglich 
durch den Einfluß der Zeit und der wirtſchaftlichen Benutzung verurſacht worden ſind, fallen 
dem abziehenden Lehrer nicht zur Laſt. Dagegen hat er für jede Verſchlechterung der 
Schulgebäude aufzukommen, welche durch nachgewieſene unwirtſchaftliche Benutzung derſelben 
oder durch mangelnde Aufſicht herbeigeführt worden iſt. Beiſpielsweiſe ſind durch ſeine 
Schuld zerbrochene Fenſter, fehlende Fenſterläden, loſe oder fehlende Thüren, Schlöſſer und 
dergl. von dem abziehenden Lehrer vor dem Abzuge zu ergänzen, oder es iſt der Betrag 
dafür in der Schulkaſſe zu deponieren. 

6. Von der Umzäunung des Schulgehöfts, der Baumſchule und der Schul⸗Gärten 
gilt dasſelbe wie von den Gebäuden. Die in der Baumſchule vorhandenen Wildlinge und 
veredelten Obſtbaumſtämmchen müſſen der Schule als Inventar verbleiben, ſoweit ſie nicht 
bis zum Kündigungstermin in den Nutzen des Lehrers verwendet worden ſind. 

7. Das Schulland muß in ordentlicher wirtſchaftlicher Kultur nach Erfordern der 
Jahreszeit übergeben werden. — Hat der Lehrer die angemeſſene Bearbeitung reſp. Beſtellung 
desſelben mit Saat unterlaſſen, fo find die ſeinem Nachfolger dadurch erwachſenden Koſten 
durch Sachverſtändige feſtzuſtellen und von dem abziehenden Lehrer zur Schulkaſſe zu ent⸗ 
richten, welche letztere ſeinen Amtsnachfolger aus dem eingezahlten Betrage nach Verhältnis 
ſeines Anſpruchs ſchadlos halten wird. 

8. Das Schul⸗Inventarium iſt von dem abziehenden Lehrer nach einem von dem 
Ortsſchulinſpektor als richtig beſcheinigten, bei jeder Schule zu führenden Verzeichnis voll⸗ 
ſtändig und einſchließlich der für arme Schulkinder vorhandenen Schulbücher und Stein⸗ 
tafeln zu übergeben. Für jeden etwa fehlenden Gegenſtand iſt der abziehende Lehrer ver⸗ 
antwortlich und hat den Betrag dafür jo lange bei dem die Auseinanderſetzung nach Nr. 3 
leitenden Beamten zu hinterlegen, bis er ihn beſchafft oder nachgewieſen hat, daß er an dem 
Abhandenkommen desſelben keine Schuld trägt. s 

9. Die von dem Lehrer zu führenden amtlichen Bücher, wie die Schulbeſuchsliſte, 
das Verzeichnis der Hütekinder, das Klaſſen⸗ und Tagebuch, die Schul⸗Chronik, die Ein⸗ 
kommens⸗Nachweiſung und das Inventarien⸗Verzeichnis ſind ebenfalls gleich dem Schul⸗ 
Inventarium ſelbſt zu übergeben. i 8 

10. Das dem abziehenden Lehrer und ſeinem Nachfolger gebührende Einkommen der 
Schulſtelle wird nach folgenden Beſtimmungen berechnet reſp. verteilt: 

a. Das Bargehalt gebührt dem abziehenden Lehrer bis zu dem Tage, welcher von uns 
für ſeinen Abzug feſtgeſetzt worden iſt; wo eine ſolche Feſtſetzung aber nicht erfolgt 
iſt, bis zum Tage, mit welchem er den Unterricht eingeſtellt hat. Sr. 

b. Das Deputat-Getreide wird auf die zwölf Monate des Jahres, vom Termin der 
Lieferung gerechnet, verteilt, und es werden dem abziehenden Lehrer ſo viele dieſer 
Teile gewährt, als Monate ſeit dem Lieferungstermin verfloſſen find. Der Net ge- 
bührt ſeinem Nachfolger, ſofern dieſer unmittelbar nach dem Abzuge ſeines Vorgängers 
eintrifft, entgegengeſetztenfalls der Schulkaſſe bis zum Eintreffen des neuen Lehrers, 
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und iſt in der Regel in natura zurückzulaſſen. Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung 

des Patrons ſtatt der zurückzulaſſenden Getreidegattungen in natura der Geldwert nach 

dem Marktpreiſe der nächſten Stadt zur Schulkaſſe eingezahlt werden. 

e. Nach demſelben Grundſatz wird inbezug auf die Natural- und Geldkalende, wo eine 
ſolche noch üblich iſt, mit der Maßgabe verfahren, daß im Bereiche des Oſtpreuß. 
Prov.⸗Rechts die im Laufe des Jahres fällige Kalende mit dem 1. September als 
für das vorhergehende Jahr vollſtändig erworben gilt. 

. Der Ertrag des Schullandes wird, nachdem die Beſtellungskoſten, ſofern ſie nicht der 
Gemeinde oder andern Verpflichteten ganz oder zum teil obliegen, und die Ausſaat, 
ſofern ſie nicht zum Inventarium gehört, in Abrechnung gebracht worden ſind, feſtge⸗ 
ſtellt und dem abziehenden Lehrer mit demjenigen Betrage gewährt, welcher ihm für 
den bis zum Abzugstermin verfloſſenen Teil des Wirtſchaftsjahres gebührt. Das 
Wirtſchaftsjahr wird in dem zum ehemaligen Oſtpreußen gehörigen Teil des Reg.⸗ 
Bezirks vom 1. Oktober bis 30. September, in dem übrigen Teil unſeres Reg.⸗ 
Bezirks vom 1. Juli bis zum 30. Juni gerechnet. Der für den noch übrigen Teil 
des Wirtſchaftsjahres vom Abzugstermine bis zum 30. Juni reſp. bis zum 30. September 
berechnete Teil des Ertrages von dem Schullande gebührt der Schulkaſſe und iſt an 
dieſe abzuführen. Erfolgt aber der Abzug am Ende des Wirtſchaftsjahres, ſo ſteht 
dem abziehenden Lehrer weder eine Entſchädigung für die Beſtellung des Schullandes, 
noch ein Anſpruch auf die künftige Ernte zu, ebenſowenig hat er aber einen Teil des 
vorjährigen Ernte⸗Ertrags zurückzulaſſen. 

e. Alle rohen, von den zur Schule gehörigen Grundſtücken gewonnenen Wirtſchaftsvorräte, 
wie Stroh, Heu und ſonſtiges Rauchfutter, ſowie der gewonnene Dünger, ſind gegen 
Erſtattung der nachweisbaren Auslagen von dem abziehenden Lehrer zurückzulaſſen. 
Ein Verkauf derſelben iſt weder während der Amtsdauer, noch beim Abzuge und weder 
dem Lehrer, noch dem Schulvorſtande geſtattet; ſie müſſen vielmehr ſtets auf der 
Schulſtelle wirtſchaftlich verbraucht werden, und der daraus gewonnene Dünger muß 
für das Schulland verwendet werden. Im Bereich des Oſtpreuß. Prov.⸗Rechts hat 
der Nachfolger ſeinem Amtsvorgänger den in den Ackern befindlichen Dünger nach 
Verhältnis der Zeit bis zur neuen Düngung, die Futtervorräte, ſowie den vorrätigen 
Dung, beim Mangel gütlicher Übereinkunft nach Schätzung Sachverſtändiger, zu vergüten. 

f. Iſt das Schulland verpachtet, jo wird der Pachtzins nach demſelben Grundſatz zwiſchen 
den beiden Parteien verteilt, wie der Ertrag des Schullandes. Über die Zeit ſeiner 
Amtsverwaltung hinaus darf kein Lehrer das Schulland ohne unſere Genehmigung 
verpachten. 

11. Das Deputat⸗Brennholz wird auf die 6 Monate vom 1. Oktober bis 31. März 
mit zwei Dritteln, für die übrigen 6 Monate aber mit einem Drittel berechnet!). 

12. Erfolgt der Abzug von einer Schulſtelle vor Ablauf einer 5jährigen Verwaltung 
derſelben, jo hat der Schulvorſtand in Vertretung der Schulgemeinde nach § 20 der Schul- 
ordnung das Recht, die Erſtattung der Umzugskoſten durch den abziehenden Lehrer zur 
Schulkaſſe im Verhältnis zu ſeiner Dienſtzeit am Orte zu verlangen. Wird ein ſolches 
Verlangen nicht geſtellt, ſo iſt der Lehrer zur Erſtattung der Umzugskoſten nicht verpflichtet. 

Bemerk.: Vorſtehende Beſtimmung iſt durch Verf. der Reg. zu M. v. 11. Septbr. 1878 (Amtsbl. S. 243, 
Nr. 7) aufgehoben, und ſomit der abziehende Lehrer geſetzl. verpflichtet, der Schulgemeinde imfalle des Abzugs 
vor Ablauf von 5 Jahren auf Verlangen die geſamten Umzugskoſten zu erſtatten. 

13. Über die Auseinanderſetzung iſt eine Verhandlung aufzunehmen, in welcher das 
übergebene Schul⸗Inventar verzeichnet, und ſämtliche Einkommenspoſten nach Maßgabe dieſer 
Verordnung berechnet und verteilt ſind, und in welcher am Schluſſe die Forderungen, welche 
der Schule oder dem Amtsnachfolger zuſtehen, überſichtlich zuſammenzuſtellen ſind. Dieſe 
Verhandlung iſt ohne Säumen dem Kreislandrat zur Beſtätigung einzureichen. 

14. Die von dem Landrats⸗Amte beſtätigte Auseinanderſetzungs⸗Verhandlung gilt 
als Interimiſtikum und wird ſofort vollſtreckbar, ſo daß eine Anfechtung derſelben nur im 
Wege Rechtens zuläſſig iſt! “). f 

Sobald die Auseinanderſetzung erfolgt iſt, haben uns die Kgll. Landratsämter Abſchrift 
der Auseinanderſetzungs⸗Verhandlungen einzureichen. 

15. Die Übergabe der zur Erledigung gekommenen Schulſtelle an den neuen Lehrer 
erfolgt nach folgenden Beſtimmungen: 


) Das Holz für die Schulſtuben gilt nur als für den Winter pränumerando gegeben, und ift eine Aus⸗ 
einanderſetzung dieſerhalb nur bei ſolchen Vakanzen erforderlich, die zwiſchen dem 1. Oktober und 31. März eutſtehen. 
e Nur wenn Verſtöße gegen geſetzliche Beſtimmungen bei der Auseinanderſetzung vorgekommen find, hat 
die Reg. im Auſſichtswege Abhilfe zu ſchaffen. 
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a. Iſt der Amtsnachfolger des abziehenden Lehrers bei der Auseinanderſetzung zugegen, 
jo iſt gleichzeitig mit der letztern die Übergabe zu bewirken und in der Verhandlung 
zu regiſtrieren. 1 

b. War der neue Lehrer bei der Auseinanderſetzung nicht gegenwärtig, ſo hat nach 
ſeinem Eintreffen der Schulvorſtand die zur Schule gehörigen Gebäude, Grundſtücke 
und das Schul⸗Inventarium nach der zu dieſem Behufe von dem a Landratsamte 
zu erbittenden Auseinanderſetzungs⸗Verhandlung an ihn zu übergeben. Daß es ge⸗ 
ſchehen, und in welchem Zuſtande die übergebenen Gegenſtände gefunden worden ſind, 
iſt dem Kgl. Landratsamte bei Rückgabe der Auseinanderſetzungs⸗Verhandlung durch 
eine mit dem neuen Lehrer aufgenommene und durch ihn vollzogene Verhandlung 
nachzuweiſen. 5 

16. Wegen der den Schulvorſtänden während der Vakanz einer Schulſtelle obliegenden 
Verpflichtungen verweiſen wir auf § 13 der Geſchäftsanweiſung für die Schulvorſtände vom 
4. Novbr. 1858 (außerordentl. Beilage zu Nr. 46 des Amtsbl.) 

Den Kgll. Landrats⸗ ꝛc. Amtern, ſowie den Magiſträten und Schulvorſtänden wird 
die ſorgfältige Beachtung dieſer Verordnung hiermit zur Pflicht gemacht und letzteren auf⸗ 
gegeben, das dem Vorſtande des Schulorts zugehende Exemplar dem Lehrer einzuhändigen, 
welcher angewieſen wird, dasſelbe der von ihm zu führenden Schulchronik beizuheften. 


§ 23. Witwen⸗ und Waiſenkaſſen. 


Jeder Schullehrer iſt verpflichtet, der Witwen⸗ und Waiſenkaſſe nach den 
darüber für den Schulbezirk beſtehenden Reglements beizutreten. 


1. Alle öffentl. Elementar⸗Lehrer, welche nicht zu den unmittelbaren Staatsbeamten 
gehören und ihre etwaige Penſion aus der Staatskaſſe zu beziehen haben, ſind nicht ver⸗ 
pflichtet, den Heiratskonſens bei der Schulaufſichtsbehörde nachzuſuchen. — Der Umſtand, daß 
proviſoriſch angeſtellte Lehrer ſich verheiratet haben und dadurch, daß ſie, weil ſie die zweite 
Prüfung nicht beſtanden und nicht definitiv angeſtellt werden konnten, aus dem Amte 
entlaſſen werden mußten, in eine höchſt traurige Lage gekommen ſind, muß alle Lehrer 
warnen, ſich vor ihrer definitiven Anſtellung zu verheiraten. 

2. Die Verpflichtung der Lehrer zum Beitritt und zur Zahlung von Beiträgen an 
die Witwen⸗ und Waiſenkaſſe für Elementarlehrer iſt durch Geſetz vom 22. Dezbr. 1869 
(Geſ.⸗Samml. 1870, S. 1) und vom 24. Febr. 1881 (Geſ.⸗Samml. S. 41) geregelt. Durch 
letzteres iſt die Witwen⸗Penſion auf 250 M erhöht. — Die Beiträge beſtehen: 1. aus 
den Beiträgen der Schulunterhaltungspflichtigen mit 12 % pro Schulſtelle und Jahr; 
2. aus den Beiträgen der Lehrerſtellen bezw. der Lehrer mit 15 / jährlich; 3. aus dem 
Antrittsgeld von 24 M, das jeder Lehrer bei feiner erſten definitiven Anſtellung bezw. 
bei ſeiner Verheiratung zu zahlen hat; 4. aus 25 % des Jahresbetrages aller den Lehrern 
zu teil gewordenen Gehaltsaufbeſſerungen, mag dies das eigentliche Stelleneinkommen oder 
die Alterszulage ꝛc. betreffen. Dieſerhalb iſt zu merken: 

1. Die einmalige Abgabe von 25% der den Kaſſenmitgliedern zukommenden Aufbeſſerung 
ihres Jahreseinkommens iſt auch dann zur Kaſſe zu zahlen, wenn ein Lehrer bei 
ſeiner erſten Anſtellung ein Dienſteinkommen erhält, das über das Minimalgehalt 
hinausgeht, von dem Betrage der Differenz des Dienſteinkommens gegen das örtliche 
Minimaleinkommen, deſſen Betrag erforderlichenfalls von der Aufſichtsbehörde feſt⸗ 
zuſetzen iſt. Die Reg. zu Marienwerder hat dei ländlichen Schulen für Lehrer bei 
erſter Anſtellung derſelben das Minimaleinkommen auf 540 Mk. feſtgeſetzt, ſo daß 
ſolche Lehrer, die nach der Entlaſſung aus dem Seminar ſogleich eine ſelbſtändige 
bezw. erſte Lehrerſtelle erhalten, 25% der Differenz zwiſchen 750 % und 540 &, 

alſo 52,50 / an Verbeſſerungsgeld zu zahlen haben. 

2. Der Beitrag iſt zur Kaſſe zu entrichten bei jeder den Lehrern zugewendeten dauernden 
Aufbeſſerung ihres Dienſteinkommens, gleichg iltig, ob dieſelbe durch Aufrücken in eine 
höhere Gehaltsſtufe oder durch Verſetzung oder durch Gewährung einer Zulage be⸗ 
gründet iſt. us 
Ausgenommen find allein die Zulagen, welche zur Erfüllung des Minimalgehalts ge- 
währt werden, nicht aber das Anfangsgehalt in dem Fall, wo dasſelbe an einem Ort 
das Minimalgehalt überſteigt. Wenn daher das Einkommen einer Stelle an einem 
Orte, in die ein Lehrer verſetzt wird, zwar höher iſt als ſein bisheriges Einkommen, 
aber an dieſem Orte ſelbſt nur das abſolute Minimalgehalt ausmacht, ſo iſt von der 
Verbeſſerung kein Beitrag zur Witwenkaſſe zu zahlen. 
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4. Auch von den Alterszulagen iſt die Abgabe zu entrichten, obgleich dieſelben wider⸗ 
ruflich gewährt werden, weil ſie faſt ausnahmslos den Lehrern dauernd verbleiben. 
Käme ein ſolcher Ausnahmefall vor, ſo wird Billigkeitsrückſichten je nach der Art des 
beſtimmten Falles durch Gewährung einer Entſchädigung Rechnung zu tragen ſein. 

5. Da Fälle vorkommen können, welche z. B. bei Verſetzungen eine Stundung des Ge⸗ 
haltsverbeſſerungsgeldes wünſchenswert machen, ſo wird eine ſolche nach Lage des 
beſondern Falls bis auf den Zeitraum eines Jahres zu gewähren ſein. 

3. Zu den Totenſcheinen, welche als Rechnungsbeläge der Elementarlehrer⸗Witwen⸗ 
2x. Kaſſe dienen, iſt ein Stempel nicht erforderlich. 

4. Lehrer⸗Witwen verlieren, wenn ſie ſich mit einem dem Lehrerſtande nicht ange⸗ 
hörigen Manne wieder verheiraten, jeden Anſpruch auf die Witwenpenſion, ſelbſt wenn ſie von 
dieſem zweiten Manne gerichtlich geſchieden und für den ſchuldloſen Teil erklärt worden ſind. 


§ 24. Sterbe⸗Quartal. — Gnadenmonat. 


a. Stirbt ein Schullehrer in dem letzten Monate des Kalenderquartals, ſo 
erhalten ſeine Witwe, ſeine Kinder und Enkel außer den Einkünften des 
ganzen Sterbequartals noch einen einmonatlichen Betrag des Lehrergehalts. 

b. Erfolgt das Ableben des Lehrers in dem erſten oder zweiten Monat des 
Kalenderquartals, ſo fallen die Einkünfte dieſes ganzen Quartals den 
Erben des Lehrers zu; es findet aber eine weitere Gnadenzeit nicht ſtatt. 
Diejenigen Einkünfte, welche nicht monatlich oder vierteljährlich zur Er⸗ 

hebung kommen, werden zwiſchen den Erben oder den Gnadenberechtigten des 
verſtorbenen Lehrers und dem neuanziehenden Lehrer nach Maaßgabe der im 
§ 22 angeführten Vorſchriften geteilt. 

8 25. 

Wird der neue Lehrer noch innerhalb der Gnadenzeit oder des Sterbe⸗ 
quartals eingeführt, ſo haben die zur Unterhaltung der Schule Verpflichteten 
für die Remuneration des neuen Lehrers in dieſer Zeit beſonders zu ſorgen. 

Die Wohnung im Schulhauſe teilen die Erben oder Gnadenberechtigten 
während dieſer Zeit mit dem neuen Lehrer, oder haben, wenn ſie dieſelbe auf 
deſſen Verlangen früher räumen ſollen, eine billige Entſchädigung von ihm 
zu fordern. 

1. Nach 88 833 und 842, II. 11 A. L.⸗R. und Zuſatz 207 des Oſtpr. Provinzial⸗ 
Rechts ſteht das Sterbequartal und die Gnadenzeit nur den Hinterbliebenen der im Amte 
verſtorbenen, nicht auch der bereits emeritierten Geiſtlichen zu. Hieraus folgt analog, daß 
auch die Hinterbliebenen der emeritierten Lehrer auf die Vergünſtigung des § 24 der Schul- 
ordnung keinen Anſpruch haben. 

Die Allerh. Kab.⸗Ordre vom 27. Mai 1816 (Geſ.⸗S. S. 201) hat dagegen auch den 
Hinterbliebenen der emeritierten Lehrer ohne Ausnahme außer dem Sterbemonat noch einen 
Gnadenmonat zuteil werden laſſen. Nur wird an die Hinterbliebenen emeritierter Lehrer 
von der dieſen als Ruhegehaltszuſchuß gewährten Unterſtützung aus Staatsfonds nichts gezahlt. 
Nach dem Reſk. d. Fin.⸗Min. v. 20. März 1839 (Annal. XXIII., S. 3) und v. 5. Auguſt 
1843 (Min.⸗Bl. S. 231) werden die Einkünfte des Gnadenmonats (nicht des Sterbemonats) 
auch den Hinterbliebenen ſuspendiert geweſener Beamten voll ausgezahlt. { 

2. Dienſtalters⸗ und perſönliche Zulagen gehören nicht zu dem Stellen⸗Einkommen 
und können daher auch ebenſowenig zur Bewilligung von Gnadenbezügen, als bei Bemeſſung 
der Ruhegehälter in Betracht kommen. Ihre Zahlung muß vielmehr mit Ablauf des Monats 
aufhören, in welchem der Empfänger emeritiert worden oder verſtorben iſt. 

Dagegen iſt der Witwe reſp. den Hinterbliebenen für den Gnadenmonat anteilig der 
Betrag der Staatsbeihilfe zu gewähren, welche zur Beſoldung des Lehrers auf die Dauer 
der Amtsverwaltung desſelben bewilligt war. Rückſtändige Bezüge eines verſtorbenen Lehrers 
ſind nicht gegen Quittung des Schulvorſtandes, ſondern gegen Quittung der empfangsberechtigten 
Hinterbliebenen reſp. Erben auszuzahlen. - 

3. Nach dem Geſetz vom 11. Juni 1822, 8 10 ſind der Sterbe⸗ und Gnadenmonat 
von allen direkten Beiträgen zu den Gemeindelaſten frei. 
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4. Die Gnadenkompetenz ſteht in der Regel nur den Witwen, den Kindern und 
Enkeln des Verſtorbenen zu und iſt daher der Regel nach den Eltern eines verſtorbenen 
Lehrers nicht zu gewähren. Nur ausnahmsweiſe kann, falls der Verſtorbene der Ernährer 
armer Eltern, Geſchwiſter, Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder geweſen iſt, dieſen die Gnaden⸗ 
kompetenz angewieſen werden, aber nur nach Einholung der Genehmigung des Herrn Miniſters 
der geiſtl. 2e. Angelegenheiten. 0 

Auch kann die Vorſchrift des § 3 des Geſetzes v. 6. Febr. 1881, wonach, wenn ein 
verſtorbener Beamter eine Witwe oder eheliche Nachkommen nicht hinterlaſſen hat, mit Ge⸗ 
nehmigung des Verwaltungschefs die Gnadenkompetenz auch ſolchen Perſonen, welche die 
Koſten der letzten Krankheit und der Beerdigung beſtritten haben, für den Fall, daß der 
Nachlaß zu deren Deckung nicht ausreicht, gewährt werden darf, analog auf Schullehrer 
angewendet werden. 

5. Stirbt ein Lehrer während der gegen ihn ſchwebenden Disziplinarunterſuchung 
oder vor der Entſcheidung über die von ihm eingelegte Berufung gegen das ſeine Dienſt⸗ 
entlaſſung ausſprechende Disziplinar⸗Erkenntnis, ſo iſt ſeinen Erben die während der Sus⸗ 
penſion desſelben vom Amte einbehaltene Hälfte des Dienſteinkommes auf alle Fälle unver⸗ 
kürzt nachzuzahlen. In ſolchem Falle haben die Hinterbliebenen auch einen Anſpruch auf 
das Gnadengehalt. 

6. Von Witwen⸗ und Waiſenpenſionen wird ein Gnadenmonat nicht gewährt. 


§ 26. Penſionierung. 


Ein ohne ſein Verſchulden dienſtunfähig gewordener Lehrer erhält ein 
Drittel ſeines bisherigen Einkommens als Penſion, welche zum Teil in Natu⸗ 
ralien entrichtet werden kann. Dieſelbe darf aber nicht weniger als 50 Rthlr. 
betragen, wenn die Emeritierung erſt nach vollendetem 20. Dienſtjahre erfolgt. 
Die Penſion wird zunächſt aus den Einkünften der Stelle entnommen, ſoweit 
dies möglich iſt, ohne dem neuen Lehrer das in den SS 12—15 feſtgeſetzte 
geringſte Einkommen zu ſchmälern; das Fehlende iſt in derſelben Weiſe, wie 
die übrigen zur Unterhaltung der Schule erforderlichen Mittel, aufzubringen. 
Doch ſoll die Penſionierung nur in dem Falle eintreten, wenn dem Schul⸗ 
bedürfnis durch Beſtellung eines Adjunkten nicht genügt werden kann. Wird 
ein ſolcher angeſtellt, wozu die Genehmigung der Regierung erforderlich iſt, ſo 
erhält derſelbe auf dem Lande die im § 14, in Städten die im § 15 feſtgeſetzte 
Beſoldung. In welchem Verhältniſſe hierzu der alte Lehrer und die Gemeinde 
beizutragen haben, bleibt der freien Einigung derſelben überlaſſen, in deren 
Ermangelung von der Regierung hierüber beſtimmt wird. 

1. Proviſoriſch (interimiſtiſch) angeſtellte Lehrer haben keinen Anſpruch auf eine 
Penſion; nur definitiv angeſtellte Lehrer ſind penſlonsberechtigt, und zwar hat die definitive 
Anſtellung eines Lehrers oder einer Lehrerin die Erlangung eines Penſionsanſpruchs ohne 
weiteres zur Folge. Ä 5 
8 2. Ein noch dienſtfähiger Lehrer kann nur dann emeritiert werden, wenn außer ihm 
ſelbſt auch die Gemeinde damit einverſtanden iſt. Denn ſolange derſelbe dienſtfähig iſt, 
kann die Gemeinde verlangen, mit der Zahlung eines Emeritengehalts, mag dieſelbe aus 
dem Einkommen der Stelle oder direkt aus Gemeindemitteln erfolgen, verſchont zu werden. 

3. Die Beſtimmung, daß die Penſionierung nur in dem Falle eintreten ſoll, wenn 
dem Schulbedürfnis nicht durch Anſtellung eines Adjunkten genügt werden kann, iſt auf 
ausdrücklichen Antrag der Provinzialſtände aufgenommen worden, und zwar infolge der 
Erwägung, daß auch Lehrer mit partieller Dienſtfähigkeit durch ihre Erfahrungen und ge⸗ 
reifteren Leiſtungen noch von großem Nutzen ſein können, und daß daher Penſionierungen 
nur in den äußerſten Fällen, d. h. bei vollſtändiger Dienſtunfähigkeit ſtatthaben ſollten, bei 
partieller Dienſtunfähigkeit dagegen dem Lehrer jederzeit ein Adjunkt zu beſtellen ſei. Es 
wurde dabei angenommen, daß der in ſeinen Kräften geſchwächte Lehrer ſeinem jungen Ge⸗ 
hülfen gern freien Tiſch, auch wohl eine kleine Zulage gewähren werde, wenn er ſich dadurch 
in ſeiner Stellung zu erhalten vermöge, daß aber auch der Schulverband ſich zu einer 
kleinen Zulage entſchließen werde, um den höhern Penſionsbeitrag zu erſparen, und daß der 
junge Gehülfe in der Hoffnung auf die Nachfolge im Amt einen regen Eifer bethätigen werde. 

Schulordnung. 3 
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Bei dauernder Unfähigkeit eines Lehrers zur Erfüllung ſeiner Amtspflichten iſt 
deſſen Penſionierung, nicht aber die Beſtellung eines Adjunkten für ihn herbeizuführen. 

4. Unter dem „bisherigen Einkommen“, von dem ein ohne ſein Verſchulden dienſt⸗ 
unfähig gewordener Lehrer ½ als Penſion erhalten ſoll, iſt, wenn mit der Lehrerſtelle ein 

kirchliches Amt dauernd verbunden iſt, das Geſamteinkommen der vereinigten Lehrer⸗ und 
Kirchenamtsſtelle zu verſtehen. Das / des Geſamteinkommens iſt aus dem Stelleneinkommen, 
d. h. aus den Einkünften des verbundenen Schul- und Kirchenamts zu entnehmen. Wenn 
dadurch das Minimaleinkommen des verbundenen Schul- und Kirchenamts geſchmälert wird, 
To iſt dies durch Aufbringung ſeitens der Schul⸗Unterhaltungspflichtigen nach SS 39 ff., 55ff. 
und I zu ergänzen. Der Kirchengemeinde liegt die Verpflichtung hierzu beizutragen 
nicht ob. 

5. Die Aufbringung der Penſion iſt nach $ 39 der Schulordnung Sache der Schul⸗ 
gemeinden. Dieſe haben auch, ſelbſt imfalle die Gutsherren das Brennmaterial für die 
Schulſtelle herzugeben haben, das dem Emeritus zuſtehende Drittel des Brennbedarfs aus 
eigenen Mitteln herzugeben. 

6. Wenn ein Lehrer ſeiner Emeritierung an ſich nicht widerſpricht, ſondern nur Ein⸗ 
wendungen gegen die mit der Emeritierung ſelbſt ſtets feſtzuſetzende Höhe der Penſion erhebt, 
oder wenn der zur Aufbringung derſelben Verpflichtete der Emeritierung an ſich oder auch 
den Feſtſetzungen hinſichtlich der Höhe der Penſion widerſpricht, ſo iſt in allen dieſen Fällen 
durch Plenarbeſchluß der Kgl. Reg. über die erhobenen Einwendungen und zugleich ſtets 
über die Höhe der Penſion zu entſcheiden. In der Rekursinſtanz hat dann der Ober⸗ 
Präſident endgültig Entſcheidung zu treffen. 

7. Emeritierte Lehrer ſind gleich den im Amte befindlichen von Kommunalabgaben 
frei. Cirk.⸗Reſk. d. MM. d. g. A., d. Inn. u. d. Fin. vom 22. Juli 1854 (M. Bl. S. 133). 

8, Lehrer, die eine lange Zeit unter den Augen der Behörden fungiert haben, dürfen 
bloß deshalb, weil ſie eine förmliche Anſtellungsurkunde nicht erhalten haben, nicht ohne 
weiteres ohne Penſion entlaſſen werden, es ſei denn, daß nachgewieſen werden kann, daß ſie 
nicht ordnungsmäßig und für die Dauer angeſtellt worden. 

9. Ein definitiv angeſtellter Lehrer darf ohne ſeine Zuſtimmung nicht ohne Penſion 
entlaſſen werden, er müßte denn ſeines Amtes im Disziplinarverfahren verluſtig erklärt 
werden. Erkrankt ein ſolcher in jungen Jahren, ſo iſt er entweder zu emeritieren, wobei 
die Schulgemeinde zur Zahlung der Penſion verpflichtet iſt, oder, wenn derſelbe nicht dauernd, 
ſondern nur teilweiſe dienſtunfähig iſt, mit Rückſicht auf ſeinen Geſundheitszuſtand in be⸗ 
ſchränkter Weiſe zu beſchäftigen, wobei ihm ſein volles Gehalt zu belaſſen und für die etwa 
nötige Stellvertretung bei unerläßlicher Beurlaubung des Erkrankten auf Koſten der Schul⸗ 
gemeinde zu ſorgen iſt, oder es bleibt, falls der Erkrankte ſich zu einer Penſtonierung unter 
Bedingungen verſteht, der Schulgemeinde überlaſſen, ſich mit ihm zu arrangieren. 

Wenn dagegen ein definitiv angeſtellter Lehrer ſeine Stelle ohne Bedingung kündigt, 
und dieſe Kündigung angenommen wird, kann die Schulgemeinde nachträglich nicht zur 
Zahlung einer Penſion angehalten werden. 

10. Solchen Elementarlehrern, welche in einem Lehramt an ſtaatlichen Unterrichts⸗ 
anſtalten Verwendung gefunden haben, werden bei der etwaigen Penſionierung die vorher 
im öffentlichen Volksſchulamt zugebrachten Dienſtjahre mit angerechnet. 

11. Für dienſtunfähig gewordene Lehrerinnen und Erzieherinnen iſt die allgemeine 
deutſche Penſionsanſtalt für Lehrerinnen eingerichtet. Sie bezweckt, ihren Mitgliedern im 
ſpäteren Lebensalter oder bei dauernder Dienſtunfähigkeit eine laufende Penſion zu ge⸗ 
währen. Das Statut derſelben v. 28. September 1875 f. i. Centralbl. pro 1875, S. 675. 
Der § 22 abgeändert durch Neff. vom 17. März 1876, U. III. 2428 (Centralbl. S. 185). 
Geſuche um Aufnahme find entweder an den Direktor des Central⸗Verwaltungs⸗Ausſchuſſes 
direkt oder an die Bezirksverwaltungsausſchüſſe bezw. deren Schriftführer zu richten. 

12. a. Es iſt nicht zuläſſig, daß ein Lehrer von einer Gemeinde Penſion bezieht 
und bei einer andern ein Lehramt gegen den Genuß des Stelleneinkommens verwaltet. 
Wäre er in G. definitiv angeſtellt, ſo würde die Verpflichtung der Gemeinde F. zur Penſions⸗ 
zahlung ganz aufhören. Da er nur kommiſſariſch beſchäftigt iſt, ſo tritt zwar dieſe Folge 
nicht ein, wohl aber kann die Gemeinde F. verlangen, für die Dauer dieſer kommiſſariſchen 
Beſchäftigung von der Penſionszahlung befreit zu werden. Event. iſt der Lehrer auf den 
Rechtsweg zu verweiſen. 5 , 

p. Jeder Elementarlehrer, welcher ohne fein Verſchulden als Lehrer dienſtunfähig ge⸗ 
worden iſt, hat ohne Rückſicht auf die Dauer ſeiner Dienſtzeit Anſpruch auf ein Drittel des 
Dienſteinkommens als Emeritengehalt. Aus der Art und Weiſe, in welcher der emeritierte 
Lehrer ſich die ſonſtigen Mittel zum Unterhalt zu erwerben bemüht iſt, kann ein Grund 
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zur Kürzung der Penſion nicht hergenommen werden. Die Verpflichtung zur Zahlung der 
Penſion an einen Elementarlehrer fällt nur fort, wenn die Vorbedingung der Penſionierung 
fortfällt, d. h. wenn der Penſionierte zum Lehramt wieder tüchtig und im Schuldienſt aufs 
neue angeſtellt wird. f 

o. Einem dienſtunfähig gewordenen Lehrer kann das ihm zuſtehende Ruhegehalt nicht 
entzogen werden, wenn er durch die Übernahme eines andern öffentlichen Amtes eine, das 
Ruhegehalt überſteigende jährliche Einnahme erlangt. Sollte ſich der Geſundheitszuſtand 
eines emeritierten Lehrers in der Folge ſoweit beſſern, daß er zur Verwaltung eines Schul⸗ 
amts wieder fähig wird, ſo iſt ihm ein ſolches zu übertragen. In jedem Fall — er mag 
annehmen oder ablehnen — hört der Anſpruch auf Fortgewährung des Ruhegehalts auf. 
Iſt ein Lehrer, ohne daß ſeine Dienſtuntauglichkeit ganz feſtgeſtellt iſt, weder auf ſeinen 
Wunſch, noch auf Anregung der Aufſichtsbehörde, ſondern lediglich auf den Wunſch der 
Schulgemeinde emeritiert worden, ſo kann derſelbe an einer andern Schule nach Maßgabe 
der ihm verbliebenen Kräfte gegen Entgelt Unterricht erteilen, ohne ſeine Penſion zu verlieren. 

13. Die Penſion kann auch an Lehrer, welche ausgewandert ſind, z. B. nach Amerika 
gezahlt werden, ſo lange ſie das deutſche Indigenat beſitzen. 

14, Da es vorgekommen iſt, daß emeritierten Lehrern, welche einen fortlaufenden 
widerruflichen Ruhegehaltszuſchuß aus Staatsfonds erhalten, dieſer Zuſchuß längere Zeit 
nicht hat ausgezahlt werden können, weil dieſelben ihren Wohnort gewechſelt und dies nicht 
angezeigt hatten, ſo iſt es wünſchenswert, daß ſolche Lehrer beim Wechſel ihres Wohnorts 
der betr. Reg. Anzeige machen. 


§ 27. Amts⸗Entſetzung. 


Wegen der Amts⸗Entſetzung, unfreiwilligen Verſetzung und unfreiwilligen 
Penſionierung der Lehrer behält es bei den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
ſein Bewenden. 

1. Zur Herbeiführung der Entlaſſung proviſoriſch angeſtellter Lehrer bedarf es einer 
Einleitung der Disziplinar⸗Unterſuchung nicht; eine derartige Entlaſſung iſt vielmehr, allen⸗ 
falls nach vorheriger Feſtſtellung der faktiſchen Unterlagen reſp. nach Anhörung des betr. 
Lehrers, einfach durch Verfügung der mit der Verwaltung des Schulweſens betrauten Ab⸗ 
teilung der Regierung anzuordnen. Dagegen ift für die Disziplinar⸗Unterſuchung gegen 
definitiv angeſtellte Lehrer, die auf Amts⸗Entlaſſung derſelben abzielt, das Geſetz vom 
11. Juli 1852, betr. die Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten ꝛc. (Geſ.⸗S. 1852, 
S. 465) maßgebend. Dasſelbe lautet, ſoweit es hier in Betracht kommt: 


Erſter Abſchnitt. 


$ 2. Ein Beamter, welcher 
1. die Pflichten verletzt, welche ihm ſein Amt auferlegt, oder 
2. ſich durch ſein Verhalten in oder außer dem Amte der Achtung, des Anſehens 
oder des Vertrauens, die ſein Beruf erfordert, unwürdig zeigt *), 
unterliegt den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 

5. — — — Iſt in einer gerichtlichen Unterſuchung eine Verurteilung ergangen, welche 
den Verluſt des Amtes nicht zur Folge gehabt hat, ſo bleibt derjenigen Behörde, welche über 
die Einleitung des Disziplinarverfahrens zu verfügen hat, die Entſcheidung darüber vorbe⸗ 
halten, ob außerdem ein Disziplinarverfahren einzuleiten oder fortzuſetzen ſei. 

§ 7. Iſt von dem gewöhnlichen Strafrichter auf eine Freiheitsſtrafe von länger als 
einjähriger Dauer, auf eine ſchwerere Strafe, auf Verluſt der bürgerlichen Ehre, auf zeitige 
Unterſagung der bürgerlichen Ehrenrechte, auf immerwährende oder zeitige Unfähigkeit zu 
öffentlichen Amtern oder auf Stellung unter Polizeiaufſicht erkannt, jo zieht das Straf⸗ 
1 den Verluſt des Amtes von ſelbſt nach ſich, ohne daß darauf beſonders erkannt 
ird **), 
$ 14. Die Disziplinarſtrafen beſtehen in: 
Ordnungsſtrafen, 
Entfernung aus dem Amte. 
— 

*) Dahi 5 . Rab. - Ordre v. 24. 1836 — Annal. XXI., S. 13), leichtſinni 

F ſalſche ae lo, 2ER, II., 20, 8 800 1 
ab.⸗Ordre v. 12. Mai 1841. — Min.⸗Bl. S. 202). 5 
) Zuchthausſtrafe zieht die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter von rechtswegen nach ſich 
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8 15. Ordnungsſtrafen find: 
Warnung, 

Verweis, 

. Geldbuße ac. 

§ 16. Die Entfernung aus dem Amte kann beſtehen: 

2, 

. in Dienftentlaffung. 

Dieſe Strafe zieht den Verluſt des Titels“) und Penſionsanſpruches von 
ſelbſt nach ſich; es wird darauf nicht beſonders erkannt, es ſei denn, daß vor 
Beendigung des Disziplinarverfahrens aus irgend einem von deſſen Ergebnis 
unabhängigen Grunde das Amtsverhältnis bereits aufgehört hat, und daher 
auf Dienſtentlaſſung nicht mehr zu erkennen iſt. 

Gehört der Angeſchuldigte zu den Beamten, welche einen Anſpruch auf 
Penſion haben, und laſſen beſondere Umſtände eine mildere Beurteilung zu, 
ſo iſt die Disziplinarbehörde ermächtigt, in ihrer Entſcheidung zugleich feſtzu⸗ 
ſetzen, daß dem Angeſchuldigten ein Teil des reglementsmäßigen Penſions⸗ 
rn auf Lebenszeit oder auf gewiſſe Jahre als Unterſtützung zu verab⸗ 
reichen ſei. 
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Zweiter Abſchnitt. 

§ 18. Jeder Dienſtvorgeſetzte iſt zu Warnungen und Verweiſen gegen feine Unter⸗ 
gebenen befugt. 

§ 19. In Beziehung auf die Verhängung von Geldbußen iſt die Befugnis der Dienſt⸗ 
vorgeſetzten begrenzt, wie folgt: 

Die Vorſteher derjenigen Behörden 2c. 

Andere Vorgeſetzte der unteren Beamten dürfen ſolche Geldbußen nur inſofern ver⸗ 
fügen, als ihnen die Befugnis zur Verhängung von Geldſtrafen durch beſondere Geſetze 
oder aufgrund ſolcher Geſetze erlaſſene Iuſtruktionen beigelegt iſt ““). 

Die Provinzialbehörden ſind ermächtigt, die ihnen untergeordneten Beamten mit Geld⸗ 
buße bis zu dreißig Thalern zu belegen, beſoldete Beamte jedoch nicht über den Betrag 
des einmonatlichen Dienſteinkommens hinaus. 

Die Miniſter haben die Befugnis, allen ihnen unmittelbar oder mittelbar untergebe⸗ 
nen Beamten Geldbußen bis zum Betrage des monatlichen Dienſteinkommens aufzuerlegen. 

§ 21. Gegen die Verfügung von Ordnungsſtrafen findet nur Beſchwerde im vorge⸗ 
ſchriebenen Inſtanzenzuge ſtatt. 

22. Der Entfernung aus dem Amte muß ein förmliches Disziplinarverfahren vor⸗ 
hergehen. Dasſelbe beſteht in der von einem Kommiſſar ) zu führenden ſchriftlichen Vor⸗ 
unterſuchung und in einer mündlichen Verhandlung nach folgenden näheren Beſtimmungen. 

§ 23. Die Einleitung des Disziplinarverfahrens wird verfügt und der Unterſuchungs⸗ 
Kommiſſar ernannt: 

1. wenn die Entſcheidung der Sache vor den Disziplinarhof gehört (§ 24 Nr. 1), 
von dem Minifter, welcher dem Angeſchuldigten vorgeſetzt iſt. 

Iſt jedoch Gefahr im Verzuge, ſo kann dieſe Verfügung und Ernennung 
vorläufig von dem Vorſteher der Provinzialbehörde des Reſſorts ausgehen. 
Es iſt alsdann die Genehmigung des Miniſters einzuholen und, ſofern dieſelbe 
verſagt wird, das Verfahren einzuſtellen; 

2. in allen anderen Fällen von dem Vorſteher der Behörde, welche die ent⸗ 
Miner Disziplinarbehörde bildet ($ 24 Nr. 2), oder von dem vorgeſetzten 

iniſter. 

8 24. Die eutſcheidenden Disziplinarbehörden erſter Inſtanz find: 

1. Der Disziplinarhof zu Berlin ($ 29) in Anſehung derjenigen Beamten, zu deren 
Anſtellung nach den Beſtimmungen, welche zur Zeit der verfügten Einleitung 
der Unterſuchung gelten, eine von dem Könige oder von den Miniſtern aus⸗ 
gehende Ernennung, Beſtätigung oder Genehmigung erforderlich ift; 


*) Vergl. Reſkr. d. g. M. v. 12. Januar 1860, U. 27874, wonach nur öffentliche Lehrer das Recht haben, 
in amtlichen Erkaſſen als Lehrer bezeichnet zu werden, nicht aber die ihres Amtes entſetzten. Dieſe können daher 
nur mit „ehemaliger Lehrer“ charakteriſiert werden oder entbehren jedes Titels. 

**) Hinſichtlich der Befugnis der Kreisſchulinſpektoren beſtimmt die Inſtruktion vom 23. Juli 1873 im 8 2 
die Höhe der zu verhängenden Geldſtrafen bis auf 9 KA 

) Der Unterſuchungskommiſſar hat alle Befugniſſe des Richters. Er vereidigt daher die Zeugen und hat 
nötigenfalls das Recht, fie durch Strafe zur Ablegung ihres Zeugniſſes anzuhalten. 
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2. die Provinzialbehörden, als: 
die Regierungen, 

die Provinzialſchulkollegien, ꝛc. ꝛc. 
in Anſehung aller Beamten, die bei ihnen angeſtellt oder ihnen untergeorduet 
und nicht vorſtehend unter 1. begriffen ſind. N 
§ 32. In der Vorunterſuchung wird der Angeſchuldigte unter Mitteilung der An⸗ 
ſchuldigungspunkte vorgeladen und, wenn er erſcheint, gehört; es werden die Zeugen eidlich 
vernommen, und die zur Aufklärung der Sache dienenden ſonſtigen Beweiſe herbeigeſchafft. 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden durch einen Beamten wahrgenommen, 
welchen die Behörde ernennt, von der die Einleitung des Disziplinarverfahrens verfügt wird. 

Bei der Vernehmung des Angeſchuldigten und dem Verhöre der Zeugen iſt ein ver⸗ 
eideter Protokollführer zuzuziehen. 

§ 33. Der dem Angeſchuldigten vorgeſetzte Miniſter iſt ermächtigt, mit Rückſicht auf 
den Ausfall der Vorunterſuchung das fernere Verfahren einzuſtellen“) und geeignetenfalls 
nur eine Ordnungsſtrafe zu verhängen. 

Iſt eine ſonſtige Behörde, welche die Einleitung der Unterſuchung verfügt hat, der 
Anſicht, daß das fernere Verfahren einzuſtellen ſei, ſo muß ſie darüber an den Miniſter 
zu deſſen Beſchlußnahme berichten. 

In beiden Fällen erhält der Angeſchuldigte Ausfertigung des darauf bezüglichen mit 
Gründen zu unterſtützenden Beſchluſſes **). 5 

§ 34. Wird das Verfahren nicht eingeſtellt, ſo wird nach Eingang einer von dem 
Beamten der Staatsanwaltſchaft anzufertigenden Anſchuldigungsſchrift der Angeſchuldigte 
unter abſchriftlicher Mitteilung dieſer Anſchuldigungsſchrift zu einer von dem Vorſitzenden 
der Disziplinarbehörde zu beſtimmenden Sitzung zur mündlichen Verhandlung vorgeladen. 

8 35. Bei der mündlichen Verhandlung, welche nicht in öffentlicher Sitzung ftattfindet, 
giebt zuerſt ein von dem Vorſitzenden der Behörde aus der Zahl ihrer Mitglieder ernannter 
Referent eine Darſtellung der Sache, wie ſie aus den bisherigen Verhandlungen hervorgeht. 

Der Angeſchuldigte wird vernommen. 

Es wird darauf der Beamte der Staatsanwaltſchaft mit ſeinem Vor⸗ und Antrage, 
und der Angeſchuldigte mit ſeiner Verteidigung gehört“). 

Dem Angeſchuldigten ſteht das letzte Wort zu. . 

„ 836. Wenn die Behörde auf den Antrag des Angeſchuldigten oder des Beamten der 
Staatsanwaltſchaft oder auch von amtswegen die Vernehmung eines oder mehrerer Zeugen, 
ſei es durch einen Kommiſſar, oder mündlich von der Behörde ſelbſt, oder die Herbeiſchaffung 
anderer Mittel zur Aufklärung der Sache für angemeſſen erachtet, ſo erläßt ſie die erfor⸗ 
derliche Verfügung und verlegt nötigenfalls die Fortſetzung der Sache auf einen anderen 
Tag, welcher dem Angeſchuldigten bekannt zu machen iſt. 

§ 37. Der Angeſchuldigte, welcher erſcheint, kann ſich des Beiſtandes eines Advokaten 
oder Rechtsanwaltes als Verteidigers bedienen. Der nicht erſcheinende Angeſchuldigte kann 
ſich durch einen Advokaten oder Rechtsanwalt vertreten laſſen. Der Disziplinarbehörde ſteht 
es jedoch jederzeit zu, das perſönliche Erſcheinen des Angeſchuldigten unter der Warnung 
zu verordnen, daß bei ſeinem Ausbleiben ein Verteidiger zu ſeiner Vertretung nicht werde 
zugelaſſen werden. i 

$ 38. Bei der Entſcheidung hat die Disziplinarbehörde, ohne an poſitive Beweis⸗ 
regeln gebunden zu ſein, nach ihrer freien, aus dem ganzen Inbegriffe der Verhandlungen 
und Beweiſe geſchöpften Überzeugung zu beurteilen, inwieweit die Anſchuldigung für be⸗ 
gründet zu erachten. 5 

Die Entſcheidung kann auf eine bloße Ordnungsſtrafe lauten. 

Die Entſcheidung, welche mit Gründen verſehen ſein muß, wird in der Sitzung, in 
welcher die mündliche Verhandlung beendigt worden iſt, oder in einer der nächſten Sitzungen 
verkündigt, und eine Ausfertigung derſelben dem Angeſchuldigten auf ſein Verlangen erteilt. 

$ 41. Gegen die Entſcheidung ſteht die Berufung an das Staatsminiſterium ſowohl 
dem Beamten der Staatsanwaltſchaft, als dem Angeſchuldigten offen. 

—̃ — — 

*) Die Ei iBzi rens darf nur nach ab e terſuchung, muß aber dann 
noch vor a Mitteilung am Da Yngeklngten a Bee lc Bag e eben zur münd⸗ 
lichen Verhandlung geſchehen. — Gegen die etwa verhängte Ordnungsſtrafe iſt eine Berufung a nei 

FRE Se äftigen Entſchei ich. iſt auch trotz desſelben eine 
nuchräglihe eee e e e Ball wee ace oaler Thalſncel und Be⸗ 

eiſe nicht ausgeſchloſſen. halb der d. 5 
we iftliche idigung ſteht dem Angeſchuldi weder inner er Vorunterſuchun 
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§ 42. Die Anmeldung der Berufung geſchieht zu Protokoll oder ſchriftlich bei der 
Behörde, welche die anzugreifende Entſcheidung erlaſſen hat. Von ſeiten des Angeſchuldigten 
kann ſie auch durch einen Bevollmächtigten geſchehen. 

Die Friſt zu dieſer Anmeldung iſt eine vierwöchentliche, welche mit dem Ablaufe des 
Tages, an welchem die Entſcheidung verkündigt worden iſt, und für den Angeſchuldigten, 
welcher hierbei nicht zugegen war, mit dem Ablaufe des Tages beginnt, an welchem ihm 
die Entſcheidung zugeſtellt worden iſt. 

§.43. Zur ſchriftlichen Rechtfertigung der Berufung ſteht demjenigen, der dieſelbe 
rechtzeitig angemeldet hat, eine fernere vierzehntägige Friſt offen. 

Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Appellanten angemeſſen verlängert werden. 

Neue Thatſachen, welche die Grundlagen einer anderen Beſchuldigung bilden, dürfen 
in zweiter Inſtanz nicht vorgebracht werden. 

Die Anmeldung der Berufung und die etwa eingegangene Appellationsſchrift 
wird dem Appellaten in Abſchrift zugeſtellt, oder dem Beamten der Staatsanwaltſchaft, falls 
er Appellat iſt, in Urſchrift vorgelegt. 

Innerhalb vierzehn Tagen nach erfolgter Zuſtellung oder Vorlegung kann der Appellat 
eine Gegenſchrift einreichen. 

Dieſe Friſt kann auf den Antrag des Appellaten angemeſſen verlängert werden. 

§ 45. Nach Ablauf der in dem § 44 beſtimmten Friſt werden die Akten an das 
Staatsminiſterium eingeſandt. 


Dritter Abſchnitt. 

$ 48. Die Suspenſion eines Beamten vom Amte tritt kraft des Geſetzes ein: 

1. wenn in dem gerichtlichen Strafverfahren feine Verhaftung beſchloſſen !), oder 
gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urteil erlaſſen iſt, welches 
auf den Verluſt des Amtes lautet oder dieſen kraft des Geſetzes nach ſich zieht; 

2. wenn im Disziplinarverfahren eine noch nicht rechtskräftige Entſcheidung 
ergangen iſt, welche auf Dienſtentlaſſung lautet. 3 

49. In dem im vorhergehenden Paragraphen unter Nr. 1 vorgeſehenen Falle 
dauert die Suspenſion bis zum Ablauf des zehnten Tages nach Wiederaufhebung des Ver⸗ 
haftungsbeſchluſſes oder nach eingetretener Rechtskraft desjenigen Urteils höherer Inſtanz, 
durch welches der angeſchuldigte Beamte zu einer andern Strafe als der bezeichneten ver⸗ 
urteilt wird. 

Lautet das rechtskräftige Urteil auf Freiheitsſtrafe, ſo dauert die Suspenſion, bis das 
Urteil vollſtreckt iſt. Wird die Vollſtreckung des Urteils, ohne Schuld des Verurteilten auf⸗ 
gehalten oder unterbrochen, ſo tritt für die Zeit des Aufenthalts oder der Unterbrechung 
eine Gehaltsverkürzung (§ 51) nicht ein. Dasſelbe gilt für die im erſten Abſatze dieſes 
Paragraphen erwähnte Zeit von zehn Tagen, wenn nicht vor Ablauf derſelben die Sus⸗ 
penſion vom Amte im Wege des Disziplinarverfahrens beſchloſſen wird. 

In dem $ 48 unter Nr. 2 erwähnten Falle dauert die Suspenſion bis zur Rechtskraft 
der in der Disziplinarſache ergehenden Entſcheidung. 

$ 50. Die zur Einleitung der Disziplinarunterſuchung ermächtigte Behörde kann die 
Suspenſion, ſobald gegen den Beamten ein gerichtliches Strafverfahren eingeleitet, oder die 
Einleitung einer Disziplinarunterſuchung verfügt wird, oder auch demnächſt im ganzen 
Laufe des Verfahrens bis zur rechtskräftigen Entſcheidung verfügen. 

$ 51. Der ſuspendierte Beamte behält während der Suspenſion die Hälfte feines 
Dienſteinkommens. 

Auf die für Dienſtunkoſten beſonders angeſetzten Beträge iſt bei Berechnung der Hälfte 
des Dienſteinkommens keine Rückſicht zu nehmen. 

Der innebehaltene Teil des Dienſteinkommens iſt zu den Koſten, welche durch die 
Stellvertretung des Angeſchuldigten verurſacht werden, der etwaige Reſt zu den Unter⸗ 
ſuchungskoſten zu verwenden. Einen weiteren Beitrag zu den Stellvertretungskoſten zu 
leiſten, iſt der Beamte nicht verpflichtet. 28 85 h 

8 52. Der zu den Koften ($ 51) nicht verwendete Teil des Einkommens wird dem 
Beamten nicht nachgezahlt, wenn das Verfahren die Entfernung aus dem Amte zur Folge 

ehabt hat. 
5 über die Verwendung des Einkommens ſtehen dem Beamten nicht zu; 
wohl aber iſt ihm auf Verlangen eine Nachweiſung über die Verwendung zu erteilen. 


*) Die Amtsſuspenſion tritt in dieſem Falle mit dem Tage kraft des Geſetzes ein, an dem die Verhaftung 
des Beamten auf den Antrag des Staatsanwalks erfolgt ift. 
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§ 53. Wird der Beamte freigeſprochen, ſo muß ihm der innebehaltene Teil des 
Dienſteinkommens vollſtändig nachgezahlt werden. 

Wird er nur mit Ordnungsſtrafe belegt, ſo iſt ihm der innebehaltene Teil, ohne Abzug 
der Stellvertretungskoſten, nachzuzahlen, ſoweit derſelbe nicht zur Deckung der Unterſuchungs⸗ 
koſten und der Ordnungsſtrafe erforderlich iſt. 

§ 54. Wenn Gefahr im Verzuge iſt, kann einem Beamten auch von ſolchen Vor⸗ 
geſetzten, die ſeine Suspenſion zu verfügen nicht ermächtigt ſind, die Ausübung der Amts⸗ 
verrichtungen vorläufig unterſagt werden, es iſt aber darüber ſofort an die höhere Behörde 
zu berichten. \ 

Achter Abſchnitt. 

$ 87. Die nachbenannten Verfügungen, welche im Intereſſe des Dienſtes getroffen 
werden können, ſind nicht Gegenſtand des Disziplinarverfahrens, vorbehaltlich des im 8 46 
vorgeſehenen Falles: 

1. Verſetzung in ein anderes Amt von nicht geringerem Range und etatsmäßigem 
Dienſteinkommen, mit Vergütung der reglementsmäßigen Umzugskoſten *). 
Als eine Verkürzung im Einkommen iſt es nicht anzuſehen, wenn die Gelegen⸗ 
heit zur Verwaltung von Nebenämtern entzogen wird, oder die Beziehung der für 
5 die Dienſtunkoſten beſonders ausgeſetzten Einnahmen mit dieſen Unkoſten ſelbſt fortfällt. 
5 


2. Lehrer an konfeſſionell evangel. oder kathol. Schulen, welche aus der betr. Kon⸗ 
feſſion austreten, können von der Reg., wie in dem Beſchluß des Kgl. Staatsminiſteriums 
v. 21. Januar 1851 und dem Reſk. d. g. M. v. 15. März 1851 (Min.⸗Bl. S. 35) aus⸗ 
geführt iſt, ohne förmliches Disziplinarverfahren aus dem Amte entlaſſen werden. 

3. Lehrer dürfen ſich an Demonſtrationen und an agitatoriſchen Vereinen, welche 
national⸗politiſchen Sonder⸗Beſtrebungen dienen, oder deren Zwecke nicht klar hervortreten, 
nicht beteiligen. 

Dasſelbe gilt von Vereinen, welche offen oder geheim einen den Landesgeſetzen oder 
den zur Ausführung derſelben erlaſſenen Anordnungen der Staatsregierung feindlichen Geiſt 
pflegen, da eine ſolche Beteiligung mit den Pflichten eines Volksſchullehrers nicht vereinbar iſt. 

4. Wie jeder andere Beamte, ſo iſt auch der Elementarlehrer verpflichtet, über Gegen⸗ 
ſtände ſeines Amts Verſchwiegenheit zu beobachten. Ohne amtliche Veranlaſſung darf er 
daher über dieſelben weder mündliche, noch ſchriftliche Mitteilungen machen, oder dieſelben 
publizieren. Kab.⸗Ordre v. 31. Dezbr. 1825, Nr. D. X. (Geſ.⸗Samml. 1826, S. 5 ff.) und 
v. 21. Novbr. 1835 (Geſ.⸗Samml. S. 237). 

5. Hinſichlich des Verhaltens der Lehrer gilt §S 38 der Reg.⸗Inſtr. v. 23. Okt. 1817: 
Gegen Beamte, welche lau in Erfüllung ihrer Pflichten ſind, ſie vernachläſſigen oder gar 
abſichtlich verletzen, oder ihr Amt dazu mißbrauchen, um ihren Eigennutz oder andere Privat⸗ 
leidenſchaften und Nebenrückſichten zu befriedigen, muß ohne die geringſte Nachſicht — mit 
aller Energie und Strenge verfahren, und ebenſowenig müſſen Subjekte in öffentlichen Be⸗ 
dienungen gelitten werden, die durch ihr Privatleben Gleichgültigkeit gegen Religion und 
Moralität an den Tag legen oder ſich ſonſten durch ihren Wandel verächtlich machen, wozu 
auch Trunkenheit und Spiel gehört. Sie entehren das Vertrauen, welches der Staat in ſie 
bei ihrer Wahl geſetzt hat, und ſind unwert, der öffentlichen Sache zu dienen. 

6. Wie bei allen den Lehrern zu erteilenden Unterſtützungen, Remunerationen und 
Beförderungen vorzugsweiſe auf die Würdigkeit der zu Beteilenden geſehen werden muß, ſo 
ift auch nicht außer acht zu laſſen, ob dieſelben durch ein kirchliches Verhalten, namentlich 
durch den Beſuch des öffentlichen Gottesdienſtes ihren Schülern wie der Gemeinde mit 
gutem Beiſpiele vorgehen. Denn nur von ſolchen Lehrern, welche religiöſen und kirchlichen 
Sinn zeigen, kann eine günſtige Einwirkung auf die Schüler erwartet werden. 

7. Wegen Verbrechen, Vergehen und Übertretungen, welche nicht ausſchließlich unter 
den Begriff der Disziplin fallen, kommen auch für die öffentlichen Lehrer die Vorſchriften 
des Strafgeſetzbuchs zur Anwendung. Werden Lehrer ohne Dienſtentlaſſung zu längerer 
als vierwöchentlicher Freiheitsſtrafe verurteilt, ſo iſt ihnen für die Dauer der Strafverbüßung 
die Hälfte des Gehalts vorzuenthalten. 15 

Nach dem Geſ. v. 13. Febr. 1854, betr. die Konflikte bei gerichtlichen Verfol⸗ 
gungen wegen Amts⸗ und Dienſthandlungen, ſteht es, wenn gegen einen Beamten wegen 
einer in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausübung ſeines Amts oder wegen Unter⸗ 
laſſung einer Amtshandlung eine gerichtliche Verfolgung im Wege des Civil- oder Straf⸗ 


*) Bei Elementarlehrern greift die Verpflichtung der Gemeinden zur Herbeiholung platz. 
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prozeſſes eingeleitet worden ift, der dieſem Beamten vorgeſetzten Provinzial⸗ oder Central⸗ 
behörde frei, nach dem Gef. v. 8. April 1847 (Geſ.⸗Samml. S. 170) Kompetenzkonflikt zu 
erheben, worauf ſodann zunächſt der Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte 
darüber zu entſcheiden hat, ob der Rechtsweg gegen den Beamten zuläſſig ſei oder nicht. 
In erſterem Falle geht die gerichtliche Verfolgung weiter. 

9. Von der Einleitung des Disziplinarverfahrens gegen ſolche Lehrer, die zugleich 
ein kirchliches Amt bekleiden, iſt der kirchlichen Aufſichtsbehörde unter Mitteilung der Gründe, 
die zur Einleitung dieſes Verfahrens Anlaß gegeben haben, Kenntnis zu geben; doch iſt die 
Einleitung des Verfahrens von der förmlichen Zuſtimmung der kirchl. Behörde nicht abhängig. 

10. Nach § 42, Abſ. 2 des Disziplinargeſetzes vom 21. Juli 1852 iſt der Beginn 
der Friſt zur Anmeldung der Berufung gegen Entſcheidungen der Disziplinarbehörde erſter 
Inſtanz ein verſchiedener, je nachdem die bei der mündlichen Verhandlung bewirkte Ver⸗ 
kündigung der Entſcheidung, welche gemäß § 38, Alin. 3 a. a. O. mit Gründen zu erfolgen 
hat, in Gegenwart des Angeſchuldigten oder in deſſen Abweſenheit ſtattgefunden hat. Im 
erſtern Falle läuft die vierwöchentliche Friſt vom Tage der Verkündigung, letzterenfalls vom 
Tage der Behändigung des Erkenntniſſes. 

Hat ein Lehrer gegen die Entſcheidung des Plenums der Reg. in einer Disziplinar⸗ 
Unterſuchung rechtzeitig Berufung an das Kgl. Staatsminiſterium angemeldet, dieſelbe aber 
innerhalb der geſetzlichen Friſt nicht gerechtfertigt, ſo beſchreitet die Entſcheidung der Kgl. 
Regierung trotzdem nicht die Rechtskraft; denn die Anmeldung der Berufung genügt zur 
Wahrung dieſes Rechtsmittels, und die Verſäumung der zur Einreichung der Rechtfertigungs⸗ 
ſchrift geſetzlich beſtimmten oder auf Antrag gewährten Friſt, ſowie das Unterlaſſen der 
Einreichung einer Rechtfertigungsſchrift hat den Verluſt des rechtzeitig angemeldeten Rechts⸗ 
mittels nicht zur Folge. Das ergiebt ſich aus den 88 43, 44 des Disziplinargeſetzes vom 
21. Juli 1852, insbeſondere aus den Worten in § 44: „die etwa eingegangene Appellations⸗ 
ſchrift“. Sobald der Verurteilte alſo Berufung angemeldet hat, hat das weitere Verfahren 
nach SS 44, 45 ꝛc. einzutreten. 

11. Hinſichtlich der Zahlung der den ſuspendierten Beamten zuſtehenden Hälfte des 
Gehalts iſt beſtimmt: 5 

1. Die den ſuspendierten Beamten geſetzlich zu gewährende Hälfte des Gehalts iſt ihnen 
von dem auf den Zeitpunkt der Suspenſion folgenden Zahlungstermin ab in derſelben 
Weiſe zu zahlen, als das bisher mit dem ganzen Gehalte geſchah. 

2. Wenn die Suspenſion im Laufe eines Monats eintritt, ſo iſt der Zeitpunkt, von 
welchem ab die Hälfte des Dienſteinkommens des ſuspendierten Beamten einbehalten 
wird, auf den erſten Tag des nächſtfolgenden Monats zu beſtimmen. Hat der Be⸗ 
amte vor dem Eintritt der Suspenſion bereits das volle Gehalt für die folgenden 
Monate erhoben, ſo iſt er zwar zur Erſtattung des überhobenen Gehaltsteils ver⸗ 
pflichtet; jedoch iſt die Wiedereinziehung desſelben nicht durch Anrechnung auf die 
dem Beamten zu ſeinem notdürftigen Unterhalt ausgeſetzte Hälfte des Gehalts zu 
bewirken, ſondern unabhängig davon zu betreiben. Hiernach iſt auch dann zu ver⸗ 
fahren, wenn die Suspenſion als Folge eines gegen den Beamten ergangenen, noch 
nicht rechtskräftig gewordenen Urteils eingetreten iſt, welches auf den Verluſt des 
Amtes lautet oder dieſen kraft des Geſetzes nach ſich zieht. 

3. Die Frage, bis zu welchem Zeitpunkt dem ſuspendierten Beamten ein Anſpruch auf 
den zu feinem Unterhalte beſtimmten Gehaltsteil zuſteht, wenn demnächſt auf Verluſt 
des Amts rechtskräftig gegen ihn erkannt wird, beantwortet ſich dahin, daß von 
dem Ablaufe des Monats ab, in welchem das Erkenntnis die Rechtskraft erlangt, eine 
fernere Gehaltszahlung nicht zu leiſten iſt. — Dieſe Beſtimmung findet auch auf 

ſolche Beamte Anwendung, welche, ohne vom Amte ſuspendiert zu ſein, rechtskräftig 
mit Dienſtentlaſſung beſtraft find. Ihnen iſt alſo das Dienſteinkommen bis zum 
11 15 Monats zu belaſſen, in welchem das betr. Erkenntnis rechtskräftig ge⸗ 
worden iſt. 

12. Ein Lehrer, welchem z. B. die Amtsſuspenſion, welche am 23. April 1883 ver⸗ 
fügt ift, erſt am 10. Mai 1883 eröffnet wird, hat Anſpruch auf das volle Gehalt bis zum 
31. Mai 1883; wenn das letzte am 18. April 1884 ergangene Erkenntnis ihm erſt am 
16. Juni 1884 inſinuiert iſt, jo ſteht ihm ein Anſpruch auf die Hälfte des Einkommens bis 
30. Juni 1884 zu. 5 

13. Wird ein Lehrer, welcher während der Unterfuhung ſuspendiert war, zwar nicht 
freigeſprochen, aber doch nur zu einer Strafe verurteilt, die den Verluſt des Amtes nicht 
zur geſetzlichen Folge hat, ſo iſt von der einbehaltenen Gehaltshälfte nach Deckung der 
Unterhaltungskoſten ꝛc. der bleibende Reſt demſelben nachzuzahlen. Die Stellvertretungs⸗ 
koſten kommen nicht in Abzug. 
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14. Staatszuſchüſſe, welche ſubſidiär zur Ergänzung des Einkommens des Lehrers 
in leiſtungsunfähigen Gemeinden gewährt werden, werden imfalle der Amtsſuspenſion eines 
Lehrers ganz einbehalten, wenn das von den Verpflichteten aufzubringende Einkommen die 
Hälfte des Geſamteinkommens erreicht. Nur wenn die zur Zahlung des Gehalts Ver⸗ 
pflichteten die Hälfte des Dienſteinkommens, die dem Lehrer während der Amtsſuspenſion 
zuſteht, ſelbſt aufzubringen außer ſtande ſind, kann der Staatszuſchuß anteilig heran⸗ 
gezogen werden. \ 

Staatszuſchüſſe, die wegen Unvermögens der Schulgemeinde zum Stelleneinkommen 
eines Lehrers gewährt werden, können, wenn ein ſuspendierter Lehrer im Disziplinar⸗ 
Verfahren freigeſprochen oder nur zu einer Ordnungsſtrafe verurteilt wird, ſoweit ſie zu 
dem einbehaltenen und dem Lehrer nachzuzahlenden Teil des Dienſteinkommens gehören, 
zur Deckung der Unterſuchungskoſten ſowohl, als der Ordnungsſtrafe verwendet werden. 

15. Vom Amte ſuspendierte Lehrer verlieren die Dienſtalters⸗ und perſönlichen Zu⸗ 
lagen ganz, und findet für den Fall einer Freiſprechung eine Nachzahlung nicht ſtatt. 

16. Suspendierte Lehrer bleiben nach wie vor der disziplinariſchen Aufſicht der 
vorgeſetzten Behörden unterworfen und dürfen ſich ohne beſondere Genehmigung weder von 
dem Amtsſitze entfernen, noch andere Stellungen übernehmen. Thun ſie dies doch, ſo be⸗ 
rechtigt $ 8 des Disziplinargeſetzes vom 21. Juli 1852, ihm auch die ihm belaſſene Hälfte 
des Gehalts zu entziehen, und kann die Schulgemeinde zu deren Zahlung zwangsweiſe 
nicht angehalten werden, falls dem betr. ſuspendierten Lehrer für ſeine Entfernung aus 
dem Amtsſitze, bezw. für die Übernahme einer andern Stellung während der Suspenſion 
nicht beſondere Entſchuldigungsgründe zur Seite ſtehen. Unter Umſtänden kann einem 
ſolchen Lehrer aber die Genehmigung zum Verlaſſen ſeines Wohnorts und zur Übernahme 
einer andern Stellung auch während der Amtsſuspenſion erteilt werden. 

17. Hinſichtlich des Einkommens der Elementarlehrer während des nach Beendigung 
des Disziplinarverfahrens eingeleiteten Emeritierungs⸗Verfahrens gilt, daß dem Lehrer 
während dieſes Verfahrens, auch wenn er während desſelben von aufſichtswegen von der 
Wahrnehmung ſeines Amts ausgeſchloſſen wird, ſein geſamtes Dienſteinkommen belaſſen 
werden muß, und daß die Aufſichtsbehörde ſo befugt, als verpflichtet iſt, ihm zu dieſem 
Einkommen durch dieſelben Mittel zu verhelfen, welche ihr zu Gunſten eines unbehindert 
fungierenden Lehrers zu Gebote ſtehen, nötigenfalls durch adminiſtrative Exekution. 

18. Die unfreiwillige Verſetzung eines Lehrers im Intereſſe des Dienſtes, die nur 
dann ausführbar ift, wenn die zu dieſer Maßregel berechtigte Aufſichtsbehörde Lehrerſtellen 
unmittelbar zu beſetzen befugt iſt, kann eventl. auch ohne Zuſtimmung des betr. Lehrers 
erfolgen, da es höhere und weiter reichende Intereſſen des Dienſtes giebt, und ſich der 
Einzelne dort, wo ſie zur Geltung gebracht werden müſſen, mit ſeinem perſönlichen Intereſſe 
unterzuordnen hat. 0 

Wenn ein Lehrer aufgrund des Gef. v. 21. Juli 1852, § 87 im Intereſſe des Dienſtes 
verſetzt iſt, ihm auch eine beſtimmte Stelle übertragen worden iſt, er ſich aber beharrlich 
weigert, dieſelbe anzutreten, ſo kann wider ihn die Disziplinar⸗Unterſuchung eingeleitet, und 
er des Amtes entſetzt werden. 

19. Wegen der unfreiwilligen Emeritierung der Elementarlehrer gilt nachſtehendes 
Reſk. d. g. M. v. 9. Dezbr. 1843, U. 17549. II. (Centralbl. 1864, S. 367): 

„Wenn in vorkommenden Fällen, wo die aufſehende Behörde das Ausſcheiden eines 
Elementarlehrers wegen körperlicher oder geiſtiger Unfähigkeit für notwendig hält, und der⸗ 
ſelbe ſich ſeiner Emeritierung nicht freiwillig unterwerfen will, hiernach eine unfreiwillige 
Emeritierung eintreten muß, ſo iſt dieſe in derſelben Weiſe einzuleiten, welche die Aller⸗ 
höchſten Kabinetsordres vom 12. April 1822 und vom 29. März 1837 für den Fall einer 
Amtsentſetzung oder Strafemeritierung wegen mangelhafter Dienſtführung und moraliſcher 
Gebrechen vorſchreiben. Vorher iſt es jedoch notwendig, die Unfähigkeit des betreffenden 
Lehrers überzeugend feſtzuſtellen. Zu dieſem Zweck iſt die Schule wiederholt und ſorg⸗ 
fältig zu revidieren, der Lehrer von dem Reſultat der Reviſionen vollſtändig in Kenntnis 
zu ſetzen und zugleich in geeigneter Weiſe darüber zu belehren, was er zu thun habe, um 
mit befriedigenderem Erfolge unterrichten zu können. Dabei iſt ihm eine angemeſſene Friſt 
zu beſtimmen, nach deren Ablauf er genügendere Reſultate ſeiner Wirkſamkeit nachzuweiſen 
habe, deren Vorhandenſein durch eine nochmalige Reviſion der Schule würde erforſcht 
werden. Ergiebt dieſe Revifion die fortdauernde Unfähigkeit des Lehrers, ſo iſt dies dem⸗ 
ſelben zu eröffnen und ihm zu überlaffen, ſeine etwaigen Verteidigungsgründe ſchriftlich oder 
zu Protokoll auszuführen. Nach Ablauf der hierzu beſtimmten Friſt iſt im Plenum des 
Kollegiums das Geſamtreſultat der ſtattgefundenen Reviſionen vollſtändig vorzutragen, und 
wenn infolge deſſen die Unfähigkeit des Lehrers für ausreichend dargethan erachtet wird, 
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aufgrund des demnächſt zu faſſenden Plenarbeſchluſſes die unfreiwillige Emeritierung durch 
ein Reſolut auszuſprechen, gegen welches dem Lehrer nach Analogie der Allerhöchſten Ordre 
vom 29. März 1837, durch welche den Oberpräſidenten die letzte Entſcheidung auch bei 
Strafemeritierungen der Elementarlehrer übertragen worden, der Rekurs an den Ober⸗ 
präſidenten freiſteht. Von letzterem iſt dann ganz in derſelben Weiſe wie bei Rekurſen in 
Disziplinar⸗Unterſuchungen zu verfahren. 

Beruht die Unfähigkeit des Lehrers lediglich in körperlichen Gebrechen, ſo ſind dieſe 
durch eine ärztliche Unterſuchung und durch ein Atteſt des betreffenden Kreisphyſikus feſt⸗ 
zuſtellen, und iſt demnächſt die unfreiwillige Penſionierung durch ein Reſolut, jedoch eben⸗ 
falls nach vorherigem Vortrage im Plenum und mit Vorbehalt des Rekurſes an den Ober⸗ 
präſidenten auszuſprechen. Das dem Emeritus zu gewährende Einkommen iſt, wenn die 
erforderlichen Materialien beiſammen ſind, in dem Reſolut ſogleich feſtzuſetzen, ſonſt aber 
beſonders zu ermitteln und feſtzuſtellen.“ 


§ 28. III. Von der Aufſicht über die Elementarſchulen. — A. Auf dem Lande. 


Die nächſte Aufſicht über die Elementarſchulen auf dem Lande führen der 
Schul⸗Patron und der betreffende Pfarrer mit dem Schulvorſtande. 

1. Motive: Die 88 28 und 29 entſprechen ihrer weſentlichen Bedeutung nach den 
$5 12 und 13, II., 12 A. L.⸗R. mit dem Unterſchiede, daß hier, ſtatt der Gerichtsobrigkeit, 
der Patron der Schulſtelle als Aufſichtsberechtigter genannt iſt, ſowie daß ſtatt der im 
A. L.⸗R. erwähnten Kirchenvorſteher, Schulzen und Dorfsgerichte hier die Schulvorſtände 
als mitwirkend bei der Aufſicht der Schule bezeichnet ſind. Durch die Vereinigung des 
Patrons, des Pfarrers und der aus der Gemeinde gewählten Schulvorſteher zu einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Wirkſamkeit (ohne die Selbſtändigkeit der Aufſichtsrechte des Patrons und des 
Pfarrers aufzuheben) ſoll das Intereſſe aller Beteiligten gleich rege erhalten, und ihnen die 
Möglichkeit und die Freudigkeit gegeben werden, für das Gedeihen der ihrer Pflege anver⸗ 
trauten Schulen thätig zu wirken. . 

2. Geſetz, betreffend die Beaufſichtigung des Unterrichts⸗ und Erziehungsweſens, vom 
11. Marz 1872. (Geſ.⸗Samml. S. 183). 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. verordnen, in Ausführung 
des Artikels 23 der Verfaſſungs⸗Urkunde vom 31. Januar 1850, mit Zuſtimmung der beiden 
Häuſer des Landtages, für den Umfang der Monarchie, was folgt: ; 

1. Unter Aufhebung aller in einzelnen Landesteilen entgegenſtehenden Beſtimmungen 
ſteht die Aufſicht über alle öffentlichen und Privat⸗Unterrichts⸗ und Erziehungs⸗Anſtalten 
dem Staate zu. 

Demgemäß handeln alle mit dieſer Aufſicht betrauten Behörden und Beamten im Auf⸗ 
trage des Staates. 

§ 2. Die Ernennung der Lokal- und Kreis⸗Schulinſpektoren und die Abgrenzung 
ihrer Aufſichtsbezirke gebührt dem Staate allein. 

Der vom Staate den Inſpektoren der Volksſchule erteilte Auftrag iſt, ſofern ſie dies 
Amt als Neben⸗ oder Ehrenamt verwalten, jederzeit widerruflich. 

Alle entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind aufgehoben. 

§ 3. Unberührt durch dieſes Geſetz bleibt die den Gemeinden und deren Organen 
zuſtehende Teilnahme an der Schulaufſicht, ſowie der Artikel 24 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
vom 31. Januar 1850. 8 

§ 4. Der Miniſter der geiftlichen, Unterrichts⸗ und Medizinalangelegenheiten wird 
mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. a 

3. Die Lehrer ſind verpflichtet, die äußerlich als „Dienſtſache“ bezeichneten unfrankierten 
Schreiben der Reg. bezw. des Landrats anzunehmen, namentlich aber dann, wenn dies 
Schreiben durch eine Eingabe, ein Geſuch an dieſelben veranlaßt iſt. Verweigern ſie die 
Annahme, ſo haben ſie die weiteren Koſten, welche dadurch entſtehen, entweder zu tragen 
oder gar keinen Beſcheid zu gewärtigen. 5 

4. Mehrklaſſige Schulen ſtehen, weil fie ihrer ganzen Bedeutung nach einen einheit⸗ 
lichen, in ſich gegliederten Organismus mit einem Haupt an der Spitze haben ſollen, unter 
der Leitung eines Hauptlehrers (Rektors), der nach einer ihm erteilten Inſtruktion über die 
inneren und äußeren Angelegenheiten der Schule zunächſt zu wachen hat, und deſſen An⸗ 
ordnungen die übrigen Lehrer der Schulanſtalt unbedingt Folge zu leiſten haben, wenn bei 
ihnen auch Meinungsverſchiedenheiten obwalten; denn über dieſe ſteht ihnen nach erfüllter 
Pflicht noch der Beſchwerdeweg offen. S. Abt. 2, Nr. X 
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§ 29. 1. Schul⸗Patron. 


Dem Schulpatron ſteht die Direktion des Schulvorſtandes und die Be⸗ 
fugnis zu, deſſen Verſammlungen mit vollem Stimmrecht und bei Stimmen⸗ 
gleichheit mit entſcheidender Stimme beizuwohnen und darin den Vorſitz zu führen. 

1. Schulpatron im Sinne der Schulordnung iſt nicht die im Tit 12, Teil II. Allg. 
Landrechts erwähnte Gerichtsobrigkeit, ſondern der Gutsherr reſp. die Gutsherren des zur 
Schule gehörigen Bezirks, wie dies aus den Motiven hervorgeht, und auch die Beſtimmungen 
der 88 6, 30, 44 ff. der Schulordnung erſehen laſſen. 

2. Der Schulpatron iſt nicht befugt, Verſammlungen der zur Schule gehörigen Ge⸗ 
meinden zu berufen und bindende Beſchlüſſe derſelben herbeizuführen. Eine Schulgemeinde 
im Sinne des Allg. Landrechts als eine aus den zur Schule gewieſenen Hausvätern be⸗ 
ſtehende Korporation kennt die Schulordnung überhaupt nicht, indem dieſelbe das ſogenannte 
Sozietätsprinzip verlaſſen und das ſogenannte Kommunalprinzip adoptiert hat. Es kann 
daher auch von einem Vorſtande der Schulgemeinde, dem die in den §s 137 und 141 Tit. 6 
Teil II. Allg. L.⸗R. bezeichneten Befugniſſe bezüglich der Leitung der gemeinſamen Ange⸗ 
legenheiten der Geſellſchaft zuſtänden, bei den nach der Schulordnung regulierten Schulen 
überhaupt nicht die Rede ſein, wie denn auch die 8$ 31 und 32 derſelben den Schulvorſtand 
nur als Leiter und Vertreter der Schule, nicht aber der zur Schule gehörigen Gemeinden 
und Ortſchaften bezeichnen. Kommt es daher darauf an, die zu einer Schule vereinigten 
Gemeinden zuſammenzuberufen und Beſchlüſſe herbeizuführen, welche für die einzelnen Ge⸗ 
meinden als ſolche bezüglich der ihnen als einer Kommunallaſt obliegenden Schulunter⸗ 
haltungspflicht bindend ſein ſollen, ſo kann dies nur in denſelben Formen und durch die⸗ 
ſelben Organe geſchehen, als dies zu einem rechtsgültigen Gemeindebeſchluß überhaupt er⸗ 
forderlich iſt. Hiernach kann weder der Schulpatron, noch der Schulvorſtand im ganzen 
als befugt angeſehen werden, eine Verſammlung der zur Schule gehörigen Gemeinde 
reſp. Gemeinden behufs Beſchlußfaſſung über einen die Schulunterhaltungslaſt betreffenden 
Gegenſtand mit der Wirkung zu berufen, daß die ausbleibenden Gemeindemitglieder durch 
den Beſchluß der Erſchienenen gebunden würden. Damit iſt jedoch nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Patron und der Vorſtand der Schule bei derartigen Verhandlungen zugezogen 
werden. 

3. Die Ehemänner ſolcher Frauen, welche als Beſitzerinnen eines Gutes das Patronats⸗ 
recht über eine Schule beſitzen, können nicht beanſpruchen, in Vertretung ihrer Frauen 
die Direktion des Schulvorſtandes zu führen, oder den Verſammlungen desſelben mit vollem 
Stimmrecht beizuwohnen, bei Stimmengleichheit mit ihrer Stimme zu entſcheiden und in 
den Sitzungen den Vorſitz zu führen. 

$ 30. 

Sind mehrere Schulpatrone vorhanden, ſo find die ihnen nach $$ 28 und 

29 zuſtehenden Rechte durch einen aus ihrer Mitte auszuüben, deſſen Be⸗ 
ſtimmung ihrer freien Einigung überlaſſen bleibt. Kommt binnen drei Monaten 
nach erlaſſener Aufforderung eine Einigung hierüber unter ihnen nicht zu ſtande, 
ſo wechſelt die Ausübung nach einer von der Regierung, mit Rückſicht auf die 
Beteiligung der einzelnen Gutsherren, über die Reihenfolge und die Dauer der 
Ausübung zu erlaſſenden Beſtimmung. Zu den öffentlichen Schulprüfungen 
und Schulfeierlichkeiten, welche am Sonntage vorher von dem Pfarrer verkündigt 
werden müſſen, find jederzeit ſämtliche Gutsherren des Schulbezirks durch den 
Schulvorſtand beſonders einzuladen. 
2 (Nachdem die Schulaufſicht durch das Geſetz vom 11. März 1872 den Pfarrern als 
ſolchen entzogen und beſonderen Kgl. Beamten, zu denen auch die Ortspfarrer gewählt werden 
können, übertragen worden iſt, hat die Verkündigung der öffentlichen Prüfungen und Schul⸗ 
feierlichkeiten durch den Pfarrer am Sonntage vorher geſetzlich aufgehört und beſteht höchſtens 
noch als Privatbrauch.) 


8 31. 2. Schulvorſtand. 
Der Schulvorſtand beſteht: 
1. aus dem Pfarrer des Kirchſpiels (Lokal⸗Inſpektor der Schule), welcher 
in Abweſenheit des Schul⸗Patrons den Vorſitz führt; 
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2. aus den Ortsvorſtehern der Gemeinden des Schulbezirks; 

3. aus zwei bis vier Familienvätern der zur Schule gehörigen Ge⸗ 
meinden. Dieſe Familienväter werden von den zur Schule ge⸗ 
hörigen Gemeinden gewählt und vom Landrat beſtätigt. Dem die 
Aufſicht führenden Gutsherrn bleibt jedoch das Recht vorbehalten, 
wenn er den Gewählten zur Übernahme dieſes Ehrenamts nicht 
für geeignet hält, die Einführung desſelben auszuſetzen und die 
Entſcheidung des Landrats einzuholen. Wird die Wahl in dem⸗ 
ſelben Erledigungsfalle von dem Landrate zum zweiten Male ver⸗ 
worfen, ſo verliert die Gemeinde für dieſen Fall das Wahlrecht, 
und erfolgt die Beſetzung der erledigten Stelle im Schulvorſtande un⸗ 

mittelbar durch den Landrat. 0 

Die gewählten Gemeindeglieder ſind verpflichtet, die Stelle eines Schul⸗ 
vorſtehers auf ſechs Jahre anzunehmen. 

Gehören mehrere Gemeinden zur Schule, ſo muß aus jeder Gemeinde 
mindeſtens ein Familienvater Mitglied des Schulvorſtandes ſein. 

1. Die Einrichtung von Schulvorſtänden für die Landſchulen wurde bereits durch 
Reſkript vom 28. Oktober 1812 angeordnet. Lokalſchulinſpektor braucht nicht der Pfarrer des 
Orts zu ſein, ſondern es kann mit dieſem Amte ein benachbarter Pfarrer oder auch ein 
Laie betraut werden. 

0 5 Lokalſchulinſpektor iſt bei Schulen Kgl. Patronats auch der Vorſitzende des Schul⸗ 
vorſtandes. 

2. Die Wahl der einzelnen Schulvorſteher iſt von jeder Ortſchaft für ſich allein vor⸗ 
zunehmen, nicht von dem geſamten Schulverbande. Daher hat die Leitung der Wahl auch 
der betreffende Ortsvorſteher. Bei der Wahl der Schulvorſteher iſt der konfeſſtonelle Charakter 
der Schulen nach den vorhandenen Beſtimmungen nur dann maßgebend, wenn in einem 
Schulbezirke ſich Schulen verſchiedener Konfeſſionen befinden. Doch kann auch dort, wo die 
Bildung eines gemeinſamen Schulvorſtandes für die konfeſſionellen Schulen desſelben Schul⸗ 
bezirks den Verhältniſſen und Wünſchen der Beteiligten entſpricht, mit deren Zuſtimmung, 
nicht aber gegen den Willen der nächſtbeteiligten Hausväter, ein gemeinſamer Schulvorſtand 
gebildet werden. f 7 - 

3. Aus den Beſtimmungen des Geſetzes v. 11. März 1872 in Verbindung mit dem 
Bundesgeſetz vom 3. Juli 1869 folgt, daß die jüdiſchen Mitglieder der Schulgemeinde allein 
ihres Glaubensbekenntniſſes wegen von der Mitgliedſchaft im Schulvorſtande nicht mehr 
ausgeſchloſſen werden können, daß ſie alſo, wie ſie Mitglieder der ſtädtiſchen Schuldeputation 
ſein können, ſo auch in den Schulvorſtand als Ortsvorſteher eintreten bezw. als Gemeinde⸗ 


mitglieder gewählt werden können. 

4. Die Entlaſſung eines Schulvorſtehers aus dem Amte kann nur von der Reg. als 
Schulaufſichtsbehörde beſchloſſen und verfügt werden. 

5. Nach dem Erkenntnis des G. z. Entſch. der Kompetenzkonflikte v. 13. September 1879 
wohnt den Mitgliedern des Schulvorſtandes als ſolchen die Eigenſchaft als öffentlichen 
Beamten bei. Sie ſind daher berechtigt, jederzeit das Schullokal, auch gegen den Willen 
des Lehrers zu betreten, und machen ſich des Hausfriedensbruchs nur dann ſchuldig, wenn 
ſie das Schulzimmer zu einem bewußten widerrechtlichen Zweck betreten. (Vergl. Erk. 
d. Ob.⸗Tr. v. 11. Dezember 1878). 15 

In das Geſchäft des Lehrers aber dürfen ſie in keinem Falle eingreifen, auch dieſen 
nicht vor den Kindern tadeln. 


8 32. 

Der Schulvorſtand hat für die Handhabung der äußeren Ordnung im 
Schulweſen und für genaue Befolgung der dahin einſchlagenden Verordnungen 
zu ſorgen, auch alles dasjenige, wodurch das Gedeihen der Schule gehemmt 
wird, zu beachten und der Behörde zur weiteren Veranlaſſung vorzutragen. 
Derſelbe hat namentlich den Pfarrer in Beförderung der Teilnahme der Ge⸗ 
meinde für das Schulweſen, in der Beaufſichtigung des ſittlichen Verhaltens 
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der Kinder außer der Schule und in der Beförderung eines regelmäßigen 
Schulbeſuchs zu unterſtützen. Auch liegt ihm ob: 

1. bei allen Schulprüfungen, bei Einführung neuer Lehrer und bei ſonſtigen 
Schulfeierlichkeiten zugegen zu fein; 

2. das Vermögen der Schule und die Schulkaſſe, wo eine ſolche noch neben 
der Kommunalkaſſe beſteht, in derſelben Weiſe, wie die Kirchenvorſteher 
das Kirchenvermögen, unter Aufſicht des Schulpatrons zu verwalten; 

3. die Schule in Prozeſſen und ſonſtigen Rechtsangelegenheiten unter Teil⸗ 
nahme des Schul⸗Patrons zu vertreten. Zur Anſtellung von Klagen iſt 
die Autoriſation der Regierung erforderlich. 

1. Zum Geſchäftskreiſe des Schulvorſtandes gehören nur die äußeren Angelegenheiten 
der Schule. Er ſoll ganz beſonders auf Verbeſſerung des Dienſteinkommens des Lehrers, 
auf die Inſtandhaltung, Ausbeſſerung und Erweiterung der Schulgebäude, auf Ordnung, 
Pünktlichkeit und Reinlichkeit in der Schule, auf regelmäßigen Schulbeſuch, und was jonft 
noch zur Ordnung des Schulweſens im Außern gerechnet werden kann, fortwährend ſehen 
und hinwirken. Um dieſer Pflicht nachzukommen, ſind die einzelnen Mitglieder berechtigt, 
das Schullokal zu betreten und dem Unterrichte beizuwohnen, ſobald das Eintreten in das 
Unterrichtslokal nur in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausübung ihres Amtes erfolgt. 
Einer beſonderen Ermächtigung des Lokalſchulinſpektors bedarf es nicht. Sie haben ſich aber 
jeder Thätigkeit zu enthalten, die als Ausfluß der Schulaufſicht dem Lokalſchulinſpektor allein 
zuſteht, alſo namentlich des Eingreifens in den Unterricht und des reviſoriſchen Auftretens. 
Finden ſie Grund zu Ausſtellungen und Bemerkungen, ſo haben ſie davon dem Geſamt⸗ 
Schulvorſtande und dem Lokalſchulinſpektor Mitteilung zu machen und durch dieſe Abhülfe 
zu ſchaffen. Eine Einwirkung auf die inneren Schulangelegenheiten, z. B. Lehrplan, Stunden⸗ 
plan, Methode ze. ſteht dem Schulvorſtande nicht zu. Etwaige Wünſche und Bemerkungen 
dieſerhalb ſind an die Aufſichtsbehörde zu richten. Ein unmittelbares Einſchreiten der ein⸗ 
zelnen Mitglieder gegen den Lehrer und eine Rektifizierung desſelben, namentlich wenn dieſe 
im Beiſein der Kinder erfolgt, iſt denſelben unterſagt. 

Fuür die Schulvorſtände find beſondere, in ihren Grundbeſtimmungen faſt gleich lau⸗ 
tende Geſchäftsanweiſungen erlaſſen worden, nachdem dieſe die Genehmigung des Herrn 
Miniſters erhalten hatten, nämlich: 

1. von der Reg. in Königsberg unterm 28. Septbr. 1856, 

2. von der Reg. in Gumbinnen unter dem 21. April 1858, 

3. von der Reg. in Danzig unter dem 1. Mai 1858 und 

4. von der Reg. in Marienwerder unter dem 4. Novbr. 1858. 

Die Geſchäftsverteilung gebührt dem Vorſitzenden des Schulvorſtandes, alſo dem Patron 
bezw. dem Lokalſchulinſpektor. Über Beſchwerden inbetreff der Geſchäftsverteilung ent⸗ 
ſcheidet der Landrat nach Vernehmen mit dem Kreisſchulinſpektor und in der Rekursinſtanz 
die Ba 

ie Geſchäftsſprache für die Schulvorſtände tft nach dem Geſetz v. 28. Auguſt 1876 
(Geſ.⸗Samml. S. 389) die N i ah 15 5 

Die Schulvorſtände können zu ihren Sitzungen auch Lehrer hinzuziehen, da in ſolchen 
Fällen manche Schulangelegenheiten ſchneller und zweckdienlicher erledigt werden. Doch 
dürfen die Lehrer den Sitzungen nur ſo lange beiwohnen, als die Schulvorſtände es wün⸗ 
ſchen; auch ſind ſie nur Berater, nicht ſtimmberechtigt. 

2. Die ſchulpflichtigen Kinder ſind zum Beſuche der öffentl. Schulprüfungen ver⸗ 
pflichtet, event. ſind deren Verſäumniſſe, wie die jedes andern Unterrichts, wenn ſie nicht 
entſchuldigt ſind, zu beſtrafen. a i 

3. Tritt eine Reparaturbedürftigkeit der Schulgebäude im gewöhnlichen Verlaufe 
der Zeit und ohne Verſchulden des Lehrers ein, ſo hat dieſer ſofort dem Schulvorſtande 
davon Anzeige zu machen. Der Schulvorſtand ift verpflichtet, für die bauliche Inſtandhal⸗ 
tung der Schulgebäude zu ſorgen; er macht ſich daher auch der Schulgemeinde gegenüber 
verantwortlich, wenn durch das Unterlaſſen der rechtzeitigen Ausführung einer Reparatur 
ſpäter größere Koſten erwachſen. 5 


§ 33. 3. Pfarrer. 5 
Die Anordnungen über das Innere des Schulweſens (Unterweiſung, Lehr⸗ 
methode, Befolgung des Lehrplans u. ſ. w.) und die Aufſicht über die Amts⸗ 
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führung der Lehrer gehören zu den Obliegenheiten des Pfarrers als Lokal⸗ 
Inſpektors der Schule. N 

1. Das Geſetz v. 11. März 1872 hat das frühere Verhältnis, nach welchem die Schul⸗ 
aufſicht zumeiſt als ein Ausfluß kirchlicher Amter unmittelbar mit denſelben verbunden 
war, prinzipiell geändert. Das Recht der Beaufſichtigung der Schulen gebührt nach dem 
Geſetze dem Staate allein, und es handeln alle mit dieſer Aufſicht betrauten Behörden und 
Beamten im Auftrage des Staates. Der Eintritt der Rechtsverbindlichkeit des Geſetzes 
entzog den bis dahin fungierenden Lokal- und Kreisſchulinſpektoren die Legitimation zur 
Fortführung dieſes ihres Amtes, zu deſſen Führung ſie, dem Geſetze entſprechend, eines 
Auftrages von ſeiten des Staates bedurften. Letzterer wird nicht erteilt bez. zurückgezogen, 
wenn außer dem Mangel der treuen Hingebung an die Intereſſen des Staates und eine 
denſelben entſprechende Erziehung der Jugend die Vernachläſſigung des deutſchen Sprach⸗ 
unterrichts in den Volksſchulen der polniſchen Gegenden, welche mehr oder weniger immer 
dem Schulinſpektor wird zur Laſt gelegt werden müſſen, vorliegt. 

2. Der Lokalſchulinſpektor ſteht der Schule gegenüber in doppelter Eigenſchaft da, 
nämlich als Mitglied des Schulvorſtandes quoad externa, und als Schulinſpektor quoad 
interna. In letzterer Hinſicht iſt er von dem Schulvorſtande unabhängig. 

Der Lehrer iſt dem vorgeſetzten Lokalſchulinſpektor in allen Amtsangelegenheiten pünkt⸗ 
lichen Gehorſam ſchuldig und hat ſich in allen, ſeine Amtsführung betreffenden Angelegen⸗ 
heiten zunächſt an ihn zu wenden. Glaubt er, daß ihm von ſeinem Ortsſchulinſpektor etwas 
Ungebührliches zugemutet werde, ſo hat er dennoch zunächſt demſelben Folge zu leiſten, indes 
ſteht es ihm frei, demnächſt bei dem Kreisſchulinſpektor Anzeige zu machen und deſſen Ent⸗ 
ſcheidung anzurufen. 

Die Schulinſpektoren ſind nicht berechtigt, den Lehrern Zeugniſſe über ihre Führung 
und Leiſtungen auszuſtellen, ohne hierzu ſpeziell beauftragt zu ſein. 


§ 34. Kreisſchul⸗Inſpektoren. 


Die Schul⸗Vorſtände und die Pfarrer als Lokal⸗Schulinſpektoren ſtehen 
auf dem Lande unter der Aufficht von Kreis⸗Schulinſpektoren, welchen obliegt, 
die Schulen ihres Bezirks zu beſuchen, die Schüler und Lehrer dabei zu prüfen, 
über den Befund der Reviſion, ſowie über die Thätigkeit der Pfarrer bei 
Beaufſichtigung der Schulen und über die Wirkſamkeit der Schulvorſtände an 
die Regierung zu berichten, eingetretene Vakanzen der Regierung anzuzeigen, 
die vorläufige Vertretung erkrankter und abgegangener Lehrer anzuordnen und 
überhaupt die zur Befriedigung der Bedürfniſſe des Schulunterrichts nötigen 
Einrichtungen zu treffen. 

1. Der Kreisſchulinſpektor übt nach dem Geſetze vom 11. März 1872 im Auftrage 
des Staats die dieſem zuſtehende Aufſicht innerhalb des von der Aufſichtsbehörde begrenzten 
Kreiſes reſp. Bezirks aus. Er iſt berufen und verpflichtet, das Beſte des Volksſchulunter⸗ 
richts und der Jugendbildung und ⸗Erziehung ſeiner Aufmerkſamkeit und Fürſorge zu unter⸗ 
ziehen. Daher ſtehen alle öffentlichen und privaten, nicht zur Kategorie der ſogenannten 
höheren Schulen im techniſchen Sinne gehörigen, der Kgl. Reg. unterſtellten Unterrichts und 
Erziehungsanſtalten unter ſeiner Aufſicht. Er hat die Funktion der höheren Aufſicht über 
die Interna der Schulen und iſt innerhalb ſeines Aufſichtsbezirks das techniſche Organ der 
Reg. für die Aufficht über das Schulweſen, wie der Landrat es für die Externa iſt. Daher 
iſt er dieſem auch koordiniert, nicht ſubordiniert. 

Zu den Schulvorſtänden, Lokalſchulinſpektoren, Rektoren und Lehrern, bezw. Lehrerinnen 
ſteht er in dem Verhältnis des Vorgeſetzten. Seine Rechte und Pflichten ſind durch die 
Inſtruktion vom 23. Juli 1873 ausgeſprochen. Infolge ſeiner Stellung iſt er berufen, den 
ihm untergebenen Lehrern ein wohlwollender, väterlicher Freund zu ſein, der für des Lehrer⸗ 
ſtandes Freuden und Leiden rege Teilnahme und Mitgefühl hat und willig und bereit iſt, 
Klagen anzuhören, Ratſchläge zu erteilen und unverſchuldeter Bedrängnis abzuhelfen, ſoweit 
er es vermag. Er wird ſich auch in ſeinem Verhalten gegen die Lehrer und in ſeinem 
Urteil über dieſelben frei halten von Parteilichkeit und Zu⸗ bezw. Abneigung ohne Grund, 
ſich vielmehr lediglich durch rein ſachliche Gründe, durch die ſittliche Zuverläſſigkeit der 
Lehrer, durch ihre Tüchtigkeit im Amt, durch ihre Treue und Hingebung an ihren Beruf 
beſtimmen laſſen. Er muß beſtrebt ſein, die Fehlenden durch ernſte Ermahnung und wohl⸗ 
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wollende Zurechtweiſung zu beſſern, und hat, wenn der perſönliche Zuſpruch und die wohlge⸗ 
meinte Zurechtweiſung und Belehrung fruchtlos geblieben ſind, das ſtrafende Einſchreiten 
der Aufſichtsbehörde nachzuſuchen. Es liegt ihm auch ob, unter den Lehrern das Streben 
nach Vervollkommnung für ihren Beruf zu beleben und zur regen Beteiligung an den für 
die Fortbildung der Lehrer eingerichteten Veranſtaltungen zu ermuntern. 
2. Alljährlich haben auch die weer e einige Schulen des Bezirks reſp. 
575 . wofür in ihren Anſtalten Lehrer vorgebildet werden, pro informatione zu 
ereiſen. \ 
8 35. 
In der Regel haben die Superintendenten, Erzprieſter und Dekane das 
Amt eines Kreis⸗Schulinſpektors zu verwalten. In beſondern Fällen können 
jedoch die vorgeſetzten Behörden auch einen andern Geiſtlichen damit beauftragen. 
an der Verpflichtung der Gemeinden, den Schulinſpektoren bei ihren 
eſchäftsreiſen entweder die Fuhre zu geſtellen, oder die Reiſekoſten zu vergüten, 
behält es bei der Beſtimmung des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts, Zuſatz 216, § 6, 
und der bisherigen Obſervanz vorläufig ſein Bewenden. 


1. Die Beſtimmungen des $ 35 find durch das Geſetz vom 11. März 1872, ſoweit es ſich 
um die Perſon der Kreisſchulinſpektoren handelt, aufgehoben. Dagegen beſteht die Ver⸗ 
pflichtung der Gemeinden zur Aufbringung der Schulviſitationskoſten noch dort, wo das 
Oſtpr. Prov.⸗Recht gilt, oder wo dieſelbe herkömmlich iſt, ſolange und dort, wo Geiſtliche 
mit der Schulaufſicht betraut ſind, noch fort und iſt auch, wenn Laien die Aufſicht führen, 
als vorhanden anzuſehen. 

2. Die Verpflichtung zur Geſtellung von Fuhrwerken bezw. zur Vergütung der Reiſekoſten 
für die Schulinſpektoren bei ihren Geſchäftsreiſen liegt allen denen ob, die für das Bedürfnis der 
Schule zu ſorgen haben, alſo nicht bloß der bürgerlichen Gemeinde, ſondern auch den ſonſt 
zur Schule gehörigen Ortſchaften, d. h. den Gutsbezirken. Die Verteilung dieſer Leiſtung 
auf die zur Schule gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke hat nach § 40 der Sch.⸗O. nach 
Verhältnis der Zahl der Haushaltungen zu erfolgen, wenn nicht Verträge oder andere be- 
ſondere Rechtstitel ein anderes beſtimmen. 


8 36. B. Schulaufſicht in den Städten. 


Hinſichtlich der Aufſicht über die Elementarſchulen in den Städten bleibt 
es bis auf weiteres bei den Beſtimmungen der Städteordnung und der Inſtruktion 
vom 26. Juni 1811. 

I. Die ſtädtiſchen Schulen find von der Aufſicht der Kreisſchulinſpektoren nicht eximiert. 
Dieſe können auf Anordnung der Reg. ſogar an den Sitzungen der Schuldeputation teilnehmen. 

2. Gehören zu einer ſtädtiſchen Schule ländliche Ortſchaften, ſo müſſen auch dieſe in 
der Schuldeputation durch je einen Deputierten mindeſtens vertreten ſein. — Sämtliche Mit⸗ 
glieder der Schuldeputation unterliegen der Beſtätigung der Regierung. Die Wahl der 
Mitglieder aus dem Magiſtratskollegium nimmt der Bürgermeiſter allein, die der Mitglieder 
aus dem Stadtverordnetenkollegium dieſes Kollegium vor. Die vom Bürgermeiſter gewählten 
Mitglieder des Magiſtrats und die von den Stadtverordneten gewählten Mitglieder des 
Stadtperordneten⸗ Kollegiums treten dann zuſammen und wählen für jede Stelle eines 
techniſchen Mitgliedes, deren ſoviele ſein müſſen, als Mitglieder aus dem Magiſtrat reſp. 
aus den Stadtverordneten vorhanden find, je 3 Subjekte, die zur Auswahl und Beſtätigung 
dann der Reg. in Vorſchlag gebracht werden. Die Amtsdauer jedes einzelnen Mitgliedes 
währt nur 6 Jahre. Doch iſt Wiederwahl geſtattet. — Für die Wahl bildet keine Konfeſſion 
ein Hindernis. 7 

3. Der Rektor kann nicht fordern, zu den Sitzungen der Schuldeputation hinzugezogen 
zu werden. Ihm ſteht das Recht, den Sitzungen der Schuldeputation mit beratender Stimme 
beizuwohnen, nicht ohne weiteres, ſondern nur dann zu, wenn es ihm mit Zuſtimmung der 
Schuldeputation ausdrücklich verliehen iſt. Doch iſt es wünſchenswert, daß die Rektoren 
zu den Sitzungen derſelben möglichſt häufig zugezogen werden. 

Gegen den Willen der Schuldeputation kann ihr der Rektor weder als beratendes, noch 
als beſchließendes Mitglied aufgezwungen werden. N : 

4. Den Vorſitzenden der Schuldeputation ernennt der Bürgermeiſter aus den zur 
Schuldeputation gewählten Magiſtratsmitgliedern, wenn er nicht ſelbſt den Vorſitz über⸗ 
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nimmt. In jedem Falle aber iſt er befugt, an den Sitzungen der Schuldeputation teilzu⸗ 
nehmen, und zwar geht dann ſtets der Vorſitz auf den Bürgermeiſter über. 

5. Der Magiſtrat beſitzt keine Disziplinargewalt über die Lehrer; die den Lehrern 
zunächſt vorgeſetzte Behörde iſt in den Städten die Schuldeputation, welche entweder auf 
Beſchluß ihrer Geſamtheit als ſolche oder durch den von ihr gewählten und von der Reg. 
beſtätigten Kommiſſar Warnungen und Verweiſe erteilen kann. 5 

Ebenſo iſt die Stadtverordneten⸗Verſammlung nicht berechtigt, in die Leitung und Be⸗ 
aufſichtigung des Schulweſens ſich einzumiſchen. 

6. Wenn ein Pfarrer oder Superintendent lediglich in ſeiner Eigenſchaft als Mitglied 
der Schuldeputation ſelbſtändig und nicht als Kommiſſar der letzteren die Prüfung in den 
einzelnen Klaſſen der Schule vornimmt, jo geht er über die ihm zuſtehenden Befugniſſe 

hinaus. Denn den einzelnen Mitgliedern der Schuldeputation ſteht eine Befugnis zum Be⸗ 
ben find. Schule nur inſoweit zu, als ſie hierzu von der Schuldeputation beauftragt wor⸗ 
en ſind. 
§ 37. C. Regierungen. 

Der Regierung gebührt die Oberaufſicht und Leitung ſämtlicher Elementar⸗ 
ſchulen ihres Bezirks, bei deren Ausübung ſie ſich der Landräte und Kreis⸗ 
Schulinſpektoren als ihrer Organe zu bedienen hat. 

Ihr ſteht insbeſondere zu: n 

1. die Anſtellung der Lehrer an den dem landesherrlichen Beſetzungsrechte 
unterworfenen Schulen, ſowie die Beſtätigung der von andern Perſonen 
berufenen Lehrer; 

die Oberaufſicht über die Verwaltung des Schulvermögens, namentlich 
die Erteilung der Genehmigung in allen denjenigen Fällen, in welchen 
bei Verwaltung des Kirchenvermögens die Genehmigung der geiſtlichen 
Obern geſetzlich notwendig iſt; 

3. die Befugnis, der Schule von amtswegen einen Mandatar zu be⸗ 
ſtellen, wenn ſich die geſetzlichen Vertreter weigern, die Rechte der⸗ 
ſelben im Wege des Prozeſſes wahrzunehmen, oder ſelbſt bei einem 
Prozeſſe der Schule beteiligt ſind; ; | 

4. die Prüfung der Notwendigkeit und der Art der Ausführung eines 
Schulbaues nach den darüber beſtehenden allgemeinen Verordnungen, 
ſowie die Befugnis, die Beiträge zum Bau, mit Vorbehalt des den 
Beteiligten unter ſich freiſtehenden Rechtsweges, feſtzuſetzen und ein⸗ 
zuziehen. 

1. Die Landräte ſind nicht Dienſtvorgeſetzte der Lehrer im Sinne des Disziplinar⸗ 
geſetzes v. 21. Juli 1852 und daher auch zu Strafen, Warnungen, Verweiſen und Tadel 
dem Lehrer gegenüber nicht befugt. Wohl aber ſind ſie berechtigt und verpflichtet, die Schulen 
hie und da zu beſuchen und ſich von dem Zuſtande derſelben, jedoch ohne Einmiſchung 
in die Interna, zu unterrichten und jede ſich ihnen bietende Gelegenheit dazu zu benutzen, 
ſich zu überzeugen, in welchem äußern Zuſtande ſich die Schule befindet, und ob deren Lehrer 

ſeiner Pflicht genügt, den Unterricht pünktlich abhält und die Abſentenliſte genau führt. 

2. Die in Nr. 1 und 2 ausgeſprochene Befugnis der Reg. baſiert auf § 18 der Reg.⸗ 
Inſtruktion v. 23. Oktober 1817 (Geſ.⸗S. S. 440). — Inbetreff der in Nr. 3 ausgeſprochenen 
Befugnis vergl. § 12. 9 5 

Von den in Nr. 4 der Reg. beigelegten Rechten iſt ein nicht unerheblicher Teil durch 
das Geſetz über die Zuständigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 
1. Auguſt 1883 (Geſ.⸗Samml. S. 237) Titel VII, 88 45—49 auf den Kreis⸗Ausſchuß bezw. 
Bezirksausſchuß reſp. das Oberverwaltungsgericht übergegangen. 3 

Dagegen gebührt der Regierung allein die Beſtimmung über die zu gebrauchenden 
Lehr⸗ und Lernmittel. Sie hat aber, ſobald es ſich um die Einführung neuer Leſebücher 
handelt, zuvor durch Vermittelung des Schulkollegiums die Genehmigung des Herrn 
Miniſters einzuholen. — In keinem Falle ſind aber die Kreis⸗ und Lokalſchulinſpektoren 
oder die Lehrer befugt, ohne ſpezielle Genehmigung ein in der betr. Schule bisher nichtge⸗ 
brauchtes Buch einzuführen. 
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3. Die Lehrer find verpflichtet, allen Aufträgen, welche ihnen von der Reg. hinſichtlich 
der ſtellvertretenden Mitverwaltung einer vakanten Stelle erteilt werden, Folge zu leiſten, 
auch wenn ihnen dieſe Verpflichtung in der Vokation nicht beſonders auferlegt iſt. Städtiſche 
Lehrer können auch gegen den Willen des Magiſtrats und der Schuldeputation zur Mit⸗ 
verwaltung von ländlichen Schulen herangezogen werden. 

Dasſelbe gilt auch, wenn es ſich um die e des konfeſſionellen Religionsunter⸗ 
richts in benachbarten Schulen handelt. \ 

4. Die Unterrichtslokale find möglichſt nur für 80 Kinder und dann fo groß ein- 
zurichten, daß auf jedes Kind 0,6—0,9 am Raum kommt. Die Höhe derſelben iſt auf 
3,2—3,5 m zu bemeſſen, und die Thür fo anzubringen, daß fie ſich nach außen öffnet, 
damit bei Feuersnot nicht eine Stopfung der Kinder eintritt. Die Fenſter müſſen ſo an⸗ 
gebracht werden, daß ſie den Kindern das Licht nur vom Rücken und von der linken Hand 
her geben können; Doppellicht iſt in jedem Falle unzuläſſig. — Die von den Kindern 
zu benutzenden Treppen ſollen nicht gewunden und müſſen mindeſtens 1,25 m breit ſein. 

5. Die Schulzimmer dürfen von dem Lehrer nicht zu Privatzwecken oder zum Betriebe 
der Wirtſchaft, auch nicht zur Seidenraupenzucht, ferner nicht zur Aufſtellung von Betten, 
Spinden, Kaſten, Leichen und dergl. benutzt und nicht zu Tanzvergnügen und Luſtbarkeiten 
verwendet werden, weder in der Schulzeit, noch in der ſchulfreien Zeit. 

Dagegen kann geſtattet werden, daß fie zum Konfirmanden- (Katechumenen-) Unter⸗ 
richt benutzt werden. Ausnahmsweiſe d. h. nur, wenn es am Orte keine anderen dazu ge⸗ 
eigneten Lokale giebt, kann in den Schullokalen geimpft und können in denſelben Verſamm⸗ 
lungen in Gemeinde- oder ſtaatlichen Angelegenheiten abgehalten werden. Jedoch muß 
dazu zuvor der Schulvorſtand die Genehmigung erteilt haben oder, wenn dieſe verſagt iſt, 
muß die ergänzende Erlaubnis der pro externis der Schule vorſtehenden Aufſichtsbehörde ein⸗ 
geholt, und der Schulinſpektor und der Lehrer von der Benutzung rechtzeitig in Kenntnis 
geſetzt ſein. 

» 5 Betreten eines Schulzimmers einer öffentl. Schule zu einem bewußten widerrecht⸗ 
lichen Zwecke iſt, ſelbſt wenn der mit der Handhabung der Ordnung und der Wahrung des 
Hausrechts zunächſt betraute Lehrer gegen dieſes Betreten nichts einwendet, nach dem Erkennt. 
des Ober⸗Trib. v. 11. Dezbr. 1878 als Hausfriedensbruch zu beſtrafen. Dies gilt auch für 
den Fall, daß die Eintretenden Schulvorſteher oder ſonſtige Schulbeamte ſind. 


8 38. IV. Von der Unterhaltung der Elementarſchulen. Beſondere Stiftungen 
und Leiſtungen. 


Wo die Unterhaltung der Elementarſchulen und der Lehrer an denſelben 
auf beſonderen Stiftungen beruht, oder wo einzelne Perſonen oder Korporationen 
durch beſondere Rechtstitel zu gewiſſen Leiſtungen für die Elementarſchulen ver⸗ 
pflichtet ſind, behält es dabei auch fernerhin ſein Bewenden. Insbeſondere ver⸗ 
bleiben die Kirchſchuleu, die Kirch- und Dorfſchullehrer im Beſitze der Einkünfte 
und Leiſtungen, welche ſie bisher aus dem Kirchenvermögen oder von dem 
Kirchen⸗Patron und den Eingepfarrten empfangen haben. 


1. Zur Kategorie der „Elementarſchulen“ gehören nach der beſtehenden Organiſation 
des Schulweſens alle ſolche Schulen, denen die Berechtigung zu giltigen Abgangsprüfungen 
fehlt, auch wenn in ihnen Unterrichtsdisziplinen gelehrt werden, welche über das Bedürfnis 
der Elementarſchule hinausgehen. 

2. Steht die Bauverpflichtung feſt, und kann dieſelbe bis zu dem Zeitpunkt, wo das 
Bedürfnis eintritt, nicht in Natur erfüllt werden, ſo folgt nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſätzen von ſelbſt, daß dem Wohnungsberechtigten von den Baupflichtigen für die Zwiſchenzeit 
ein Erſatz, ſei es durch mietsweiſe oder anderweite Beſchaffung einer Interimswohnung 
oder durch Zahlung einer Mietsentſchädigung gewährt werden muß. — Somit liegt, auch 
den zum Schulhausbau Verpflichteten die Verpflichtung ob, bis zur Herſtellung des Baues 
die erforderlichen Schulräumlichkeiten bereit zu ſtellen bezw. mietsweiſe zu beſchaffen, d. h. 
den Gemeinden, den Guts⸗ und Grundherren. Demnach können nicht der Schulvorſtand 
reſp. deſſen Mitglieder durch Exekutivſtrafen angehalten werden, die erforderlichen Räum⸗ 
lichkeiten anzumieten, ſondern es iſt eine Beſchlußfaſſung der zum Bau des Schulgebäudes 
verpflichteten Gemeinden ꝛc. über die Anmietung der erforderlichen, von der Schulaufſichts⸗ 
behörde für geeignet zu erachtenden Räumlichkeiten herbeizuführen. Kommt ein ſachgemäßer 
Beſchluß zuſtande, mittels deſſen der Schulvorſtand ermächtigt wird, die nötigen und für 
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geeignet erachteten Räumlichkeiten anzumieten, ſo iſt ein ſolcher Beſchluß ſeitens der Kgl. 
Reg. zu beſtätigen und erforderlichenfalls im Verwaltungswege zur Ausführung zu bringen. 
Verweigern dagegen die verpflichteten Gemeinden ꝛc. die Faſſung eines entſprechenden Be⸗ 
ſchluſſes oder überhaupt die Erfüllung ihrer geſetzlichen Verpflichtung, ſo hat die Kgl. Reg., 
nachdem die Verpflichteten zuvor durch ein Mandat mit angemeſſener, mindeſtens Stägiger 
Friſt zu eigener Anmietung der nötigen Räumlichkeiten aufgefordert worden, die letztern 
durch einen damit zu beauftragenden Dritten, geeignetenfalls den Vorſitzenden des Schul⸗ 
vorſtandes, für Rechnung der Verpflichteten anmieten und die Koſten des Vertragsabſchluſſes 
ſowie den Mietszins nach vorſchriftsmäßiger Verteilung auf die Verpflichteten von dieſen 
im Verwaltungszwangsverfahren gemäß der Verordnung vom 7. September 1879 (Geſ.⸗ 
Samml. S. 591) einziehen zu laſſen. 

Die Beſchaffung von Unterrichtsräumen durch Anmietung von geeigneten Lokalitäten 
iſt indes lediglich ein Notbehelf, auf welchen unter beſondern Verhältniſſen ausnahmsweiſe 
eingegangen werden kann. Es kann aber die Fortdauer dieſes Verhältniſſes nicht geſtattet 
werden, wenn ſich dasſelbe als unzuträglich erweiſt. 

3. Die auf 88 4, 5, 13 und 17 der princip. regull. vom 30. Juli 1736 beruhenden 
und in dem letzten Abſatz des § 38 der Sch.⸗O. gedachten Verpflichtungen der Kirchenkaſſe 
ſind durch § 2 des Geſetzes v. 4. Juli 1876, betr. die Beſeitigung kirchlicher Abgaben und 
Leiſtungen für Schul⸗ ꝛc. Zwecke (Geſ. Samml. S. 285), ſeit dem 1. Januar 1877 auf⸗ 
gehoben, und müſſen die den Schulkaſſen hierdurch entſtandenen Ausfälle anderweitig auf⸗ 
gebracht werden, dies auch in dem Falle, wenn die Kirchſpielſchulkaſſen weder aus den 
Revenuen, noch aus dem Beſtande des Kapitalvermögens den Ortsſchulkaſſen die herge⸗ 
brachten oder feſtgeſetzten Beihilfen ferner gewähren können. 


8 39. 


Sind keine beſondere Stiftungen und keine durch beſondere Rechtsgründe 
zur Unterhaltung der Schulen und der Lehrer verpflichtete Perſonen vorhanden, 
oder reichen die Beiträge derſelben nicht aus, ſo haben die Ortsgemeinden und 
die ſonſt zur Schule gehörigen Ortſchaften die Mittel zur Unterhaltung der 
Schule in derſelben Weiſe, wie die übrigen Kommunal⸗Bedürfniſſe, aufzubringen. 

Iſt dazu eine beſondere Kommunal⸗Umlage erforderlich, ſo erfolgt die 
Verteilung, ſofern nicht eine andere Art der Aufbringung der Kommunal⸗ 
Bedürfniſſe bereits üblich iſt, nach Verhältnis der von den einzelnen zu ent⸗ 
richtenden Grund- und Klaſſenſteuerbeträge, und wird die Grundſteuer da, wo 
ſie nicht beſteht, nach dem Beſitzſtande ergänzt. 

1. Die geſetzliche Pflicht der Unterhaltung der Schule beſchränkt ſich auf ſolche 
Schulen, deren Einrichtung die Aufſichtsbehörde überall, auch gegen den Willen der Be⸗ 
teiligten, anordnen und erzwingen darf, alſo auf eigentliche Elementarſchulen. Daraus aber, 
daß es im unterrichtlichen Intereſſe zuläſſig und unter Verhältniſſen ſogar erwünſcht iſt, die 
Oberklaſſen einer Volksſchule nach dem Lehrplan der Mittelſchulen arbeiten zu laſſen, darf 
nicht eine Erweiterung der den Hausvätern auferlegten Schulunterhaltungslaſt hergeleitet 
werden, ſolange die Schule nicht von der Kommune unterhalten wird. Die Verpflichtung 
zur Unterhaltung erſtreckt ſich aber auf die Gewährung freier Wohnung, freier Feuerung 
und eines den beſondern Verhältniſſen des Orts, der Zeit und der Stelle entſprechenden, zur 
ſtandesgemäßen Subſiſtenz einer Lehrerfamilie bei beſcheidenen Anſprüchen ausreichenden 
ſonſtigen Einkommens, deſſen Höhe von der Schulaufſichtsbehörde, ſoweit es erforderlich iſt, 
jederzeit ergänzend feſtgeſetzt werden kann, wenn die Verpflichteten nicht ſchon aus eigener 
Bewegung und aus teilnehmendem Intereſſe für die Schule ſich angelegen ſein laſſen, das 
Einkommen der Lehrerſtelle demgemäß zu verbeſſern. 8 5 l 5 

2. Da die Sch.⸗O. die Unterhaltung der Schulen, mögen dies eigentliche Gemeinde⸗ 
oder auch Konfeſſionsſchulen fein, den Kommunen auferlegt, jo iſt notwendig, daß eine Aus⸗ 
nahme von dem Grundſatze, wonach die Grenzen der Schulgemeinde in der Regel mit denen 
der politiſchen Gemeinde zuſammenfallen, nur aus gewichtigen, im öffentlichen Intereſſe 
liegenden Gründen ſtatthaft iſt. N 1 

Wenn aber ein zur Kommune A. gehöriges Grundſtück B. nach C. eingeſchult iſt, 
ſo iſt B. nicht als Mitglied der Kommune C. zu behandeln, ſondern es muß der auf B. 
entfallende und zur Schule in C zu leiſtende Beitrag von der ganzen politiſchen Gemeinde 
A. entrichtet werden, wogegen die geſamten Schulleiftungen der Gemeinde A., alſo ſowohl 
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die Koſten der eigenen Schule, als auch der Beitrag zur Schule in C. auf die gefamte 
Gemeinde A. incl. des Beſitzers des Grundſtücks B. umzulegen ſind. Denn nach der 
Sch.⸗O. bilden nicht die einzelnen, zur Schule gewieſenen Einſaſſen, ſondern die zur Schule 
gehörigen politiſchen Gemeinden die Schulgemeinde. Gehören mehrere Gemeinden zur 
Schule, ſo können die Schulabgaben nicht auf die Hausväter umgelegt, ſie müſſen auf die 
Gemeinden kontingentiert werden. Den Maßſtab der Verteilung giebt der § 40 der Sch⸗O. 
Wenn der letztere auch vorausſetzt, daß die Geſamtgemeinde ein und derſelben Schule zuge⸗ 
wieſen iſt, ſo erſcheint es doch völlig gerechtfertigt, dieſen durch das Geſetz gegebenen Maß⸗ 
ſtab analog auch in den Fällen anzuwenden, wo Mitglieder einer Gemeinde, ſei es nach der 
Konfeſſion der Einſaſſen, ſei es nach der örtlichen Lage der Wohnungen mehreren Schulen 
zugehören. Für jede dieſer Schulen muß die Gemeinde alsdann nach Maßgabe der zu 
jeder Schule gewieſenen Haushaltungen für beitragspflichtig erachtet werden. Sämtliche 
Koſten, welche der Gemeinde für die Schulen zur Laſt fallen, müſſen von der Gemeinde 
durch Kommunal⸗Umlagen aufgebracht werden, falls nicht etwa durch eine freie Vereinbarung 
der Gemeindemitglieder feſtgeſetzt iſt, daß die Mitglieder der Gemeinde nur je zu der Schule 
ſteuern, welche ſie benutzen. 

3. Da die von einem Schulverbande zu tragenden Schullaſten in gleicher Weiſe wie 
die Kommunallaſten aufzubringen ſind, ſo kommt es nicht darauf an, ob ein Mitglied der 
ne der Konfeſſion der im einzelnen Fall die Koſten verurſachenden Schule angehört 
oder nicht. 

Dagegen ſind die Dienſtgrundſtücke der Elementarlehrer von den Gemeindeauflagen 
befreit. Ebenſo ſind die Elementarlehrer von allen perſönlichen Gemeindedienſten, ſoweit 
dieſelben nicht auf ihnen gehörigen Grundſtücken laſten, und desgl. hinſichtlich ihres Dienſt⸗ 
einkommens von den direkten perſönlichen Gemeindeabgaben frei. 

Die emeritierten Lehrer ſind in dieſer Beziehung den im Amte ſtehenden gleichgeſtellt. 

4. Glaubt jemand zu ſehr oder zu Unrecht zu der Aufbringung der Schulunter⸗ 
haltungskoſten herangezogen zu ſein, ſo iſt ihm überlaſſen, zunächſt gegen ſeine Heranziehung 
(Überlaſtung) zu den zur Schulunterhaltung erforderlichen Gemeindeabgaben bei dem Ge⸗ 
meindevorſtande (gemäß Geſetz v. 18. Juni 1840) Einſpruch und dann gegen deu etwaigen 
ablehnenden Beſcheid desſelben innerhalb 2 Wochen bei dem Kreisausſchuß Klage zu erheben 
(gemäß SS 34 reſp. 46 des Zuſtändigkeitsgeſetzes v. 1. Auguſt 1883). 

— 5. Ein Gutsvorſteher iſt als ſolcher nicht befugt, Schulſteuern auszuſchreiben. Dies 
iſt Sache des Schulvorſtandes bezw. der Regierung. 


§ 40. 


Gehören mehrere Gemeinden zu derſelben Schule, ſo wird, wenn nicht 
Verträge oder andere beſondere Rechtstitel ein anderes beſtimmen, der Anteil 
der einzelnen Gemeinden nach der Zahl der Haushaltungen feſtgeſetzt und in 
jeder Gemeinde für ſich nach § 39 aufgebracht. Bei Regulierung der Beiträge 
derjenigen Perſonen, welche auf Vorwerken oder ſonſt außerhalb des Gemeinde⸗ 
Bezirks wohnen, kommen die Vorſchriften der 88 55 bis 62 zur Anwendung. 


1. Motive: „Daß bei Verbindung mehrerer Gemeinden jede Gemeinde ihren Anteil 
beſonders aufbringt, erfordert die Konſequenz; auch iſt es rechtlich nicht zuläſſig, daß, nach 
Willkür der die Verbindung anordnenden Behörden, reichere Gemeinden genötigt werden, 
die Koſten der Schulunterhaltung für ärmere mitzuübertragen. Das Verhältnis, nach 
welchem die Gemeinden beitragen, iſt durch die Zahl der Haushaltungen beſtimmt. Dieſer 
Maßſtab iſt entnommen aus dem $ 7 der Verordnung vom 30. Novbr. 1840, welcher 
inbetreff der Dominien beſtimmt, daß ſie „zu den gemeinſchaftlichen Patronatslaſten nach 
der Zahl der Haushaltungen ihrer Hinterſaſſen beitragen“. Dieſe Beſtimmung iſt in das 
vorliegende Geſetz (§ 47) aufgenommen; es iſt daher in der Ordnung, daß für die Ge⸗ 
meinden das Verhältnis in gleicher Weiſe feſtgeſtellt wird“. — 3 

Der Provinziallandtag war mit dieſem Verteilungsmaßſtabe einverſtanden, indem 
darnach die Leiſtungspflicht verſchiedener Kommunen nach dem Vorteile beſtimmt werde, den 
ſie aus der gemeinſamen Schule zögen, und nach den Koſten, welche ſie durch ihre Frequenz 
verhältnismäßig bedingen. 

2. Auch nach Einführung der Schulordnung können die einmal beſtehenden Abgaben 
und Leiſtungen zur Unterhaltung der Elementarſchulen, wie ſie ſich thatſächlich unter der 
Herrſchaft der früheren Geſetzgebung gebildet haben, ſolange unverändert belaſſen werden, 
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bis eine beſtimmte Nötigung zur Anderung derſelben eintritt. Für den Fall aber, daß 
wegen Unzulänglichkeit des Lehrer⸗Einkommens oder des Brennholz⸗Deputats oder aus 
anderen Gründen von aufſichtswegen eine Anderung in den Abgabe⸗ und Leiſtungsverhält⸗ 
niſſen getroffen werden muß, ſind, inſofern ſich die Beteiligten nicht anderweit einigen, die 
Prinzipien der 88 40 und 47 der Schulordnung vollſtändig zur Anwendung zu bringen 
und unter Abſonderung der Einnahmequellen, welche auf Stiftungen oder beſonderen Rechts⸗ 
titeln beruhen, die übrigen Leiſtungen unter die einzelnen beteiligten Ortſchaften reſp. Güter 
lediglich nach der Zahl der Haushaltungen zu verteilen. Unter den im $ 54 gedachten 
Leiſtungen, bei denen es ſein Bewenden haben ſoll, ſind ſolche zu verſtehen, welche auf 
Vertrag oder Herkommen, alſo auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhen. Das Bedenken, daß bei 
der Vereinigung von wohlhabenden und armen Ortſchaften zu einem gemeinſchaftlichen 
Schulverbande die Verteilung der Laſten nach der Zahl der Haushaltungen häufig zu einem 
mit der verſchiedenen Leiſtungsfähigkeit der Ortſchaften nicht in Einklang ſtehenden Reſultat 
führe, ſteht der Anwendung des Geſetzes nicht entgegen. Auch kommt dem gegenüber in 
Betracht, daß die Zahl der Haushaltungen das Verhältnis des Vorteils darſtellt, den die 
einzelnen Ortſchaften jede für ſich aus der gemeinſchaftlichen Anſtalt ziehen. Wenn ſich bei 
Einführung des in Rede ſtehenden Verteilungsmaßſtabes nicht vermeiden läßt, daß eine 
einzelne Ortſchaft in ihren Leiſtungen gegen das, was fie nach dem bisher thatſächlich be⸗ 
ſtehend geweſenen Verhältnis beizutragen hatte, ermäßigt wird, ſo iſt der Reg. durch die 
ihr in § 17 der Schulordnung beigelegte Befugnis die Möglichkeit gegeben, eine den Um⸗ 
ſtänden nach erforderliche Erhöhung des Lehrer⸗Einkommens über das geſetzliche Minimum 
hinaus herbeizuführen. 

3. Bei Feſtſtellung der Haushaltungszahl ſind nur die Haushaltungen derjenigen 
Bewohner des Orts mitzurechnen, welche ihre eigene ſelbſtändige Wirtſchaft errichtet haben, 
alſo auch die Ortsarmen, bei denen die letztere Bedingung zutrifft, dagegen nicht die 
Haushaltung der Gutsherren, indem dieſe nicht Mitglieder der Schulgemeinde ſind, wie 
die oben ad 8 38 angeführten Motive ergeben. Auch können diejenigen Haushaltungen, 
welche von den Kommunalabgaben geſetzlich befreit ſind, bei der betreffenden Ortſchaft nicht 
außer Anrechnung gelaſſen werden und bei Berechnung des Beitrags zur Unterhaltung der 
Schule für diejenige Ortſchaft, zu welcher ſie gehören, nicht unberückſichtigt bleiben. 

8 41. 

Die Ortſchaft, wo die Schule liegt, iſt verpflichtet, den nötigen Bauplatz 
für die zur Schule gehörigen Gebäude und deren Erweiterungen allein und 
ohne Mitbeteiligung der andern Ortſchaften zu beſchaffen, dagegen iſt ſie für 
die dem Lehrer zu gewährende Sommerweide oder für das in deren Stelle zu 
gewährende Futter zur Sommer ⸗Stallfütterung für das Vieh, ſowie für den 
Platz zum Garten und zur Baumſchule von den übrigen zur Unterhaltung der 
Schule Verpflichteten nach Maßgabe des § 39 zu entſchädigen. 

1. Wenn in einem Orte ein Schulgrundſtück nicht erworben werden kann, indem ſich 
alle Beſitzer weigern, einen Schulbauplatz herzugeben, ſo kann zur Erwerbung eines ſolchen, 
jedoch nur in der dringendſten Not und, wenn auch in einem andern, zu demſelben Schul⸗ 
bezirk gehörigen Orte ein ſolches käuflich nicht zu haben iſt, auf dem Wege des Expropriations⸗ 
verfahrens geſchritten werden. Über das dabei erforderliche Verfahren vergl. Reſk. d. g. M. 
v. 7. Mai 1863 (Centralbl. S. 372). Das Expropriationsverfahren kann ſich jedoch nur 
‚auf das zum Bauplatz unumgänglich notwendige Land erſtrecken, da alle andern dem 
Lehrer zuſtehenden Land⸗Nutzungen in Geld oder andern Naturalien entſchädigt werden können. 

2. Nach den Motiven zur Sch.⸗O. hat die Ortſchaft, wo ſich die Schule befindet, 
unbedingt die Verpflichtung, die Sommerweide für das Vieh des Lehrers bezw. das Sommer⸗ 
futter für dasſelbe herzugeben. 

8 42. 

Zu Abgaben und Leiſtungen, welche nach Verhältnis des Grundbeſitzes in 
der Gemeinde verteilt werden, müſſen auch die Gutsherrſchaften und auswärts 
wohnenden Eigentümer von den in ihrem Beſitze befindlichen bäuerlichen Grund⸗ 
ſtücken beitragen. Dagegen verbleibt es in Anſehung der bei Gelegenheit der 
Regulierung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe den Gutsherren 
als Entſchädigung abgetretenen bäuerlichen Grundſtücke bei der Beſtimmung 
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der Order vom 14ten Juli 1836 (Geſetzſammlung pro 1836 Seite 208), nach 
welcher von dieſen Grundſtücken in Ermangelung ausdrücklicher Verträge oder 
rechtskräftiger Entſcheidungen keine Beiträge zum Bau und zur Unterhaltung 
der Schulmeiſtergebäude zu entrichten ſind. 


1. Die Befreiung der als Entſchädigung bei der Regulierung abgetretenen bäuer⸗ 
lichen, im Beſitze des Gutsherrn befindlichen Grundſtücke bezieht ſich nur auf die Bauten, 
nicht auch auf die ſonſtigen Beiträge und Leiſtungen zum Unterhalt der Schule und der Lehrer. 

2. Daß Gutsherrſchaften und Forenſen nach 8 42 der Sch.⸗O. zu den Schulabgaben 
beizutragen haben, wenn dieſe nach Maßgabe des Grundbeſitzes aufgebracht werden, 
ſchließt nicht aus, daß ſie auch dann nach Maßgabe ihres Grundbeſitzes beizutragen ver⸗ 
pflichtet ſind, wenn die Beiträge nach einem gemiſchten Repartitionsmodus, z. B. nach Grund⸗ 
und Klaſſenſteuer aufgebracht werden. — Auch die Eiſenbahngeſellſchaften haben zu den Bau⸗ 
laſten beizutragen. 


8 43. Schulgeld. 


Ohne ausdrückliche Genehmigung der Regierung darf kein Schulgeld neu 
eingeführt und das beſtehende nicht erhöht werden. Wo ein Schulgeld her⸗ 
kömmlich iſt, behält es bei demſelben, ſo wie dort, wo eine von den Konfir⸗ 
manden zu entrichtende Gebühr für den Schullehrer üblich iſt, bei dieſer ſein 
Bewenden. Für die Kinder armer Eltern muß derjenige, welchem geſetzlich 
die Verpflichtung der Armenpflege obliegt, das Schulgeld entrichten. 

1. Die Reg. hat darüber zu wachen, daß das Schulgeld nicht zu hoch gegriffen und 
dadurch der Beſuch der Schulen beſchränkt werde. 

2. Während die Sch.⸗O. und die Motive zu derſelben die Beibehaltung des Schul⸗ 
geldes wünſchen, auch von verſchiedenen Seiten die möglichſte Konſervierung desſelben an⸗ 
geſtrebt wird, ſpricht ſich die Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 in Artikel 25 für 
die unentgeltliche Erteilung des Volksſchulunterrichts aus. Auch die Miniſterialerlaſſe betonen 
möglichſte Beſeitigung oder doch wenigſtens Ermäßigung des Schulgeldes, namentlich aber 
ſoll die Einrichtung, nach welcher das Schulgeld als perſönliches Dienſtemolument der 
Lehrer einen Teil des vokationsmäßigen Dienſteinkommens bildet, möglichſt abgeſchafft werden. 

3. Das Schulgeld iſt eigentlich ſeiner Natur nach eine Remuneration des Lehrers 
für den von ihm den betr. Kindern erteilten Unterricht, kann aber auch als ein weſentlicher 
Teil des Lehrer⸗Einkommens in dem Falle zur Erhebung kommen, wo ſchulpflichtige Kinder 
zeitweiſe den Unterricht des Lehrers nicht empfangen. In der Regel erhält der Lehrer das 

anze, von den Kindern, welche der Schule zugewieſen ſind, aufgebrachte Schulgeld. Aus⸗ 
älle hat er daher, wenn ihm ein beſtimmtes Quantum nicht ausdrücklich zugeſichert iſt, und 
ſolange er trotz der Ausfälle noch das ihm zugewieſene Einkommen hat, ſelbſt zu tragen, 
wie ihm auch das über das veranlagte Quantum eingehende Mehr zugute kommt. Beſſer 
aber iſt es, daß, wie es in Städten und auf manchen Dörfern geſchieht, das Schulgeld 
nicht von dem Lehrer, ſondern zur Kämmerei⸗ bez. Schulkaſſe erhoben wird, aus der dann 
Gehalt bei 95 feſtes, von dem Betrage des eingehenden Schulgeldes ganz unabhängiges 

ehalt bezieht. 

Über die Erhöhung bezw. Herabſetzung und den Erlaß des Schulgeldes haben nur die 
Schulbehörden, nicht aber Kommunalbehörden, wie z. B. die Stadtverordneten zu beſchließen, 
da das Schulgeld nicht zu dem Vermögen der Kommunen gehört und als eine Kommunal⸗ 
abgabe nicht anzuſehen iſt. 5 

4. Das Schulgeld muß bis zur Beendigung der Schulpflicht gezahlt werden, kann 
alſo mitbezug auf $ 2 der Sch.⸗O. unter Umſtänden auch für Kinder zwiſchen 14 und 16 
Jahren erhoben werden. Ebenſo wird es von ſolchen ſchulpflichtigen Kindern erhoben, welche 
keine Schule beſuchen und auch im elterlichen Hauſe nicht den erforderlichen Unterricht er⸗ 
halten. Nur ſolche Kinder, die der Ortsſchule nicht zugewieſen ſind, dafür aber anderweitig 
ausreichenden Unterricht erhalten, ſind von der Zahlung frei. R 

5. Wo ein Schulgeld eingeführt iſt und von den die Schule beſuchenden Kindern erhoben 
wird, ſind auch die Lehrer, falls ihnen nicht die Vokation, das Herkommen und der allge⸗ 
meine Brauch Obſervanz) oder ein beſonderer Rechtstitel zur Seite ſteht, zu deſſen Zahlung 
für ihre die Schule beſuchenden Kinder verpflichtet, eventl. haben ſie, wenn ſie die Frei⸗ 
laſſung beanſpruchen, den Rechtsweg zu beſchreiten, da die Verwaltungsbehörde darüber 
nicht zu entſcheiden hat. a 
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6. Solche Kinder, welche nicht bei ihren Eltern, ſondern an einem andern Orte, fei 
es bei Verwandten, ſei es bei Pflegern, ihren dauernden Aufenthalt haben, ſind, wenn für den 
Beſuch der Schulen ihres Wohnortes von „fremden“ Kindern ein höheres Schulgeld erhoben 
wird als von „einheimiſchen“, ſtets zu den letzteren zu zählen, wenn ſie von Einwohnern 
des Orts unentgeltlich zur Pflege und Erziehung aufgenommen ſind. — Solche Beamte, 
welche mit Genehmigung ihrer Dienſtbehörde ihren Wohnſitz in einer andern Gemeinde als 
der ihres Amtsſitzes nehmen, können von der Schulgemeinde angehalten werden, für ihre 
Kinder, wenn dieſe die am Amtsſitze befindlichen Schulen benutzen, das für fremde oder aus⸗ 
wärtige Kinder etwa beſtehende höhere Schulgeld zu zahlen. 

7. Dem Schulgeld ſtehen alle ſolche Einkommenspoſitionen gleich, welche der Lehrer 
von jedem die Schule beſuchenden Kinde bezieht, mögen ſie in Geld oder in Naturalien 
beſtehen, z. B. in Broten ꝛc. 0 

8. Für die Kinder armer Eltern tritt aufgrund der neuen Geſetzgebung nicht mehr 
der Armenverband ein, ſondern muß, wenn die Aufbringung des Schulgeldes für dieſelben 
mit Rückſicht auf rechtlich begründete Anſprüche des Lehrers erforderlich iſt, die Deckung 
der Ausfälle durch die zur Schulunterhaltung Verpflichteten erfolgen. Die Beantwortung 
der Frage, ob dem Lehrer ein Anſpruch auf das Schulgeld und eventl. für Ausfälle an 
demſelben zuſteht, hängt in jedem einzelnen Falle von den beſonderen thatſächlichen und 
rechtlichen Verhältniſſen, vornehmlich davon ab, ob und inwieweit dem Lehrer bei ſeiner 
Anſtellung durch die Vokation und die Einkommensnachweiſung das Schulgeld überhaupt 
als ein Dienſtemolument und zugleich voller Erſatz für alle Schulgeldausfälle zugeſichert 
worden, oder ob ihm das Schulgeld nur als ein ſeiner Natur nach ſteigendes und fallendes 
Dienſtemolument angewieſen worden, ohne Gewähr für ein beſtimmtes Minimum und ohne 
Fixierung eines beſtimmten Maximums, oder ob ihm ein beſtimmtes Minimum gewähr⸗ 
leiſtet, oder ein beſtimmtes Maximum fixiert worden. Wenn der Anſpruch des Lehrers für 
begründet zu erachten iſt, ſo iſt die Regierung berechtigt, Anordnung wegen Befriedigung 
des Anſpruchs zu treffen und dieſelbe zu vollſtrecken, vorbehaltlich der den Beteiligten zu⸗ 
ſtehenden Klage im Verwaltungsſtreitverfahren und der ſchließlichen Entſcheidung über den 
ſtreitigen Anſpruch des Lehrers im ordentlichen Rechtswege. Ob und unter welchen Vor 
ausſetzungen begründete Veranlaſſung, die Beſoldung eines Lehrers, welchem ein Rechts⸗ 
anſpruch auf den Bezug von Schulgeld als Dienſtemolument unbeſtritten oder nach rechts⸗ 
kräftiger richterlicher Feſtſtellung zuſteht, anderweitig zu regulieren reſp. zu erhöhen ſei, iſt 
lediglich Sache der Reg., und findet dagegen der Rechtsweg nicht ſtatt. 

Auf die Staatskaſſe können Ausfälle an Armenſchulgeld nicht übernommen werden. 

9. Ein Anſpruch auf Entſchädigung für den durch Teilung des Schulbezirks erwach⸗ 
ſenen Ausfall an Schulgeld ſteht einem Lehrer nicht zu, wenn das Schulgeld nicht für eine 
beſtimmte Zahl von Kindern zugeſichert worden iſt. Wo die Zahl der ſchulpflichtigen Kin⸗ 
der dergeſtalt zunimmt, daß dieſelben von dem Lehrer mit Erfolg nicht mehr unterrichtet 
werden können, liegt es in der Natur der Sache, daß dem Lehrer weder ein Recht des 
Widerſpruchs gegen die durch das Intereſſe der Schule gebotene Teilung des Bezirks, noch 
ein Anſpruch auf Entſchädigung zuſteht. 

10. Über die in verſchiedenem Sinne aufgefaßte Frage wegen Berechtigung zur 
Empfangnahme des Konfirmandengeldes giebt der nachſtehende Bericht des Kgl. Ober⸗Präſ. 
in Königsberg Auskunft. Die in demſelben ausgeſprochenen Anſichten ſind durch Verf. des 
H. Min. d. g. A. vom 5. Oktober 1861, U. 19672 gebilligt worden: 

„Ew. Excellenz reiche ich die Anlagen des geehrten Erlaſſes v. 20. Juli d. J., die 
Zahlung des Konfirmandengeldes an katholiſche Lehrer betreffend, zurück, füge die Berichte 
der Kgll. Regg. hier, in Gumb. u. Danz. bei und bemerke zu denſelben folgendes gehorſamſt: 
Im Gumb. Reg.⸗Bezirk iſt bisher das Konfirmandengeld nur von evangl. Lehrern und nur 
für evangl. Kinder erhoben, während im hieſigen Reg ⸗ Bezirk aufgrund der Minifterial- 
Reſkripte v. 18. Februar 1843 und 8. Januar 1857 dieſe Abgabe auch von evangeliſchen 
Schülern an katholiſche Lehrer und von kath. Schülern an evangl. Lehrer entrichtet wird. 
Wie es im Danz. Bezirk bisher geweſen ift, ergiebt ſich nicht aus dem Bericht der dortigen 
Reg. Dieſelbe hält jedoch nur evangeliſche Lehrer zur Erhebung der Abgabe von evangel. 
Kindern für berechtigt, weil ſie nichts als eine perſönliche Remuneration für den an evangel. 
Kinder erteilten Vorbereitungs⸗Unterricht zur kirchlichen Konfirmation ſei. Ahnlich iſt der 
Grund der hieſigen Kgl. Reg. für deren entgegengeſetzte Anſicht, indem fie die Abgabe als 
ein letztes Anerkenntnis der von dem Lehrer bei dem Unterrichte aufgewendeten Mühe be⸗ 
trachtet. — Das Konfirmandengeld beruht auf den prince. reg. v. 30. Juli 1736, in denen 
es sub Nr. 16 heißt: „Jedes Schulkind, wenn es konfirmiert wird, bezahlt dem Schulmeiſter 
6 Ggr.“ Urſprünglich iſt dasſelbe offenbar nur für evangel. Lehrer von evangel. Schülern 
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beſtimmt geweſen. In dem damaligen Königreich Preußen gab es noch keine oder doch 
nur ſehr wenige Katholiken und jedenfalls keine kathol. Schüler. Auch ſpricht der Wortlaut 
jener Beſtimmung dafür, da nur evangeliſche, nicht katholiſche Kinder konfirmiert werden. 
Wofür die Abgabe gegeben wird, ob für die letzte Unterweiſung in der Religion oder über⸗ 
haupt für den letzten Unterricht vor der Konfirmation, iſt nirgends geſagt. Es handelte ſich 
zur Zeit der princ. reg. nur darum, notdürftige Mittel zur Unterhaltung der neu anzuſtellen⸗ 
den Schullehrer zu gewinnen. Man wandte ihnen daher eine Abgabe von den Konfirman⸗ 
den, wie nach Nr. 17 der princ. reg. eine Abgabe von den Trauungen zu, und weder dieſe 
noch jene ſollte, die letztere konnte nicht einmal eine Vergütung für gewiſſe Handlungen der 
Schullehrer ſein. In Weſtpreußen find die princ. reg. durch das Notifikationspatent vom 
28. September 1772 eingeführt. Weder dort, noch in Oſtpreußen ſind aber alle Schulen 
nach den prine. reg. gegründet und dotiert. Es gab eine Zeit, in welcher man über die 
fortdauernde Gültigkeit derſelben im Zweifel war, da man annahm, daß ihnen durch das 
allg. Landrecht derogiert ſei. Dieſer Zweifel wurde erſt durch die Verordnung v. 30. No⸗ 
vember 1840 beſeitigt. So erklärt ſich, daß der § 43 der Schulordnung das Konfirmanden⸗ 
geld nicht als eine Einnahme aller Schulen bezeichnet, ſondern nur da aufrecht erhält, wo 
es üblich iſt. Da der § 72 der Schulordnung die alten Beſtimmungen, namentlich auch 
die prine. reg. aufhebt, jo iſt der § 43 derſelben die geſetzliche Vorſchrift, auf welche allein 
hier rekurriert werden kann. Nach demſelben entſcheidet die Obſervanz zur Zeit der Emanation 
der Schulordnung darüber, ob und inwiefern Konfirmandengeld erhoben werden kann. Wo 
dasſelbe damals üblich geweſen, und wo auch kath. Lehrer von evangel. Schülern und 
evangel. Lehrer auch von kathol. Schülern es erhoben haben, da muß oder kann dies auch 
ferner geſchehen. An ſich iſt meiner Überzeugung nach kein Grund vorhanden, aus welchem 
kathol. Lehrern das Recht auf dieſe Abgabe abgeſprochen werden müßte. Aber auch kathol. 
Schüler von derſelben freizuſprechen, liegt keine Notwendigkeit vor, da bei denſelben die 
Zulaſſung ad sacra die Konfirmation der evangel. Kinder vertritt.“ 

Daher hat die Reg. zu Marienwerder bei Aufhebung der Cirk.⸗Verf. v. 17. Febr. 1859 
Nr. 301 G. durch Verf. vom 12. Novbr. 1861 Nr. 1949 G. II. beſtimmt: 

1. Die Berechtigung der Schullehrer beider Konfeſſionen zur Erhebung von Konfirmanden⸗ 
geld von allen Schulkindern ohne Unterſchied des Glaubens beſteht überall da, wo 
fie zur Zeit der Emanation der Provinzial - Schulordnung obſervanzmäßig, und in 
der Ausdehnung, in welcher ſie zu jener Zeit vorhanden geweſen iſt, auch für die 
Zukunft und bis zur etwaigen Aufhebung derſelben auf geſetzlichem Wege. 

2. Demgemäß iſt künftig bei Aufſtellung der Matrikeln, Gehaltsnachweiſungen und Be⸗ 
rufsbriefe für die Lehrer in allen Fällen, wo in der letzten Gehaltsnachweiſung 
Konfirmandengeld als Einnahmepoſten aufgeführt iſt, zu prüfen, ob die bezeichnete 
Bedingung der Berechtigung zur Erhebung desſelben als vorhanden anzuſehen ift. 
Im Bejahungsfalle iſt dieſer Gehaltspoſten ferner nicht mehr zu beanſtanden; im 
Verneinungsfalle iſt er in den Matrikeln ꝛc. nicht aufzuführen. 

Wegen der Beſeitigung dieſer Gebühr vergl. Anm. 5 zu § 17. 
11. Bei Ermittelung des Emeritengehalts eines Elementarlehrers muß das Schulgeld 
in der wirklichen bisherigen Höhe in Rechnung gebracht werden. 


8 44. Leiſtungen der Gutsherren. 


Bei Bauten und Reparaturen der zur Schule gehörigen Gebäude ſind die 
Gutsherren des Schulbezirks, ſofern nicht Verträge oder Herkommen ein anderes 
beſtimmen, verpflichtet, das zum Bau erforderliche Bauholz unentgeltlich herzu⸗ 
geben, auch zur Feuerverſicherung der Gebäude, wenn dieſelbe zugleich den 
Wert des Bauholzes umfaſſen ſoll, einen verhältnismäßigen Beitrag zu leiſten. 
Kann das Bauholz nicht innerhalb dreier Meilen vom Bauplatze angewieſen 
oder wegen Maſſivbaues nicht in Natur verwendet werden, ſo iſt der Geldwert 
desſelben nach der Taxe der nächſten Königlichen Forſt zu entrichten. 

1. In den durch die 88 44 bis 47 der Sch.⸗O. ausgeſprochenen Verpflichtungen der 
Gutsherren den Schulen gegenüber iſt durch die neue Geſetzgebung, namentlich die Ver⸗ 
faſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 und das Ablöſungsgeſetz vom 2. März 1850 
nichts geändert worden. ; 

2. Sobald beſtimmt tft, daß eine für einen verheirateten Lehrer ausreichende Woh⸗ 
nung zu erbauen ſei, ſo iſt damit die Errichtung der einem Lehrer auf dem Lande unent⸗ 
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behrlichen, als Pertinenzien der Wohnung zu betrachtenden Wirtſchaftsräume, wie Scheune 
und Stall, mit ausgeſprochen, und es hat die Gutsherrſchaft zu dieſen Baulichkeiten in dem⸗ 
ſelben Verhältnis wie für das Wohnhaus beizutragen. 

3. Von ſeiten des Fiskus wird das Bauholz zu Neu⸗ und Reparaturbauten nur 
inſoweit hergegeben, als es zum Fachwerksbau erforderlich iſt. 

4. Hat Fiskus das Bauholz zu Schulbauten ſtets allein hergegeben, hat er dies 
namentlich auch nach Einſchulung adliger Güter in 3 bis 4 Fällen gethan, ſo iſt er auch ferner⸗ 
hin verpflichtet, dasſelbe ohne Beteiligung der Gutsherren unentgeltlich herzugeben. Der 
$ 44 der Sch.⸗O. verweiſt wegen Lieferung des Bauholzes ausdrücklich auf das Herkommen, 
ohne über den zur Begründung eines ſolchen erforderlichen Zeitraum etwas Näheres zu 
beſtimmen. Das Allg. L. ⸗R. enthält gleichfalls über dieſen Zeitraum keine Beſtimmung. 
Es muß daher nach § 7 des Publikations-Patents auf das gemeine Recht zurückgegangen 
werden, welches eine longa consuetudo erfordert. Mit Rückſicht hierauf muß ein longum 
tempus, alſo 10 Jahre, zur Bildung eines Herkommens für genügend erachtet werden. Die 
Richtigkeit dieſes Satzes iſt für das preußiſche Recht von dem höchſten Gerichtshofe wieder⸗ 
holt anerkannt, und namentlich die Anſicht, daß zur Bildung einer Obſervanz ein 30, reſp. 
40jähriger Zeitraum notwendig ſei, reprobiert werden. Hiernach muß bei dem Vorhanden⸗ 
ſein von drei Baufällen und einer mehr als 10jährigen ununterbrochenen Übung ein den 
Fiskus zur alleinigen Hergabe des Holzes verpflichtendes Herkommen für nachgewieſen an⸗ 
genommen werden. 

5. Die Bauart der Schulhäuſer richtet ſich in den verſchiedenen Landesteilen gewöhn⸗ 
lich nach dem ortsüblichen Gebrauch oder wird durch beſondere Umſtände beſtimmt. Im 
allgemeinen wird dem Maſſivbau wegen Dauerhaftigkeit, Feuerſicherheit u. dgl. der Vorzug 
gegeben. Auch durch das Reſk. v. 30. Novbr. 1868 (Centralbl. S. 781) iſt für Schulbauten 
der Maſſivbau empfohlen und insbeſondere vorgeſchrieben, daß bei Einreichung von Schul⸗ 
bauprojekten zur Superreviſion in denjenigen Fällen, wo eine andere zuläſſige Bauart 
gewählt iſt, die Beweggründe dafür anzugeben ſind. Demgemäß wird, um den Maſſivbau 
zu fördern, denjenigen Gemeinden, welche vom Fiskus zu Schul⸗Neubauten oder Reparaturen 
freies Brennholz oder deſſen Geldwert zu empfangen berechtigt ſind, der Wert des gegen 
den Fachwerksbau erſparten Holzes aus dem Patronatsbaufond vergütet. Die Sch.⸗O. 
begünſtigt ebenfalls, ohne eine beſtimmte Bauweiſe ausdrücklich vorzuſchreiben, den Maſſivbau. 
Während nach § 44 a. a. O. alle Gutsherren, ſofern nicht Verträge oder Herkommen ein 
1 beſtimmen, verpflichtet ſind, bei Bauten und Reparaturen der zur Schule gehörigen 
Gebäude 

1. das zum Bau erforderliche Bauholz ohne Unterſchied der Bauart unentgeltlich her⸗ 

zugeben, und 
2. wenn das Bauholz wegen Maſſivbaues nicht in Natur verwendet werden kann, den 
Geldwert nach der Taxe der nächſten Kgl. Forſt zu entrichten, 

gilt außerdem nach § 45 a. a. O. für die Domänendörfer noch die beſondere Beſtimmung, 
daß die Gemeinden, welche die zur Schule gehörigen Gebäude maſſiv errichten, außer dem 
dazu anſchlagsmäßig erforderlichen Holz und dem Taxwert des beim Maſſivbau gegen den 
Fachwerksbau erſparten Holzes, die Bauprämie von 40 Thlr. erhalten. Hierdurch iſt für 
Schulen der Fachwerksbau mit ausdrücklichen Worten nicht vorgeſchrieben, auch nicht als 
diejenige Bauart bezeichnet, nach welcher der Umfang für die Abgabe des Bauholzes 
bemeſſen werden ſoll, ſondern nur erklärt, daß in Domänendörfern, wo Fiskus als Gutsherr 
beitragspflichtig iſt, beim Maſſivbau der Wert des gegen den Bau in Fachwerk, nicht aber 
3. B. der Wert des gegen den Bau im Schrotholz oder dergl. erſparten Holzes vergütet 
werden ſoll. Allerdings dürfen weder die Gemeinden die Verpflichtungen der Gutsherren, 
noch dieſe die Verpflichtungen jener beliebig ſteigern. Bei ordnungsmäßigem Verfahren iſt 
das aber nicht wohl zu beſorgen. Denn handelt es ſich um Ausführung eines Schulbaues, 
ſo ſind zuvor die Beteiligten darüber zu hören, und es kommt dabei die Frage zur Erörte⸗ 
rung, ob maſſiv, in Fachwerk oder in Holz gebaut werden ſoll, jo werden die Vorteile, welche 
der Maſſivbau, wenn nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, für alle Beteiligten darbietet, 
ſich ergeben, und Vereinbarungen darüber zuſtande kommen, was beim Maſſivbau einerſeits 
der Gutsherr, andererſeits die Gemeinde zu leiſten hat. Event. wird bei vorhandener 
Meinungsverſchiedenheit die Entſcheidung nach den konkreten Verhältniſſen herbeizuführen ſein. 

Bei Maſſivbauten iſt nur die Vergütung desjenigen Holzes vorgeſchrieben, welches 
gegen den Fachwerksbau erſpart wird. Eine Gewährung der Vergütung für das bei dem 
Maſſivbau gegen den Bau in Gehrſaß erſparte Holz iſt geſetzlich nicht zuläſſig. 

6. Wenn das Holz nur in mehr als dreimeiliger Entfernung angewieſen werden 
kann, hat die Schulgemeinde Anſpruch auf den Lizitations⸗Durchſchnittspreis, weil nur dieſer 
ein Aquivalent für das Holz in natura darbietel. 
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Die Nebenkoſten, welche in der Regel 27 Pfennig für das Kubikmeter Bauholz be⸗ 
tragen, ſind nicht von dem Gutsherrn, ſondern von den Schulgemeinden zu tragen und 
daher von dem zu vergütenden Holzwerte in Abzug zu bringen, derart, daß Fiskus die 
Tax⸗ reſp. Lizitations⸗Durchſchnittspreiſe für Bauholz bei Schulbauten excl. der Nebenkoſten 
zu vergüten hat. 

7. Inſoweit die Gutsherren zur Lieferung des Bauholzes verpflichtet ſind, haben ſie 
ſowohl auf die bei Schulbauten übrig een zz Verwendung nicht geeigneten Holz⸗ 
materialien des alten Gebäudes, als auch auf die Abfälle bei der Bearbeitung des Bauholzes 
Anſpruch. Daher hat die Kgl. Ober-Rechnungs⸗Kämmer erklärt, daß bei dem Bau von 
Schulgebäuden, ſofern beim Verkauf des Abfalls und der Späne des Bauholzes ſeitens des 
fiskaliſchen Patrons oder Gutsherrn ein Anſpruch geltend zu machen iſt, der Anteil der 
Gemeinde an dem Erlöſe nur auf Höhe des Wertes ſolcher Leiſtungen anerkannt werde, 
welche weder zu den unentgeltlich zu gewährenden Dienſten und Nebenleiſtuugen, noch zu 
den techniſchen Leiſtungen der Bearbeitung des Bauholzes gerechnet werden können. 

8, Zu den Baudienften, welche von der Gemeinde zu leiſten find, gehören auch die 
Koſten für den Abbruch des alten Schul- reſp. Küſter⸗ und Schulhauſes, welche daher der 
Gemeinde, nicht aber auch dem Gutsherrn (Patron) zur Laſt fallen. 

9. Hat der Gutsherr ohne Zutritt der Gemeinde lediglich aus eigenen Mitteln das 
Schulhaus gegen Feuersgefahr verſichert, um eintretendenfalls für den Wert der von ihm 
zu liefernden Baumaterialien gedeckt zu ſein, ſo iſt er berechtigt zu verlangen, daß ihm der 
Wert der Baumaterialien zunächſt aus der Verſicherungsſumme gedeckt werde. Der etwa 
verbleibende Überſchuß muß ſelbſtredend ebenfalls für den Bau verwendet werden und kann, 
da die Baupflicht des Gutsherrn ſich auf die Materialienlieferung beſchränkt, nur der Schul⸗ 
gemeinde für die Barkoſten zugute kommen. 

10. Die Gutsherrſchaft des Schulbezirks iſt nicht für verpflichtet zu erachten, das 
erforderliche Holz zu Einfriedigungen unentgeltlich herzugeben; denn die den Gutsherren 
nach $ 44 der Sch.⸗O. obliegende Verpflichtung zur Gewährung des Bauholzes erſtreckt ſich 
nur auf die zur Schule gehörigen Gebäude, unter denen aber die Gehege, Einfriedigungen ꝛc. 
nicht begriffen werden können. Das zur Umfriedigung des Schulhofes erforderliche Holz 
iſt daher von den Schulgemeinden ohne Konkurrenz des Gutsherrn zu beſchaffen. 

11. Zu den Subſellien giebt Fiskus wie jeder andere Gutsherr das Holz nicht her, 
falls nicht das Recht dazu durch einen ſpeziellen Rechtstitel von der Schulgemeinde erworben 
iſt, was dieſe nachweiſen muß. 

12. Gutspächter gehören für ihre Perſon zu den Hausvätern der Schulgemeinde 
und ſind demgemäß zur Leiſtung von Schulbeiträgen verpflichtet, auch wenn ſie kinderlos 
ſind, bezw. ihre Kinder nicht in die betr. Schule ſchicken. 


8 45. 


Inbetreff der Schulen in den Domänen⸗Dörfern, auf welche der 8 44 
ebenfalls Anwendung findet, gelten außerdem folgende beſondere Beſtimmungen: 
1. Die Gemeinden, welche die zur Schule gehörigen Gebäude maſſiv er⸗ 
richten, erhalten außer dem dazu anſchlagsmäßig erforderlichen Holze 
und dem Taxwert des Holzes, welcher bei dem Maſſivbau gegen den 
Bau in Fachwerk erſpart wird, eine Bauprämie von 40 Thalern aus 

unſerer Forſt⸗ und Domänen⸗Kaſſe. 

2. Sind die Schulgebäude durch Feuer oder anderen Zufall zerſtört, ſo 
giebt der Fiskus zu deren Wiederaufbau das freie Bauholz nur dann 
ganz oder teilweiſe her, wenn die Schulgemeinde nicht ſelbſt eine 
Waldung beſitzt, aus welcher ſolches bei forſtwirtſchaftlicher Benutzung 
ganz oder teilweiſe entnommen werden kann. Dieſe Verpflichtung 
des Fiskus erſtreckt ſich jedoch nicht auf das zu Thüren und Fenſtern 
erforderliche Holz. 

3. Der Bauplatz für die zur Schule gehörigen Gebäude und deren Er⸗ 
weiterungen wird aus den Domänenländern unentgeltlich angewieſen, 
inſoweit dergleichen geeignete Grundſtücke an dem Orte der Schule 
vorhanden ſind. 
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4. Der erſte Lehrer an der Schule erhält einen kulmiſchen Morgen 
Ackerland ſteuerfrei zu ſeiner Benutzung, oder ſtatt deſſen eine dem 
Ertrage desſelben entſprechende Geld⸗ oder Naturalrente aus Unſerer 
Forſt⸗ und Domänen⸗Kaſſe. 

5. Das zur Heizung der Schulſtuben und der Lehrerwohnung ſowie zum 
Wirtſchaftsbedarf der Lehrer erforderliche Brennmaterial wird aus 
Unſeren Forſten, frei von Anweiſegeld, gewährt und iſt durch die 
Gemeinden anzufahren. Der Betrag des zu bewilligenden Brenn⸗ 
holzes darf jedoch für keine Schulklaſſe mehr als 15 Klafter weiches 
Klobenholz betragen. 

6. Wo Torf oder Knüppel angewieſen werden, ſind angemeſſene Ver⸗ 
hältniſſe gegen das Klobenholz feſtzuſetzen. 

1. Die Bauprämie wird nur für den Maſſivbau der Schulhäuſer, nicht auch 
für Wirtſchaftsgebäude allein bewilligt, kann aber auch in denjenigen Fällen gewährt 
werden, wenn an einem vorhandenen Schulhauſe ſämtliche Umfaſſungsmauern und inneren 
Scheidewände bis zum Dach hinauf maſſiv untermauert worden ſind. Wird daher bei 
einem Reparaturbau nur der Maſſivbau eines Teils der Umfaſſungswände, nicht ſämtlicher 
vorgenommen, ſo darf die Maſſivbauprämie nicht gewährt werden. Sie darf für den ge⸗ 
ſamten, das Schulgehöft bildenden Gebäudekomplex unter allen Umſtänden nur einmal be⸗ 
willigt werden. Ein Gebäude iſt nur dann als maſſiv anzuſehen, wenn nicht allein die 
Umfaſſungswände und das Dach, ſondern auch die Mehrzahl der inneren Wandungen zu 
ebener Erde maſſiv hergeſtellt ſind. Bei dem maſſiven Neubau eines früher bereits maſſiv 
gebauten Schuletabliſſements iſt die Prämie abermals zu gewähren. 

2. Die Beſtimmung ad 2 iſt aus dem § 4 der Verordnung vom 30. Novbr. 1840 
(Geſ.⸗S. 1841 S. 11) faſt wörtlich entlehnt, welche durch die Neff. d. g. M. vom 
23. März 1842 und 9. Mai 1844 dahin erläutert iſt, daß unter dem Ausdruck „Schul⸗ 
gemeinde“ nicht die Schulſozietät als ſolche zu verſtehen ſei. „Ebenſowenig kann auch 
das einzelne Sozietätsmitglied, welches privatim einen Wald beſitzt, zur Hergabe des Holzes 
für verpflichtet erachtet werden. Die Intention des Geſetzes geht vielmehr dahin, jeder 
Gemeinde, wenn ſolche einen zur Kommune gehörigen Gemeindewald beſitzt, die Hergabe 
des Holzes aus dieſem in den bezeichneten Fällen aufzuerlegen. Unter Schulgemeinden im 
8 45 iſt hiernach jede zur Schule oder zum Schulverbande gehörige Kommune zu verſtehen. 
Trifft es ſich, daß von den zu einer Schulſozietät vereinigten Kommunen die eine einen 
Gemeindewald hat, die andere nicht, ſo folgt daraus, daß die erſtere den auf ſie treffenden 
Teil des Bauholzes hergeben muß, während die letztere für ihren Teil vom Fiskus über⸗ 
tragen wird. 

3. In der Provinz Preußen iſt die ſchulordnungsmäßige Regel der Anſpruch der 
Gemeinde auf freies Bauholz (ohne Ausnahme des Füllholzes, Schrotholzes ꝛc.). Nicht 
die Gemeinde hat alſo zu beweiſen, daß ſie Füllholz obſervanzmäßig zu fordern habe, 
f die Reg., wenn fie das Füllholz weigert, hat zu beweiſen, daß fie obſervanzmäßig 
liberiert ſei. 

4. Die Abtretung des kulm. Morgens aus fiskaliſchen Ländereien erfolgt zum vollen 
Eigentumsrecht an die Schule. Der Vorbehalt des fiskaliſchen Eigentums iſt nicht zuläſſig. 
Die Abſchreibung der zu dem fraglichen Zwecke abgetretenen fiskaliſchen Grundſtücke reſp. 
von dem Flächeninhalte der betreffenden Forſtreviere und Domänen muß eintreten. Durch 
dieſe definitive Abtretung und Abſchreibung des ausgewieſenen Schulmorgens wird aber der 
Anſpruch des Fiskus auf Reklamierung des abgetretenen Schulmorgens für den Fall nicht 
ausgeſchloſſen, wenn die betr. Schule dereinſt wieder eingehen, oder infolge einer für not⸗ 
wendig erachteten Verlegung derſelben die Notwendigkeit zur Ausweiſung einer anderen Land⸗ 
dotation eintreten ſollte. 5 

5. Wenn Fiskus nicht imſtande iſt, den kulm. Morgen in natura anzuweiſen, erſtreckt 
ſich feine Verpflichtung nur auf die Gewährung einer Rente, welche dem Reinertrage eines 
ſo großen Ackerſtücks gleichkommt, und es muß daher der Schulverband außerdem, da das 
Geſetz dem Schullehrer den Rohertrag eines kulm. Morgen Ackers als Amtsnutzung zuſichert, 
noch die Beſtellungskoſten, auf welche der Lehrer gleichfalls Anſpruch hat, beſonders ver⸗ 
güten. Wenn das Einkommen des Lehrers darunter leidet, daß die Rente für den Schul⸗ 
morgen unzulänglich iſt, und daß dem Lehrer auch die Koſten für die Beſtellung und 
Düngung entgehen, jo müſſen die Gemeinden dem Schullehrer einen angemeſſenen Zuſchuß 
zu ſeinem Einkommen gewähren. 
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6. Anſtelle der vom Domänenfiskus zur Beſoldung des Lehrers an einer Volksſchule 
gezahlten jährlichen Rente kann zum Ankauf des nach § 12 der Schulordnung zur Aus⸗ 
ſtattung jeder erſten Volksſchullehrerſtelle auf dem Lande für erforderlich erachteten, ſogen. 
kulmiſchen Schulmorgens die dem 20 fachen Betrage der jährlichen Rente entſprechende 
Kapitalſumme ſeitens des Domänenfiskus bewilligt werden, wenn ſich die Gelegenheit zum 
Erwerb des Schuldotationslandes darbietet. — Bei der allgemeinen Wichtigkeit der Maß⸗ 
nahmen, den Lehrern auf dem Lande Dienſtland zur Nutzung zu überweiſen, iſt thunlichſt 
darauf Bedacht zu nehmen, daß bei ſich darbietender Gelegenheit die betr. Lehrerſtellen 
überhaupt mit dem fog. kulm. Schulmorgen, geeignetenfalls auch mit einer Landdotation 
von noch größerem Umfange ausgeſtattet werden. 

Die Zahlung des Kapitalbetrags an den betr. Schulvorſtand erfolgt unter der Be⸗ 
dingung, daß die Vertretung der Schule mit Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde in 
rechtsverbindlicher Form die Erklärung abgiebt, daß der Fiskus durch dieſe Zahlung ſeiner 
Verpflichtung aus § 45 ad 4 der Schulordnung Genüge geleiſtet hat. 

7. Nach den Beſtimmungen in Nr. 5 u. 6 dieſes § hat Fiskus in allen denjenigen 
Fällen, in denen eine Schule in einem ſog. Domänendorf belegen iſt, das Brennmaterial 
zu liefern. Gehören zum Schulbezirk noch andere Gutsherren außer dem Fiskus, jo iſt es 
Sache des letztern, ſich mit dieſen auseinanderzuſetzen. Iſt in einem Domänendorf mehr 
als 15 Klafter (50,1 Rm) erforderlich, ſo hat, wofern nicht das Herkommen oder ein be⸗ 
ſonderer Rechtstitel etwas anderes beſtimmt, den Mehrbedarf der Schulverband allein her⸗ 
zugeben. — Nach dem Antrage des neunten Prov.⸗Landtags v. 6. März 1845 ſollte geſetzl. 
beſtimmt werden, daß das Brennholz innerhalb dreier Meilen anzuweiſen, und wenn dies 
nicht möglich, dem Schulverbande zu überlaſſen ſei, ob er das Holz in natura oder im 
Geldwert nach der Taxe der nächſten Kgl. Forſt beziehen wolle. Dieſe Beſchränkung iſt 
indes nicht in das Geſetz aufgenommen. 

8. Das Brennmaterial zum Wirtſchaftsbedarf für zweite und dritte Lehrer darf nur 
dann verabreicht werden, wenn Fiskus durch einen ſpeziellen Rechtstitel als hierzu ver⸗ 
pflichtet erſcheint. Ob dies zutrifft, iſt in jedem einzelnen Falle zu prüfen. 

9. Das an die Schulen zu verabreichende Brennmaterial ſoll in beſonders guter 
Qualität angewieſen werden. Es müſſen aber die Lehrer ſich die Lieferung von Knüppelholz 
ſtatt Klobenholzes gefallen laſſen. Ebenſo müſſen ſie die Hälfte in Torf, oder wenn ſie 
dies nicht wollen, in Geld nach der Forſttaxe annehmen. 

Die Schulzen, Schulvorſteher ꝛc. ſollen das Brennmaterial nur in guter Qualität in 
der Forſt in Empfang nehmen, widrigenfalls ſie ſelbſt dafür verantwortlich werden. 

Es ſollen den Lehrern nicht friſchgeſchlagene, ſondern, wenn nicht abſolute Hinderniſſe 
entgegen ſtehen, ſtets trockene Hölzer verabreicht werden. Zu dieſem Behufe iſt das Deputat⸗ 
holz im Laufe des Monats Oktober jedes Jahres einzuſchlagen, und darf Brennholz aus 
dem neuen Einſchlage unter keinen Umſtänden eher verkauft werden, als bis der Einſchlag 
des geſamten Deputatholzes für Lehrer beendigt iſt. 

Im Abſterben begriffenes oder auch ſchon abgeſtorbenes Holz kann gegeben werden; 
nur muß es nicht Jahre lang im abgeſtorbenen Zuſtande im Walde geſtanden haben. 

10. Jeder Freiholz⸗Deputant iſt da, wo ihm Torf gegeben werden kann, wenigſtens 
die Hälfte des Deputats in Torf anzunehmen, oder wenn er den Torf nicht annehmen will, 
ſich mit der Vergütigung des Brennholzes in Geld nach der Forſttaxe zu begnügen ver⸗ 
pflichtet und kann nicht beanſpruchen, daß ihm aus der Kgl. Forſt nur Klobenholz geliefert 
werde. Dagegen iſt die Verabreichung von Stubben und Sprock an die Schulen nach der 
Schulordnung unzuläſſig. 4 

11. Den Gemeinden ift nur das Anweiſegeld, nicht aber die Erſtattung des Schläger- 
lohns erlaſſen; dagegen ſind ſie nicht verpflichtet, die Torfdeputate für ihre Schullehrer 
ſelbſt zu ſtechen oder das Stecherlohn zu erſtatten. s 

12. Wird das Holz nicht in natura, ſondern in Form einer Geldentſchädigung ge⸗ 
liefert, ſo hat die Schulgemeinde zu dem vom Fiskus bar gezahlten Holzwerte noch den 
Betrag des Schlägerlohns an den Lehrer zu zahlen. 


8 46, 

Wo die im § 45 erwähnten Leiſtungen ganz oder teilweiſe herkömmlich 
auch von anderen Gutsherren gewährt werden, behält es dabei ſowohl inbetreff 
der beſtehenden, als auch der neu zu errichtenden Schulen ſein Bewenden. 
Jedoch ſollen die Beſtimmungen im § 45 unter 5 und 6 für alle zur Gewäh⸗ 
rung von Deputatbrennholz verpflichteten Gutsherren verbindlich ſein. 
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1. Obwohl nach dem Wortlaute des § 46 nur diejenigen Gutsherren, welche her⸗ 
kömmlich bisher ſchon Brennmaterial für die Schulen abgegeben haben, hierzu verpflichtet 
ſind, iſt doch aufgrund der Verordn. vom 30. Novbr. 1840 und des durch dieſe Verordnung 
als gültiges Geſetz beſtätigten Neff. vom 29. Oktbr. 1741 in früheren Jahren die Lieferung 
des Deputat⸗Brennmaterials für die Schulen allen Gutsherren auferlegt worden, weil die 
in der Konferenz der Regierungs⸗Kommiſſarien in Anregung gebrachte diesfällige Anfrage 
dahin entſchieden worden war, die Verordn. v. 30. Novbr. 1840 laſſe keinen Zweifel darüber, 
daß alle Gutsherren zur Lieferung des Brennmaterials nach den Beſtimmungen des § 45 
ad 5 und 6 als verpflichtet anzuſehen ſind. In dieſem Sinne ſind auch mehrere Erkennt⸗ 
niſſe des Obertribunals ergangen. Jetzt iſt die allein richtige Anſicht, daß die Verpflichtung 
zur Hergabe des Brennmaterials prinzipaliter nicht den Gutsherren, ſondern dem nach 8 38 ff. 
zur Unterhaltung der Schule überhaupt verpflichteten Schulverbande ohne Beteiligung der 
Gutsherrſchaft obliege, und daß die Gutsherren zur Hergabe des Brennholzes für die 
Schulen nur in dem Falle verpflichtet ſeien, wo ihnen dieſe Verpflichtung bisher ſchon auf⸗ 
grund beſonderer Rechtstitel oder des Herkommens obgelegen hat, allgemein durchgedrungen 
und werden daher die Schulverbände für die Lieferung des Brennmaterials da in Anſpruch 
genommen, wo nicht der Domänenfiskus geſetzlich zu leiſten hat, und ein anderer, aus einem 
beſonderen Rechtsgrunde, z. B. der Matrikel, der Verjährung, dem Herkommen ꝛc. Ver⸗ 
pflichteter nicht vorhanden iſt. Event. bleibt ihnen überlaſſen, den vermeintlichen Anſpruch 
15 ne Hergabe des Brennholzes gegen die Gutsherrſchaft im Rechtswege aus⸗ 
zuführen. 

2. Hinſichtlich der Aufbringung des vom Fiskus nicht zu gewährenden Teils des 
Brennholz⸗Deputats bei denjenigen Schulen, zu welchen Domänendörfer und adlige Ort⸗ 
ſchaften gehören, gilt als Grundſatz, daß der vom Fiskus nicht gewährte Teil des Brenn⸗ 
holzbedarfs nur von den adligen Ortſchaften, nicht aber von den ſämtlichen zur Schule 
gehörigen Ortſchaften einſchließlich der Domänendörfer aufzubringen ſei, weil die Vorſchrift 
des § 47 der Sch.⸗O. erkennen läßt, daß die Gutsherren bei Lieferung des Brennmaterials 
für die Schulen nur ihre eigenen Hinterſaſſen, nicht aber auch diejenigen anderer Guts⸗ 
herren zu vertreten haben. Demgemäß regelt ſich das Verfahren in den vorausgeſetzten 
Fällen alſo: 

Zunächſt iſt der geſamte Bedarf an Brennmaterial nach den 88 40 u. 47 der 
Sch.⸗O. auf ſämtliche zur Schule gehörigen Ortſchaften nach der Zahl der Haushaltungen 
zu verteilen, der Anteil der Domänendörfer ſodann vom Fiskus zu übernehmen, der 
Anteil der adligen Ortſchaften aber von jeder derſelben aufzubringen, ſoweit nicht die 
Privatgutsherren nach $ 46 a a. O. dafür aufzukommen verpflichtet ſind. Es verſteht 
ſich von ſelbſt, daß dieſe Regel da, wo beſondere Feſtſetzungen oder Obſervanzen, welche 
auch in Beziehung auf die Leiſtungen des Fiskus für maßgebend zu erachten ſind, 
etwas anderes verordnen, eine entſprechende Modifikation erleiden muß. 


8 47. 


Wenn Hinterſaſſen mehrerer Gutsherren zu einem Schulbezirke gehören, 
jo gilt die Regel, daß die den Gutsherren nach SS 44 und 45 obliegenden 
Verpflichtungen, ſofern nicht durch Herkommen oder beſondere Rechtstitel ein 
anderes feſtgeſtellt iſt, von den Gutsherren nach der Zahl der Haushaltung 
ihrer Hinterſaſſen gemeinſchaftlich zu tragen ſind. 

1. Das nach dieſem den § 7 der Verordn. v. 30. Novbr. 1840 in erweiterter Aus⸗ 
dehnung auf alle Gutsherrſchaften wiedergebenden Paragraphen einmal feſtgeſetzte Beitrags⸗ 
verhältnis der einzelnen Gutsherren ſoll nicht mit jeder Veränderung der Haushaltungszahl der 
Hinterſaſſen geändert, ſondern möglichſt beibehalten werden. 

2. Die Maſſivbau⸗Prämie und den Taxwert des gegen den Fachwerksbau erſparten 
Holzes für Schulhäuſer gemiſchter Sozietäten hat dort, wo das Herkommen in Beziehung 
auf die gedachten beiden Leiſtungen die Privatgutsherren von einer Beteiligung liberiert, 
bezüglich der ſchon errichteten Schulen, bei denen jene Behauptung zutrifft, der Fiskus mit 
Vorbehalt des Rechtsweges allein zu übernehmen. Für gemiſchte Schulen, welche künftig 
erſt errichtet, und für Schulen fiskaliſchen Patronats, welchen erſt künftig Hinterſaſſen von 
Privatgutsherren zugeſchlagen werden, behält es dagegen bei der Regel des § 47 der Sch.⸗O. 
ſein Bewenden, und ſind die Privatgutsherren ſowohl zu der einen, als der andern Laſt 
nach Maßgabe der Zahl der Haushaltungen beizutragen verpflichtet, wenn nicht ein beſon⸗ 
derer Rechtstitel entgegenſteht. 
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3. Sollte bei einer Schule, zu deren Bezirk außer den Hinterſaſſen des Fiskus noch 
Hinterſaſſen anderer Gutsherren gehören, der Breunmaterialienbedarf gegen die Regel des 
7 a. a. O. nicht anteilig von ſämtlichen Gutsherren, ſondern allein vom Fiskus her⸗ 
gegeben worden ſein, und ſich dadurch eine rechtsverbindliche Obſervanz im Sinne dieſes 
§ 47 gebildet haben, ſo bleibt zwar dieſes Herkommen, wenn eine Vergrößerung des bisher 
vom Fiskus abgegebenen Brennmaterialien⸗Quantums aus irgend einem Grunde erforderlich 
wird, jedoch nur mit der Beſchränkung maßgebend, daß Fiskus nach wie vor das von ihm 
bis dahin abgegebene Brennmaterialien⸗Quantum allein abzugeben hat, der Betrag dagegen, 
um welchen es vergrößert werden muß, der Regel des § 47 unterliegt und daher anteilig 
von dem Fiskus und den übrigen Gutsherren aufzubringen iſt. 

(Durch das vorſtehende Reſk. hat die durch Erkenntniſſe des Obertribunals und 
durch ausdrückliche generelle Entſcheidungen des geiſtl. Minift. feſtgeſtellte Praxis, nach 
welcher a) die Gemeinden für die Lieferung des Brennmaterials in Anſpruch zu nehmen 
find, wo nicht Domänenfiskus geſetzlich zu leiſten hat, b) die Privatgutsherren zu einer 
derartigen Leiſtung nur dann herangezogen werden ſollen, wenn ſie herkömmlich hierzu 
verpflichtet find ($ 46 d. Sch-D.), nicht abgeändert werden ſollen.) 


8 48. 


Hinſichtlich der Unterhaltung der Schulhäuſer, welche zugleich Küſter⸗ 
oder Organiſtenwohnungen ſind, finden die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften 
Anwendung. 

1. Hinſichtlich des Baues und der Unterhaltung der Schulhäuſer, welche zugleich 
Küſter⸗ oder Organiſtenwohnungen find, iſt das Geſetz vom 21. Juli 1846 (Geſ.⸗Samml. 
S. 392) ergangen. 

Dieſes Geſetz, welches den § 37, Tit. 12, Teil II. Allg. L.⸗R. abändert, ſetzt gleich 
dieſem Paragraphen ſolche Küſter und Schulhäuſer voraus, die ihrer urſprünglichen und 
Hauptbeſtimmung nach kirchliche Gebäude ſind, und findet auf den umgekehrten Fall, wo 
ein urſprüngliches Schulhaus ſpäter auch zur Wohnung des Küſters beſtimmt worden iſt, 
keine Anwendung. 

Durch den § 2 dieſes Geſetzes wird nur die Befreiung der Eingepfarrten von den 
Beiträgen zu Neu⸗ reſp. Reparaturbauten an einem Schul⸗ und Küſterhauſe angeordnet, 
nicht auch die Befreiung des Patrons. 

Nach 8 3 hat die Kirchengeſellſchaft das ganze Küſter⸗ und Schulhaus in ſeinem bis⸗ 
herigen Umfange, einſchließlich des damit verbundenen Schullokals zu unterhalten, und ſind 
die Angehörigen einer anderen Konfeſſion von den Baukoſten frei, wenn auch die bisherige 
Schulſtube oder das bisherige Schullokal nur lediglich dem Schulintereſſe dient. Wenn aber 
die Bauten über den bisherigen Status hinausgehen und zugleich ausſchließlich die Schul⸗ 
intereſſen bezwecken, z. B. Wohnung für neue Lehrer, Erweiterung der Schulſtuben, Er⸗ 
bauung neuer Schulklaſſen, tritt die Verpflichtung der Schulgemeinde ein. — Nur die jüdi⸗ 
ſchen Hofbeſitzer find, da der § 261, Tit. 11, Teil II. Allg. L.⸗R. auf fie nicht anwendbar 
iſt, da ſie ferner von innerhalb eines Pfarrbezirks belegenen Grundſtücken zur Entrichtung 
der auf dieſen laſtenden Reallaſten und der nach Maßgabe des Grundbeſitzes zu entrichten⸗ 
den Beiträge zur Erhaltung des Kirchenſyſtems verpflichtet ſind (Erk. d. Ob.⸗Trib. vom 
21. Novbr. 1859), zu den nach Maßgabe des Grundbeſitzes zu entrichtenden Leiſtungen 
inbetreff der Küſterbauten heranzuziehen. 

Wenn nach der geſetzlichen Vorſchrift die Baulaſt hinſichtlich des Schul⸗ und Küſter⸗ 
hauſes dem Kirchenpatron oblag, ſo iſt dieſer, falls Stallungen ſich mit dieſem Hauſe unter 
einem Dache befinden, bis zum Beweiſe des Gegenteils für verpflichtet zu erachten, zum 
Bau und zur Reparatur des die Stallungen bildenden Teils des Hauſes beizutragen. 

Der $ 4 gilt nicht, wenn infolge der Landdotation die Stallräume aus dem alten 
Schul⸗ und Küſterhauſe in ein neues Wirtſchaftsgebäude verlegt werden, der Flächenraum 
dieſer neuen Stallungen aber kleiner iſt, als der der früheren Stallräume; dann liegt der 
Fall eines durch die Landdotation eingetretenen erweiterten, den Kirchenpatron von der 
Mitbaulaſt befreienden Bedürfniſſes für Stallungen nicht vor. = 

Die im 8 5 gegebene Vorſchrift gilt in den Prov. Oſt⸗ und Weſtpreußen nicht mehr. 

Jaubetreff der im § 6 gedachten Rechtstitel iſt zu merken, daß richterliche Erkenntniſſe 
nicht in jedem Falle als ſolche gelten. — Sofern die Verbindlichkeit der zu Pfarrbauten 
Verpflichteten hinſichtlich der Erweiterungsbauten an Küſterhäuſern zu Schulzwecken auf 
einem Spezialtitel beruht, wird ſie durch § 6 aufrecht erhalten. 


2. Bei ſtädtiſchen Küſter⸗ und Schulhäuſern Kgl. Patronats hat Fiskus 1/, der Bau⸗ 
koſten inel. der Hand⸗ und Spanndienſte zu tragen. Bei ländlichen dagegen ſind dieſe 
Dienſte vorweg von den Verpflichteten zu leiſten, und hat Fiskus nur den Patronatsbeitrag 
an den übrigen Baukoſten mit Ausſchluß der Koſten für ſolche Dienſte zu gewähren. 

3. Eine Neudielung der in einem Küſter⸗ und Schulhauſe befindlichen Schulſtube 
iſt nicht als ein ausſchließlich durch das Bedürfnis der Schulanſtalt notwendig gewordener 
Bau im Sinne der 88 2 u. 3 des Geſ. v. 21. Juli 1846 zu betrachten, und ſind daher die 
Koſten derſelben den kirchlichen Intereſſenten zur Laſt zu legen. — Umgekehrt fallen die 
Koſten der Privets für die Schulkinder den Schulintereſſenten zur Laſt. 

4. Entſteht über die Anordnung von Neu- oder Reparaturbauten von Küſter⸗ und 
Schulhäuſern, über die Verpflichtung zur Aufbringung der Baukoſten oder über die Ver⸗ 
teilung derſelben auf Gemeinden (Gutsbezirke), Schulverbände und dritte, ſtatt derſelben oder 
neben denſelben Verpflichtete Streit, ſo beſchließt zunächſt die Schulaufſichtsbehörde. Gegen 
dieſen Beſchluß iſt die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren innerhalb 2 Wochen anzubringen 
und zwar in erſter Inſtanz, ſofern es ſich um Landſchulen handelt, beim Kreisausſchuß, 
wenn es ſtädtiſche Schulen betrifft, beim Bezirksausſchuß. Die Klage iſt, wenn der in An⸗ 
ſpruch Genommene zu der ihm angeſonnenen Leiſtung aus Gründen des öffentlichen Rechts 
ſtatt ſeiner einen anderen für verpflichtet erachtet, zugleich gegen dieſen zu richten. 


§ 49. Schulen der Juden. 
Wenn die jüdiſchen Einwohner mit Genehmigung der Regierung eine be⸗ 
ſondere öffentliche Schule unterhalten, ſo ſind ſie frei von direkten Beiträgen 
zur Unterhaltung der Gemeindeſchulen. 


1. Zur Errichtung jüdiſcher Schulen bedurfte es ſchon vor dem Erlaß der Sch.⸗O. 
der Genehmigung der Reg. — Geregelt iſt das jüdiſche Schulweſen durch das Geſetz vom 
23. Juli 1847, die Verhältniſſe der Juden betreffend, (G.⸗S. S. 275). Dasſelbe beſtimmt: 

§ 60. Inbezug auf den öffentlichen Unterricht gehören die ſchulpflichtigen Kinder der 
Juden den ordentlichen Elementarſchulen ihres Wohnorts an. 

§ 61. Die Juden ſind ſchuldig, ihre Kinder zur regelmäßigen Teilnahme an dem 
Unterrichte in der Ortsſchule während des geſetzlich vorgeſchriebenen Alters anzuhalten, ſo⸗ 
fern ſie nicht vor der Schulbehörde ſich ausweiſen, daß ihre Kinder anderweitig durch häus⸗ 
liche Unterweiſung oder durch ordentlichen Beſuch einer andern vorſchriftsmäßig eingerichteten 
öffentlichen oder Privat⸗Lehranſtalt einen regelmäßigen und genügenden Unterricht in den 
Elementarkenntniſſen erhalten. f 0 ; Se: 

§ 62. Zur Teilnahme an dem chriſtlichen Religionsunterrichte find die jüdiſchen 
Kinder nicht verpflichtet; eine jede Synagogengemeinde iſt aber verbunden, ſolche Ein⸗ 
richtungen zu treffen, daß es keinem jüdiſchen Kinde während des ſchulpflichtigen Alters an 
dem erforderlichen Religionsunterrichte fehlt. — Als beſondere Religionslehrer können nur 
ſolche Perſonen zugelaſſen werden, welche zur Ausübung eines Elementarſchulamtes vom 
Staate die Erlaubnis erhalten haben. 

8 63. Zur Unterhaltung der Ortsſchulen haben die Juden in gleicher Weiſe und in 
gleichem Verhältniſſe wie die chriſtlichen Gemeindeglieder den Geſetzen und beſtehenden 
Verfaſſungen gemäß beizutragen. 

§ 64. Eine Abſonderung von den ordentlichen Ortsſchulen können die Juden der 
Regel nach nicht verlangen; doch iſt ihnen geſtattet, in eigenem Intereſſe aufgrund dies⸗ 
fälliger Vereinbarungen unter ſich mit Genehmigung der Schulbehörden Privat⸗Lehranſtalten 
nach den darüber beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen einzurichten. Iſt in einem Orte 
oder Schulbezirke eine an Zahl und Vermögensmitteln hinreichende christliche und jüdiſche 
Bevölkerung vorhanden, um auch für die jüdiſchen Einwohner ohne deren ÜUberbürdung eine 
beſondere öffentliche Schule anlegen zu können, ſo kann, wenn ſonſt im allgemeinen Schul⸗ 
intereſſe Gründe dazu vorhanden ſind, die Abſonderung der Juden zu einem eigenen Schul⸗ 
verbande auf den Antrag des Vorſtandes der Synagogengemeinde angeordnet werden. 

8 65. Die Reg. hat in ſolchem Falle über die beabſichtigte Schultrennung und den 
dazu entworfenen Einrichtungsplan die Kommunalbehörde des Orts und die übrigen Inter⸗ 
eſſenten mit ihren Erklärungen und Anträgen zu vernehmen 0 

8 66. Ergiebt ſich hiebei ein allſeitiges Einverſtändnis über die Zweckmäßigkeit der 
Schulabtrennung und über die Bedingungen der Ausführung, ſo iſt die Reg. befugt, die 
entſprechenden Feſtſetzungen und Einrichtungen unmittelbar zu treffen. 

Imfall obwaltender Differenzen bleibt die Entſcheidung des Min. der geiſtl. ꝛc. Ang. 
vorbehalten. 5 


8 67. Eine nach § 64—66 errichtete jüdiſche Schule hat die Eigenſchaften und Rechte 
einer öffentlichen Schule. Insbeſondere gelten dabei folgende nähere Beſtimmungen: 

1. Die Unterrichtsſprache in einer ſolchen Schule muß die deutſche ſein. 

2. Die Errichtung und Unterhaltung dieſer Schule liegt in Ermangelung einer ander⸗ 
weitigen Vereinbarung den jüdiſchen Einwohnern des Schulbezirks allein ob. Die 
Aufbringung der erforderlichen Koſten wird nach Maßgabe der Beſtimmung des 
8 58*) bewirkt. | 

3. Wo die Unterhaltung der Ortsſchulen eine Laſt der bürgerlichen Gemeinde ift, haben 
die Juden imfall der Errichtung einer eigenen öffentlichen Schule eine Beihilfe aus 
Kommunalmitteln zu fordern, deren Höhe, unter Berückſichtigung des Betrages der 
Kommunalabgaben der jüdiſchen Einwohner, der aus den Kommunalkaſſen für 
das Ortsſchulweſen ſonſt gemachten Verwendungen und der Erleichterung, welche dem 
Kommunalſchulweſen aus der Vereinigung der jüdiſchen Kinder in eine beſondere 
jüdiſche Schule erwächſt, zu bemeſſen und in Ermangelung einer gütlichen Verein⸗ 
barung von den Miniſtern der geiſtl. ꝛc. Angelegenheiten und des Innern feſt⸗ 
zuſetzen iſt. 

4. Die Juden werden, wenn ſie eine öffentliche jüdiſche Schule unterhalten, ſowohl von 
der Entrichtung des Schulgeldes, als auch von allen unmittelbaren Leiſtungen zur 
Unterhaltung der ordentlichen Ortsſchulen frei. 

5. Der Beſuch der öffentlichen jüdiſchen Schulen bleibt auf die jüdiſchen Kinder beſchränkt. 

2. Die Feſtſetzung der Gehälter der Lehrer an öffentlichen jüdiſchen Schulen iſt 
Kompetenz der Reg. Zur Aufbringung derſelben iſt allein die jüdiſche Schul⸗ reſp. 
Synagogengemeinde verpflichtet. Ein event. Unvermögen derſelben hat die Einſchränkung 
des jüdiſchen Schulweſens zur Folge. 

Wo die Unterhaltung der Ortsſchulen eine Laſt der bürgerl. Gemeinde iſt, da haben 
die Juden im Falle der Errichtung einer eigenen öffentlichen Schule eine Beihilfe aus 
Kommunalmitteln zu fordern, deren Höhe unter Berückſichtigung des Verhältniſſes, in welchem 
die von den Juden aufzubringenden Kommunalſteuern zu den Unterhaltungskoſten des 
ſtädtiſchen Schulweſens ſtehen, und der dem Schulweſen der Kommune durch das Be⸗ 
ſtehen der jüdiſchen Schule erwachſenden Erleichterung zu bemeſſen iſt. 

3. Wenn die Kräfte der jüdiſchen Hausväter zur Unterhaltung eines eigenen Schul⸗ 
ſyſtems nicht ausreichen, bezw. ein jüdiſcher Lehrer für dasſelbe unter den obwaltenden 
Verhältniſſen nicht zu gewinnen iſt, wird auf die Schließung der vorhandenen jüdiſchen 
Schule bedachtzunehmen ſein, da eine Subventionierung zur angemeſſenen Beſoldung des 
Lehrers an derſelben aus Staatsfonds der Regel nach nicht ſtattfinden kann. An dieſe 
Maßnahme aber knüpft ſich als notwendige Folge die Aufnahme der jüdiſchen Kinder in 
die vorhandenen chriſtlichen Schulen. 

Iſt aber das Fortbeſtehen einer öffentlichen jüdiſchen Schule dringend wünſchenswert, 
weil eine anderweitige Beſchulung der Kinder nicht füglich ſtattfinden kann, oder wenn das 
Eingehen der jüdiſchen Schule die Notwendigkeit der ſtaatlichen Beihilfe in gleichem Maße 
zum Zweck ihres unerläßlichen Erfolges durch anderweitige Unterbringung der Kinder er⸗ 
fordert: ſo iſt die Verwendung der zur Aufbeſſerung der Lehrergehälter beſtimmten Fonds 
auch für jüdiſche öffentl. Schulen, wiewohl ſie nach Maßgabe des Geſ. v. 23. Juli 1847 
eine andere Stellung einnehmen, als die chriſtl. Ortsſchulen, doch nicht prinzipiell oder 
ausdrücklich ausgeſchloſſen und kann daher beim Unvermögen der zur Unterhaltung einer 
öffentl. jüdiſchen Schule Verpflichteten unter Umſtänden wohl ſtattfinden. 

4. Wenn für die jüd. Einwohner eine eigene öffentl. Schule errichtet ift, find die⸗ 
ſelben berechtigt, ihre Freilaſſung von den Abgaben zu den chriſtl. Stadtſchulen, alſo auch 
von den Beiträgen zu dem anzuſammelnden Schulbaufonds zu verlangen. — Auch ſind die 

Juden 5 ſolchem Falle nicht zu direkten Beiträgen behufs Unterhaltung einer Schule her⸗ 
anzuziehen. 

Dagegen müſſen fie, auch wenn fie eine eigene öffentl. Schule unterhalten, Kommunal- 
ſteuern, ſoweit ſolche zur Unterhaltung der ſtädt. Schulen erforderlich ſind, zahlen, da durch 
$ 63 des Gef. v. 23. Juli 1847 allgemein vorgeſchrieben iſt, daß zur Unterhaltung der 
Ortsſchulen die Juden in gleicher Weiſe und in gleichem Verhältniſſe wie die chriſtlichen 
Gemeindemitglieder den Geſetzen und beſlehenden Verfaſſungen gemäß beizutragen haben. 


5 8 58. Die Koſten des Kultus und der übrigen die Synagogengemeinde betreffenden Bedürfniſſe ꝛc. 
werden nach den durch das Statut einer jeden Synagogengemeinde näher zu beſtimmenden Grundsätzen auf die 
süngelnen Beitragspflichtigen umgelegt und, nachdem die Heberollen von der Reg. für vollſtreckbar erklärt worden 
ſind, im Verwaltungswege eingezogen 2c. 


seit RE re 


5. Nach dem Reif. d. MM. d. Inn., d. Fin. und d. g. A. v. 10. Januar 1848 
(Min.⸗Bl. S. 40 und 41) folgt aus der Beilegung der Eigenſchaft einer öffentlichen Schule 
nicht, daß die an der jüdiſchen Schule fungierenden Lehrer auf das den chriſtl. Lehrern 
verliehene Vorrecht der Befreiung von öffentlichen und Kommunalabgaben Anſpruch haben. 

6. Die jüdiſchen Schulen ſind gleich den chriſtl. neben der ſtattfindenden Lokal⸗ 
Aufſicht der Beaufſichtigung durch den Kreisſchulinſpektor unterſtellt. 

7. Jüdiſche Eltern, welche ihre Kinder ohne Religionsunterricht aufwachſen laſſen, 
können ſeitens der Polizeibehörde angehalten werden, ihre Kinder an dem jüdiſchen 
Religionsunterricht teilnehmen zu laſſen, ſoweit Anſtalten für dieſen Zweck vorhanden ſind, 
und ſoweit die Kinder den Religionsunterricht nicht von qualifizierten Privatlehrern er⸗ 
halten. — Jüdiſche Kinder, die nach dem Willen und der Beſtimmung ihrer Eltern an 
dem Religionsunterricht der öffentl. chriſtl. Schulen teilnehmen, ſind zum Beſuche des 
jüdiſchen Religionsunterrichts ſeitens der Obrigkeit nicht anzuhalten. Wo die Entfernung 
des Wohnorts den Kindern den Beſuch einer jüd. Schule nach den dieſerhalb beſtehenden 
Grundſätzen nicht möglich macht, und dieſe Kinder auch an dem Religionsunterricht der 
chriſtl. Schule nicht teilnehmen, iſt ſeitens der Obrigkeit anzunehmen, daß dieſe Kinder von 
Sa Eltern oder auf deren freiwillige Veranſtaltung den nötigen jüd. Religionsunterricht 
erhalten. 
8. Es ift außer Zweifel, daß der jüdiſche Religionsunterricht nicht völlig von dem 
hebräiſchen Sprachunterrricht zu trennen iſt, da eine gewiſſe, wenngleich geringe Kenntnis der 
hebr. Sprache erforderlich iſt, um den Kindern gewiſſe Teile des moſaiſchen Ritus verſtändlich 
zu machen und dieſelben in das Verſtändnis gewiſſer vorgeſchriebener Gebete einzuführen. 
Einen Belag hierfür bietet die Thatſache, daß faſt durchweg, ungeachtet der äußerlichen 
Sonderung beider Unterrichtsgegenſtände, der Unterricht in der Religion mit dem hebr. 
Sprachunterricht ſich miſcht, dergeſtalt, daß bei Gelegenheit des erſteren zugleich eine An⸗ 
zahl von Sprachſummen, Redewendungen und elementaren grammatiſchen Begriffen und 
Regeln erörtert, bei dem Sprachunterricht aber auch religiöſe Vorſchriften, Begriffe und 
Anſchauungen entwickelt werden. 

Wenn Eltern eine weitergehende Ausbildung ihrer Kinder in der Religionslehre und 
im Hebräiſchen wünſchen, ſo müſſen ſie die Koſten für dieſen Unterricht ſelbſt tragen. 


8 50. Trennung mehrerer zu einer Schule vereinigten Gemeinden. 


Sind zwei oder mehrere Gemeinden zu einer gemeinſchaftlichen Schule 
vereinigt, ſo kann die Trennung derſelben ſowohl auf einſeitigen Antrag einer 
Gemeinde, als von amtswegen durch die Regierung angeordnet werden, . 

1. wenn eine ſolche Überfüllung der Schule eingetreten iſt, welcher nicht 
auf leichtere und zweckmäßigere Weiſe, z. B. durch Anlegung einer 
zweiten Schulklaſſe, abgeholfen werden kann; 

2. oder wenn die abzutrennende Gemeinde von der Schule zu entfernt, 
oder aus jener Gemeinde nur auf beſchwerlichen oder gefahrvollen Wegen 
zu der Schule zu gelangen iſt. 

1. Die Befugnis der Reg. zur Trennung vorhandener und zur Errichtung neuer 
Schulſozietäten wird durch die neuere Geſetzgebung unberührt gelaſſen. Ihr gebührt nach 
$ 18 der Reg.⸗Inſtr. v. 23. Oktober 1817 die Verwaltung des geſamten Elementarſchulweſens. 
Sie hat infolge deſſen die im Schulintereſſe notwendigen Einrichtungen zu treffen und zu 
beſtimmen, ob ein Schulbezirk zu teilen oder nicht, ob in einem Schulbezirke, falls ſie die 
Vermehrung der Lehrkräfte für notwendig erachtet, die Erweiterung der beſtehenden Schule 
oder die Errichtung einer neuen Schule erfolgen ſoll. Sie iſt berechtigt, im letzteren Falle 
anzuordnen, in welchem Teile des Schulbezirks die Schule einzurichten ſei. Keine dieſer Befug⸗ 
niſſe iſt durch die neue Geſetzgebung auf eine andere Behörde übertragen. Für die in dieſer 
Beziehung zu treffende Entſcheidung iſt die über die Schuleinrichtung von der Schulaufſichts⸗ 
behörde erlaſſene Anordnung maßgebend. Das Verwaltungsſtreitverfahren iſt unzuläſſig. 

2. Als Richtzahl für die Zahl der Schulkinder ift 80 bezeichnet. Dies ſchließt aber 
nicht aus, daß ein Lehrer auch mehr Schüler unterrichten kann und muß, weil es nicht 
wohl angeht, unter allen Umſtänden bei mehr als 80 Schülern einen zweiten Lehrer anzu⸗ 
ſtellen. In einzelnen Landesteilen iſt ſogar die Zahl der Schulkinder, welche ein Lehrer 
zu unterrichten hat, geſetzlich auf 100 und ſelbſt 120 feſtgeſetzt, und thatſächlich werden in 
allen Landesteilen häufig 100 und mehr Schüler von einem Lehrer mit Erfolg unterrichtet. 


. 


Die Entfernung einer Ortſchaft von dem Schullokal ſoll ohne die dringendſte Not nicht 
über 4 km betragen, aber auch bei einer geringeren Entfernung iſt nicht ſelten eine Anderung 
des bisherigen Schulbezirks geboten, beſonders wenn die Kommunikation erſchwert iſt. Die 
Motive zur Sch.⸗O. führen an, daß durch das Reſk. v. 13. Dezbr. 1804 und durch die 
Verf. der Oſtpreuß. Kammer vom 23. Januar 1805 die Vorſchrift des § 26 des Schul⸗ 
reglements für die kath. Schulen in Schleſien v. 18. Mai 1801, wonach das Maß der Ent⸗ 
fernung der Nebenorte zur Schule auf ¼ Meile im Gebirge und ½ Meile im platten 
Lande beſtimmt iſt, auch auf Preußen ausgedehnt ſei, daß ſich aber das zuläſſige Maß 
nicht einfürallemal geſetzlich feſtſetzen laſſe, vielmehr dem die Lokalverhältniſſe berück⸗ 
ſichtigenden Ermeſſen der Behörden überlaſſen werden müſſe. 

3. Größere Schulbezirke ſind im allgemeinen nur dann zu teilen, und iſt eine be⸗ 
ſondere einklaſſige Schule an einem andern Orte anſtatt einer zweiten Klaſſe am bisherigen 
Schulorte nur für den Fall einzurichten, wenn die Entfernung der betreffenden Ortſchaften 
vom Schulort ſo groß iſt, daß ein regelmäßiger Schulbeſuch nicht zu erzielen iſt; denn dann 
würde der regelmäßige Beſuch einer einklaſſigen Schule dem unregelmäßigen Beſuch einer 
mehrklaſſigen Schule vorzuziehen fein. — Die Einrichtung einer 2klaſſigen Schule gegen⸗ 
über der Einrichtung zweier beſonderer einklaſſiger Schulen hat neben dem Vorteil in unter⸗ 
richtlicher Hinſicht die geringere Koſtſpieligkeit für ſich, was ins Gewicht fällt, wenn die 
Beteiligten die Mittel für zwei ſelbſtändige Schulen nicht bereit ſtellen können. 

4. Solange eine Kommune aus ihrem bisherigen Schulverbande nicht ausgeſchult 
und zu einer beſondern Schulgemeinde noch nicht konſtituiert iſt, iſt auch die zwangsweise 
Heranziehung der betr. Hausväter zur Anſammlung eines Fonds zum Bau der in der betr. 
Ortſchaft projektierten Schule nicht ſtatthaft. Erſt mit der Konſtitnierung einer ſelbſtändigen 
Schulgemeinde wird ein rechtliches Fundament geſchaffen, aufgrund deſſen die Gemeinde 
zur Herbeiſchaffung der erforderlichen Einrichtungskoſten für eine daſelbſt zu gründende 
Schule genötigt werden kann. In ſolchem Falle iſt daher die Ausſchulung der betr. Ort⸗ 
ſchaft, in der eine neue Schule errichtet werden ſoll, aus dem bisherigen Schulverbande 
auszuſprechen, und nur für die Kinder jener Ortſchaft der gaſtfreie Beſuch der bisherigen 
Schule bis zur völligen Errichtung der neuen Schule vorzubehalten. Alsdann hat es kein 
Bedenken, die ausgeſchulte Gemeinde eventl. im Wege des adminiſtrativen Zwangsverfahrens 
zur Anſammlung eines Baufonds anzuhalten. 

5. Ein⸗ und Ausſchulungen können ſich niemals auf einzelne Perſönlichkeiten, ſondern 
nur auf die ſämtlichen evangeliſchen oder katholiſchen Einwohner eines Orts oder ſonſt 
räumlich begrenzten Diſtrikts erſtrecken. Es iſt daher z. B. nicht zuläſſig, von den Evan⸗ 
geliſchen der Ortſchaft N. nur den Gutsbeſitzer O. aus der dortigen kath. Schule aus⸗ und in 
die evangel. Schule zu C. einzuſchulen, ſondern entweder iſt dieſe Umſchulung auf ſämtliche 
Evangeliſche zu N. auszudehnen, ſofern zureichende Gründe für eine ſolche Maßregel vor⸗ 
liegen, oder der O. muß gleich den übrigen Evangeliſchen von N. bei der dortigen kath. 
Schule verbleiben. — Überhaupt iſt darauf zu halten, daß die Grenzen der Schulgemeinden 
mit denen der politiſchen Gemeinden zuſammenfallen, und daß Ausnahmen hiervon nur 
aus gewichtigen, im öffentl. Intereſſe liegenden Gründen zugelaſſen werden. 


8 51. 

Wird die Trennung für zweckmäßig erachtet, ſo ſind über deren Ausführung 
und rechtliche Folgen zunächſt die beteiligten Gemeinden, die Schulpatrone und 
die ſonſtigen Intereſſenten zu hören und wo möglich in der Güte über den 
Plan der Trennung zu vereinigen. Iſt eine gütliche Vereinigung nicht zu 
erzielen, ſo iſt die Regierung befugt, die Trennung unter nachſtehenden Be⸗ 
dingungen anzuordnen: 

1. Der im Amte befindliche Lehrer behält das Einkommen, welches ihm 
bei ſeiner Anſtellung zugeſichert iſt. Der Ausfall, welchen derſelbe 
durch die Trennung an ſeinem Einkommen erleidet, ſowie die übrigen 
durch dieſelbe entſtehenden Koſten werden von ſämtlichen Gemeinden 
gemeinſchaftlich getragen. ö 

2. Nach erfolgter Auseinanderſetzung hat jede Gemeinde für den Unter⸗ 
halt ihrer Schule und Lehrer allein zu ſorgen; insbeſondere hat die 
abgetrennte Gemeinde die Koſten zu den baulichen Einrichtungen der 

neuen Schule allein, jedoch unter Beihülfe ihres Gutsherrn aufzubringen. 
5 


Schulordnung. 
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3. Die Lehrerſtelle an der alten Schule muß auch nach der Trennung 
und bei der neuen Regulierung des Lehrergehalts die in den §8 12 
und folgenden feſtgeſetzte geringſte Einnahme behalten. 

4. Für das Schulbedürfnis der abgetrennten Gemeinde muß durch Er⸗ 
richtung einer eigenen Schule oder durch Anſchluß an eine andere 
benachbarte Schule genügend geſorgt werden. 

5. Der alten Schule verbleibt ihr bisheriges Stiftungs⸗, Grund⸗ und 
Kapitalvermögen ungeteilt, ſofern nicht beſondere Rechtstitel eine Aus⸗ 
nahme begründen. 

Gegen dieſe Feſtſetzungen ſteht den Beteiligten der Rechtsweg nur inſoweit 
offen, als die Fortdauer gewiſſer Leiſtungen zu der alten Schule nach der 
Trennung oder die Teilung des vorhandenen Schulvermögens aufgrund 
ſpezieller Rechtstitel gefordert wird. 

1. Die Beſtimmung ad 1 dieſes Paragraphen läßt es zweifelhaft, was unter dem 
„Ausfall, den der im Amte befindliche Lehrer durch die Trennung an ſeinem Einkommen 
erleidet“, und der von ſämtlichen Gemeinden gemeinſchaftlich getragen werden ſoll, zu ver⸗ 
ſtehen ſei. Dem Wortlaute dieſer Beſtimmung nach würde das geſamte Einkommen, welches 
der Lehrer von der abgetrennten Gemeinde bisher bezogen hat, nach der Trennung von der 
bei der Schule verbleibenden und von der abgezweigten Gemeinde gemeinſchaftlich aufzu⸗ 
bringen fein. Vergleicht man indeſſen hiermit die Beſtimmungen ad 2 und 3 und erwägt, 
daß das Geſetz zwiſchen der „Lehrerſtelle an der alten Schule“ (ad 3) und dem „im Amte 
befindlichen Lehrer“ bei derſelben (ad 1) genau unterſcheidet, daß ferner die Lehrerſtelle das 
im § 12 ff. feſtgeſetzte geringſte Einkommen behalten, und dieſes (nach ad 2) von der bei 
der Schule verbleibenden Gemeinde allein aufgebracht werden muß, ſo gelangt man zu dem 
Reſultate, daß unter dem von beiden Gemeinden nach der Trennung noch gemeinſchaftlich 
zu tragenden „Ausfalle“ nur der Teil des Einkommens gemeint ſein kann, welchen der im 
Amte befindliche Lehrer bisher noch über das geſetzliche Minimum hinaus bezogen hat. Es 
würde alſo beiſpielsweiſe, wenn ein erſter Lehrer bei einer Landſchule ein Geſamteinkommen 
von 840 Mark, alſo etwa 90 Mark mehr, als das auf 750 Mark zu veranſchlagende, für 
die Schulſtelle feſtgeſetzte Minimum beträgt, bei feiner Anftellung zugeſichert erhalten hat, 
wozu die Gemeinde A. 420 und die Gemeinde B. 420 Mark beizutragen hat, nach der 
Trennung dieſer Gemeinden die bei der Schule verbleibende A. das der Schulſtelle gebüh⸗ 
rende geringſte Einkommen von 750 Mark allein, ferner den Ausfall von 90 Mark, der dem 
im Amte befindlichen Lehrer, ſo lange er im Amte iſt, unverkürzt gewährt werden muß, in 
Gemeinſchaft mit der abgezweigten Gemeinde B. aufzubringen haben. 

Für dieſe Auffaſſung ſprechen auch die Motive der Schulordnung, welche angeben, daß 

die Beſtimmungen des § 51 „den anerkannten Rechtsprinzipien entſprechen“, in Verbindung 
mit dem die bei Teilung von Schulſozietäten zu beobachtenden Grundſätze enthaltenden Reſk. d. 
g. M. vom 30. Mai 1834 (Annal. 1835, S. 396). Dieſes beſtimmt nämlich ſchon, daß das, 
„was zur fortdauernden notwendigen Subſiſtenz des Lehrers bei der alten Schule verlangt 
werden muß, deren Gemeinde nach der Trennung ſofort allein zu übernehmen habe“, daß 
dagegen „zur Befriedigung des derzeitigen Schullehrers mit ſeinen rechtsbegründeten An⸗ 
ſprüchen ad dies vitae vel officli auch die abgetrennte Schulgemeinde inſoweit mit heranzu⸗ 
ziehen ſei, als das zu leiſtende Quantum nicht mit der ſchon als notwendiger Unterhalt des 
Lehrers feſtzuhaltenden Gehaltsdotation für die alte Schule zuſammenfällt. 
\ 2. Su allen Fällen, wo es ſich um Trennung einer Anzahl von Abbauten von einem 
beſtehenden Schulverbande und um Zuweiſung derſelben zu einem neuen Schulverbande 
handelt, wird der § 51 ad 1 zur Anwendung kommen müſſen, d. h. der Ausfall, welchen 
der Lehrer durch die Trennung an ſeinem Einkommen erleidet, ſowie die übrigen durch die⸗ 
ſelbe entſtehenden Koſten werden von ſämtlichen Gemeinden des bisherigen Schulverbandes 
gemeinſchaftlich getragen werden müſſen. g 2 s 

3. Da der Reg. das Recht, den Schulbezirk abzuändern und ſonſt in dem Schul⸗ 
weſen nötige und zweckmäßige Einrichtungen zu treffen, unzweifelhaft zufteht, jo kann dagegen, 
ſowie gegen eine dem betr. Lehrer auferlegte Geſchäftsvermehrung, ſoweit dieſelbe ſich inner⸗ 
halb der zuläſſigen Grenzen hält, keinem Lehrer die Befugnis eines Widerſpruches zugeſtanden 
werden, ohne daß dieſes in der Vokation ausdrücklich ausgeſprochen zu werden braucht. 
Dagegen iſt auch die Verringerung des einem Lehrer durch die Vokation zugeſicherten Ge⸗ 
halts unzuläſſig. Seine Einnahme kann ſteigen oder fallen, je nach dem Ertrag des ihm 
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zugewieſenen Schulgeldes, ſoweit der Betrag desſelben nicht fixiert iſt. Schulgeld ſteht aber 
einem Lehrer nur zu von den ſeiner Schule wirklich überwieſenen Kindern. Machen alſo die 
Überfüllung einer Schule oder ſonſtige Verhältniſſe die Einrichtung einer zweiten Schulklaſſe 
oder einer neuen Schulſtelle erforderlich, ſo geht der Bezug des Schulgeldes auf denjenigen 
Lehrer über, deſſen Schule die betr. Kinder beſuchen. Wie ein Lehrer keine Entſchädigung 
zu beanſpruchen hat, wenn ſeine Einnahme an Schulgeld durch Tod oder Verziehen einzel⸗ 
ner Schüler geringer wird, ſo auch nicht, wenn dieſe Verringerung durch Veränderung des 
Schulbezirks eintritt. \ 

4. Der Bau einer neuen Schule ſetzt das Vorhandenſein einer neuen Schulgemein⸗ 
ſchaft, mithin die Ausſchulung derjenigen Gemeindeteile, welche bisher zu einer anderen 
Schule gehört haben, voraus. Dieſe Ausſchulung iſt daher auch auszusprechen, ehe mit 
dem Bau der neuen Schule begonnen wird. Mit derſelben hört auch die Verpflichtung auf, 
zum Bau und zur Unterhaltung derjenigen Schule noch ferner beizutragen, zu welcher die 
Mitglieder der neuen Schule bisher gehört haben. Die Kinder derſelben ſind aber bis zur 
Vollendung des neuen Schullokals in der bisherigen Schule gaſtweiſe zu belaſſen. 

Die bei der beſtehenden Schule verbleibenden Gemeinden haben aber allen Anlaß zu 
einem angemeſſenen Beitrage für den Schul-Neubau der abgetrennten Gemeinden, da die 
bei der beſtehenden Schule verbleibenden Gemeinden der Beitragspflicht zu den Koſten der 
bei ausbleibender Schultrennung notwendigen Erweiterung ihrer Schulgebäude enthoben 
werden, und da ferner an letzteren den abzutrennenden Gemeinden ein Wertanteil zuſteht, 
welcher fortan dem Schulvermögen der andern Gemeinden zuwächſt. 

5. Die Baubeiträge, welche von den Mitgliedern eines Schulverbandes aufgrund 
des Gemeindebeſchluſſes gezahlt worden ſind, gehören zwar zum Schulvermögen; allein wenn 
ein Teil dieſer Mitglieder mit Genehmigung der Reg. inzwiſchen aus dieſem Verbande aus⸗ 
ſcheidet, ſei es, weil ſie eine beſondere Schule einrichten, ſei es, weil ſie einer anderen Schule 
zugewieſen worden ſind, ſo kann ihrem Anſpruch auf Herausgabe der von ihnen beige⸗ 
tragenen Quoten rechtlich um deshalb nicht entgegengetreten werden, weil einerſeits der aus 
jenen Beiträgen gebildete Fonds ausdrücklich zu dem Zweck der noch nicht erfolgten Er⸗ 
bauung eines gemeinſamen Schulhauſes angeſammelt und alſo nur mit dieſer jetzt ohnehin 
nicht mehr erfüllbaren Zweckbeſtimmung Beſtandteil des Schulvermögens geworden, 
und andererſeits mit der Ausſchulung die Rechte der ausſcheidenden Sozietäts-Mitglieder 
an dem gemeinſamen Schulvermögen überhaupt nicht ohne weiteres für erloſchen zu er⸗ 
achten ſind. 

4 6. Die Penſion des bei einer Schule vorhandenen Emeritus muß imfall einer Tren⸗ 
nung der Schulgemeinde von der bei der erſteren verbleibenden Schulgemeinde allein ohne 
Mitbeteiligung der abgezweigten Ortſchaften aufgebracht werden, falls nicht eine anderweite 
Einigung hierüber unter den Intereſſenten ſtattfindet. Der § 26 der Sch.⸗O. beſtimmt 
nämlich, daß die Penſion des Emeritus, inſoweit ſie nicht aus dem Einkommen der Stelle 
entnommen werden kann, in derſelben Weiſe wie die übrigen zur Unterhaltung der Schule 
erforderlichen Mittel, alſo nach § 39 von der Schulgemeinde aufgebracht werden muß. Von 
der Unterhaltung des Emeritus gilt mithin dasſelbe, was von der Unterhaltung des im 
Amte befindlichen Lehrers und der Schule überhaupt gilt. Letztere mit allem Zubehör ge⸗ 
hört nun aber nach dem Prinzip der Sch.⸗O. der Schulgemeinde als einem korporativen 
Kommunalverbande an, und dieſe Schulgemeinde bleibt, auch wenn einzelne Mitglieder oder 
Ortſchaften ausſcheiden, mit ihren Verpflichtungen der Schule gegenüber im allgemeinen 
unverändert fortbeſtehen und hat alsdann namentlich immer — den Fall einer anderweiten 
gütlichen Vereinbarung abgerechnet — nach § 51 ad 2 für den Unterhalt der Schule und 
Lehrer allein zu ſorgen. 


§ 52. Auſchluß einer Gemeinde an eine beſtehende Schule. 


Der Auſchluß einer Gemeinde an eine bereits beſtehende Schule kann, 
außer dem Falle des § 53, nur durch einen von der Regierung beſtätigten 
Vertrag der beteiligten Gemeinden und Intereſſenten erfolgen. 

(Einem Vergleich kann, auch wenn er von den geſetzlichen, in $$ 51 u. 52 enthaltenen 
Beſtimmungen abweichende Feſtſetzungen enthält, nicht die Beſtätigung von aufſichtswegen 
verſagt werden; dies kann nur dann geſchehen, wenn dieſe Feſtſetzungen mit dem Intereſſe 
der beteiligten Schulen unvereinbar find. Denn die 8$ 51 u. 52 der Sch.⸗O. verweisen 
zunächſt auf die gütliche Vereinigung der Intereſſenten und laſſen nur in subsidium die 
geſetzlichen Beſtimmungen eintreten.) 5 
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§ 53. 

Kann aber das Schulbedürfnis einer Gemeinde nicht anders als durch 
Anſchluß an eine andere, bereits beſtehende Schule befriedigt werden, ſo iſt die 
Regierung befugt, dieſen Anſchluß unter der Bedingung zu verordnen, 

1. daß die hinzutretende Gemeinde alle durch ihren Beitritt veranlaßten 

neuen Einrichtungen allein übernehme, und 

2. daß die zur Unterhaltung der Schule und der Lehrer erforderlichen 

Beiträge für die Zukunft auf alle Gemeinden nach dem im § 40 be⸗ 
ſtimmten Verhältniſſe verteilt werden. 

(Ordnungsmäßig muß jede Ortſchaft, welche keine eigene Schule hat, einer benachbarten 
Schule zugewieſen werden. Solche Zuweiſung begründet nicht ein Gaſtverhältnis, ſondern 
die volle Zugehörigkeit zur Schulgemeinde, und die Reg. iſt berechtigt und verpflichtet, 
für eine dem Schulintereſſe möglichſt entſprechende Zuſammenſetzung der Schulverbände überall 
zu ſorgen. Wenn in dieſer Beziehung von altersher zweckmäßige Verbindungen beſtehen, 
welche anerkannt oder ſtillſchweigend genehmigt ſind, hat es dabei bis zu einer etwaigen Um⸗ 
ſchulung zu bewenden. Aus dem Mangel einer förmlichen Einſchulungsverfügung kann ein 
Einwand gegen den Fortbeſtand des Schulgemeindeverbandes nicht hergeleitet werden. Aus 
der Zugehörigkeit zur Schulgemeinde folgt aber von ſelbſt die Verpflichtung zur anteiligen 
Tragung der Schullaſten, die ſelbſt durch thatſächliche Nichterfüllung niemals untergeht.) 


$ 54. Errichtung neuer Schulen. 


Die Errichtung neuer Schulen kann nur nach Anhörung aller Beteiligten, 
auf Anordnung oder unter Genehmigung der Regierung erfolgen, wenn eine 
hinreichende Anzahl von Kindern vorhanden iſt. Die Regierung ſtellt in dieſem 
Falle die Bedürfniſſe der neuen Schule und die Leiſtungen der Verpflichteten 
feft, insbeſondere auch der zum Schulbezirke gehörigen Gutsherren. Hat ſich 
in einem Schulbezirk durch Vertrag oder Herkommen hinſichtlich der Leiſtungen 
der Gutsherren eine von den Grundſätzen der gegenwärtigen Schul⸗Ordnung 
abweichende Norm gebildet, ſo behält es zwar dabei ſein Bewenden. Wenn 
jedoch in einem ſolchen Schulbezirke die Errichtung einer neuen oder die Er⸗ 
weiterung der ſchon beſtehenden Schule nicht durch den Beitritt benachbarter 
Grundherren oder Ortseingeſeſſenen, ſondern durch die wachſende Einwohner⸗ 
zahl der Schulgemeinde ſelbſt notwendig wird, ſo treten für das erweiterte Be⸗ 
dürfnis die Vorſchriften der gegenwärtigen Schul⸗Ordnung dergeſtalt ein, daß 
der Gutsherr, oder wenn die Hinterſaſſen mehrerer Gutsherren zu dem Schul⸗ 
bezirk gehören, dieſe Gutsherren gemeinſchaftlich nach den näheren Beſtimmungen 
der 88 44— 47 für das erweiterte Bedürfnis zu ſorgen haben. 

1. Die Anordnung der Reg., an einer Schule einen zweiten Lehrer anzuſtellen, iſt 
nicht im Verwaltungsſtreitverfahren, ſondern nur im Wege der Beſchwerde bei dem vor⸗ 
geſetzten Miniſter anfechtbar. Wenn dieſer die Anordnung der Reg. billigt, fo iſt damit die 
Frage, ob 2 Lehrerwohnungen und 2 Lehrzimmer zu beſchaffen ſind, in bejahendem Siune 
zu entſcheiden, und nur über die Art der Beſchaffung ein Verwaltungsſtreitverfahren möglich. 
Doch kann eine Gemeinde nur gezwungen werden, für das gegenwärtige Bedürfnis zu ſorgen, 
nicht für einen etwaigen Zuwachs. 8 5 

Die Reg. iſt zur Anordnung und Durchführung notwendiger Schuleinrichtungen auch 
gegen den Willen der Schulunterhaltungspflichtigen berechtigt. 

2. Der Einwand, daß, wenn eine zweite oder dritte, von der ganzen Schulgemeinde 
zu unterhaltende Schulklaſſe reſp. Schule in M. eingerichtet würde, nur dieſe Ortſchaft Vor⸗ 
teil und Intereſſe, der übrige Teil der Gemeinde aber eine Laſt davon haben würde, iſt 
ohne Gewicht, da ähnliche Verhältniſſe jedesmal eintreten werden, ſobald mehrere Ortſchaften 
einen Schulverband bilden, und alle Gemeindeglieder die Vorteile des Schulorts nicht ge⸗ 
nießen können, im Schulort ſelbſt aber auch häufig einzelne Gemeindeglieder von der Schule 
keinen Vorteil, ſondern nur Laſten haben werden. Wo es ſich um Errichtung einer neuen 
Schule handelt, iſt 8 54 der Sch.⸗O. zur Anwendung zu bringen. Nach den Beſtimmungen 
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dieſes Paragraphen kann die Errichtung der neuen Schule nur nach Anhörung aller Be⸗ 
teiligten, auf Anordnung oder Genehmigung der Reg. erfolgen. Die Reg. ſtellt die Be⸗ 
dürfniſſe der neuen Schule und die Leiſtungen der Verpflichteten feſt, insbeſondere auch der 
zum Schulbezirk gehörigen Gutsherren. Eine unter den Beteiligten erzielte Einigung an ſich 
iſt alſo nicht maßgebend. 

3. Nach dem Erlaß des Ober-Präſ. der dan Preußen v. 31. Auguſt 1849 Nr. 5540 
kann die Vorſchrift, daß, wenn ſich in einem Schulbezirk durch Vertrag oder Herkommen 
hinſichtlich der Leiſtungen der Gutsherren eine von den Grundſätzen der Sch.⸗O. abweichende 
Norm gebildet hat, es dabei ſein Bewenden behalten ſolle, auf neu einzurichtende Schulen, 
bei welchen ſelbſtredend von einem früheren Herkommen nicht die Rede ſein kann, nicht be⸗ 
zogen werden. ö 

4. Der in dem letzten Satze des § 54 der Sch.⸗O. enthaltene Gegenſatz iſt nicht 
dahin zu verſtehen, daß die Verteilung des erweiterten Bedürfniſſes nur dann nach Maß⸗ 
gabe der 88 44—47 zu erfolgen habe, wenn die Erweiterung der betreffenden Schule durch 
die wachſende Einwohnerzahl der Schulgemeinde ſelbſt notwendig geworden iſt, in allen 
andern Fällen aber jene 88 44—47 keine Anwendung finden, ſondern er iſt vielmehr dahin 
zu verſtehen, daß die 88 44—47 der Sch.⸗O. in allen Fällen maßgebend find, in denen 
die Erweiterung der beſtehenden Schule aus andern Gründen als wegen eines Beitritts be⸗ 
nachbarter Gutsherren oder Ortseingeſeſſenen erforderlich geworden iſt. 

5. Gehört zu einem Schulbezirk eine bäuerliche Gemeinde und ein Gutsbezirk, und 
wird die Erweiterung des Schullokals durch Vermehrung der Kinderzahl innerhalb jener 
oder dieſes notwendig, ſo haben doch beide die Koſten für den Erweiterungsbau aufzubringen, 
da ſämtliche Einwohner, mögen ſie auch Einlieger, Tagelöhner ꝛc. auf dem Gutsbezirk, und 
ihre Zahl bloß aus wirtſchaftlichen Rückſichten vermehrt ſein, zur Schulgemeinde gehören 
und ſowohl die hieraus fließenden Berechtigungen genießen, als auch die Unterhaltungs- 
koſten zu tragen haben. 

6. Wird in einem Schulverbande die Einrichtung einer zweiten oder dritten u. |. w. 
Schule notwendig, ſo muß auch der Domänenfiskus, wenn er Gutsherr iſt, hinſichtlich dieſer 
neuen Schulen die ihm durch 88 44—47 der Sch.⸗O. auferlegten Leiſtungen erfüllen. 


8 55. Anwohner auf gutsherrlichem Lande. 

Für das Schulbedürfnis der außerhalb eines Kommunalbezirks auf guts⸗ 
herrlichem Vorwerkslande wohnenden Dienſtboten, Tagelöhner, Anſiedler und 
herrſchaftlichen Beamten muß entweder durch Anſchluß an eine benachbarte 
Schule oder durch Errichtung einer eigenen Schule geſorgt werden. 

8 56. 

Der Grundherr iſt verbunden, die hierzu erforderlichen Koſten, ſo weit 
die Anwohner zu deren Aufbringung nicht imſtande ſind, ebenſo wie die 
Koſten der Armenpflege, zu beſtreiten. 

1. Nach § 55ff. der Sch.⸗O. ſteht der Guts⸗ und Grundherr für feine Perſon und 
mit ſeiner Familie außerhalb des Schulverbandes. Die Koſten für das Schulbedürfnis der 
Gutseinwohner haben dieſe, ſoweit ſie hierzu nach Beſtimmung der Reg. leiſtungsfähig find, 
aufzubringen; nur den etwaigen Ausfall hat der Gutsbeſitzer als Grundherr zu leiſten. Der 
Beitrag der Gutseinwohner an ſich wird, ſofern nicht durch Vertrag etwas anderes feſt⸗ 
geſetzt iſt, von der Reg. nach der Haushaltungszahl ermittelt, nach dieſem Modus werden 
die Schullaſten auf die einzelnen zur Schule gehörigen Gemeinden und Gutsbezirke verteilt. 
Gutsherren find verpflichtet, ihre Unterthanen, welche zur Aufbringung des ſchuldigen Bei⸗ 
trages unvermögend find, dabei nach Notdurft zu unterſtützen. Dies erſtreckt ſich auf alle 
Anwohner oder Einwohner des Gutsbezirks, gleichviel ob dieſelben gutsherrliche Tagelöhner 
und Einlieger find oder nicht. Staatsunterſtüzungen können daher niemals zugunſten un⸗ 
vermögender Einwohner der Gutsbezirke gewährt werden, ſondern nur denjenigen Schulbeitrags⸗ 
pflichtigen zugute kommen, welche nicht im Gutsbezirke, ſondern in der zur Schule ge⸗ 
hörigen Landgemeinde wohnen, deren Gutsherr der Gutsbeſitzer iſt. Die Subfidiarpflicht 
liegt dem Gutsherrn des Schulorts auf, ohne Unterſchied, ob die Schule im Gutsbezirke 
oder in der Landgemeinde ſich befindet. f 
2. Ein Gutsherr wird dadurch, daß er gemäß $ 46 der Sch.⸗O. das Brennmaterial 
für die Schule gewährt, nicht von der Verpflichtung frei, die ſubſidiüren Beiträge für die 
hei den Leiſtungen der nächſten Verpflichteten entſtehenden Ausfälle zu übernehmen. 
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3. Der Gutsherr hat das Recht zu verlangen, daß die Leiſtungsunfähigkeit der 
von ihm zu vertretenden Gutseingeſeſſenen durch Vollſtreckung der Exekution dargethan 
werde. In der Regel wird es zwar von der Beurteilung der konkreten Verhältniſſe ab⸗ 
hängig zu machen ſein, ob und bis zu welchem Grade die Exekution gegen die gutsherr⸗ 
lichen Hinterſaſſen zur Konſtatierung ihres Unvermögens zu vollſtrecken iſt, ehe der Gutsherr 
ſubſidiariſch in Anſpruch zu nehmen; für die Beurteilung der konkreten Verhältniſſe ift es 
jedoch maßgebend, daß die prinzipaliter Verpflichteten „nach Notdurft“ unterſtützt werden 
ſollen. Die Sch.⸗O. ſchließt im § 60 jede Notwendigkeit einer voraufgehenden Exekution 
für ganz gleichartige Verhältniſſe aus. 

4. Eine Staatsunterſtützung kann nur inſoweit eintreten, als die zur Unterhaltung 
einer Schule Verpflichteten, alſo die prineipaliter verpflichtete Schulgemeinde und hinſichtlich 
der herrſchaftlichen Leute die ſubſidiariſch verpflichtete Gutsherrſchaft außerſtande find, ihre 
geſetzliche Obliegenheit zu erfüllen. Solange die Leiſtungsunfähigkeit der Gutsherrſchaft 
nicht nachgewieſen iſt, muß die Leiſtungsfähigkeit grundſätzlich als vorhanden angenommen 
werden, weil eine Gutsherrſchaft inſofern ſtets leiſtungsfähig ſein wird, als die gedachten 
gutsherrlichen Beiträge die Vorrechte öffentlicher Abgaben genießen, event. alſo vorweg aus 
den Einkünften des Guts zu entnehmen ſind. 

8 57. 

Der Anſchluß an eine benachbarte Schule erfolgt in der Regel durch einen 
zwiſchen der Gemeinde und dem Schulpatron einerſeits und dem Grundherrn 
als Vertreter der auf ſeinem Grund und Boden befindlichen Anwohner anderer⸗ 
ſeits abgeſchloſſenen und von der Regierung beſtätigten Vertrag, welcher die 
Leiſtungen des ſich anſchließenden Teiles genau feſtſetzt. 

(Die 88 55 und 57 ſchreiben die Schließung eines Vertrages nur für den Fall vor, 
daß eine fremde Gemeinde ſich einer beſtehenden Schule anſchließen will, nicht aber zwiſchen 
Gemeinden, die ſchon zu demſelben Schulverbande gehören. 

Die Vertretung der Anſiedler bei Abſchluß der nötigen Verträge iſt dem Grundherrn 
deshalb überlaſſen, weil derſelbe wegen der ſubſidiären Vertretungspflicht das größte und 
in der Regel allein ein Intereſſe dabei hat, möglichſt günſtige Bedingungen zu erwirken. Da 
die Anſiedler in keiner korporativen Verbindung unter einander ſtehen, ſo müßte ſonſt mit 
jedem einzelnen derſelben der Vertrag beſonders abgeſchloſſen werden, was die größten 
Schwierigkeiten herbeiführen und doch wegen des Wechſels der Anſiedler keinen ſichern 
Rechtszuſtand begründen würde.) 

8 58. 

Kann ein Anſchluß im Wege des Vertrages nicht bewirkt werden, und iſt 
die Zahl der außerhalb des Gemeindebezirks befindlichen Anwohner zur Er⸗ 
richtung einer eigenen Schule nicht groß genug, ſo ſind die Regierungen befugt, 
den Anſchluß an eine benachbarte Schule auf eine beſtimmte Reihe von Jahren, 
in der Regel auf 10 Jahre, anzuordnen und zugleich nach Maßgabe des § 53 
den Umfang der Leiſtungen feſtzuſetzen, welche von den Anwohnern und bei 
deren Unvermögen von dem Grundherrn an die Ortsſchule zu entrichten ſind. 


8 59. 

Iſt bei Ablauf der beſtimmten Friſt ein dauernder Vereinigungsvertrag 
nicht zu ſtande gekommen, und wird auch die Errichtung einer eigenen Schule 
für die Kinder der Anwohner noch nicht als Bedürfnis anerkannt, ſo wird 
der zeitweiſe Anſchluß und das Beitragsverhältnis auf eine neue Reihe von 
Jahren reguliert. 

1. Der Reg, als Schulaufſichtsbehörde ſteht das Recht zu, eine Schulgemeinde zur 
Aufnahme der Kinder aus einer ſolchen Ortſchaft oder Kolonie oder einem Gutsbezirk, 
welche noch keiner Schule zugehören, in ihre Schule zu nötigen und die Höhe des Beitrags 
zu beſtimmen, welcher für die dergeſtalt die betr. Schule gaſtweiſe beſuchenden Kinder zu den 
Kosten der Unterhaltung der Schule zu leiſten iſt. Ob dieſe Beiträge als Fremdenſchulgeld 
oder als Schulunterhaltungsbeiträge zu bezeichnen ſind, darüber zu befinden bleibt der Reg. 
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überlaſſen. Dem Recht und der Billigkeit entſpricht es aber, daß bei der Feſtſetzung dieſes 
Beitrags und bei der dieſer Feſtſetzung zugrunde liegenden Berechnung in Betracht gezogen 
werde, daß die Angehörigen der eine Schule derart gaſtweiſe beſuchenden Kinder von der 
Schule zwar nicht denſelben Vorteil haben, als wenn in ihrem Wohnorte ſelbſt eine Schule 
vorhanden wäre, daß aber doch die Beteiligten dadurch einen erheblichen Vorteil genießen, 
daß ihnen die Koſten der Errichtung und Unterhaltung einer eigenen Schule durch die gaſt⸗ 
weiſe Zuweiſung ihrer Kinder zu einer andern Schule erſpart werden. Übrigens iſt die Ver⸗ 
pflichtung der Anwohner auf gutsherrlichem Vorwerkslande reſp. der Grundherren in deren 
Vertretung zur Entrichtung von Beiträgen für die Benutzung der Gemeindeſchulen eine neue, 
erſt durch die Sch.⸗O. denſelben auferlegte Laſt, von der alſo eine Befreiung durch Her⸗ 
kommen oder Verjährung nicht geltend gemacht werden kann. 

2. Der Gutsherr als ſolcher iſt nicht Mitglied der Schulgemeinde, wird es auch 
ſelbſt dann nicht, wenn er auf einem andern, im Schulbezirk gelegenen Gute oder an einem 
andern Orte des Schulbezirks wohnt, als auf dem Gute, auf deſſen Beſitz ſein gutsherrliches 
Verhältnis zur Schule beruht. Will er daher die Gemeindeſchule für ſeine Kinder mit be- 
nutzen, ſo muß er ſich mit der Schulgemeinde wegen der alsdann noch beſonders zu über⸗ 
nehmenden Beiträge einigen, anderenfalls die Reg. dieſe Beiträge feſtzuſetzen hat. 


$ 60. 

Die Regierung beſtimmt nach vorgängiger Ermittelung des Nahrungs⸗ 
ſtandes der Anwohner, wieviel ein jeder derſelben zu den Beiträgen für den 
Anſchluß an eine benachbarte Gemeindeſchule oder für die Errichtung einer 
eigenen Schule beizuſteuern hat. Den Ausfall überträgt der Grundherr. 

Die von dem Grundherrn zu leiſtenden Beiträge genießen die Vorrechte 
der öffentlichen Abgaben. 

(Die vorſtehende Vorſchrift iſt in der Art auszuführen, daß die ganz ſeitens des 
Gutsbezirks aufzubringenden Summen zunächſt auf die Anwohner allein nach dem geſetzl. 
Maßſtabe (SS 39, 40, a. a. O.) verteilt, und wenn die dadurch ſich ergebenden Beiträge 
die Leiſtungsfähigkeit der Kontribuenten überſteigen, der dieſer Fähigkeit entſprechende Beitrag 
des einzelnen in einem Prozentſatz der von ihm zu entrichtenden Staatsſteuern (Grund⸗, 
Klaſſen⸗ und Einkommenſteuer) feſtgeſetzt wird. Nur dasjenige, was nach dieſer Feſtſetzung 
von den Anwohnern überhaupt nicht gefordert werden kann, ſowie dasjenige, was von den 
den einzelnen auferlegten Beiträgen auch durch exekutiviſche Maßnahmen nicht beizutreiben iſt, 
hat der Grundherr zu übernehmen, wenn nicht einzelne Zahlungspflichtige vorhanden ſind, 
die mehr als den Prozentſatz aufzubringen, event. alſo auch die andern, ſoweit erforderlich 
und thunlich, zu übertragen vermögen.) 


§ 61. 

In Anſehung derjenigen, außerhalb des Gemeindebezirks angeſiedelten Per⸗ 
ſonen, welche ſich bisher, ohne daß darüber eine Vereinigung getroffen worden 
iſt, zu einer benachbarten Schule gehalten haben, verbleibt es einſtweilen bei 
dem bisherigen Verhältniſſe, wenn nicht ein Antrag auf Regulierung erfolgt. 


8 62. 

Tritt aber der Fall einer Erweiterung oder einer größeren Reparatur der 
Schulgebäude ein, oder bedarf es einer Vermehrung der Lehrer oder einer 
neuen Regulierung der Lehrergehalte, ſo ſoll über das Verhältnis der Anwohner 
zu der Schule nach Maßgabe der 88 59—60 nähere Beſtimmung getroffen werden. 
1. Die Sch.⸗O. enthält keine ausdrückliche Beſtimmung darüber, wie in Fällen, wo 
für das Schulbedürfnis der außerhalb eines Kommunalbezirks auf gutsherrlichem Vorwerks⸗ 
lande wohnenden Dienſtboten, Tagelöhner, Anſiedler und herrſchaftl. Beamten durch Anſchluß 
an eine benachbarte Schule geſorgt, es aber unterlaſſen worden iſt, die Reg. wegen Be⸗ 
ſtimmung der Beiträge der Anwohner bezw. des Gutsherrn anzugehen, verfahren werden 
ſoll. Hieraus kann jedoch nicht geſchloſſen werden, daß eine derartige Unterlaſſung die An⸗ 
wohner von jeglichen Schulleiſtungen befreie, und das um ſo weniger, als der § 61 der 
Sch.⸗O. für diejenigen Fälle, in denen die Anwohner, ohne daß eine Vereinigung getroffen 
worden iſt, ſich zu einer benachbarten Schule halten, ausdrücklich anordnet, daß es einſt⸗ 


een. 


weilen bei dem bisherigen Verhältnis verbleibe, wenn nicht ein Antrag auf Regulierung 
erfolge. Dieſe Beſtimmung iſt nach Anlage und Zweck des Geſetzes analog auch auf den 
Fall anzuwenden, wo zwar die Zuweiſung der Anwohner zu einer benachbarten Schule 
ſtattgefunden hat, aber wegen Tragung der auf den Gutsbezirk entfallenden Laſt ſeitens 
der Anwohner und des Gutsherrn eine behördliche Beſtimmung nicht getroffen worden iſt. 
Auch für einen ſolchen Fall haben die Anwohner die Schulbeiträge in derſelben Weiſe wie 
bisher fort zu entrichten, bis die Regulierung ſeitens der Reg. erfolgt iſt. 

2. Nach der Entſch. d. Ober⸗Verw.⸗G. v. 10. Septbr. 1881, Nr. I. 1513 kann die 
Ausſchreibung des von einem Gutsbezirk aufzubringenden Schulbeitrags nicht von dem 
Gutsvorſteher nach ſeinem Belieben erfolgen, ſondern muß für ihn bei Beſtimmung der 
Beiträge der Anwohner allein die von der Reg. getroffene Feſtſetzung maßgebend ſein. 
Kennt er dieſe nicht, jo iſt er verpflichtet, durch Rückfrage bei dem Schulvorſtande eventl. 
bei der Reg. ſich die für die ihm obliegende Verteilung der Beiträge unumgänglich not⸗ 
wendige Unterlage zu verſchaffen. 


§ 63. Kolonieen, neue Gemeinden. 


In neu angelegten Kolonieen oder in neu gebildeten Gemeinden iſt für 
das Schulbedürfnis in der Regel durch Errichtung einer eigenen Schule zu ſorgen. 


8 64. 


Iſt jedoch die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder nur gering, und befindet 
ſich eine zu deren Aufnahme geeignete Schule in zugänglicher Nähe, ſo kann 
der zeitweiſe oder dauernde Anſchluß der neuen Kolonie oder Gemeinde an dieſe 
Schule durch freiwillige Einigung und in deren Ermangelung durch Verfügung 
der Regierung bewirkt werden. 

1. Die 58 63 und 64 enthalten die Beſtimmungen über Errichtung von Schulen in 
Kolonieen und neuen Gemeinden. Erfolgt dieſelbe auf gutsherrlichem Boden, ſo treten die 
für die Anwohner auf gutsherrlichem Lande geltenden Grundſätze in Wirkſamkeit. 

Die Errichtung einer eigenen Schule in neuangelegten Kolonieen oder in neugebildeten 
Gemeinden iſt ganz beſonders dann erforderlich, wenn die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder 
groß, und die benachbarte Schule überfüllt iſt. N 

2. Nach dem Reſk. d. Min. d. Inn. vom 13. März 1846 ſoll bei Gründung neuer 
Kolonieen der dafür erforderlichen Schulſtelle eine auskömmliche Dotation in der Regel in 
Grundſtücken angewieſen werden. 

8 65. 

Der Grundherr, auf deſſen Grund und Boden die neue Kolonie oder 
Gemeinde errichtet iſt, hat ohne Rückſicht auf den Inhalt der beſonderen An⸗ 
ſetzungsverträge die Verpflichtung, nach Maßgabe der $$ 56 und folgende den 
Ausfall zu decken, welchen die Koloniſten oder Gemeindemitglieder zur Errichtung 
einer eigenen oder zum Anſchluſſe an eine benachbarte Schule aufzubringen 
außer ſtande ſind. 

1. Die Motive zur Schul⸗Ordnung, ſowie die bezügliche Außerung der Stände in 
der Denkſchrift vom 6. März 1845 zu den 88 68—70 des Geſetzentwurfs laſſen keinen 
Zweifel über die Verneinung der Frage, ob der § 65 der Schul⸗Ordnung ſich nur auf nach 
Emanation der Schul⸗Ordnung errichtete neue Kolonieen und Gemeinden beziehe, wiewohl 
ein ſolcher Zweifel in der Wortfaſſung des $ 63 begründet erſcheinen könnte. Es finden 
ſonach die 88 63 u. ſ. w. a. a. O. auch auf Kolonieen und Gemeinden, welche bei Erlaß der 
Schul⸗Ordnung als neu angelegte reſp neu gebildete anzuſehen waren, Anwendung. Es 
kann nur die Frage entſtehen, welche Kolonieen und Gemeinden zu den gedachten zu zählen 
ſind. Es ſind dafür wohl diejenigen zu halten, welche nach Erlaß der Allerhöchſten Kabinets⸗ 
Ordre vom 23. November 1837 angelegt ſind, nicht aber diejenigen, welche bereits damals 
ſeit länger denn rechtsverjährter Zeit beſtanden. Die Bezeichnung der Zeit des Entſtehens 
ſolcher Ortſchaften mit den Worten „ſeit langer Zeit“ iſt nicht beſtimmt genug. 

2. Die gutsherrlichen Laſten bei Schulbauten bleiben auch nach Gründung einer 
Kolonie auf gutsherrlichem Territorium beſtehen. Die Berufung auf die mit den Koloniſten 
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errichteten Parzellierungsverträge iſt hinfällig. Denn ein Vertrag, durch welchen die Guts⸗ 
herrſchaft von der ihr obliegenden Laſt befreit werden ſollte, iſt nicht mit einzelnen Mit⸗ 
gliedern der Schulgemeinde, ſondern mit der letztern ſelbſt abzuschließen. 


8 66. Schul⸗Matrikeln. 


Die Landräte haben für jede einzelne wa unter Zuziehung der Guts⸗ 

herren, des Schulvorſtandes, der Gemeinden und der ſonſt beteiligten Perſonen 

eine Matrikel, welche den Umfang des Schulbezirks, das Vermögen und die 

Einkünfte der Schule und die Gerechtſame und Verpflichtungen der Beteiligten 

vollſtändig umfaßt, aufzunehmen und der Regierung zur Beſtätigung vorzulegen. 
Spätere Veränderungen ſind in der Matrikel nachzutragen. 


(Zur Entſcheidung der Differenzen, welche bei der Aufnahme der Schulmatrikeln ſeitens 
der Landräte unter den Intereſſenten hervortreten, iſt nur die Reg., welche auch die Matrikeln 
zu beſtätigen hat, berechtigt. Gegen die Entſcheidung der Reg. ſteht den Beteiligten nur der 
Weg der Beſchwerde an den Hrn. Min. der geiſtl. 2e. Angelegenheiten offen.) 


$ 67. Orts⸗Schulkaſſen. 


Die Abgaben und Leiſtungen der Verpflichteten, ſowie auch die Schul- 
gelder ſind an die Kommunalkaſſe oder beſondere Orts-Schulkaſſe abzuführen, 
welche von dem Schulvorſtande und einem beſonders verpflichteten Rendanten 
aus deſſen Mitte, unter Aufſicht des Landrats, verwaltet wird. Der Schul⸗ 
lehrer darf nur die ihm zuſtehenden Naturalleiſtungen von den Verpflichteten 
unmittelbar erheben. 


1. Ortsſchulkaſſen ſind, wo nur eine Gemeinde zur Schule gehört, und bereits 
Kommunalkaſſen beſtehen, nach dem im 8 39 ff. aufgeſtellten Grundſatze nicht erforderlich. 
Die Vervielfältigung der Kaſſen kann namentlich auf dem Lande leicht zu Unordnungen 
Veranlaſſung geben und vermehrt unnötigerweiſe die Verwaltungskoſten. Deshalb iſt im 
obigen § gejagt: „Kommunalkaſſe oder Ortsſchulkaſſe“. Daß die Ortsſchulkaſſen unter 
Aufſicht des Landrats geſtellt find, entſpricht dem inbetreff der Kommunalkaſſen beſtehenden 
Verfahren; auch iſt hier eine amtliche Kontrolle notwendig, die von den Gutsherren nicht 
mit gleichem Erfolge geführt werden kann. Dieſen bleibt es unbenommen, auch ihrerſeits 
die Schulkaſſe zu revidieren. Da die Abführung der Naturalleiſtungen an den Rendanten 
zu unnötigen Weitläuftigkeiten führen würde, jo iſt die unmittelbare Ablieferung derſelben 
an den Lehrer geſtattet. 

2. Schulkaſſen ſind öffentliche Kaſſen. Daher iſt das Gehalt in dem Kaſſenlokal zu 
erheben, was aber auch durch einen Dritten gegen die vorſchriftsmäßige Quittung des Lehrers 
geſchehen kann. Der Rendant iſt nicht verpflichtet, das Gehalt dem Lehrer bezw. der Hand⸗ 
arbeitslehrerin ins Haus zu ſchicken. 

Der Rendant iſt nach dem Erkennt. des Obertribunals v. 29. Januar 1879 im Sinne 
des Reichsſtrafgeſetzbuchs ein öffentlicher Beamter und fällt unter die ſpeziell auf Beamte 
bezüglichen Strafbeſtimmungen. 

3. Zum Einſammeln der Schulabgaben können auch die Schulzen angehalten werden. 

4. Nach $ 67 der Schulordnung darf der Lehrer nur die Naturalleiſtungen ſelbſt 
erheben. Er iſt aber hierzu nicht verpflichtet, vielmehr hat dort, wo der Lehrer von dieſer 
Berechtigung nicht Gebrauch machen kann oder will, nach § 54, Tit. 7, Teil II. A. L. R. der 
Ortsvorſteher die Verpflichtung, die Naturalien, weil dieſe zu den öffentl. Abgaben gehören, 
einzuſammeln. Die Barbeiträge müſſen von dem Rendanten der Ortsſchulkaſſe, oder wenn 
eine ſolche nicht vorhanden iſt, von dem Kommunal-Erheber vereinnahmt werden. Die 
Aufrechterhaltung dieſer geſetzlichen Beſtimmung iſt wegen der ſonſt unvermeidlichen Konflikte 
zwiſchen Lehrer und Gemeinde⸗Mitgliedern im Aufſichts⸗Intereſſe notwendig. 

5. Wenn die politiſche Gemeinde die Schule unterhält, ſo kann der Schulvorſtand 
nicht genötigt werden, den durch Umlagen aufzubringenden Teil der Beſoldung für eine er⸗ 
ledigte Lehrerſtelle während der Vakanzzeit an die Schulkaſſe bezw. Vakanzkaſſe abzuführen. 
Es 1 vielmehr nur der zur Stellvertretung und zu ſonſtigen Ausgaben erforderliche Teil 
aufzubringen. } 

6. 9 n den Städten ſteht nach der Inſtruktion für die Schuldeputationen vom 
26. Juni 1811 die Verwaltung des Schulvermögens den Schuldeputationen inbetreff der 
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ihnen uneingeſchränkt übergebenen Schulen zu. Wo ein gemeinſchaftlicher Schulfonds in den 
Städten ſchon exiſtiert oder noch gebildet wird, da ſteht dieſer unter unmittelbarer 
Adminiſtration der Schuldeputation. Letztere hat über das Maß und die Verwendung der 
Schulgelder die Vorſchläge an die Reg. zu machen. Jede Schule behält ihr eigenes Ver⸗ 
mögen, und nur die Etats ſämtlicher Schulen werden den Schuldeputationen jährlich vor⸗ 
gelegt und von ihnen revidiert; auch die ſämtlichen Jahresrechnungen werden den Schul⸗ 
deputationen vorgelegt, welche ſie von den Stadtverordneten dechargieren laſſen. Im allge⸗ 
meinen aber findet auch in Abſicht des von den Schuldeputationen zu verwaltenden Schul⸗ 
vermögens die Vorſchrift des Tit. VII. der Städteordnung v. 30. Mai 1853 Anwendung. 
Inbetreff ſolcher ſtädtiſcher Schulen, welche kein eigenes, den einzelnen Schulen ſpezielt 
gehöriges Vermögen beſitzen, ſondern von der Kommune unterhalten werden, bedarf es 
weder der Feſtſtellung des Etats, nach der Reviſion der Rechnungen durch die Regierung. 


8 68. 


Die Überſchüſſe der Schulkaſſe werden zur Erleichterung armer Schulkinder 
oder zur Beſchaffung von Schulbedürfniſſen verwendet, oder für künftige größere 
Ausgaben aufgeſpart. 

Wo die Verhältniſſe es geſtatten, ſoll durch beſondere kleine Beiträge auf 
die Bildung eines Baufonds für die Schule Bedacht genommen werden. 


1. Reichen die Überſchüſſe der Schulkaſſe oder die Verſäumnisſtrafgelder zur Be⸗ 
ſchaffung der Lernmittel für arme Schulkinder nicht aus, ſo ſind die Ortsbehörden nach 
§ 39 der Sch.⸗O. verpflichtet, die dazu nötigen Geldmittel wie die übrigen Kommunal⸗ 
bedürfniſſe aufzubringen und zwar event. durch eine beſondere Umlage. Dasſelbe gilt hin⸗ 
ſichtlich der Beſchaffung der vorgeſchriebenen Lehrmittel. 

2. Die rechtzeitige Anſammlung eines Baufonds iſt höchſt wünſchenswert. Doch 
giebt Alinea 2 dieſes § keine Baſis für eine zwangsweiſe Anordnung und Einziehung eines 
ſolchen Fonds ab. Dagegen ſteht den Gemeinden das Recht ohne weiteres zu, für ein 
künftiges Bedürfnis, deſſen Beſtreitung auf einmal ihnen zu ſchwer fallen würde, den er⸗ 
forderlichen Fonds im voraus nach und nach und durch Verteilung auf mehrere Jahre in 
Bereitſchaft zu ſetzen und deshalb Beiträge von allen Steuerpflichtigen einzuziehen. Solche 
Baufonds können auch an Privatleute ausgeliehen werden, um den Zahlungspflichtigen den 
Vorteil eines höheren Zinsgenuſſes zukommen zu laſſen. Doch muß der Darlehnsempfänger 
hinlängliche Sicherheit zu beſtellen bereit und imſtande ſein. 


8 69. Kirchſpiels⸗Schulkaſſen. 


Die vorhandenen Kirchſpiels⸗Schulkaſſen ſollen unter der Aufſicht des 
Kreis⸗Schulinſpektors mit ihren herkömmlichen Einkünften fortbeſtehen, welche 
zur Unterſtützung bedürftiger Gemeinden und Ortſchaften desſelben Kirchspiels 
in ihren Schuleinrichtungen zu verwenden ſind. Über die Art und das Maß 
der Verwendung beſtimmt das Kirchenkollegium unter Zuſtimmung des Patrons, 
der auch die Rechnungen zu revidieren hat. 

1. Die im 8 69 der Sch.⸗O. den Kirchenkollegien beigelegte Befugnis, über die Art 
und das Maß der Verwendung der Einkünfte der Kirchſpiels⸗Schulkaſſen zur Unterſtützung 
hilfsbedürftiger Gemeinden des Kirchſpiels in ihren Schuleinrichtungen zu beſtimmen, ſchließt 
das Oberaufſichtsrecht der Reg, nicht aus. Kraft dieſes Aufſichtsrechts iſt die Reg, befugt 
und verpflichtet, darüber zu wachen, daß die Einkünfte der Kirchſpielsſchulkaſſen den geſetzlichen 
Beſtimmungen gemäß verwendet werden, ungeſetzlichen oder unzweckmäßigen Verwendungen 
entgegenzutreten, nach Anhörung des Patrons und des Kirchen⸗Kollegiums, reſp. des 
Kreisſchulinſpektors andere zweckmäßigere Verwendung zu ſubſtituieren, reſp. auf das 
Extraordinarium Ausgaben anzuweiſen, welche der geſetzlichen Beſtimmung der Kirchſpiels⸗ 
ſchulkaſſen entſprechen. Dieſe Befugnis wird durch den Zuſatz 194 des Oſtpr. Prov.⸗R., 
wonach bei proteſtantiſchen adligen Patronatskirchen die im $ 687, II. 11 A. L.⸗R. vor⸗ 
geſchriebene Genehmigung der geiſtlichen Obern zu außerordentlichen Ausgaben nicht er⸗ 
forderlich iſt, nicht berührt ꝛc. Das Recht der Reg. zur Beaufſichtigung der Verwaltung 
der Kirchſpielsſchulkaſſen, ſoweit dasſelbe über die Beaufſichtigung des Kreisſchulinſpektors 
als des nächſten Aufſichtsbeamten hinausgeht, iſt nicht ſowohl aus dem 8 37 Nr. 2 der 
Sch.⸗O., als vielmehr aus dem den Regg. zuſtehenden allgemeinen Aufſichtsrechte über das 
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geſamte Schulweſen abzuleiten. Wenn hiernach einerſeits die Befugniſſe der Reg. weiter 
gehen, als diejenigen der geiſtlichen Obern bei der Verwaltung des Kirchenvermögens, ſo 
iſt doch andererſeits in der Verwaltung der Kirchſpielsſchulkaſſen und in der Dispoſition. 
über die Einkünfte derſelben nach Maßgabe des § 69 a. a. O. den Kirchenkollegien mög⸗ 
lichſt freie Hand zu laſſen, eine Anderung der von ihnen getroffenen Beſtimmungen nicht 
ohne dringenden Anlaß und nicht, ohne ſie und den Patron vorher gehört zu haben, anzu⸗ 
ordnen und überhaupt von aufſichtswegen nur dann einzuſchreiten, wenn die Kirchenkollegien 
die geſetzliche Beſtimmung der gedachten Kaſſen nicht beachten und unzweifelhaft bedürftigere 
Gemeinden gegen andere minder bedürftige zurückſetzen, oder eine im Intereſſe des Schul⸗ 
weſens notwendige Ausgabe aus den nach Erfüllung des geſetzlichen Zwecks der Kirchſpiels⸗ 
Schulkaſſen verbleibenden Revenüen⸗Uberſchüſſen zu beſtreiten ſich weigern. 

2. Inbetreff der dem Patronate des biſchöflichen Stuhls von Ermland unterworfenen 
Schulen gebührt dem biſchöflichen Stuhle gleich jedem andern Privatpatrone die nächſte und 
unmittelbare Beaufſichtigung des Schulvermögens, alſo auch die Aufſtellung des Schuletats, 
die Leitung der Adminiſtration des vorhandenen Schulvermögens innerhalb der durch dieſe 
Etats gegebenen Grenzen und ebenſo die Abnahme und Dechargierung der jährlichen 
Rechnungen. Dagegen hat die Reg. als Aufſichtsbehörde über das Elementarſchulweſen 
ſowohl die Befugnis als die Verpflichtung, 

1. von den aufgeſtellten Etats Kenntnis zu nehmen und dieſelben nach vorgängiger 
Prüfung zu beſtätigen; 

2. die rechtzeitige und ordnungsmäßige Legung und Abnahme der Rechnungen zu 
kontrollieren und ſich zu dieſem Behufe Rechnungs⸗Extrakte vorlegen zu laſſen; 

3. bei beſonderer Veranlaſſung nicht bloß die Rechnungen, Beläge und Etats einzu⸗ 
fordern, ſondern auch nach Bewandtnis der Umſtände eine außerordentliche Reviſion 
der Verwaltung eintreten zu laſſen, wie es auch dabei ſein Bewenden behält, daß zur 
Erwerbung und Veräußerung von Grundvermögen, zur Führung von Prozeſſen und 
ähnlichen die Subſtanz betreffenden Verfügungen die Autoriſation der Reg. nach⸗ 
geſucht werden muß. 

3. Aus den in den Kirchſpielsſchulkaſſen disponibeln Fonds können bedürftigen 
Schulſozietäten innerhalb des betreffenden Kirchſpiels verzinsliche oder unverzins liche Vor⸗ 
ſchüſſe behufs der Einrichtung neuer Schuletabliſſements auf dem platten Lande auch ohne 
hypothekariſche Eintragung auf die geſamten Grundſtücke der Schulſozietätsmitglieder unter 
dem Beding der Rückerſtattung in angemeſſenen Teilzahlungen gewährt werden. 

4. Zu den herkömmlichen Einnahmen gehörten früher die durch die prineip. regul. 
§ 4, 5 und 13 feſtgeſetzten 12 Mark aus den Kirchenkaſſen, welche im Unvermögensfalle 
der Kirchenpatron zu entrichten hatte, und bei unvermögenden Amtskirchen Kgl. Patronats 
laut Kab.⸗Ordre vom 24. Juli 1802 auf die Spezial⸗Amter⸗Etats übernommen werden 
ſollten; ferner die Erträge des zweiten Klingebeutels und der bei Gelegenheit der jährlichen, 
aufgrund des General⸗Schul⸗Regl. vom 12. Auguſt 1763 $ 9 ſtattfindenden Schulpredigt 
abgehaltenen Kollekte durch die Schulvorſteher. 

Nach den Beſtimmungen des Geſ. v. 4. Juli 1876, betr. die Beſeitigung einzelner 
kirchl. Abgaben und Leiſtungen für Schul⸗ ꝛc. Zwecke (Geſ.⸗Samml. S. 285) find ſeit dem 
1. Januar 1877 die von Taufen, Trauungen und kirchl. Begräbniſſen für Schulzwecke zu 
entrichtenden Abgaben in Wegfall gekommen, und die Lehrer, welche auf den Ertrag der 
aufgehobenen Abgaben einen Anſpruch hatten, von den zur Unterhaltung der Schule Ver⸗ 
pflichteten entſchäbigt worden. Es find durch das Geſetz aber nur ſolche Abgaben, welche 
bei kirchl. Begräbniſſen ohne jede Gegenleiſtung für Schul⸗ ꝛc. Zwecke zu entrichten waren, 
und nicht alſo Gebühren für beſtimmte Leiſtungen in Wegfall gekommen. — Im $ 2 des 
gedachten Geſetzes find auch die auf den 88 4, 5, 13 und 17 der prineip. regul. beruhenden 
Verpflichtungen aufgehoben. Die den Ortsſchulkaſſen dadurch entſtandenen Ausfälle ſind 
nach Maßgabe der Beſtimmungen der Sch.⸗O. anderweitig aufzubringen, insbeſondere auch 
in dem Falle, wenn die Kirchſpielsſchulkaſſen weder aus den Revenüen, noch aus dem Beſtande 
des Kapitalvermögens den Ortsſchulkaſſen die hergebrachten oder feſtgeſetzten Beihilfen ferner 
gewähren können. 


8 70. N 


Den Schulen verbleiben inbezug auf ihr Vermögen die ihnen in den 
$$ 18 bis 20 Teil II. Titel 12 des Allgemeinen Landrechts beigelegten Rechte. 
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8 71. 
Hinſichtlich des Schulunterrichts der Kinder von Militärperſonen behält 
es bei den Beſtimmungen der Militär⸗Kirchenordnung vom 12. Februar 1832 
und der Garniſon⸗Schulinſtruktion vom 27. September 1834, ſowie hinſichtlich 
der Beſtrafung der Schulverſäumniſſe der Soldatenkinder bei der Beſtimmung 
des Kriegsminiſteriums vom 26. Dezember 1832 ſein Bewenden. 


§ 72. Schluß⸗Beſtimmung. 

Unſere Regierungen werden mit der Ausführung des gegenwärtigen Ge⸗ 
ſetzes beauftragt. Nach Vollendung der erforderlichen Vorbereitungen haben 
dieſelben durch das Amtsblatt den Zeitpunkt bekannt zu machen, mit welchem 
die Beſtimmungen dieſes Geſetzes zur Anwendung kommen. Mit dieſem Zeit⸗ 
punkte treten auch die Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts Teil II. Tit. 12 
s$ 12 bis 53 (von gemeinen Schulen), des Oſtpreußiſchen Provinzialrechts, 
Zuſatz 215 bis 224 und des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts 88 62 bis 67, 
ſowie der Principia regulativa vom 30. Juli 1736 und der Verordnung vom 
30. November 1840 über die fortwährende Anwendbarkeit der gedachten 
Principia regulativa (Geſetzſammlung von 1841 Seite 11 und 12), ſoweit 
auf dieſelben in dem gegenwärtigen Geſetze nicht ausdrücklich Bezug genommen 
worden iſt, für die Provinz Preußen außer Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 11. Dezember 1845. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
u. Bayen. Mühler. u. Uagler. Nother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. 

v. VBodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Flottwell. Ahden. Frh. v. Canitz. 
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Zweite Abteilung. 


I. Die Principia regulativa vom 30. Juli 1736. 


Das Schulgebäude errichten und unterhalten die aſſoziierten Gemeinden auf 


den Fuß, wie die Prieſter⸗ und Küſterhäuſer. 


. Se. Königl. Majeſtät geben das freie Bauholz; Thüren, Fenſter und Kachel⸗ 


ofen werden von den Kollektengeldern verfertigt. 


. Ge. Majeſtät geben das freie Brennholz, welches die Gemeinden anfahren. 
Jede Kirche, ſowohl in den Städten, als auf dem Lande, zahlt zum Unter⸗ 


halt der Schulmeiſter jährlich 4 Rthlr.; dagegen der Pastor loci die Schul⸗ 
meiſter dahin anhält, daß ſie den Kirchendienſt, als z. E. die Kirchen rein 
zu machen, mit verrichten helfen. 

Die Praecentores nehmen an beſagten 4 Rthlrn. keinen Teil, ſondern 
ſolche bleiben lediglich zum Unterhalte vor die Schulmeiſter. 
Sollten ſo arme Kirchen ſein, daß ſie ſothane 4 Rthlr. jährlich aufzubringen 
nicht im ſtande, zahlet ſolche der Patronus ecclesiae. 


. Zur Subsistenz wird dem Schulmeiſter eine Kuh und ein Kalb, item ein 


Paar Schweine und etwas Federvieh frei auf der Weide gehalten und zwei 
Fuder Heu und zwei Fuder Stroh gereichet. Hiernächſt bekommt er 


. Bon Sr. Königl. Maj. einen Morgen Land (welcher allemal hinter ſeinem 


Hauſe anzuweiſen), ſolchen aufs beſte zu nutzen. Die eingewidmeten Dorf⸗ 
ſchaften bearbeiten ihn und halten ihn im Gehege. 


Bekommt der Schulmeiſter von den geſamten Bauern feines Diſtrikts 


P. Hef ½ Roggen, 2 Metz Gerſte. Gehet der Roggen über ½ Winſpel, 
werden die Portiones der Bauern kleiner; gehet er drunter, legen ſie zu. 


Jedes Schulkind a 5 bis 12 Jahren incl. giebt ihm jährlich, es gehe zur 


Schule oder nicht, 15 gr. prß oder 4 ggr. 

Iſt der Schulmeiſter ein Handwerker, kann er ſich ſchon ernähren; iſt er 
keiner, wird ihm erlaubt, in der Ernte 6 Wochen auf Tagelohn zu gehen. 
Der Schulmeiſter iſt frei von Kopf⸗ und Horn⸗Schoß, imgleichen Schutzgeld. 
Im Fall ein Bauer oder Inſtmann mehr als zwei Kinder hätte, die zur 
Schule gebracht werden könnten, wird der Überreſt des Schulgeldes von 
den Intereſſen der 50000 Rthlr. bezahlet. 

Der zweite Klingebeutel iſt vor die Schulmeiſter. | 
Wo Köllmer wohnen, dieſelben geben den Bauern gleich, nämlich Yı Korn 
und 2 Metz Gerſte. Weil aber ſonſt ihre Kondition beſſer, als der Bauern, 
bezahlen ſie vor jedes Kind jährlich 6 ggr. Schulgeld. Aus obigen Fonds 
der 50000 Rthlr. wird ihnen nichts zur Hülfe gegeben. 


. Die Beamten find zwar frei; ſchicken fie aber ihre Kinder zur Schule, zahlen 


ſie vor das Kind monatlich 2 ggr. Alle übrige Amtsbediente zahlen wie die 
Köllmer p. Kind 6 ggr. jährlich. Forſtbediente wie die Beamten; Warten 
in schie Bauern. Dieſe letztern ſind auch gehalten, ihre Kinder zur Schule 
zu ſchicken. 
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16. Jedes Schulkind, wenn es fonfirmiert wird, bezahlet dem Schulmeiſter 6 ggr. 

17. Aller Orten, wo unumgängliche impedimenta ſein, daß keine hinlängliche 
Sozietäten zuſammengebracht werden können, e. g. wo durch Waſſer oder 
Wald ſtarke Abſchnitte fein, wird der Zuſchub aus dem zweiten Klingebeutel 
gethan; und weil dieſer nicht weit hinreichen wird, kann vor jede Hochzeit 
von dem Pastore loci 30 gr. prß. oder 8 ggr. zur Subsistenz der Schulmeiſter 
gefordert und zum Zuſchub an ſolchen Orten angewandt werden, damit der 
Königl. Fonds der 50000 Rthlr. nicht beſchweret werde. 

18. Jedem Schulmeiſter muß ein Platz zum Küchen⸗Garten gleich hinter ſeinem 
Hauſe angewieſen werden. 

19. Wird ſich der Adel hiernach zu richten haben und zur gemeinſchaftlichen 
Einrichtung der Schulen die Hand bieten, wiewohl ihnen frei ſtehet, die 
Sache nach ihrem beſten Gefallen einzurichten, nur, daß der Schulmeiſter 
ſeine Suſiſtenz habe, und der von Se. Königl. Majeſtät intendierte Endzweck 
erreicht werde. 

Endlich ſo muß jeder Prediger auf die richtige Obſervanz dieſer Stif⸗ 
tung vigilieren und die Saumſeligen ſofort bei der Königl. Kriegs⸗ und 
Domänen⸗Kammer anzeigen, welche ſodann, wenn der Beamte längſtens binnen 
14 Tagen das rückſtändige Schulgeld nicht beiſchafft, die Beamten dazu an⸗ 
zuhalten und das Geld allenfalls von der Lieferung abzuziehen hat. 


Königsberg, den 30. Juli 1736. 


Auf Veranlaſſung König Friedrich Wilhelms IV., welcher gleich nach ſeiner 
Thronbeſteigung ſeine Fürſorge dem Schulweſen der Provinz Preußen zu⸗ 
wandte, erging unterm 30. Novbr. 1840 die Verordnung, betreffend die An⸗ 
wendbarkeit der prineipia regulativa und der ſpäteren, dieſelben abändernden 
und ergänzenden Beſtimmungen hinſichtlich der Einrichtung der Landſchulen 
Rönigl. Patronats in der Provinz Preußen (Geſ.⸗S. 1841, S. 11.) 


Wir Friedrich Wilhelm 2c. 


Zur Beſeitigung der über die fortdauernde Gültigkeit der unter dem Namen: Principia 
regulativa oder General⸗Schulplan, nach welchem das Landſchulweſen im Königreich Preußen 
eingerichtet werden ſoll, unterm 30. Juli 1736 erlaſſenen, den 1. Auguſt 1736 landesherrlich 
beſtätigten und durch das Notifikationspatent vom 28. Septbr. 1772 auch in Weſtpreußen 
eingeführten V. und der ſpäter ergangenen, dieſelbe bezw. abändernden und ergänzenden 
Vorſchriften, namentlich des Reſk. v. 29. Oktober 1741 und des Reglements vom 2. Januar 
1743 eh Zweifel jegen Wir auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums hierdurch 
folgendes feſt: 

§ 1. Bei denjenigen Schulen Königl. Patronats, welche ſeit dem Jahre 1736 unter 
den in den Regulativprinzipien vorgeſchriebenen Bedingungen eingerichtet worden find, haben 
erſtere, nach Maßgabe der in den Schuleinrichtungs⸗Protokollen und anderweiten Urkunden 
getroffenen Feſtſetzungen, verbindende Kraft und behalten ſolche ſo lange, bis etwa durch die 
im Zuſatze 215 des Oſtpr. Provinzialrechts vom Jahre 1802 verheißene Schulordnung eine 
andere allgemeine Einrichtung für das Landſchulweſen getroffen ſein wird. 

§ 2. Hat ſich durch Vertrag oder verjährtes Herkommen eine vom Inhalte der ge⸗ 
dachten Prinzipien und der dieſelben abändernden und ergänzenden ſpäteren Beſtimmungen 
abweichende Norm gebildet, ſo hat es dabei ſein Bewenden. 

§ 3. Bei der Errichtung neuer und der Erweiterung ſchon beſtehender Schulen Kgl. 
Patronats ſollen, inſofern nicht der Beitritt benachbarter Dominien und Orts⸗Eingeſeſſenen, 
ſondern die wachſende Einwohnerzahl der Schul⸗Gemeine ſelbſt dazu die Veranlaſſung giebt, 
lediglich die Regulativprinzipien Anwendung finden. 

§ 4. Zu allen bei Schulen Kgl. Patronats vorkommenden Neubauten und Reparaturen, 
einſchließlich der im § 3 gedachten neuen Anlagen oder Erweiterungen wird das erforderliche 
Bauholz in dem in 8 2 der Regulativprinzipien angegebenen Umfange im allgemeinen auch 
ferner aus Unſern Forſten frei verabreicht. Wenn jedoch ein Schulgebäude durch Brand 
oder andern Zufall untergeht, giebt der Fiskus nur dann das freie Bauholz zu deſſen 
Wiederaufbau ganz oder teilweiſe her, wenn die Schul⸗Gemeine nicht ſelbſt eine Waldung 
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beſitzt, aus welcher ſolches bei forſtwirtſchaftlicher Benutzung ganz oder teilweiſe entnommen 
werden kann. 

85 Wenn Domänen⸗Einſaſſen mit Einſaſſen ſolcher Dörfer, welche Privaten oder 
Kommunen gehören, zu einer Schulſozietät verbunden ſind, gilt die Regel, daß die Sozietäts⸗ 
und Patronatslaſten, ſofern nicht durch die Schuleinrichtungsprotokolle und anderweite Ur⸗ 
kunden oder durch verjährtes Herkommen ($$ 1 u. 2) etwas anderes feſtgeſtellt iſt, von den 
verbundenen Eingeſeſſenen und Dominien gemeinſchaftlich getragen werden müſſen. 

§ 6. Bei der Errichtung neuer, aus den Einſaſſen und Dominien verſchiedener Ort⸗ 
ſchaften beſtehenden Schul⸗Gemeinen und der Erweiterung ſchon vorhandener Schul⸗Gemeinen 
durch den Beitritt der Einſaſſen und Dominien anderer Ortſchaften muß das Beitrags- 
verhältnis der einzelnen Mitglieder zu den Patronats⸗ und Sozietätslaſten vorher durch ein 
Regulativ beſtimmt werden. 

Die verbundenen Dominien tragen zu den gemeinſchaftlichen Patronatslaſten 
nach der Zahl der Haushaltungen ihrer Hinterſaſſen bei, wogegen ſie die Patronatsrechte 
1 ausüben. Die Verteilung der Sozietätslaſten iſt nach dem Herkommen zu 
bewirken. 

Gegeben Charlottenburg, den 30. November 1840. 


Friedrich Wilhelm. 


II. 


A. Allgemeine Beſtimmungen über Einrichtung, Aufgabe und Ziel 
der preußiſchen Volksſchule, vom 15. Oktober 1872. 


1. Die normalen Volksſchuleinrichtungen. 

Normale Volksſchuleinrichtungen ſind die mehrklaſſige Volksſchule (5.), die 
Schule mit 2 Lehrern (4.) und die Schule mit einem Lehrer, welche entweder 
die einklaſſige Volksſchule (2.) oder die Halbtagsſchule iſt (3.) 

2. Die einklaſſige Volksſchule. 

In der einklaſſigen Volksſchule werden Kinder jedes ſchulpflichtigen Alters 
in ein und demſelben Lokale durch einen gemeinſamen Lehrer gleichzeitig unter⸗ 
richtet. Die Zahl derſelben ſoll nicht über achtzig ſteigen. 

In der einklaſſigen Volksſchule erhalten die Kinder der Unterſtufe in der 
Regel wöchentlich 20, der Mittel- und Oberſtufe 30 Lehrſtunden, einſchließlich des 
Turnens für die Knaben und der weiblichen Handarbeiten für die Mädchen. 


3. Die Halbtagsſchule. 


Wo die Anzahl der Kinder über achtzig ſteigt oder das Schulzimmer auch 
für eine geringere Zahl nicht ausreicht, und die Verhältniſſe die Anſtellung eines 
zweiten Lehrers nicht geſtatten; ſowie da, wo andere Umſtände dies notwendig 
erſcheinen laſſen, kann mit Genehmigung der Regierung die Halbtagsſchule einge⸗ 
richtet werden, für deren Klaſſen zuſammen wöchentlich 32 Stunden angeſetzt werden. 


4. Die Schule mit zwei Lehrern. 

Sind zwei Lehrer an einer Schule angeſtellt, ſo iſt der Unterrricht in zwei 
geſonderten Klaſſen zu erteilen. Steigt in einer ſolchen Schule die Zahl der 
Kinder über hundert und zwanzig, fo iſt eine dreiklaſſige Schule einzurichten. In 
dieſer kommen auf die dritte Klaſſe wöchentlich 12, auf die zweite Klaſſe wöchent⸗ 
lich 24, auf die erſte Klaſſe wöchentlich 28 Lehrſtunden. 


5. Die mehrklaſſige Volksſchule. 


In Schulen von drei und mehr Klaſſen, ſoweit dieſelben nicht unter 4. 
fallen, erhalten die Kinder der unteren Stufe wöchentlich 22, die der mittleren 
28, die der oberen 30 bis 32 Unterrichtsſtunden. 
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6. Die Trennung der Geſchlechter in der Schule. 

Für mehrklaſſige Schulen (5.) iſt rückſichtlich der oberen Klaſſen eine Tren⸗ 
nung der Geſchlechter wünſchenswert. Wo nur zwei Lehrer angeſtellt ſind, iſt 
eine Einrichtung mit zwei beziehungsweiſe drei aufſteigenden Klaſſen derjenigen 
zweier nach den Geſchlechtern getrennten einklaſſigen Volksſchulen vorzuziehen. 


7. Vereinigung kleiner Schulgemeinden zu einem gemeinſamen 
Schulſyſtem. 
Wo an einem Orte mehrere einklaſſige Schulen beſtehen, iſt deren Vereinigung 
zu einer mehrklaſſigen Schule anzuſtreben. 


8. Die Einrichtung und Ausſtattung des Schulzimmers. 

Das Schulzimmer muß mindeſtens ſo groß ſein, daß auf jedes Schulkind ein 
Flächenraum von 0, qm kommt; auch iſt dafür zu ſorgen, daß es hell und luftig 
ſei, eine gute Ventilation habe, Schutz gegen die Witterung gewähre und aus⸗ 
reichend mit Fenſtervorhängen verſehen ſei. Die Schultiſche und Bänke müſſen in 
ausreichender Zahl vorhanden und ſo eingerichtet und aufgeſtellt ſein, daß alle 
Kinder ohne Schaden für ihre Geſundheit ſitzen und arbeiten können. Die Tiſche 
ſind mit Tintenfäſſern zu verſehen. 

Zur ferneren Ausſtattung des Schulzimmers gehört namentlich eine hinreichende 
Anzahl von Riegeln für die Mützen, Tücher, Mäntel u. dgl.; ferner eine Schul⸗ 
tafel mit Geſtell, eine Wandtafel, ein Katheder oder ein Lehrertiſch mit Verſchluß, 
ein Schrank für die Aufbewahrung von Büchern und Heften, Kreide, Schwamm. 


9. Die unentbehrlichen Lehrmittel. 


Für den vollen Unterrichtsbetrieb ſind erforderlich: 
je ein Exemplar von jedem in der Schule eingeführten Lehr⸗ und Lernbuche, 
. ein Globus, 
eine Wandkarte von der Heimatsprovinz, 
eine Wandkarte von Deutſchland, 
. eine Wandkarte von Paläſtina, 5 
. einige Abbildungen für den weltkundlichen Unterricht, 
Alphabete weithin erkennbarer auf Holz⸗ oder Papptäfelchen geklebter Buch⸗ 
ſtaben zum Gebrauch beim erſten Leſeunterricht, 
. eine Geige, 
Lineal und Zirkel, 
10. eine Rechenmaſchine; . 
in evangeliſchen Schulen kommen noch hinzu: 
11. eine Bibel und 
12. ein Exemplar des in der Gemeinde eingeführten Geſangbuches. 
Für die mehrklaſſigen Schulen ſind dieſe Lehrmittel angemeſſen zu ergänzen. 
10. Tabellen und Liſten. 

Der Lehrer hat eine Schulchronik, ein Schülerverzeichnis, einen Lehrbericht 
(Nachweiſung der erledigten Unterrichtsſtoffe) und eine Abſentenliſte regelmäßig zu 
führen. Außerdem muß er den Lehrplan, den Lektionsplan und die Penſenver⸗ 
teilung für das laufende Semeſter ſtets im Schulzimmer haben. 


11. Die Schulbücher und Schulhefte. 
Lernmittel für die Schüler der Volksſchule mit einem oder zwei Lehrern ſind 
folgende: a. Bücher: 
1. die Leſefibel und das Schulleſebuch, 
2. ein Schülerheft für den Rechenunterricht, 
3. ein Liederheft, Ri 
außerdem die für den Religionsunterricht beſonders eingeführten Bücher, 
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b. eine Schiefertafel nebſt Griffel Schwamm, Lineal und Zirkel, 
je. Hefte mindeſtens: 
1. ein Diarium, 
2. ein Schönſchreibeheft, b 
3. ein Heft zu orthographiſchen und Aufſatzübungen, 
auf den oberen Stufen 
4. ein Zeichenheft. \ 

Den Schülern der mehrklaſſigen Volksſchule darf die Anſchaffung beſonderer 
kleiner Leitfäden für den Unterricht in den Realien, ſowie diejenige eines ſtufen⸗ 
weiſe fortſchreitenden mehrbändigen Leſebuches und eines Handatlas zugemutet 
werden. Ebenſo haben dieſe für die einzelnen Lehrgegenſtände beſondere Hefte 
zu führen. 

12. Die Gliederung der Volksſchule. 

Die Volksſchule, auch die einklaſſige, gliedert ſich in drei Abteilungen, welche 
den verſchiedenen Alters⸗ und Bildungsſtufen der Kinder entſprechen. Wo eine 
Volksſchule vier Klaſſen hat, find der Mittelſtufe zwei, wo fie deren ſechs hat, 
jeder Stufe zwei Klaſſen zuzuweiſen. 


13. Die Lehrgegenſtände der Volksſchule. 


Die Lehrgegenſtände der Volksſchule ſind Religion, deutſche Sprache (Sprechen, 
Leſen, Schreiben), Rechnen nebſt den Anfängen der Raumlehre, Zeichnen, Ge⸗ 
ſchichte, Geographie, Naturkunde und für die Knaben Turnen, für die Mädchen 
weibliche Handarbeiten. 

In der einklaſſigen Volksſchule verteilen ſich die Stunden auf die einzelnen 
Gegenſtände und Stufen wie folgt: 5 

5 Mittelſtufe. Oberſtufe. 
ß ; 5 5 


Religion Nn 
Deuiſch a emen e e 11 10 8 
Rechnen 
Raumlehre/ 4 = a 
Zeichnen — 1 3 
Realien AT Sur. — 6 6 
J n 1 2 2) 
Turnen \ 2 2 
(Handarbef! ) 2 

20 30. 30 


In der mehrklaſſigen Schule: 
Unterſtufe. Mittelſtufe. Oberſtufe. 
a 4 4 4 


Religion Be 

DEREN IE Serleesterer 11 8 8 
Rn 4 u 4 
Kaumlehveme nl Mer SE es 2 
Deichn?rnß . et — 2 2 
Realien RN Se 6 6 (8) 
en TEN En 1 2 2 

Urnen i 7 
(Handarbeit) 5 2 2 
. FE 30 (32). 


In der Halbtagsſchule und in der Schule mit zwei Lehrern und drei Klaſſen 
(4.) treten die nötigen Veränderungen nach Maßgabe des Bedürfniſſes ein. 
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14. Der katholiſche Religionsunterricht. 


Inbezug auf den katholiſchen Religionsunterricht bleiben die bis jetzt gelten⸗ 
den Beſtimmungen mit denjenigen Modifikationen, welche ſich aus der Veränderung 
der Stundenzahl ergeben, bis auf weiteres in Kraft. 


15. Aufgabe und Ziel des evangeliſchen Religionsunterrichtes. 


Die Aufgabe des evangeliſchen Religionsunterrichtes iſt die Einführung der 
Kinder in das Verſtändnis der heiligen Schrift und in das Bekenntnis der Ge⸗ 
meinde, damit die Kinder befähigt werden, die heilige Schrift ſelbſtändig leſen 
und an dem Leben, ſowie an dem Gottesdienſte der Gemeinde lebendigen Anteil 
nehmen zu können. 

16. Die heilige Geſchichte. 

Die Einführung der Schüler in die heilige Schrift ſtellt ſich als Unterricht 
in der bibliſchen Geſchichte und Auslegung zuſammenhängender Schriftabſchnitte, 
insbeſondere auch der evangeliſchen und epiſtoliſchen Perikopen des Kirchenjahres dar. 

Den Kindern der Unterſtufe werden wenige Geſchichten vorgeführt; aus dem 
alten Teſtamente werden vorzüglich ſolche aus dem erſten Buche Moſis und etwa 
noch die von Moſes und von Davids erſter Zeit, aus dem neuen die von der 
Geburt, der Kindheit, dem Tode und der Auferſtehung Jeſu Chriſti und einige 
dem kindlichen Verſtändnis vorzugsweiſe naheliegenden Erzählungen aus dem 
Leben gewählt. 

Im weiteren Fortgang des Unterrichts erhalten die Schüler eine planmäßig 
geordnete Reihe der wichtigſten Erzählungen aus allen Perioden der heiligen Ge⸗ 
ſchichte des alten und neuen Teſtaments und aufgrund derſelben eine zuſammen⸗ 
hangende Darſtellung der heiligen Geſchichte, in welcher namentlich das Lebensbild 
Jeſu deutlich hervortritt, und in die auch die Pflanzung und erſte Ausbreitung 
der Kirche aufzunehmen iſt. An dieſe Geſchichte ſchließt ſich diejenige der Be⸗ 
gründung des Chriſtentums in Deutſchland, der deutſchen Reformation und Nach⸗ 
richten über das Leben der evangeliſchen Kirche in unſerer Zeit an. 

In mehrklaſſigen Schulen iſt dieſer Unterricht und insbeſondere auch die Dar⸗ 
ſtellung der chriſtlichen Kirchengeſchichte entſprechend zu erweitern. 

Der Lehrer hat die bibliſchen Geſchichten in einer dem Bibelwort ſich an⸗ 
ſchließenden Ausdrucksweiſe frei zu erzählen, ſie nach ihrem religiöſen und ſitt⸗ 
lichen Inhalt in einer Geiſt und Gemüt bildenden Weiſe zu entwickeln und frucht⸗ 
bar zu machen. Geiſtloſes Einlernen iſt zu vermeiden. 


17. Das Bibelleſen. 


In den bibliſchen Geſchichtsunterricht der Oberſtufe fügt ſich die Erklärung 
zuſammenhangender Schriftabſchnitte aus den prophetiſchen und den poetiſchen 
Büchern des alten Teſtamentes, beſonders der Pſalmen und aus den Schriften des 
neuen Teſtamentes. 

Das Maß des in dieſem Unterrichte zu behandelnden Stoffes und die Aus⸗ 
wahl desſelben iſt je nach den Verhältniſſen der einzelnen Schulen in dem Lehr⸗ 
plane derſelben zu beſtimmen. 


18. Die Perikopen. 

An jedem Sonnabend ſind den Kindern die Perikopen des nächſtfolgenden 
Sonntags vorzuleſen und kurz auseinanderzulegen. Ein Memorieren der Perikopen 
findet nicht ſtatt. 

19. Der Katechismus. 

Die Einführung in das Bekenntnis der Gemeinde wird durch die Erklärung 

des in derſelben eingeführten Katechismus unter Heranziehung von bibliſchen Ge⸗ 
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ſchichten, Bibelſprüchen und Liederverſen oder ganzen Liedern vermittelt; dabei 
iſt aber Überladung des Gedächtniſſes zu vermeiden. a 

Im allgemeinen gilt es als Regel, daß beſondere Stunden für den Katechis⸗ 
mus in der Volksſchule mit einem oder zwei Lehrern erſt auf der obern Stufe, 
in der mehrklaſſigen Schule früheſtens in den Mittelklaſſen eintreten. 

Es find dafür höchſtens zwei Stunden anzuſetzen. 

Wofern nicht beſondere Verhältniſſe eine Anderung nötig machen, fallen, wo 
der lutheriſche Katechismus eingeführt iſt, nur die drei erſten Hauptſtücke des⸗ 
ſelben in das Penſum der Volksſchule und zwar in der Art, daß auf der Unter⸗ 
ſtufe der einfache Wortlaut der zehn Gebote und des Vaterunſers, auf der Mittel⸗ 
ſtufe die beiden erſten Hauptſtücke des kleinen Katechismus mit der lutheriſchen 
Erklärung, auf der Oberſtufe das dritte Hauptſtück zur Aneignung kommen. 

10 1 Erklärung der folgenden Hauptſtücke bleibt dem Konfirmationsunterrichte 
überlaſſen. 


20. Das geiſtliche Lied. 


Auf allen Stufen des Religionsunterrichtes iſt die Beziehung auf das Kirchen⸗ 
lied zu nehmen. Auf der Unterſtufe kommen vorzugsweiſe einzelne Verſe, auf 
den beiden oberen neben ſolchen auch ganze Lieder zur Behandlung. Dieſe hat 
ſich nicht auf diejenigen Lieder zu beſchränken, welche memoriert werden ſollen, und 
es ſind bei der Auswahl der Lieder auch diejenigen aus der neueren und neueſten 
Zeit zu berückſichtigen. 

Wo nicht ein beſonderes Schulgeſangbuch eingeführt iſt, werden die Texte der 
Lieder in der Regel aus dem in der betreffenden Kirchengemeinde in Brauch be— 
findlichen Geſangbuche genommen. 

Zur gedächtnismäßigen Aneignung ſind höchſtens 20 Lieder zu wählen, welche 
nach Inhalt und Form dem Verſtändnis der Kinder angemeſſen ſind. Dem Me⸗ 
morieren muß die Erklärung des Liedes und die Übung im ſinngemäßen Vortrage 
desſelben vorangehen. 


21. Gebete. 


Bereits auf der Unterſtufe lernen die Kinder einige kurze und leichte Morgen-, 
Mittags⸗ und Abendgebete, auf den oberen Stufen iſt ihnen die Einrichtung des 
öffentlichen Gottesdienſtes zu erklären. Gedächtnismäßige Aneignung des allge⸗ 
nicht l. 8 ſowie anderer Teile des liturgiſchen Gottesdienſtes findet 
nicht ſtatt. 


22. Der Unterricht im Deutſchen. 


Der Unterricht im Deutſchen ſchließt die übungen im Sprechen, Leſen und 
Schreiben in ſich. Dieſe Gegenſtände müſſen auf allen Stufen in organiſchem 
Zuſammenhange mit einander bleiben, und ſoweit dies angeht, in gleichmäßigem 
Fortſchritte gefördert werden. 


23. Die übungen im mündlichen Ausdrucke. 


Die übungen im mündlichen Ausdrucke erfordern keinen abgeſonderten Unter⸗ 
richt. Sie bereiten vielmehr den Schreib- und Leſeunterricht vor und begleiten 
ihn auf ſeinen weiteren Stufen. ? 

Ihre Stoffe nehmen fie auf der Unterſtufe von den einfachften und den Kin⸗ 
dern zumeist bekannten Gegenſtänden, auf der Mittelſtufe von Gruppenbildern 
u. dgl., auf der oberen von den Sprachſtücken des Leſebuchs. N 

Ihr formelles Ziel ift, fortſchreitend auf den verſchiedenen Stufen, die Be⸗ 
fähigung des Schülers zu richtiger und deutlicher Ausſprache jedes einzelnen Wor⸗ 
tes und zum freien Ausdruck ſeiner Gedanken im einfachen Satze, die Befähigung 
zum korrekten und ſicheren Ausdrucke im zuſammengeſetzten Satze unter Überwindung 
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der gewöhnlichen Fehler im Gebrauche der Wortformen und in der Satzbildung, 
und endlich die Befähigung zur freien und richtigen Wiedergabe fremder Stoffe, 
wie zur Ordnung und klaren Darſtellung der eigenen Gedanken. 


24. Der Unterricht im Schreiben und Leſen. 

Der Unterricht im Schreiben und Leſen iſt nach der im Seminare des be⸗ 
treffenden Bezirks eingeführten Methode zu erteilen; die Anwendung der Buch⸗ 
ſtabiermethode iſt ausgeſchloſſen. 

Ziel iſt: für die Unterſtufe die Befähigung der Kinder, zuſammenhangende 
Sprachſtücke richtig leſen und kurze Sätze nicht nur ab⸗, ſondern auch ſelbſtändig 
aufſchreiben zu können, für die Mittelſtufe diejenige, ganze Sprachſtücke in gebun⸗ 
dener und ungebundener Rede, in deutſcher und lateiniſcher Schrift ohne Anſtoß 
und ſinnrichtig zu leſen, ein einfaches Diktat richtig aufzuſchreiben und ein nach 
Form und Inhalt leichtes Sprachſtück ſelbſtändig niederzuſchreiben. Auf der Ober⸗ 
ſtufe ſind die Schüler dahin zu führen, daß ſie ſchwierigere Sprachſtücke, deren 
Inhalt ihrem Lebenskreiſe nicht zu fern liegt, leicht und mit Ausdruck vom Blatt 
leſen, Diktate dieſer Art fehlerfrei niederſchreiben und auch größere Sprachſtücke 
richtig wiedergeben können. 

Für die Übung im Schreiben werden beſondere Schreibſtunden auf der Mittel⸗ 
und auf der Oberſtufe der Schule mit einem oder zwei Lehrern, ſowie in den 
Mittelklaſſen der mehrklaſſigen Schule eingerichtet. In den Oberklaſſen der letz⸗ 
teren kann die Übung außerdem zum Gegenſtand häuslicher Aufgaben gemacht 
werden. Ziel des Unterrichtes iſt die Aneignung einer ſaubern, deutlichen und 
gewandten Schrift in allen, auch in ſchnell gefertigten Schriftſätzen. 

Die Reſultate eines guten Unterrichtes müſſen demnach in allen Heften der 
Schüler zum Vorſchein kommen. 

Als Inhalt der Vorſchriften empfehlen ſich volkstümliche Sprichwörter, gute 
und zeitgemäße Muſter von geſchäftlichen Formularen und Aufſätzen. 

25. Der Unterricht in der deutſchen Sprachlehre. 

In den Oberklaſſen mehrklaſſiger Schulen ſind für Unterricht und übung in 
der deutſchen Sprachlehre beſondere Stunden anzuſetzen; in der Schule mit einem 
oder zwei Lehrern iſt derſelbe mit dem übrigen Sprachunterrichte zu verbinden. 

Ziel iſt für die Mittelſtufe: Kenntnis des einfachen Satzes und der einfachſten 
Verhältniſſe aus der Wortlehre; für die Oberſtufe: der erweiterte Satz und weiter⸗ 
gehende Belehrungen aus der Wort⸗ und Wortbildungslehre. 

26. Das Leſebuch. 

Dem geſamten Unterrichte im Deutſchen liegt das Leſebuch zugrunde. 

Bei der Behandlung desſelben iſt womöglich der geſamte Inhalt desſelben 
nach und nach zu verarbeiten. 

Das Leſebuch iſt nicht nur zur Erzielung der Leſefertigkeit, ſondern auch zur 
Einführung in das Verſtändnis der in demſelben enthaltenen Muſterſtücke zu be⸗ 
nutzen. Die Auswahl der Stücke iſt ſo zu treffen, daß jährlich wechſelnd ungefähr 
30 zur Behandlung kommen. 

Geeignete Sprachſtücke poetiſcher Form, und zwar in Schulen mit einem oder 
zwei Lehrern beſonders Volksliedertexte, werden auf allen drei Stufen nach voran⸗ 
gegangener Beſprechung memoriert. 

Auf der Oberſtufe mehrklaſſiger Schulen wird das Leſebuch auch dazu benutzt, 
den Kindern Proben von den Hauptwerken der vaterländiſchen, namentlich der 
volkstümlichen Dichtung und einige Nachrichten über die Dichter der Nation zu 
geben; doch beſchränken ſich dieſe Mitteilungen auf die Zeit nach der Reformation. 

Die Auswahl der einzuführenden Leſebücher iſt aus denen zu treffen, welche 
ein volkstümliches Gepräge tragen und durch ihren geſamten Inhalt den erzieh⸗ 
lichen Zweck der Schule fördern. 
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Unter dieſen aber verdienen diejenigen den Vorzug, welche in ihrer Form 
korrekt ſind und auch in den geſchichtlichen und realiſtiſchen Teilen nicht eigene 
Ausarbeitungen der Herausgeber, ſondern Proben aus den beſten populären 
Darſtellungen der Meiſter auf dieſem Gebiete geben, und welche ſich von kirchlichen 
und politiſchen Tendenzen freihalten. Für Schulen, welche von Kindern verſchie⸗ 
dener Konfeſſion beſucht werden, ſind möglichſt nur ſolche Leſebücher zu wählen, 
welche keinen eigentlich konfeſſionellen Charakter haben. Aus den bereits einge⸗ 
führten Leſebüchern ſind die Sprachſtücke konfeſſionellen Inhaltes in den Religions⸗ 
unterricht zu verweiſen. 


27. Der Sprachunterricht in Schulen mit Kindern verſchiedener 
Nationalität. 

Bezüglich des Sprachunterrichtes in ſolchen Schulen, in welchen die Kinder 
oder ein Teil derſelben eine andere als die deutſche Sprache reden, kommen 
die hierüber ergangenen oder noch ergehenden beſonderen Beſtimmungen zur An⸗ 
wendung. 


28. Der Rechenunterricht. 


Auf der Unterſtufe werden die Operationen mit benannten und unbenannten 
Zahlen im Zahlenraume von 1 bis 100, auf der mittleren diejenigen im unbe⸗ 
grenzten Zahlenraume mit benannten und unbenannten Zahlen gelernt und geübt; 
auf der letzteren auch angewandte Aufgaben aus der Durchſchnittsrechnung, Reſo⸗ 
lutionen und Reduktionen und einfache Regel de tri gerechnet. Penſum der Ober⸗ 
ſtufe ſind die Bruchrechnung, welche bereits auf den unteren Stufen in der geeig⸗ 
neten Weiſe vorbereitet werden muß, und deren Anwendung in den bürgerlichen 
Rechnungsarten, ſowie eingehende Behandlung der Dezimalbrüche. 

In der mehrklaſſigen Schule erweitert ſich das Penſum in den bürgerlichen 
Rechnungen durch Aufnahme der ſchwierigen Arten und das in der Rechnung mit 
Dezimalen durch die Lehre von den Wurzelextraktionen. 

Auf der Unterſtufe wird in der Schule mit einem oder zwei Lehrern, ſoweit 
es ſein kann, in der mehrklaſſigen Schule regelmäßig nur im Kopfe gerechnet. Bei 
Einführung einer neuen Rechnungsart geht auf allen Stufen das Kopfrechnen dem 
Tafelrechnen voran. Bei der praktiſchen Anleitung iſt überall die Beziehung auf 
das bürgerliche Leben ins Auge zu faſſen; darum ſind die Exempel mit großen 
vielſtelligen Zahlen zu vermeiden und die angewandten Aufgaben ſo zu ſtellen, 
wie ſie den wirklichen Verhältniſſen entſprechen. 

Durch die Aufgaben ſind die Schüler zugleich mit dem geltenden Syſteme der 
Maße, Münzen und Gewichte bekannt zu machen. 

Das Rechnen iſt auf allen Stufen als Übung im klaren Denken und richtigen 
Sprechen zu betreiben; doch iſt als der letzte Zweck ſtets die Befähigung der 
Schüler zu ſelbſtändiger, ſicherer und ſchneller Löſung der ihnen geſtellten Auf⸗ 
gaben anzuſehen. 

Dem Unterrichte find in allen Schulen Aufgaben⸗ (Schüler-) Hefte, zu denen 
der Lehrer das Facitbüchlein in Händen hat, zugrunde zu legen. 


29. Der Unterricht in der Raumlehre. 


Das Penſum der Raumlehre bilden: die Linie (gerade, gleiche, ungleiche, 
gleichlaufende), der Winkel und deſſen Arten, Dreiecke, Vierecke, regelmäßige Figuren, 
der Kreis und deſſen Hülfslinien, die regelmäßigen Körper. a 

In der mehrklaſſigen Schule kommt die Lehre von den Linien und Winkeln und 
von der Gleichheit und Kongruenz der Figuren in elementarer Darſtellung hinzu. 

„Der Unterricht in der Raumlehre iſt ſowohl mit demjenigen im Rechnen, wie 
mit dem Zeichenunterrichte in Verbindung zu ſetzen. Während die Schüler in dem 
letzteren die Formen der Linien, Flächen und Körper richtig anzuſchauen und dar⸗ 
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zuftellen geübt werden, lernen fie im erſteren mit deren Maßzahlen ſicher und 
verſtändig operieren, die Länge der Linien, die Ausdehnung der Flächen und den 
Inhalt der Körper berechnen. 


30. Der Zeichenunterricht. 


In dem Zeichenunterricht ſind alle Kinder gleichzeitig und gleichmäßig zu 
beſchäftigen und bei fteter Übung des Auges und der Hand dahin zu führen, daß 
ſie unter Anwendung von Lineal, Maß und Zirkel vorgezeichnete Figuren nach 
gegebenem verjüngten oder erweiterten Maßſtabe nachzuzeichnen oder geometriſche 
Anſichten von einfach geſtalteten Gegenſtänden nach gegebenem Maßſtabe darzu⸗ 
ſtellen vermögen, z. B. von Zimmergeräten, Gartenflächen, Wohnhäuſern, Kirchen 
und andern Körpern, welche gerade Kanten und große Flächen darbieten. 

Wo dieſes Ziel erreicht iſt, kann beſonders begabten Kindern Gelegenheit ge⸗ 
geben werden, nach Vorlegeblättern zu zeichnen. 

Für den Zeichenunterricht der mehrklaſſigen Volksſchule wird eine beſondere 
Inſtruktion vorbehalten. 


31. Der Unterricht in den Realien. 


Beim Unterrichte in den Realien iſt das Leſebuch zur Belebung, Ergänzung 
und Wiederholung des Lehrſtoffes, welchen der Lehrer nach ſorgfältiger Auswahl 
anſchaulich und frei darzuſtelleu hat, zu benutzen. In mehrklaſſigen Schulen können 
daneben beſondere Leitfäden zur Anwendung kommen. Diktate ſind nicht zu ge⸗ 
ſtatten, ebenſo iſt das rein mechaniſche Einlernen von Geſchichtszahlen, Regenten⸗ 
reihen u. ſ. w., Länder⸗ und Städtenamen, Einwohnerzahlen, von Namen, Merk⸗ 
malen der Pflanzen, Maß⸗ und Verhältniszahlen in der Naturlehre verboten. 
In der Geographie und der Naturkunde iſt von der Anſchauung auszugehen, 
welche in der Geographie durch den Globus und die Karte, in der Naturbeſchrei⸗ 
bung durch die zur Beſprechung gebrachten Gegenſtände oder durch gute Abbil⸗ 
dungen, in der Naturlehre wenigſtens in der mehrklaſſigen Schule durch das 
Experiment zu vermitteln iſt. 

Überall, auch in mehrklaſſigen Schulen, iſt unter ſtufenweiſer Erweiterung 
des Stoffes von dem Leichteren zum Schwereren, von dem Näheren zum ferner 
Liegenden fortzuſchreiten. 

32. Geſchichte. 


In der Geſchichte ſind aus der älteren Geſchichte des deutſchen Vaterlandes 
und aus der älteren brandenburgiſchen Geſchichte einzelne Lebensbilder zu geben; 
von den Zeiten des dreißigjährigen Krieges und der Regierung des großen Kur⸗ 
fürſten an iſt die Reihe der Lebensbilder ununterbrochen fortzuführen. Soweit ſie 
dem Verſtändnis der Kinder zugänglich ſind, werden die kulturhiſtoriſchen Momente 
in die Darſtellung mit aufgenommen. 

Die Ausführlichkeit und die Zahl der Bilder beſtimmt ſich nach der Art der 
Schule und dem Maße der Zeit, die auf den Gegenſtand verwendet werden kann. 


33. Geographie. 

Der geographiſche Unterricht beginnt mit der Heimatskunde; ſein weiteres 
Penſum bilden das deutſche Vaterland und das Hauptſächlichſte von der allge⸗ 
meinen Weltkunde: Geſtalt und Bewegung der Erde, Entſtehung der Tages⸗ und 
Jahreszeiten, die Zonen, die fünf Weltmeere und die fünf Erdteile, die bedeu⸗ 
tendſten Staaten und Städte der Erde, die größten Gebirge und Ströme. 

Das Maß des darzubietenden Stoffes wird durch die Art der Schule bedingt; 
es iſt indes bei Aufſtellung des Lehrplanes vorzuziehen, nötigenfalls den Umfang 
des Lehrſtoffes zu beſchränken, ſtatt auf deſſen Veranſchaulichung zu verzichten und 
den Unterricht in Mitteilung bloßer Nomenklatur ausarten zu laſſen. 
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34. Naturbeſchreibung. 

Gegenſtand des Unterrichtes in der Naturbeſchreibung bilden außer dem 
Bau und dem Leben des menſchlichen Körpers: die einheimiſchen Geſteine, 
Pflanzen und Tiere, von den ausländiſchen die großen Raubtiere, die Tier⸗ und 
Pflanzenwelt des Morgenlandes und diejenigen Kulturpflanzen, deren Produkte 
bei uns in täglichem Gebrauche find (3. B. Baumwollenſtaude, Theeſtrauch, Kaffee: 
baum, Zuckerrohr). Von den einheimiſchen Gegenständen treten diejenigen in den 
Vordergrund, welche durch den Dienſt, den ſie dem Menſchen leiſten (z. B. Haus⸗ 
tiere, Vögel, Seidenraupe, Getreide- und Geſpinſtpflanzen, Obſtbäume, das Salz, 
die Kohle), oder durch den Schaden, den ſie dem Menſchen thun (Giftpflanzen), 
oder etwa durch die Eigentümlichkeit ihres Lebens und ihrer Lebensweiſe (3. B. 
Schmetterling, Trichine, Bandwurm, Biene, Ameife) beſonderes Intereſſe erregen. 

In der mehrklaſſigen Schule kann nicht nur eine Vermehrung der Gegen⸗ 
ſtände, ſondern auch eine ſyſtematiſche Ordnung derſelben und ein näheres Ein⸗ 
gehen auf ihre gewerbliche Verwendung ſtattfinden. Die Gewöhnung der Kinder 
zu einer aufmerkſamen Beobachtung und ihre Erziehung zu ſinniger Betrachtung 
der Natur iſt überall zu erſtreben. 

35. Naturlehre. 

In dem naturkundlichen Unterrichte der Schule mit einem oder zwei Lehrern 
ind die Schüler zu einem annähernden Verſtändnis derjenigen Erſcheinungen zu 
führen, welche ſie täglich umgeben. 

In der mehrklaſſigen Schule iſt der Stoff ſo zu erweitern, daß das Wichtigſte 
aus der Lehre vom Gleichgewichte und der Bewegung der Körper, vom Schall, 
vom Lichte und von der Wärme, vom Magnetismus und der Elektrizität zu geben 
iſt, jo daß die Kinder im ſtande find, die gewöhnlicheren Naturerſcheinungen und 
die gebräuchlichſten Maſchinen erklären zu können. 

36. Geſang. 

— In dem Geſangunterrichte wechſeln Choräle und Volkslieder ab. Ziel iſt, 
daß jeder Schüler nicht nur im Chor, ſondern auch einzeln richtig und ſicher 
ſingen könne und bei ſeinem Abgange eine genügende Anzahl von Chorälen und 
Volksliedern, letztere möglichſt unter ſicherer Einprägung der ganzen Texte, als 
feſtes Eigentum inne habe. 

37. Der Turnunterricht. 

Der Turnuntericht wird auf der Mittel- und Oberſtufe den Knaben in wöchent⸗ 
lich zwei Stunden nach dem durch Cirkular⸗ Verordnung vom 8. Oktober 1868 
eingeführten Leitfaden für den Turnunterricht in den preußiſchen Volksſchulen 
erteilt. Wünſchenswert iſt, daß auch auf der Unterſtufe Turnſpiele und Vor⸗ 
übungen angeſtellt werden. 

38. Unterricht in weiblichen Handarbeiten. 

Der Unterricht in weiblichen Handarbeiten wird, wenn thunlich, ſchon von 

der Mittelſtufe an in wöchentlich zwei Stunden erteilt. 


. Vorſchriften über die Aufnahmeprüfung an den 
Kgl. Schullehrer⸗Seminarien. 


§ 1. An jedem Schullehrer⸗Seminar findet alljährlich einige Zeit vor dem 
Beginn des neuen Kurſus eine Aufnahmeprüfung ſtatt. Der Termin derſelben 
wird ſeitens des Provinzial⸗Schul⸗Kollegiums durch das Regierungs⸗Amtsblatt 
bekannt gemacht. N f Sr 

§ 2. Zu der Prüfung find alle Aſpiranten, welche den Nachweis ihrer Uns 
beſcholtenheit, ihrer Geſundheit und der für die Koſten des Aufenthaltes am 
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Seminar ausreichenden Mittel führen können und das vorſchriftsmäßige Alter 
erreicht haben, zuzulaſſen, gleichviel, ob ſie ihre Vorbildung in Volksſchulen, 
Mittelſchulen, Realſchulen, Gymnaſien, Präparanden⸗Anſtalten oder privatim 
empfangen haben. 

$ 3. Die Meldung geſchieht bis ſpäteſtens drei Wochen vor dem Prüfungs⸗ 
termine bei dem Seminar⸗Direktor, welcher die eingereichten Atteſte (vergl. 8 4) 
zu prüfen und aufgrund derſelben, wenn die vorgeſchriebenen Bedingungen erfüllt 
ind, die Zulaſſung zum Examen zu geſtatten hat. Ein Aſpirant, welcher die 
Prüfung bereits dreimal ohne Erfolg abgelegt hat, iſt abzuweiſen. 

(Anm. Das Reſk. d. g. M. v. 2. Januar 1852 (Min. ⸗Bl. S. 7) beſtimmt, daß 
Aſpiranten, welche die Aufnahmeprüfung nicht beſtanden haben, vor Ablauf eines halben 
Jahres in kein Seminar aufzunehmen ſind.) 

§ 4. Der Meldung find folgende Atteſte beizufügen: 

1) das Taufzeugnis (Geburtsſchein), 

2) ein Impfſchein, ein Revaccinationsſchein und ein Geſundheitsatteſt, aus⸗ 
geſtellt von einem zur Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte, 

3) für diejenigen Aſpiranten, welche unmittelbar von einer anderen Lehr⸗ 
anſtalt kommen, ein Führungsatteſt von dem Vorſtande derſelben, für die 
anderen ein amtliches Atteſt über ihre Unbeſcholtenheit, 

4) die Erklärung des Vaters oder an deſſen Stelle des Nächſtverpflichteten, 
daß er die Mittel zum Unterhalte des Aſpiranten während der Dauer 
ſeines Seminarkurſus gewähren werde, mit der Beſcheinigung der Orts⸗ 
behörde, daß er über die dazu nötigen Mittel verfüge. 

Der Aſpirant muß bei ſeinem Eintritte in das Seminar das 17. Lebensjahr 
vollendet und darf das 24. noch nicht überſchritten haben; doch kann die Zulaſſung 
eines älteren Aſpiranten vom Provinzial⸗Schul⸗Kollegium genehmigt werden, wenn 
ſie in Rückſicht auf ſeine Perſönlichkeit und ſeine bisherigen Lebensverhältniſſe un⸗ 
bedenklich iſt. 

Anm. Präparaden, welche körperlich gehörig entwickelt ſind und hoffen laſſen, daß 
ſie die Prüfung mit befriedigendem Erfolge beſtehen werden, dürfen zu derſelben vom Prov. 
Schulkollegium zugelaſſen werden, wenn ihnen bis zum Prüfungstermin an dem vorſchrifts⸗ 
mäßigen Alter von 17 Jahren nicht mehr als 3 Monate fehlen. Fehlen mehr als 3 Monate, 
ſo bedarf es für die Zulaſſung zur Aufnahmeprüfung der miniſteriellen Genehmigung. 
Aſpiranten, die das vorſchriftsmäßige Alter erſt 6 Monate nach dem Prüfungstermin er⸗ 
reichen, ſowie ſolche, bei denen die eine oder die andere der beiden oben erwähnten Voraus⸗ 
ſetzungen nicht zutrifft, find ohne weiteres von der Prüfung auszuschließen. Reſk. d. g. M. 
v. 3. Mai 1873, U. 16200 (Centralbl. S. 279). 

Aſpiranten, welche körperlich geſund und gehörig entwickelt ſind und die Aufnahme⸗ 
prüfung mit befriedigendem Erfolge beſtanden haben, können mit Dispenſation ſeitens des 
Prov.⸗Schulkollegiums ins Seminar aufgenommen werden, wenn ſie das 17. Lebensjahr 
innerhalb der erſten 6 Monate nach dem Aufnahmetermin erreichen. Alle andern ſind aus⸗ 
zuſchließen. Reſk. v. 4. Mai 1876, U. III. 4653 (Centralbl. S. 286). 

§ 5. Die für die Aufnahme in das Seminar geeignet befundenen Aſpiranten 
werden einer ärztlichen Unterſuchung durch den Anſtaltsarzt unterworfen, von 
deren Ergebnis die ſchließliche Entſcheidung abhängt. 

(Anm. Nach dem Ref. d. g. M. v. 19. Septbr. 1848 (Min.⸗Bl. S. 298) ift die Zu⸗ 
laſſung jüdiſcher Aſpiranten auf den Mitgenuß des Seminar⸗ Unterrichts beſchränkt.) 

8 6. Die Prüfung wird von dem Seminarlehrer⸗Kollegium unter Vorſitz 
eines Kommiſſars des Provinzial⸗Schul⸗Kollegiums abgehalten. Den Kreis⸗Schuk⸗ 
Inſpektoren und den Präparandenbildnern des Bezirks iſt es geſtattet, derſelben 
beizuwohnen. 5 n 

§ 7. Die Prüfung iſt eine ſchriftliche und eine mündliche. In der ſchrift⸗ 
lichen Prüfung hat der Examinand über ein aus ſeinem Anſchauungskreiſe ge⸗ 
wähltes Thema eine kleine Ausarbeitung zu fertigen und eine Anzahl von Fragen 
aus dem Gebiete der verſchiedenen Prüfungsgegenſtände zu beantworten. Die 
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Aufgaben ſind ſo zu ſtellen, daß ihre Löſung ganz kurz gegeben werden kann und 
nicht mehr Zeit als zwei bis drei Minuten erfordert. Die Prüfungs⸗Kommiſſion 
iſt befugt, ſolche Prüflinge, deren Unreife ſich in den ſchriftlichen Arbeiten zweifellos 
herausgeſtellt, von der ferneren Prüfung auszuſchließen. Die mündliche Prüfung 
verbreitet ſich über ſämtliche obligatoriſche Lehrgegenſtände des Seminarunterrichtes 
mit Ausſchluß der Schulkunde. Jeder Seminarlehrer prüft in den Gegenſtänden, 
in denen er im Seminar unterrichtet. Die Prüfung iſt thunlichſt von dem ganzen 
Kollegium abzuhalten. Im anderen Falle werden ſo viele Gruppen gebildet, als 
Examinatoren vorhanden ſind; jedoch muß jeder Examinand, über deſſen Reife 
unter den Prüfenden eine Verſchiedenheit der Anſichten hervortritt, in denjenigen 
Gegenſtänden, in denen er zu ſchwach erſcheint, noch einmal vor dem ganzen 
Kollegio geprüft werden. 

§ 8. Bei der Beurteilung find die Leiſtungen in 1) Religion, 2) Sprache, 
3) Rechnen und Raumlehre, 4) Muſik, 5) Realien und Geſchichte je unter eine 
gemeinſame Hauptcenſur zu bringen. Aſpiranten, welche in einer dieſer Haupt⸗ 
cenſuren das Prädikat „ungenügend“ erhalten haben, ſind zurückzuweiſen, ſofern 
ſie ſich nicht in den übrigen Gegenſtänden derart unterrichtet erwieſen haben, daß 
eine Ergänzung ihrer Lücken in dem betreffenden Fache von ihnen erwartet werden 
darf. Wenn die unzureichenden Leiſtungen in der Muſik im Mangel an Gehör 
begründet ſind, ſo kann gleichwohl die Aufnahme ſtattfinden. Wegen ungenügender 
oder ganz mangelnder Vorbildung eines Aſpiranten im Orgelſpiele darf demſelben 
die Aufnahme nicht verweigert werden. 

§ 9. In der Aufnahmeprüfung haben die Examinanden die nachſtehend be⸗ 
zeichneten Kenntniſſe und Fertigkeiten nachzuweiſen. 

a. in Religion: Die Evangeliſchen: 

Bekanntſchaft mit der Geſchichte alten und neuen Teſtamentes, einſchließlich 
der zum Verſtändnis derſelben erforderlichen Kenntnis des Schauplatzes derſelben. 
Der Aſpirant muß befähigt ſein, die bekannten bibliſchen Geſchichten frei, im An⸗ 
ſchluſſe an die Ausdrucksweiſe der Bibel zu erzählen und über den religiöſen 
und ſittlichen Inhalt derſelben Auskunft zu erteilen. Derſelbe muß ferner den 
dem Religionsunterrichte im Seminar zugrunde liegenden Katechismus mit den 
Erklärungen nach Wort⸗ und Sachinhalt beherrſchen, namentlich über die Be- 
deutung der einzelnen Worte Rechenſchaft geben können, auch zu den Geboten, 
den Glaubensartikeln und den Bitten des Vaterunſers die wichtigſten Belegſtellen 
aus der heiligen Schrift, ſowie paſſende Liederverſe auswendig wiſſen und Bei⸗ 
ſpiele aus der bibliſchen Geſchichte zu denſelben angeben können. Er muß über 
den Inhalt der einzelnen Bücher der heiligen Schrift eine allgemeine, über das 
1. Buch Moſis, die Pſalmen, die vier Evangelien, die Apoſtelgeſchichte eine etwas 
genauere Auskunft zu erteilen imſtande fein. Er muß die Hauptſachen von der 
Reformationsgeſchichte wiſſen und etwa 20 geiſtliche Lieder inne haben, in den 
Inhalt derſelben eingeführt ſein, ſie mit guter Betonung und gutem Ausdruck 
vortragen, ſowie über ihre Verfaſſer Rechenſchaft geben können. 

Die Katholiſchen: 

Der Examinand ſoll imſtande ſein, die heiligen Thatſachen des alten und 
neuen Teſtamentes im Anſchluſſe an die Faſſung eines guten Hiſtorienbuches mit 
finngemäßer Betonung zu erzählen; eine ſolche Kenntnis von dem Schauplatz be⸗ 
ſitzen, wie fie zum Verſtändniſſe des Einzelnen erforderlich iſt; im Auffinden der 
in der Erzählung enthaltenen Glaubenswahrheiten und Sittenlehren Übung zeigen, 
Zahl, Einteilung und Hauptinhalt der bibliſchen Schriften kennen.“ Er muß 
wortgetreue Kenntnis des größeren Diözeſan⸗Katechismus erlangt, Verſtändnis des 
Wort⸗ und Sachinhaltes und Übung im Wiedergeben der einzelnen Gedanken mit 
anderen Worten und nach eigener Faſſung erlangt haben. Er ſoll zwanzig Lieder⸗ 
texte auswendig wiſſen, in den Inhalt derſelben eingeführt ſein und ſie mit guter 
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Betonung und ebenſolchem Ausdrucke vortragen können; auch dürfen ihm die 
Diözeſan⸗ und die vorzüglichſten Schutzheiligen der Kirche in ihrem Leben und 
Wirken, ſowie jene Gebete nicht fremd fein, deren Verrichtung dem katholiſchen 
Chriſten geboten iſt. 

b. im Deutſchen: 

1. Kenntnis der Wort⸗, Wortbildungs⸗ und Satzlehre. Präparand muß die 
einzelnen Regeln ꝛc. an Sprichwörtern und an Muſterſätzen aus den Schriften 
der deutſchen Dichter und Volksſchriftſteller nachweiſen können. 

2. Er muß lautrichtig, logiſch richtig und fließend vom Blatte leſen können 
und über das Geleſene Rechenſchaft zu geben, die einzelnen Wörter zu beſtimmen, 
die Sätze zu beſtimmen und zu analyſieren vermögen. 

3. Er muß die Hauptarten der Poeſie an Proben aus den deutſchen Klaſſikern 
kennen gelernt haben und einige Gedichte erzählenden Inhalts von Schiller, 
Uhland, Rückert ꝛc., die ſeinem Verſtändniſſe zugänglich ſind, auswendig wiſſen, 
mit Verſtändnis und gutem Ausdrucke ſprechen und über ihren Inhalt Auskunft 
geben können. 

4. Er muß orthographiſch und grammatiſch richtig ſchreiben und Aufſätze, 
deren Stoff ihm gegeben iſt oder in ſeinem Anſchauungskreiſe liegt, fertigen können. 

e. im Rechnen: f 

Gewandtheit und Sicherheit im Kopfrechnen, Vertrautheit mit der Weiſe des 
Tafelrechnens. Stoff: die vier Species mit unbenannten und benannten Zahlen, 
mit ganzen Zahlen und mit gemeinen und mit Dezimalbrüchen, Regel de tri, die 
bürgerlichen Rechnungsarten, einſchließlich der zuſammengeſetzten Teilungs⸗ und 
Miſchungsrechnung. Elementare Löſung algebraiſcher Aufgaben. Der Aſpirant 
muß zu ſelbſtändiger, ſicherer und ſchneller Löſung der ihm geſtellten Aufgaben 
befähigt ſein und zeigen, daß er Einſicht in die Gründe des Verfahrens ge⸗ 
wonnen habe. 


d. in der Raumlehre: 
Elemente der Planimetrie, Flächen⸗ und Raumberechnungen. 
e. in der Geographie: 

Allgemeine Bekanntſchaft mit den fünf Erdteilen und Weltmeeren, nähere 
mit derjenigen Europas und ſpezielle mit der deutſchen. Die Hauptbegriffe aus 
der mathematiſchen Geographie. 

. in der Geſchichte: 

Die Hauptſachen aus der alten Geſchichte (wie der trojaniſche Krieg, die 
Perſerkriege, die Blüte Griechenlands, Alexander der Große, die Gründung Roms, 
die Könige, die Vertreibung der Tarquinier, Camillus, die Gallier, die puniſchen 
Kriege u. ſ. f.). Die Pflanzung und Ausbreitung des Chriſtentums, die Völker⸗ 
wanderung; nähere Bekanntſchaft mit den Hauptperſonen und Begebenheiten der 
deutſchen und der brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichte bis zur Gegenwart. Ver⸗ 
ſtändnis des Zuſammenhanges iſt nicht zu fordern, ebenſowenig Vollſtändigkeit der 
Daten, ſondern es genügt, wenn der Präparand die Geſchichte bis dahin in guten 
Lebensbildern gelernt hat, dagegen iſt Sicherheit des Wiſſens, namentlich auch 
inbezug auf die Hauptdata unbedingte Forderung. 

g. in der Naturkunde: 

Die Naturgeſchichte der drei Reiche ſoll der Präparand an hervorſtechenden 
Typen und Familien kennen gelernt haben; nähere Bekanntſchaft mit den Kultur⸗ 
pflanzen, den Giftpflanzen und mit der Fauna und Flora der Heimat. Die 
wichtigſten phyſikaliſchen Lehren. Die Elemente der Chemie. Es iſt wünſchens⸗ 
wert, daß der Präparand auf der Grundlage des Experiments gelernt hat. 


are on 
h. im Schreiben: 


Fertigkeit im Schnellſchönſchreiben und im Schreiben mit Kreide an die Wand⸗ 
tafel. Präparand muß in all ſeinen Schriftſätzen eine deutliche, reine und ordent⸗ 
liche Handſchrift haben. 

i. im Zeichnen: . 
Freihand⸗ und Linear⸗Zeichnen; einige Übung im Zeichnen an der Wandtafel. 
k. in der Muſik: 0 

Im Geſange ſoll der Präparand je 20 der gangbarſten Kirchenmelodieen und 
der bewährteſten Volksweiſen aus dem Liederſtoffe der Schule auswendig ſingen 
können. Der Geſang muß von groben Verſtößen gegen Intonation, Takt, Accen⸗ 
tuierung und Ausſprache frei ſein. Auch ſoll Aſpirant bereits einige Übung be⸗ 
ſitzen, leichte Choräle und Volkslieder vom Blatte abzuſingen. 

Im Klavierſpiele ſoll er ſämtliche Tonleitern in Dur und Moll mit dem 
richtigen Fingerſatze feſt einſtudiert haben, einige leichte memorierte Stücke, Etüden, 
Sonatinen vortragen, auch leichte Klavierſätze mit einiger Sicherheit vom Blatte 
ſpielen können. Im Violinſpiele ſoll Präparand die gebräuchlichſten Dur⸗ und 
Molltonleitern in der erſten Lage und bei mäßigem Tempo mit Reinheit aus⸗ 
führen, die aus dem Gedächtniſſe zu ſingenden Choräle und Volkslieder auf der 
Violine vortragen und leichte Melodieen ohne erhebliche Fehler gegen die Into⸗ 
nation von Noten unmittelbar abſpielen können; Korrektheit in den Grundlagen 
der Technik des Inſtrumentes iſt überall erſtes Erfordernis. 

In der allgemeinen Muſiklehre genügt die Kenntnis der verſchiedenen Schlüſſel, 
Takt⸗ und Tonarten, der gewöhnlichen Fremdwörter und Tempobezeichnungen, 
der Intervalllehre und der Tonverwandtſchaften. 

In der Harmonielehre ſoll der Spieler den Dur⸗ und Moll⸗Dreiklang, ſowie 
den Hauptſeptimenaccord in allen Lagen und Umkehrungen nennen und ſpielen können. 

Im Orgelſpiele muß Präparand die elementaren Manual: und Pedalübungen 
inne haben, einen ausgeſetzten vierſtimmigen Choral ohne Vorbereitung von Noten 
abſpielen und leichte Orgelſtücke aus dem Gedächtnis vortragen können. 

l. im Turnen: 

Im Turnen muß der Aſpirant ſämtliche in dem neuen Leitfaden für den 
Turnunterricht in den preußiſchen Volksſchulen verzeichneten Ubungen auszuführen 
imſtande ſein. 

Anm. Die Seminarzöglinge haben bei ihrem Eintritt in das Seminar einen Revers 

zu unterſchreiben, durch den ſie ſich verpflichten, bei einem freiwilligen Austritte oder bei 
einer 1 8 Entlaſſung aus der Anſtalt die dem Seminar verurſachten Koſten zurück⸗ 
zuerſtatten. 
5 each Schulamts⸗Aſpiranten können als Hoſpitanten zum Unterricht in den Schul⸗ 
lehrer⸗Seminarien und nach Abſolvierung des vorgeſchriebenen Kurſus auch zu den Abitu⸗ 
rienten⸗Prüfungen der Seminare zugelaſſen werden. Durch die Ablegung einer Prüfung 
erwerben jüdiſche Examinanden aber nicht eine Berechtigung zur Anſtellung als Lehrer an 
chriſtlichen Schulen. g 


O. Prüfungsordnung für Volksſchullehrer, Lehrer an Mittelſchulen 
und Rektoren vom 15. Oktaber 1872. 


IJ. Prüfungen der Volksſchullehrer. 

8 1. Nach vollendetem Kurſus werden die Seminariſten einer Entlaſſungs⸗ 
prüfung unterworfen, aufgrund deren fie die Qualifikation zur proviſoriſchen 
Verwaltung eines Schulamtes erhalten. s 

(Anm. Das Neff. d. g. M. v. 1. Juni 1826 (Kamptz Annal. X, S. 363) verordnete 
unter Nr. 10: Wer aus einem Seminar verwieſen ift oder dasſelbe eigenmächtig und ohne 
Abgangszeugnis verlaſſen hat, ſoll in keinem Fall zur Prüfung und noch viel weniger ins 
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Schulamt zugelaſſen werden. — Dieſe Beſtimmung wurde indes durch Reſk. vom 28. Febr. 
1854 (Ann. XVIII, S. 102) dahin modifiziert, daß ſolche Zöglinge ihre Ausbildung für 
das Lehramt außerhalb des Seminars fortſetzen und, wenn ſie nach Ablauf einer ange⸗ 
meſſenen Zeit durch Zeugniſſe des Pfarrers und Vorſtandes ihres Aufenthaltsorts, ſowie 
des Schulinſpektors oder Superintendenten des Bezirks, in dem ſie wohnen, über ihren 
Fleiß und ihr tadelloſes Betragen ſich gehörig ausweiſen können, zur Lehrer⸗Prüfung zu⸗ 
gelaſſen werden dürften.) 

9, 2. Zu dieſer Prüfung werden auch nicht im Seminar gebildete Lehramts⸗ 
Kandidaten zugelaſſen, welche das zwanzigſte Lebensjahr zurückgelegt und durch 
Zeugniſſe ihre ſittliche Unbeſcholtenheit und ihre körperliche Befähigung zur Ver⸗ 
waltung eines Lehramtes nachgewieſen haben. 

(An m. Nach miniſterieller Anordnung iſt eine Wiederholung der Prüfung nicht zu 
geſtatten, wenn dieſe ſchon 3 mal vergeblich verſucht iſt. S. Reit. v. 25. Mai 1882, U, III. a. 
11409 (Centralbl. S. 563). 

Nach dem Reſk. v. 26. Febr. 1881, U. III. 205 kann hinſichtlich der nicht in einem 
ſtaatl. Schullehrer⸗Seminar vorgebildeten Lehramtskandidaten von dem mangelnden Alter 
abgeſehen werden, wenn denſelben zur Zeit der Prüfung weniger als 6 Monate an dem 
20. Lebensjahre fehlen.) 

§. 3. Dieſe Lehramts⸗Kandidaten haben ſich bis ſpäteſtens drei Wochen vor 
dem Prüfungstermine, der durch das Regierungs⸗Amtsblatt bekannt gemacht wird, 
unter Einreichung der nachſtehend verzeichneten Zeugniſſe bei dem Provinzial⸗ 
Schulkollegium zu melden. Die betreffenden Zeugniſſe ſind: 

1. das Taufzeugnis (Geburtsſchein), 

2. das Zeugnis eines zur Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arztes über 
normalen Geſundheitszuſtand, 

3. ein amtliches Zeugnis über das ſittliche Verhalten des Kandidaten. 

Außerdem hat Kandidat einen ſelbſt gefertigten Lebenslauf beizufügen. 

54. Die Prüfungs⸗Kommiſſion beſteht aus dem Kommiſſarius des Königl. 
Provinzial⸗Schulkollegiums als Vorſitzendem, einem Kommiſſarius derjenigen Re⸗ 
gierung, in deren Bezirk das Seminar liegt, dem Direktor und ſämtlichen ordent⸗ 
lichen Lehrern des Seminars. 

Die Kreisſchulinſpektoren des Regierungsbezirkes können der Prüfung bei⸗ 
wohnen. Der Königliche Kommiſſarius iſt befugt, auch andern Perſonen den Zu⸗ 
tritt zu geſtatten. 

Anm. Hinſichtlich der Prüfung katholiſcher Schulamtskandidaten beſtimmt das Reſk. 
des g. M. vom 22. März 1827 (Annal. IX, S. 114), 

1. daß zu den in den kath. Schullehrer⸗Seminaren ſowohl mit den abgehenden Semi⸗ 
nariſten, als den nicht in Seminaren gebildeten Bewerbern vorzunehmenden Prüfungen 
jedesmal auch ein Kommiſſarius der biſchöfl. Behörde hinzuzuziehen iſt, von welchem 
die Prüfungs⸗ und Wahlfähigkeits⸗Zeugniſſe zugleich mit den Kommiſſarien der Kgll. 
Behörden vollzogen werden müſſen. 

2. Eine gleiche Zuziehung und Mitwirkung des biſchöfl. Kommiſſarius ſoll auch ſtatt⸗ 
finden bei der Prüfung katholiſcher Seminariſten in denjenigen Seminaren, in welchen 
et noch ſowohl evangeliſche als katholiſche Zöglinge zuſammen vorbereitet 
werden. — — — 

7. In Provinzen endlich, worin katholiſche Schullehrer⸗Seminare nicht befindlich ſind, 

; müſſen die anzuſtellenden kath. Elementar⸗Schullehrer jedenfalls ein Zeugnis der 
Anſtellungsfähigkeit, welches von einer biſchöfl. Behörde des Inlandes mit vollzogen 
iſt, vorzuweiſen haben. 

5, 5. Die nicht im Seminar gebildeten Lehramts⸗Kandidaten haben ſelbſt⸗ 
gefertigte Probezeichnungen und Probeſchriften beizubringen, die Seminariſten die 
Schreib- und Zeichenhefte des letzten Jahres vorzulegen. 

§ 6. Die ſchriftlichen Arbeiten beſtehen in: E 

1. einem deutſchen Aufſatze über ein Thema aus der Unterrichts- und Er⸗ 
ziehungslehre oder aus dem Gebiete des Unterrichtes in der deutſchen 
Sprache und der Litteratur, 
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einer Ausarbeitung aus dem Gebiete des Religionsunterrichtes, 

der ausgeführten Löſung von drei Aufgaben aus der Geometrie und Arith⸗ 
metik, und 

. 5. 6. der Beantwortung von drei Fragen, von denen je eine aus der Ge— 
ſchichte, der Naturkunde und der Geographie geſtellt wird, 

7. für diejenigen, welche am Unterrichte im Orgelſpiel teilnahmen, die Be⸗ 
arbeitung eines Chorals. \ 

Für die fakultativen Fächer treten hinzu: die Überſetzung eines zuſammen⸗ 
hangenden Stückes aus dem Deutſchen in die fremde Sprache und aus dieſer 
Sprache ins Deutſche. 

laß 7. Für die erſte Arbeit ſind vier, für die anderen je zwei Stunden Zeit 
zu laſſen. 

§ 8. Die Themata werden auf Vorſchlag des Seminarlehrer-Kollegiums von 
dem Kommiſſarius des Provinzial⸗Schulkollegiums beſtimmt, die Arbeiten in Klauſur 
unter Aufſicht eines Seminarlehrers gemacht. 

§ 9. Die praktiſche Prüfung beſteht in der Ablegung einer Lehrprobe in 
einem der obligatoriſchen Lehrgegenſtände über ein dem Examinanden zwei Tage 
vorher gegebenes Thema, zu welcher eine ausgeführte ſchriftliche Dispoſition bei⸗ 
zubringen iſt. N 

Wer in einem fakultativen Gegenſtande geprüft ſein will, hat, ſoweit es 
thunlich iſt, auch in dieſem eine Lehrprobe abzulegen. 

8 10. Die mündliche Prüfung verbreitet ſich über ſämtliche Lehrgegenſtände 
des Seminarunterrichts, innerhalb der durch den Lehrplan der Anſtalt beſtimmten 
Grenzen, doch iſt der Kommiſſarius des Provinzial⸗Schulkollegiums berechtigt, 
einzelne Gegenſtände von der Prüfung auszuſchließen, wenn deren Behandlung 
auf das Ergebnis der Prüfung nicht mehr von Einfluß ſein kann. 

Formale Forderung iſt, daß der Examinand ſich über die ihm vorgelegten 
Fragen in zuſammenhängender Rede klar und beſtimmt zu äußern vermöge. 

Aufgrund ſehr guter ſchriftlicher Arbeiten kann die Kommiſſion einen Exami⸗ 
nanden von der mündlichen Prüfung in einzelnen Gegenſtänden oder überhaupt 
dispenſieren. 

§ 11. Bei Prüfung jüdiſcher Kandidaten bildet die Religion keinen Prüfungs⸗ 
gegenſtand. a 

§ 12. Die mündliche Prüfung iſt vor der geſamten Kommiſſion abzulegen. 

$ 13. Über die Ergebniſſe der Prüfung in den einzelnen Gegenſtänden wird 
ein Protokoll geführt. 

Die Leiſtungen jedes Kandidaten in den einzelnen Fächern werden nach den 
Prädikaten ſehr gut, gut, genügend, nicht genügend, beurteilt. 

Nach dem Geſamtreſultat der Prüfung iſt zu entſcheiden, ob dem Examinanden 
die Qualifikation zu erteilen oder zu verſagen ſei. 

Das letztere geſchieht, wenn er in Religion oder in Deutſch oder in Rechnen 
oder in mehr als drei der andern Gegenſtände (Pädagogik, Singen, Zeichnen, 
Schreiben, Geſchichte, Geographie, Naturkunde, Geometrie) nicht genügt hat. 

§ 14. Aufgrund der beſtandenen Prüfung erhalten die Examinanden ein 
Zeugnis, welches nur den Namen, ſowie die Perſonalien des Kandidaten, die Art 
ſeiner Vorbildung (ob im Seminar gebildet oder nicht), eine Angabe über Fleiß 
und Führung, die Urteile über die ſchriftlichen Arbeiten und die Leiſtungen des 
Examinanden in den einzelnen Lehrgegenſtänden, ſowie über die abgelegte Lehr⸗ 
probe enthält. In ein Geſamtprädikat werden die Cenſuren nicht gefaßt. In 
dem Zeugniſſe iſt auch die Befähigung auszuſprechen, welche ſich der Kandidat 
im Orgelspiel oder in einer der fremden Sprachen erworben hat. 

§ 15. Die Aufſichtsbehörde fügt dem Zeugnis ſodann die Beſcheinigung der 
Qualifikation des Kandidaten für die proviſoriſche Verwaltung eines Elementar⸗ 
ſchulamtes bei. 
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(a. Die gemeinte Aufſichtsbehörde ift nach dem Reſk. d. g. M. v. 5. April 1873, U. 
11754 (Centralbl. S. 214) die Regierung. — 

v. Dieſes Zeugnis berechtigt oder befähigt nur zur proviſoriſchen (interimiſtiſchen) An⸗ 
ſtellung. Die definitive Anſtellung iſt von der Ablegung der zweiten Prüfung abhängig. 

c. Zu dem Zeugnis iſt ein Stempel von 1,50 M zu verwenden. (Reſk. der MM. d. 

g. A. und der Finanzen vom 30 Juli 1831 (Annal. Bd. 15, S. 562). Beglaubigte 
Abſchriften der Zeugniſſe ſind ebenfalls ſtempelpflichtig, da das Original es iſt. Reſk. 
d. M. der F. v. 16. Januar 1823. Doch darf dem Prüfling auch der Betrag er⸗ 
laſſen und das Zeugnis „ſtempelfrei wegen Armut“ ausgehändigt werden.) 

§ 16. Früheſtens zwei, ſpäteſtens fünf Jahre nach der erſten Ps king haben 
die Volksſchullehrer an einem Seminar desjenigen Regierungsbezirkes, in dem ſie 
angeſtellt ſind, in einer zweiten Prüfung die Dualififation für die definitive An- 
ſtellung zu erwerben. 

(Anm. 1. Über die Verpflichtung der Lehrer, die zweite Prüfung an einem Seminar 
des Regierungsbezirks zu machen, in welchem ſie angeſtellt ſind, vergl. Centralbl. 1877, S. 632. 

Anm. 2. Auch die an höheren Schulen angeſtellten Elementarlehrer haben, um definitiv 
angeſtellt werden zu können, die zweite Prüfung abzulegen). 

§ 17. Die Prüfungskommiſſion iſt wie bei der erſten Prüfung zuſammen⸗ 
geſetzt. Auch im übrigen kommen die Beſtimmungen des $ 4 hier zur Anwendung. 

$ 18. Der Termin zu dieſer Prüfung wird durch das Regierungs⸗Amtsblatt 
bekannt gemacht. 

$ 19. Die Meldung zu dieſer Prüfung iſt ſpäteſtens vier Wochen vor dem 
angeſetzten Termine bei dem Provinzial⸗Schulkollegium durch den Kreisſchulinſpektor 
einzureichen. Derſelben iſt beizufügen: 

1. ein Zeugnis des Lokalſchulinſpektors, 

2. eine von dem Examinanden ſelbſtändig gefertigte Ausarbeitung über ein 
von ihm ſelbſt gewähltes Thema, mit der Verſicherung, daß er keine andern 
als die von ihm angegebenen Quellen dazu benutzt habe, 

3. eine von ihm ſelbſt gefertigte Zeichnung, und 

4. eine Probeſchrift, beide unter derſelben Verſicherung. 

(Anm. Die Aufſichtsbehörde, d. i. die Regierung, hat die Beſcheinigung zu erteilen, 
daß ſich der Examinand zur definitiven Anſtellung eigne, event. gegen die Zulaſſung des⸗ 
ſelben zur Prüfung Bedenken geltend zu machen, weshalb derſelben vom Schulkollegium 
ein Verzeichnis der angemeldeten Examinanden einzureichen iſt. Reſk. d. g. M. v. 15. Mai 
1873, U. 17559 (Centralbl. S. 335). Lehrer, welche ſich während ihrer proviſoriſchen 
linterimiſtiſchen) Anſtellung in und außer dem Amte tadelnswert geführt haben, ſind zur 
zweiten Prüfung nicht zuzulaſſen. Neff. v. 4. Mai 1872 (Centralbl. 357). 

$ 20. Das Provinzial⸗Schulkollegium entſcheidet aufgrund der eingereichten 
Zeugniſſe über die Zulaſſung zur Prüfung und überweiſt diejenigen Examinanden, 
deren Meldung angenommen worden iſt, dem betreffenden Seminar. 

(Anm. Die Zulaſſung zur zweiten Prüfung ſetzt die proviſoriſche Anſtellung des 
Aſpiranten innerhalb des preuß. Staats voraus, und ſind ſolche Lehrer, welche nicht inner⸗ 
halb der preuß. Monarchie angeſtellt find, zu derſelben nicht zuzulaſſen. Reſk. v. 4. Oktbr. 
1877 (Centralbl. S. 632). 

5 21. Es ſteht dem Examinanden frei, bei feiner Meldung eine Prüfung in 
den fakultativen Lehrgegenſtänden des Seminarunterrichtes oder in denjenigen 
Fächern zu beantragen, in denen er eine Steigerung der bei der erſten Prüfung 
erhaltenen Prädikate zu erlangen wünſcht. 1 

$ 22. Die ſchriftliche Prüfung beſteht in der Anfertigung eines Aufſatzes 
über ein Thema aus der Schulpraxis und je einer Arbeit aus dem Gebiete des 
Religionsunterrichtes und eines andern Lehrgegenſtandes in ſchulmäßiger Be⸗ 
handlung. Jüdiſche Kandidaten haben zwei Arbeiten der letztern Art anzufertigen. 
Die Aufgaben werden auf Vorſchlag des Seminarlehrer⸗Kollegiums von dem 
Kommiſſarius des Provinzial⸗Schulkollegiums beſtimmt. Die Arbeiten ſind in 
Klauſur unter Inſpektion eines Mitgliedes der Prüfungskommiſſion anzufertigen. 
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Die praktiſche Prüfung beſteht in einer Lehrprobe über einen Gegenſtand des 
Volksſchulunterrichtes, zu welcher die Aufgabe am Tage vorher beſtimmt iſt. 

Die mündliche Prüfung verbreitet ſich über die Geſchichte des Unterrichtes, 
die Unterrichtslehre, die Schulpraxis und über die Methodik der einzelnen Lehr⸗ 
gegenſtände. 

Nach dem Ermeſſen der Kommiſſion kann bei jedem Examinanden auf das 
poſitive Wiſſen eingegangen werden. | 

Die Prüfung wird kollegialiſch abgenommen. 

(Anm. Nach dem Neff. d. g. M. v. 3. März 1883, U. III. a. 15401 (Centralbl. 
S. 509 f.) kommt es bei der zweiten Prüfung darauf an, zu ermitteln, ob der Kandidat 
zunächſt in der Unterrichtserteilung ſelbſt ausreichend geſchickt geworden iſt, ſich eine ge⸗ 
nügende Einſicht in die Methoden der einzelnen Unterrichtsgegenſtände erworben hat, und 
ob ihm die für letztere wichtigen Lehr- und Lernmittel bekannt find, insbeſondere, ob er die 
Schulkunde, die Schulpraxis, die Grundſätze der Volksſchulerziehung verſteht. Ferner wird 
auch darauf Gewicht zu legen ſein, daß er eine genaue Kenntnis der in dem Bezirk ſeiner 
Amtsthätigkeit geltenden Verordnungen über Schuldisziplin, Schulverſäumniſſe, Dispenſation 
vom Schulbeſuche, Ferien, Schulentlaſſung, Sprachunterricht in utraquiſtiſchen Schulen und 
ſonſtiger zur Verſehung einer Lehrerſtelle weſentlichen Beſtimmungen der Schulverwaltung beſitzt. 
Außerdem iſt noch zu ermitteln, ob der Kandidat in irgend einem Gegenſtande ſelbſtändig 
weiter gearbeitet hat.) 

8 23. Die Leiſtungen der Examinanden in den einzelnen Gegenſtänden 
werden nach den Prädikaten: ſehr gut, gut, genügend, nicht genügend, beurteilt. 

Einem Examinanden, deſſen Lehrprobe nicht genügte, iſt die Qualifikation 
unbedingt zu verſagen; übrigens gelten für die Entſcheidung über das Geſamt⸗ 
reſultat dieſelben Grundſätze, wie bei der erſten Prüfung. 

§ 24. Aufgrund der beſtandenen Prüfung erhalten die Examinanden ein 
Zeugnis, aus welchem das Reſultat der Prüfung in den einzelnen Fächern hervor⸗ 
geht. Die Auffichtsbehörde fügt demſelben die Beſcheinigung hinzu, daß der 
Examinand zur definitiven Anſtellung befähigt ſei. 

§ 25. Examinanden, welche in der von ihnen beantragten beſondern Prüfung 
keine höhere Cenſur als in der erſten Prüfung erlangt haben, darf aus dieſem 
Grunde, wenn ſie im übrigen beſtanden haben, das Zeugnis und die Beſcheinigung 
ihrer Befähigung zur definitiven Anſtellung nicht verſagt werden. 

§ 26. Solchen Examinanden, welche in der erſten Prüfung bei guten Leiſtungen 
in Religion, Rechnen und Deutſch, außerdem noch in den Realien oder in einer 
der fremden Sprachen das Prädikat „gut beſtanden“ erlangt oder in der zweiten 
Prüfung ſich dasſelbe nachträglich erworben haben und in allen Teilen der letzteren 
„gut“ beſtanden ſind, kann die Befähigung zum Unterrichte in den Unterklaſſen 
von Mittelſchulen und höheren Töchterſchulen verliehen werden. Dieſes Zeugnis 
befähigt ſie indes nicht zum Unterrichte in den Oberklaſſen dieſer Schulen; viel⸗ 
mehr muß die Qualifikation dazu in der Prüfung für Lehrer an Mittelſchulen 
befonders erworben werden. 

(Bemerk. In Königsberg Oſtpx. iſt eine Fortbildungsanſtalt für Lehrer eingerichtet, 
zu der alle Volks⸗ und Elementarſchullehrer von öffentl. und priv. Schulen zugelaſſen werden. 
Das Statut derſelben v. 14. Febr. 1881 (beſtät. unterm 1. März 1881) ſ. im Centralbl. 
1881 S. 387.) 


II. Prüfung der Lehrer an Mittelſchulen. 

§ 1. Die Berechtigung zur Anſtellung als Lehrer an den Oberklaffen der 
Mittelſchulen und höheren Töchterſchulen wird durch Ablegung der Prüfung für 
Lehrer an Mittelſchulen erworben. 2 

§ 2. Zu dieſer Prüfung werden zugelaſſen: Geiſtliche, Kandidaten der Theo⸗ 
logie oder der Philologie und ſolche Volksſchullehrer, welche ihre zweite Prüfung 
beſtanden haben und ſich über bisherige ordnungsmäßige Amtsführung auszu⸗ 
weiſen vermögen. 


a AB 


(Anm. Zur Prüfung für Mittelſchulen find alle Kandidaten der Theologie oder Philo⸗ 
logie zuzulaſſen, welche mit dem Zeugnis der Reife die Univerſität bezogen und auf der⸗ 
ſelben mindeſtens 3 Jahre hindurch Theologie oder Philologie ſtudiert haben. Eine vor⸗ 
gängige andere Prüfung iſt von ihnen nicht zu verlangen. Reſk. d. g. M. v. 10. Februar 
1875, U. III. 1263 (Centralbl. 1875, S. 98). 

§ 3. Das Schulkollegium jeder Provinz ſetzt jährlich zwei Termine für die 
Prüfung an und veröffentlicht dieſelben durch das Amtsblatt. 

§ 4. Die wiſſenſchaftlich gebildeten, noch nicht als Lehrer fungierenden 
Kandidaten melden ſich unmittelbar, die im Amte ſtehenden Lehrer durch ihre 
Kreisſchulinſpektoren bei den Provinzial⸗Schulkollegien. 

Der Meldung ſind beizufügen: 

1. ein ſelbſt gefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titelblatt der vollſtändige Name, 
der Geburtsort, das Alter, die Konfeſſion und das augenblickliche Amts⸗ 
verhältnis des Kandidaten angegeben iſt; 

2. die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schul⸗ oder Univerſitätsbildung 
und über die bisher abgelegten theologiſchen, philologiſchen oder Seminar⸗ 
prüfungen; 

3. ein Zeugnis des zuſtändigen Vorgeſetzten über die bisherige Thätigkeit des 
Examinanden im öffentlichen Schuldienſte. 

Diejenigen, welche noch kein öffentliches Amt bekleiden, haben außerdem 
einzureichen: 

4. ein amtliches Führungsatteſt und 

5. ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte ausge⸗ 
ſtelltes Atteſt über normalen Geſundheitszuſtand. 

§ 5. Es wird für Abhaltung der Prüfung in jeder Provinz an dem Sitze 
des Provinzial⸗Schulkollegiums eine beſondere Kommiſſion gebildet. 

Dieſelbe beſteht aus dem Kommiſſarius des Provinzial⸗Schulkollegiums als 
Vorſitzendem, aus zwei vom Oberpräſidenten ernannten Regierungsſchulräten, einem 
Seminardirektor, einem Seminar⸗ und einem Gymnaſial⸗ oder Realſchullehrer, 
welche ebenfalls von dem Oberpräſidenten ernannt werden. 

§ 6. Das Provinzial ⸗Schulkollegium ſtellt jedem Examinanden unmittelbar 
nach ſeiner Meldung eine Aufgabe aus dem Gebiete der Pädagogik, welche er 
binnen 6 Wochen in wiſſenſchaftlich begründender Form zu löſen und mit der 
Verſicherung, keine andern als die von ihm angegebenen Hülfsmittel benutzt zu 
haben, einzureichen hat. 

§ 7. Die Prüfung iſt eine theoretiſche — ſchriftliche und mündliche — und 
eine praktiſche. 

§ 8. In der ſchriftlichen Prüfung hat Examinand einen Aufſatz über ein 
pädagogiſches Thema, eine Überſetzung aus dem Deutſchen in diejenige fremde 
Sprache, in welcher er die Qualifikation zu erlangen wünſcht, und aus derſelben ins 
Deutſche, ſowie eine Arbeit entweder aus dem Gebiete des Religionsunterrichtes 
oder der Geſchichte oder der Mathematik oder der Naturkunde zu fertigen. 

Zwiſchen dieſen Gegenſtänden ſteht dem Examinanden die Wahl frei, jüdiſche 
Kandidaten können dieſelbe jedoch nicht auf das Gebiet des Religionsunterrichtes 
lenken. Sämtliche Arbeiten werden in Klauſur und unter Aufſicht gefertigt, bei 
Überſetzungen in eine fremde Sprache iſt der Gebrauch des Lexikons geſtattet. 

Die Themata werden auf Vorſchlag der Examinatoren von dem Kommiſſarius 
des Provinzial⸗Schulkollegiums beſtimmt. 

Zu jeder Arbeit ſind dem Examinanden 4 Stunden Zeit zu laſſen. 

$ 9. Die praktiſche Prüfung beſteht in der Ablegung zweier Lehrproben in 
verſchiedenen Gegenſtänden, welche thunlichſt in einer Mittelſchule abgehalten 
werden, und zu denen die Aufgaben am Tage vorher gegeben worden ſind. 

Examinand hat eine ſchriftlich ausgearbeitete Dispoſiton einzureichen. 
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8 10. Die mündliche Prüfung, welche vor der geſamten Kommiſſion abge: 
halten wird, verbreitet ſich über alle obligatoriſchen Lehrgegenſtände des Seminar⸗ 
rn mit Ausnahme der Muſik, des Zeichnens, des Schreibens und des 

urnens. 

Jeder Kandidat hat nachzuweiſen, daß er in dieſen Fächern die durch den 
Normallehrplan für das Seminar beſtimmten Kenntniſſe gewonnen habe; doch 
kann ihm die Prüfung in dieſen aufgrund der Zeugniſſe über früher abgelegte 
Prüfungen erlaſſen werden. 2 

§ 11. Ferner hat der Kandidat in der Pädagogik folgenden Anforderungen 
zu genügen: 5 

Überſichtliche Bekanntſchaft mit der Geſchichte der Erziehung und des Unter⸗ 
richtes, beſonders ſeit der Reformation, eingehendere Kenntnis von dem Leben 
und den Hauptſchriften eines der bedeutendſten Pädagogen aus der Zeit von 
1500 ab; Einſicht in den Zuſammenhang der Erziehungs⸗ und Unterrichtslehre 
und in deren Begründung durch Pfychologie und Ethik. 

§ 12. Der Kandidat hat endlich — nach feiner Wahl — entweder 

a. in Religion und Deutſch, oder 
b. in Religion und Geſchichte — ein jüdiſcher Kandidat in Deutſch und 
Geſchichte — oder: 
c. in den mathematiſch⸗naturwiſſenſchaftlichen Gegenſtänden, oder 
d. in zwei fremden Sprachen 
folgende Bedingungen zu erfüllen: 

1. In Religion: Bekanntſchaft mit der heiligen Geſchichte alten und neuen 
Teſtamentes im Zuſammenhange und mit den Hauptthatſachen der Kirchengeſchichte; 
Einſicht in das Syſtem der chriſtlichen Lehre, in die Bedeutung der wichtigſten 
Unterſcheidungslehren und in die Methode des Religionsunterrichtes. 

2. Im Deutſchen: Syſtematiſche Kenntnis der deutſchen Grammatik, ſowie 
überſichtliche Bekanntſchaft mit der deutſchen Litteraturgeſchichte, eingehendere 
Kenntnis einiger Hauptwerke der deutſchen Dichtung, vorzüglich der klaſſiſchen 
Periode der Neuzeit, und des Lebens der hervorragendſten deutſchen Dichter und 
Volksſchriftſteller und Einſicht in die Methode des Gegenſtandes. 

3. In der Geſchichte: Bekanntſchaft mit der allgemeinen, genauere Bekannt⸗ 
ſchaft mit der vaterländiſchen Geſchichte, Einſicht in die Methode des Gegenſtandes 
und Bekanntſchaft mit populären Muſterdarſtellungen. 

4. In der Geographie: Kenntnis der phyſikaliſchen und mathematiſchen Geo⸗ 
graphie. Eingehendere Kenntnis der phyſiſchen und politiſchen Geographie der 
einzelnen Erdteile. Vertrautheit mit den Lehrmitteln für den geographiſchen 
Unterricht, namentlich den vorzüglichſten Atlanten, Wandkarten, Globen und 
Tellurien und Einſicht in die Methode des Gegenſtandes. 

5. In der Naturbeſchreibung: Überſichtliche Syſtematik der drei Reiche. Das 
Wichtigſte über den Bau und die Bildung der Erdrinde; außerdem einige Bekannt⸗ 
ſchaft mit den zweckmäßigſten Hülfsmitteln für den Unterricht: Abbildungen, 
Nachbildungen, im Handel erſchienenen ſyſtematiſchen Zuſammenſtellungen von 
Mineralien, Herbarien ꝛc., ebenſo eine überſichtliche Kenntnis von der modernen 
populären Litteratur des Gegenſtandes und Bekanntſchaft mit den Grundſätzen 
der Methode. x „ e 

6. In der Phyſik, der organiſchen und unorganiſchen Chemie: Überſichtliche 
Kenntnis des ganzen Gebietes dieſer Disziplinen, insbeſondere die Befähigung, 

ie Naturerſcheinungen und die wichtigſten Maſchinen zu erklären und auf die 
phyſikaliſchen Geſetze zurückzuführen, eine allgemeine Kenntnis der chemiſchen 
lemente und ihrer Verbindungen und deren Anwendung im menſchlichen Haus⸗ 
halte, ſowie der chemiſchen Technologie. Bekanntſchaft mit der Einrichtung und 
em Gebrauch der im Unterrichte vorkommenden phyſikaliſchen Inſtrumente und 
mit den Grundſätzen der Methode. 
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7. In der Arithmetik: Die Lehre von den entgegengeſetzten Größen. Rechnung 
mit Potenzen. Quadrat und Kubikwurzeln. Gleichungen des erſten und zweiten 
Grades mit einer und mehreren Unbekannten. Arithmetiſche und geometriſche 
Progreſſionen. Logarithmen. Methodik. 

8. In der Geometrie: Kenntnis der Planimetrie, der Stereometrie und der 
Trigonometrie. 

9. In den fremden Sprachen: a. im Lateiniſchen: Die Fähigkeit, einen Ab⸗ 
ſchnitt aus Cäſar und aus Ovids Metamorphoſen geläufig und korrekt zu über⸗ 
ſetzen und auszulegen; Kenntnis der Formenlehre, der Hauptregeln der Syntax 
und der Proſodie; b. im Franzöſiſchen, beziehungsweiſe im Engliſchen: Kenntnis 
der Formenlehre und der Syntax und die Fertigkeit, einen proſaiſchen oder einen 
leichten poetiſchen Abſchnitt aus der betreffenden Sprache ins Deutſche, einen 
leichten proſaiſchen Abſchnitt aus dem Deutſchen ins Franzöſiſche beziehungsweiſe 
Engliſche vom Blatte richtig zu überſetzen. Allgemeine Kenntnis der Geſchichte der 
franzöſiſchen, beziehungsweiſe engliſchen National⸗Litteratur, der Lebensgeſchichte 
und der Hauptwerke der bedeutendſten Dichter. 

13. Die Ergebniſſe der Prüfung in den einzelnen Gegenſtänden werden 
unter Anwendung der Prädikate ſehr gut, gut, genügend, nicht genügend beurteilt. 
Als nicht beſtanden iſt anzuſehen, wer die in § 10 geforderte allgemeine Bildung 
nicht nachzuweiſen vermag, ſowie derjenige, deſſen Leiſtungen in den von ihm 
beſonders gewählten Gegenſtänden nicht genügt haben. 

S 14. Aufgrund der beſtandenen Prüfung erhält der Examinand ein Zeugnis 
über ſeine Befähigung als Lehrer an Mittelſchulen und höheren Töchterſchulen. 
In demſelben wird das Ergebnis in den einzelnen Prüfungsgegenſtänden angegeben. 

§ 15. Bis auf weiteres hat jeder Examinand eine Gebühr von 4 Thalern 
vor dem Eintritte in die Prüfung zu erlegen. 

(Anm. Die Prüfungsgebühren werden bereits bei dem die Annahme der Meldung 
erklärenden Beſcheide bez. bei Zuſtellung des Thema für die häusliche Arbeit eingezogen. 
Wenn der Examinand die häusliche Arbeit nicht innerhalb der geſtellten Friſt bezw. Nach⸗ 
friſt einreicht, ſo erliſcht das geſtellte Thema, es verfallen damit aber zugleich die einge⸗ 
zahlten Gebühren. Letzteres geſchieht auch, wenn der Examinand zwar die häusliche Arbeit 
eingereicht hat, doch ohne genügende Entſchuldigung zu der mündlichen Prüfung an dem 
feſtgeſetzten Tage nicht erſcheint. Hat aber ein Examinand durch Krankheit oder andere 
erhebliche Gründe behindert nicht erſcheinen können, oder iſt er durch ſolche verhindert ge⸗ 
weſen, die ihm geſtellte Aufgabe zu bearbeiten, ſo kann ihm nach Ermeſſen der Prüfungs⸗ 
kommiſſion, an welche etwaige Geſuche dieſerhalb zu richten ſind, die Hälfte oder der ganze 
Betrag zurückerſtattet werden.) 


III. Prüfung der Rektoren. 


8 1. Die Berechtigung zur Anſtellung als Seminardirektor, als Seminar⸗ 
lehrer, als Vorſteher von öffentlichen Präparandenanſtalten, als Rektor von 
Mittelſchulen oder höheren Töchterſchulen und zur Übernahme der Leitung von 
Privatſchulen, welche den Charakter von Mittelſchulen oder von höheren Töchter⸗ 
ſchulen haben, wird durch Ablegung der Rektoratsprüfung erworben. Die Ver⸗ 
pflichtung zur Ablegung dieſer Prüfung bezieht ſich nicht auf die techniſchen, die 
Muſik⸗ und die Hilfslehrer am Seminar; auch können ausnahmsweiſe ſolche 
Geiſtliche und Lehrer bei ihrer Berufung in den Seminardienſt von derſelben 
entbunden werden, welche die Prüfung für das höhere Lehramt beſtanden oder 
in mehrjährigem Schuldienſte ihre Tüchtigkeit nachgewieſen haben. 

Anm. Die Prüfung pro rectorata kann ſolchen Perſonen nicht erlaſſen werden, welche 
auf wirkliche Rektoratsſtellen berufen bezw. deſigniert ſind, auch wenn ſie ihre wiſſenſchaftliche 
Tüchtigkeit durch andere Prüfungen bereits nachgewieſen haben.) 

8 2. Zur Rektoratsprüfung werden zugelaſſen: 
1. Geiſtliche, Lehrer, Kandidaten der Theologie oder der Philologie, welche 
das Examen als Lehrer an Mittelſchulen oder dasjenige für das höhere 
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Lehramt beſtanden haben und wenigſtens drei Jahre im öffentlichen 
Schuldienſte thätig geweſen ſind; 

2. Geiſtliche, Lehrer, Kandidaten der Theologie oder der Philologie, welche 
in eines der im § 1 bezeichneten Amter berufen und aufgrund ander⸗ 
weitig nachgewieſener Tüchtigkeit mit Genehmigung des Provinzial⸗ 
Schulkollegiums von der vorgängigen Prüfung für Mittelſchullehrer ent⸗ 
bunden worden ſind; \ 

3. Geistliche, Lehrer, Kandidaten der Theologie oder der Philologie, welche 
zur Leitung einer Schule berufen worden ſind, die geringere Ziele als 
die Mittelſchule verfolgt, aber herkömmlich von einem Rektor geleitet 
wird, ſowie Vorſteher von Privatſchulen, welche den Charakter von 
Volksſchulen haben. 

§ 3. Die Rektoratsprüfung wird an dem Sitze des Provinzial⸗Schulkollegiums 
jeder Provinz im Anſchluſſe an die Prüfung für Lehrer an Mittelſchulen von der 
für dieſe gebildeten Kommiſſion zweimal im Jahre abgehalten. Die Termine 
werden durch das Amtsblatt bekannt gemacht. 

Ein Kommiſſarius der Behörde, welche den Examinanden berufen hat, iſt 
befugt, der Prüfung beizuwohnen. 

Der Meldung zu der Prüfung ſind Lebenslauf und Zeugniſſe in der⸗ 

ſelben Weiſe wie bei der Meldung zu der Prüfung für Mittelſchullehrer beizufügen. 

§ 5. Jeder Examinand hat eine wiſſenſchaftliche Arbeit aus dem Gebiete 

der Unterrichts- und Erziehungslehre oder aus der Schulpraxis binnen einer Friſt 

von 8 Wochen mit der Verſicherung einzureichen, daß er keine andern als die von 
ihm angegebenen Hilfsmittel benutzt habe. 

Das Thema wird von dem Provinzial⸗Schulkollegium dem Kandidaten gegeben. 

§ 6. Diejenigen Examinanden, welche die Qualifikation als Lehrer noch nicht 
gewonnen haben ($ 2 al. 2. 3.), legen eine Lehrprobe über ein ſelbſtgewähltes 
Thema aus dem Gebiete des Unterrichtes derjenigen Schule ab, zu deren Leitung 
5 berufen ſind. Die mündliche Prüfung wird vor der geſamten Kommiſſion 
abgelegt. 

Sie verbreitet ſich über die Geſchichte der Pädagogik, über das Gebiet der 
Erziehungs⸗ und Unterrichtslehre in ihrem Zuſammenhange mit der Pfychologie, 
vorzüglich aber über ſpezielle Methodik, über Schulpraxis, über Lehrmittel, Volks⸗ 
und Jugendſchriften. 

Bei denjenigen Examinanden, welche die Prüfung für Lehrer an Mittelſchulen 
nicht gemacht haben, kann die Prüfung ſich auch auf die poſitiven Kenntniſſe 
innerhalb der durch den Lehrplan der Anſtalt, zu deren Leitung Examinand be⸗ 
rufen iſt, beſtimmten Grenzen erſtrecken, bei Juden jedoch nicht auf die Religion. 

§ 7. Aufgrund der beſtandenen Prüfung erhält der Examinand ein Zeugnis, 
welches ſeine Befähigung zur Anſtellung als Rektor von Mittelſchulen oder höheren 
Töchterſchulen, ſowie als Vorſteher öffentlicher Präparandenanſtalten ausſpricht. 
Diejenigen, welche nur die Qualifikation für die Übernahme eines beſtimmten 
Amtes nachgeſucht und erworben haben, erhalten im Zeugnis die Beſcheinigung 
über dieſelbe. 0 

§ 8. Bis auf weiteres hat jeder Examinand eine Gebühr von vier Thalern 
vor dem Eintritte in die Prüfung zu entrichten. 

(Anm. Durch das Beſtehen der Rektoratsprüfung wird die Berechtigung zur Führung 
des Rektortitels nicht erworben; dieſe Berechtigung tritt vielmehr erſt dann ein, wenn die 
von dem Geprüften bekleidete Schulſtelle eine Rektorſtelle iſt. Der Rektortitel kann auch 
bien als perſönliche Auszeichnung verliehen werden, ſondern ſetzt die Ablegung der Rektorats⸗ 
rüfung voraus. 

Ver Nachweis der Kenntnis fremder Sprachen iſt bei der Rektoratsprüfung notwendig, 
wenn der betr. Kandidat eine Schule leiten will, in der auch fremde Sprachen gelehrt werden. 
Wenn in einem ſolchen Falle die Qualifikation für den Unterricht in den fremden Sprachen 
früher nicht nachgewieſen worden ift, jo hat ſich die Rektoratsprüfung auch auf dieſe Unterrichts⸗ 
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gegenftände in dem in § 12 Nr. 9 der Prüfungsordnung für Mittelſchullehrer vorgeſchriebenen 
Umfange und Maße zu richten. — Proviſoriſch angeſtellte Seminarlehrer und Vorſteher 
von Präparanden⸗Anſtalten können die Rektoratsprüfung mit Beſchränkung auf das beſtimmte 
Amt (pro 1000) ablegen, erhalten dann aber auch nur die bedingte Befähigung nach 8 7. 
Dasſelbe gilt auch von andern Rektoratsbewerbern, welche die Prüfung nur für eine be⸗ 
ſtimmte Stelle ablegen. 


DD. Die durch Reſk. d. g. M. v. 24. April 1874, U. II. 1618, (Centralbl. 
1874, S. 334 f.) veröffentlichte Prüfungsordnung für Lehrerinnen und 
Schulvorſteherinnen beſtimmt: 


1. Zur Erteilung von Unterricht an Volksſchulen, mittlern und höhern 
Mädchenſchulen, ſowie zur Leitung derartiger Anſtalten ſind nur ſolche Lehrerinnen 
befugt, welche ihre wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung durch Ablegung 
einer Prüfung nachgewieſen haben. 

I. Prüfung der Lehrerinnen. 

§ 2. Die Prüfung der Lehrerinnen wird entweder in Form der Entlaſſungs⸗ 
prüfung an einer zur Abhaltung derſelben berechtigten Lehrerinnen-Bildungsanſtalt 
oder vor einer dazu ernannten beſondern Prüfungs⸗Kommiſſion abgelegt. 

52 Zur Abhaltung einer Entlaſſungsprüfung find berechtigt die Königl. 
Lehrerinnen⸗Seminare zu Berlin, Droyſſig, Münſter, Paderborn und Poſen. 
Außerdem kann die Berechtigung zur Abnahme einer Entlaſſungsprüfung auf 
Antrag des Kgl. Prov.⸗Schulkollegiums ſolchen Anſtalten widerruflich verliehen 
werden, welche ſeit mindeſtens 5 Jahren ihre Schülerinnen mit Erfolg für die 
Ablegung der Lehrerinnen⸗Prüfung vorbereitet haben. 

Die Entlaſſungsprüfung wird unter dem Vorſitz eines Kommiſſars des Prov. 
Schul⸗Kollegiums von dem Lehrer⸗Kollegium der betr. Anſtalt abgehalten. 

4. Für die Prüfung ſolcher Bewerberinnen, welche nicht in einer zur 
Abnahme von Entlaſſungsprüfungen berechtigten Anſtalt vorgebildet ſind, werden 
in den einzelnen Provinzen je nach Bedürfnis beſondere Kommiſſionen gebildet. 
Die Prüfung dieſer Bewerberinnen mit der Entlaſſungsprüfung an Lehrerinnen⸗ 
Bildungsanſtalten zu verbinden, iſt nur mit beſonderer Genehmigung des Min. 
d. g. A. geſtattet. 

5. Die Prüfungs⸗Kommiſſion (8 4) beſteht aus einem Kommiſſar des 
Provinzial⸗Schul⸗Kollegiums als Vorſitzenden und aus 3—5 andern vom Ober⸗ 

räſidenten der Prov. ernannten Mitgliedern, welche vorzugsweiſe aus den Reg.⸗ 
5 den Direktoren, ſowie den Lehrern und Lehrerinnen der öffentlichen 
höhern Mädchenſchulen und der Seminare der Provinz gewählt werden. 

§.6. Die Prüfung der Lehrerinnen für Volksſchulen iſt mit derjenigen der 
Lehrerinnen für mittlere und höhere Mädchenſchulen zu verbinden. 

; In jeder Provinz werden mindeſtens 2 Prüfungen abgehalten. Die 
Termine werden von dem Provinzial⸗Schul⸗Kollegium auf das Jahr angemeſſen 
verteilt, in jedem Jahre möglichſt zu derſelben Zeit angeſetzt und durch die Amts⸗ 
blätter der Provinz bekannt gemacht. 

9 8. Zu der Prüfung werden nur ſolche Bewerberinnen zugelaſſen, welche 
das 18. Lebensjahr vollendet und ihre ſittliche Unbeſcholtenheit, ſowie ihre körper⸗ 
liche Befähigung zur Verwaltung eines Lehramts nachgewieſen haben. 

Anm. Solche Bewerberinnen, welche noch vor Schluß der Prüfung das 18. Lebens⸗ 
jahr zurücklegen, können zu derſelben zugelaſſen werden. Reſk. vom 17. November 1876, 
U. II. 13046, 


8 9. Die Meldung erfolgt ſpäteſtens 4 Wochen vor dem angeſetzten Termine 
bei dem Provinzial⸗Schul⸗Kollegium unter der beſtimmten Angabe, ob die Prüfung 
für Volksſchulen oder für mittlere und höhere Mädchenſchulen gewünſcht wird. 
Der Meldung ſind beizufügen: 
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1. ein ſelbſtgefertigter Lebenslauf, auf deſſen Titelblatt der vollſtändige 
Name, der Geburtsort, das Alter, die Konfeſſion und der Wohnort der 
Bewerberin angegeben iſt; 

. ein Tauf⸗ bezw. ein Geburtsſchein; 

. die Zeugniſſe über die bisher empfangene Schulbildung und die etwa 
ſchon beſtandenen Prüfungen; 

ein amtliches Führungszeugnis und 

. ein von einem zur Führung eines Dienſtſiegels berechtigten Arzte aus⸗ 
geſtelltes Atteſt über den Geſundheitszuſtand. 

§ 10. Die Prüfung iſt eine theoretiſche — ſchriftliche und mündliche — und 
eine praktiſche. 

§ 11. In der ſchriftlichen Prüfung haben ſämtliche Bewerberinnen einen 
deutſchen Aufſatz anzufertigen, einige Rechenaufgaben zu löſen und ein franzöſiſches 
Exereitium, diejenigen, welche die Befähigung für mittlere und höhere Mädchen⸗ 
ſchulen erlangen wollen, auch ein engliſches Exereitium zu fertigen. 

Bewerberinnen, welche für den Unterricht in Volksſchulen die Befähigung zu 
erlangen wünſchen, können die Prüfung im Franzöſiſchen ablehnen. 

8 12. Die Aufgaben werden auf Vorſchlag der Mitglieder der Kommiſſion 
von dem Vorſitzenden beſtimmt. Die Themata für den deutſchen Aufſatz find fo. 
zu wählen, daß hinlängliche Bekanntſchaft mit dem Stoffe bei den Bewerberinnen 
vorausgeſetzt werden kann. Bei den Überſetzungen in eine fremde Sprache iſt der 
Gebrauch des Wörterbuchs geſtattet. 

§ 13. Die Arbeiten ($ 11) find in einem Tage zu vollenden und dürfen nicht 
mehr als 7 Stunden in Anſpruch nehmen. Sie werden unter Aufſicht und in 
Klauſur gefertigt. 

(Anm. Einer Verteilung der ſchriftl. Arbeiten auf 2 Tage ſteht kein Bedenken entgegen. 
Reſk. v. 1. Juni 1882 (Centralbl. S. 563). 

$ 14. Vor Beginn der Arbeiten (§ 13) haben die Bewerberinnen eine von 
ihnen gefertigte Probeſchrift auf einem halben Bogen Querfolio mit deutſchen und 
lateiniſchen Lettern, ſowie eine ſelbſtgefertigte Probezeichnung abzugeben. 

$ 15. Die mündliche Prüfung wird vor der geſamten Kommiſſion abgelegt 
und verbreitet ſich über die Erziehungs⸗ und Unterrichtslehre, ſowie über ſämt⸗ 
liche obligatoriſche Lehrgegenſtände der höhern Mädchen-, bezw. der Volksſchule. 

§ 16. Die praktiſche Prüfung (Lehrproben) wird thunlichſt in einer Mädchen⸗ 
ſchule derſelben Kategorie abgelegt, für welche die Bewerberin die Befähigung 
erlangen will. Jedenfalls halten ſich die Themata innerhalb der Grenzen des 

Lehrplans der betr. Schule. 

Die Aufgaben werden auf Vorſchlag der Mitglieder der Kommiſſion von dem 
Vorſitzenden beſtimmt und den Bewerberinnen bei der perſönlichen Vorſtellung, 
ſpäteſtens 24 Stunden vor dem für die Ablegung der Lehrproben beſtimmten 
Termine, gegeben. | 7 5 

Für jeden Gegenſtand iſt eine ſchriftlich ausgearbeitete Dispoſition einzureichen. 

8 17. Von den Bewerberinnen, welche die Befähigung für Volksſchulen er⸗ 
langen wollen, iſt in den einzelnen Lehrgegenſtänden nachzuweiſen: \ 

1. In der Religion: Allgemeine Bekanntſchaft mit dem Lehrinhalte der heil. 
Schrift und mit der h. Geſchichte alten und neuen Teſtaments in ihrem 
Zuſammenhange, ſowie mit den Hauptthatſachen der Kirchengeſchichte, Kenntnis 
des Schauplatzes der h. Geſchichte. Die Bewerberin muß imſtande ſein, 
eine bibliſche Geſchichte im Anſchluſſe an die Ausdrucksweiſe der Bibel — 
ohne indes an den Wortlaut gebunden zu ſein — frei zu erzählen und 
über den religiöſen und ſittlichen Inhalt derſelben Auskunft zu geben. Sie 
muß den Katechismus ihrer Kirche kennen, über den Sach⸗ und Wortinhalt 
desſelben Auskunft zu geben vermögen, zu ſeiner Erklärung Bibelſprüche, 
bibl. Erzählungen, Liederverſe und Lieder heranzuziehen wiſſen und eine 
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Anzahl geiſtlicher Lieder mit richtigem Verſtändnis aus dem Gedächtnis 

wiedergeben und erklären. 

2. Im Deutſchen: Vertrautheit mit einer Leſelehre, mit den Hauptſachen aus 
der Methodik des Sprachunterrichts, einige Kenntnis von den Hauptwerken 
der Dichtung, nähere Bekanntſchaft mit der Jugendlitteratur. 

Die Bewerberin muß Stoffe, welche dem Unterrichtsgebiete der Volks⸗ 
ſchule angehören, ſowohl mündlich wie ſchriftlich zuſammenhängend dar⸗ 
ſtellen können, mit den Hauptregeln der Rechtſchreibung, der Grammatik 
wi der Stiliſtik vertraut ſein und dieſelben ſicher und richtig anzuwenden 
wiſſen. 

Im Rechnen: Fertigkeit im ſchriftlichen und Kopfrechnen mit ganzen Zahlen, 
mit gemeinen und Dezimalbrüchen, Kenntnis der bürgerlichen Rechnungs⸗ 
arten und der Raumberechnungen, ſowie Einſicht in die Methode und die 
Fähigkeit, das eingeſchlagene Verfahren darzuſtellen und zu begründen. 

4. In der Geſchichte: Bekanntſchaft mit den Hauptthatſachen der allgemeinen, 
beſonders der deutſchen, zuſammenhangende Kenntnis der preußiſchen Geſchichte. 

In der Geographie: Neben einer ſpezielleren Bekanntſchaft mit dem engern 
und weitern Vaterlande eine allgemeine Kenntnis der politiſchen Geographie 
der 5 Erdteile und der Hauptſachen aus der phyſiſchen und aus der mathe⸗ 
matiſchen Geographie. Die Bewerberin muß die gebräuchlichſten Lehrmittel, 
wie Atlanten, Globen, Tellurien kennen und anzuwenden wiſſen. 

6. In der Naturbeſchreibung: Bekanntſchaft mit der Naturgeſchichte der 3 Reiche, 
namentlich mit den hervorſtechenden Typen und Familien, ſowie mit den 
Kultur⸗ und Giftpflanzen, vorzugsweiſe mit denen aus der Heimat; nähere 
Einſicht in ein botaniſches Syſtem, allgemeine Bekanntſchaft mit den andern, 
ſowie mit der Bildung und dem Bau der Erdrinde. Kenntnis der zweck⸗ 
mäßigſten Hilfsmittel für den Unterricht, Abbildungen, Nachbildungen u. dergl. 

7. In der Naturlehre: Allgemeine Bekanntſchaft mit der Phyſik und den Ele⸗ 
menten der Chemie, gewonnen auf der Grundlage des Experiments. 

8. In der Pädagogik: Kenntnis der allg. Grundſätze der Erziehung und des 
Unterrichts, Bekanntſchaft mit dem Inhalte einiger der bedeutendſten päda⸗ 
gogiſchen Werke und mit dem Lebensgange derjenigen Männer, welche auf 
die Entwickelung des Unterrichts- und Erziehungsweſens in den letzten drei 
Jahrhunderten einen hervorragenden Einfluß geübt haben. 

9. Im Geſange: Sicherheit im Singen eines vorgelegten Kirchen-, Schul⸗ und 
Volksliedes und Bekanntſchaft mit der Geſanglehre. 

10. Im Zeichnen, Turnen und den weiblichen Handarbeiten: Einſicht in die 
Methode des betr. Unterrichts und Bekanntſchaft mit den weſentlichſten 
Lehrmitteln für denſelben. 

Bewerberinnen, welche die Befähigung für den Unterricht in den unter 

10 genannten Gegenſtänden zu erwerben wünſchen, haben auch die techniſche 

Fertigkeit in denſelben vorſchriftsmäßig nachzuweiſen. 

11. (Fakultativ.) In der franzöſiſchen Sprache: Korrekte Ausſprache, Bekanntſchaft 

\ mit den Hauptregeln der Grammatik, die Fähigkeit, ein leichtes Sprachſtück 

ohne erhebliche Fehler aus dem Franzöſiſchen in das Deutſche und umgekehrt 

zu übertragen. 

18. Bewerberinnen, welche die Befähigung für mittlere und höhere Mädchen⸗ 
ſchulen erwerben wollen, haben in den unter § 17, 1, 3, 5, 6, 7, 8, 9 und 10 
genannten Gegenſtänden die dort angegebenen Forderungen zu befriedigen. Außerdem 
haben ſie nachzuweiſen: 175 

1. Im Deutſchen: Korrektheit und Gewandtheit in zuſammenhängender münd⸗ 
licher und ſchriftlicher Darſtellung; überſichtliche Bekanntſchaft mit der 
Litteraturgeſchichte und mit der Jugendlitteratur, eingehende Kenntnis 
einiger Hauptwerke der Dichtung, Kenntnis der verſchiedenen Redeformen, 
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der Dichtungsarten und der bekannteſten Versweiſen (Metra), Vertrautheit 
mit einer Leſelehre und mit den Hauptregeln der Grammatik, ſowie mit 
denen der Methodik des Schulunterrichts. 

2. Im Franzöſiſchen und im Engliſchen: Korrekte Ausſprache, Kenntnis der 
Grammatik und Sicherheit in der Anwendung derſelben; die Fähigkeit, die 
in höheren Mädchenſchulen eingeführten Schriftſteller ohne Vorbereitung zu 
überſetzen und leichte Stoffe im weſentlichen darzuſtellen; allgemeine Kenntnis 
der Litteraturgeſchichte. \ 

3. In der Geſchichte: Bekanntſchaft mit der allgemeinen, zuſammenhangende 
Kenntnis der deutſchen, beſonders der preußiſchen Geſchichte. 

$ 19. Über die Ergebniſſe der Prüfung in den einzelnen Gegenſtänden wird 
ein Protokoll geführt. 

Die Leiſtungen in derſelben werden nach den Prädikaten: ſehr gut, gut, 
genügend, nicht genügend, beurteilt. Die Entſcheidung darüber, ob die nachgeſuchte 
Befähigung zu erteilen oder zu verſagen ſei, hängt von dem Geſamtergebnis der 
Prüfung ab. Wer jedoch den Anforderungen des $ 17 in der Religion, im Deutſchen 
oder im Rechnen nicht genügt, kann keinerlei Befähigung, wer den Anforderungen 
des § 18 in beiden fremden Sprachen nicht genügt, keine Befähigung für mittlere 
oder höhere Mädchenſchulen erlangen. 

$ 20. Aufgrund der beſtandenen Prüfung erhalten die Bewerberinnen ein 
Zeugnis über die Befähigung zum Unterricht an Volks-, bezw. an mittleren und 
höheren Mädchenſchulen. 

In dem Zeugniſſe wird das Ergebnis der Prüfung in den einzelnen Lehr⸗ 
gegenſtänden angegeben. In ein Geſamt⸗Prädikat (eine Zeugnisnummer) werden 
dieſe Urteile nicht zuſammengefaßt. 

II. Prüfung der Schulvorſteherinnen. 

§ 21. Die Prüfung der Schulvorſteherinnen wird vor der in gemäßheit des 
§ 4 ernannten Kommiſſion abgelegt. 

§ 22. Die Termine für die Prüfung werden im Anſchluß an diejenigen für 
die Lehrerinnen⸗Prüfung von dem Prov.⸗Sch.-Kollegium feſtgeſetzt und in derſelben 
Weiſe wie dieſe veröffentlicht. 

§ 23. Zu der Prüfung werden nur ſolche Lehrerinnen zugelaſſen, welche den 
Nachweis ihrer ſittlichen Unbeſcholtenheit und ihrer körperlichen Befähigung, ſowie 
einer mindeſtens 5jährigen Lehrthätigkeit zu führen vermögen und mindeſtens 
2 Jahre in Schulen unterrichtet haben. 

§ 24. Die Meldung geſchieht bei dem Prov.⸗Sch.⸗Kollegium mindeſtens drei 
Monate vor dem für die Prüfung angeſetzten Termin. Der Meldung ſind außer 
5 15 § 9 erwähnten Zeugniſſen diejenigen über die bisherige Lehrthätigkeit 
eizufügen. f 

$ 25. Die Bewerberinnen erhalten von dem Prov. ⸗Sch.⸗Kollegium das Thema 
zu einem Aufſatze aus der Erziehungs⸗ und Unterrichtslehre, welches ſie binnen 
einer Friſt von 8 Wochen zu bearbeiten haben. Der eingereichten Arbeit iſt die 
l beizufügen, daß keine andern als die angegebenen Hilfsmittel be⸗ 
nutzt ſeien. 

§ 26. Die mündliche Prüfung hat die Geſchichte der Pädagogik, das ganze 
Gebiet der Erziehungs⸗ und Unterrichtslehre in ihrem Zuſammenhange mit der 
Pſychologie, vorzüglich aber die ſpezielle Methodik und die Kenntnis der Lehr⸗ 
mittel, ſowie der Volks⸗ und Jugendſchriften zum Gegenſtande. 5 

Wo das Zeugnis über die Lehrerinnen⸗Prüfung Lücken in den poſitiven Kennt⸗ 
niſſen anzeigt, oder wo ſolche während der Prüfung über die methodiſche Be⸗ 
handlung der einzelnen Lehrgegenſtände erſichtlich werden, geht die Prüfung auch 
auf dieſe nochmals ein. N 

Außerdem haben Lehrerinnen, welche nur die Befähigung für den Unterricht 
an Volksſchulen erworben haben, wenn ſie Vorſteherinnen mittlerer und höherer 
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Mädchenſchulen zu werden wünſchen, die Prüfung inbezug auf die im 8 18 be⸗ 
zeichneten Forderungen in der deutſchen, der franzöſiſchen und der engliſchen Sprache, 
ſowie in der Geſchichte nachzuholen. . 

$ 27. Aufgrund der beſtandenen Prüfung erhalten die Bewerberinnen das 
Zeugnis, daß ſie zur Leitung von Volksſchulen für Mädchen, bezw. von mittleren 
und höheren Mädchenſchulen befähigt ſeien. 

III. Schluß⸗Beſtimmungen. 

§ 29. Jede Bewerberin hat vor ihrem Eintritt in die Prüfung eine Gebühr 
von 4 Thalern zu zahlen. } 

8 30. Die Beſtimmungen diefer Prüfungs⸗Ordnung finden auf ſolche Lehrerinnen 
keine Anwendung, welche lediglich in einem oder mehreren der im 8 17, Nr. 9 
und 10 bezeichneten Gegenſtände zu unterrichten wünſchen. Für dieſe Lehrerinnen 
bewendet es bis auf weiteres bei den beſtehenden Vorſchriften. 

Anm. 1. Lehrerinnen, welche in Familien oder in privaten oder öffentlichen Schulen 
ausſchließlich Unterricht in den neueren Sprachen erteilen wollen, können auch in dieſen 
allein eine Prüfung ablegen. Bei derſelben iſt aber die allgemeine und pädagogiſche Bildung 
in geeigneter Weiſe zu erforſchen, auf die Methodik des Sprachunterrichts ſpeziell einzugehen 
und die praktiſche Befähigung durch eine Lehrprobe zu ermitteln. 

Anm. 2. Lehrerinnen haben eine zweite Prüfung nicht abzulegen, um definitiv ange⸗ 
ſtellt zu werden. — Sie können, außer an Mädchenſchulen, auch in gemiſchten Unterklaſſen 
Unterricht erteilen. Ihren Zeugniſſen iſt die Beſcheinigung der Reg. über die Qualifikation 
der Kandidatin zur proviſoriſchen Anſtellung in dem Elementarſchulamt nicht hinzuzufügen. 

Anm. 3. Für die Fortbildung der Lehrer in ihrem Berufe ſind Kreislehrerbibliotheken 
ins Leben gerufen, deren fleißige Benutzung den Lehrern nicht dringend genug ans Herz 
gelegt werden kann. Ferner dienen dazu die neuerdings eingerichteten Lehrer⸗Konferenzen 
bei den Schullehrer⸗Seminarien, die Konferenzen unter dem Vorſitze des betr. Kreisſchul⸗ 
inſpektors und die Konferenzen unter der Leitung des Lokalſchulinſpektors bezw. eines Lehrers. 
Zum Beſuche der beiden letztgenannten Konferenzen iſt jeder Lehrer bei Strafe verpflichtet, 
falls er nicht ausreichend entſchuldigt oder beurlaubt iſt. Eine Vergütung der den Lehrern 
durch die Teilnahme an dieſen Konferenzen entſtehenden Koſten aus Staatsfonds findet 
nicht ſtatt; auch können die Schulverbände nicht gezwungen werden, ihnen die Koſten für 
den Beſuch der Konferenzen zu bewilligen, wenn es auch erwünſcht iſt, daß die Gemeinden 
eine billige Entſchädigung gewähren. 


III. Die Ausnutzung der Unterrichtszeit. 


1. Verf. d. Kgl. Reg. zu Königsberg v. 27. Dezbr. 1866 (Nr. 394/12. II). 
Wenn die Volksſchulen das ihnen vorgeſteckte Ziel erreichen und alle ihnen anver⸗ 
trauten Kinder mit den genügenden Schulkenntniſſen ausrüſten ſollen, ſo iſt durch⸗ 
aus notwendig, daß ſämtliche Lehrer die ihnen zugebote ſtehende Schulzeit auf das 
gewiſſenhafteſte benutzen und mit ganzer Liebe und Hingabe dem Unterricht ſich 
widmen. Da durch die Sommer⸗ und Herbſtferien ohnehin 2 Monate für den 
Schulunterricht in Landſchulen in Wegfall kommen, da ferner durch ungünſtiges 
Wetter, Krankheit und andere Hinderniſſe unvermeidliche Schulverſäumniſſe ent⸗ 
ſtehen, ſo muß mit aller Sorgfalt darauf gehalten werden, daß weitere Ver⸗ 
kürzungen der Schulzeit nicht eintreten. Von den Lehrern erwarten wir daher, 
daß ſie ſich keiner vermeidlichen Verſäumniſſe ſchuldig machen. Keiner darf, wie 
dies bisher leider öfter vorgekommen iſt, ohne die ausdrückliche Erlaubnis des 
Lokal⸗Schul⸗Inſpektors den Unterricht ausfallen laſſen, um ſeinen Privat⸗Geſchäften 
nachzugehen oder zu verreiſen. Auch iſt es nicht geſtattet, daß der Urlaub erſt, 
nachdem den Kindern der Ausfall der Schule bereits angekündigt iſt, eingeholt, 
oder daß ſtatt desſelben dem Schulinſpektor nur eine ſchriftliche Anzeige gemacht 
wird. Diejenigen Lehrer, welche ſich einer Nichtachtung dieſer Vorſchriften ſchuldig 
machen, ſind uns ſofort anzuzeigen und werden wegen pflichtwidriger Vernach⸗ 
läſſigung ihres Amtes von uns beſtraft werden. Es iſt auch zu unſerer Kenntnis 
gekommen, daß einzelne Lehrer ohne genügenden Grund Urlaub nehmen und an 
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Schultagen verreiſen, anſtatt dies an ſchulfreien Tagen zu thun. Wir ordnen 
daher hierdurch an, daß die Schulinſpektoren bei derartigen Anträgen genau 
prüfen und feſtſtellen, ob die Reiſen unumgänglich notwendig ſind und ob ſie ſich 
nicht verſchieben laſſen oder ganz unterbleiben können. Für den erteilten Urlaub 
bleiben die Schulinſpektoren verantwortlich. Ferner haben dieſelben ſtreng darauf 
zu halten, daß die in § 7 der Geſchäftsanweiſung für die Schulvorſtände vom 
28. Septbr. 1856 enthaltenen Beſtimmungen pünktlich inne gehalten werden, und 
weder eine eigenmächtige Verlegung, noch eine Verlängerung ſtattfindet. Daher 
iſt auch mit Strenge gegen diejenigen Eltern vorzugehen, welche ihre Kinder ſchon 
vor Beginn der Sommer: und Herbſtferien, z. B. bald nach der Kirchen-Bifitation 
von dem Schulbeſuche zurückhalten oder dieſelben nicht alsbald beim Wiederbeginne 
des Unterrichts ſenden. Euer ꝛc. veranlaſſen wir deshalb, bei den jährlichen 
Reviſionen der Schulen genaue Einſicht von den Abſentenliſten zu nehmen und 
ſich zu überzeugen, wie es mit dem Schulbeſuche überhaupt und insbeſondere in 
den gedachten Zeiten geſtanden hat, und ob Lehrer, Lokal-Schulinſpektor und 
Schulvorſtand die ihnen zugebote ſtehenden Mittel ſorgfältig benutzt haben, um 
einen regelmäßigen Schulbeſuch herzuſtellen. Wie die Lehrer ihrerſeits alles zu 
vermeiden haben, wodurch eine Verkürzung des Schulunterrichts herbeigeführt 
wird, ſo haben dieſelben auch die Unterrichtszeit mit Gewiſſenhaftigkeit und Sorg⸗ 
falt auszukaufen. Dahin gehört, daß ſie die Schule pünktlich zu der beſtimmten 
Stunde beginnen und vor derſelben nicht ſchließen, daß ſie im Schulzimmer ſchon 
anweſend ſind, wenn die Kinder ſich zu ſammeln beginnen, daß ſie gut vorbereitet 
zum Unterricht kommen, nach einem durchdachten zweckmäßigen Plane und in 
geregelter Ordnung die verſchiedenen Abteilungen beſchäftigen, jede Verzögerung 
und Zeitverſchwendung vermeiden, ſich nicht in breites Gerede verlieren, ſondern 
knapp und beſtimmt im eigenen Worte und die Selbſtthätigkeit der Schüler ver⸗ 
mahnend, anregend und benutzend einen raſchen Fortſchritt in den Unterricht 
bringen und in jeder Stunde genügende und beſtimmte Reſultate erzielen. — Die 
Schulinſpektoren haben die Schulen mindeſtens innerhalb der vorgeſchriebenen 
Friſten eingehend zu revidieren und dabei nicht nur die Leiſtungen der Lehrer 
genau zu erforſchen, ſondern ſich auch über das außeramtliche Verhalten derſelben 
zu informieren, dabei auch darauf zu ſehen, daß ſich dieſe nicht in fremde Angelegen⸗ 
heiten miſchen und mit allerlei Geſchäften abgeben, durch welche ſie in der Wahr⸗ 
nehmung und gewiſſenhaften Erteilung des Unterrichts geſtört werden. Ebenſo 
iſt zu ermitteln, ob die Unterrichtsſtunden nach Angabe der Abſentenliſte gehalten 
worden ſind. — Werden Lehrer durch eigne Krankheit genötigt, die Schule aus⸗ 
zuſetzen, ſo iſt am Tage der Erkrankung dem Lokalſchulinſpektor Anzeige zu machen. 
Dasſelbe hat beim Wiederbeginn des Unterrichtes zu geſchehen. 

(Anm. Dieſe Verordnung iſt durch Verf. v. 13. Febr. 1882, Nr. 4591 II in Erinnerung 
gebracht und dabei vorgeſchrieben, daß Urlaub nur in dringenden Fällen und, wenn er 
begründet iſt, gegeben werden ſoll). 

2. Verf. d. Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 9. Novbr. 1865, R. 479 
C. G. II.: Es iſt bemerkt worden, daß die Unterrichtsſtunden von manchen Lehrern 
nicht pünktlich angefangen oder geſchloſſen werden, und daß inbetreff der Pauſen 
eine große Verſchiedenheit herrſcht. Wir veranlaſſen Euer ꝛc., darauf zu achten, 
daß die für den Unterricht beſtimmte Zeit genau eingehalten werde. Inbetreff 
der Pauſen beſtimmen wir folgendes: In denjenigen Schulen, in welchen der 
Unterricht regelmäßig vormittags von 8 bis 12 Uhr, nachmittags von 2 bis 4 Uhr 
erteilt wird, iſt nur um 10 Uhr vormittags eine Pauſe von 15 Minuten und um 
3 Uhr nachmittags eine Pauſe von 10 Minuten geſtattet. In der Zeit vom 
1. Dezember bis zum 15. Januar iſt es zweckmäßig, die Nachmittagspauſe ganz 
wegfallen zu laſſen und den Unterricht um 3¼ Uhr zu fliegen. — In den 
Schulen, in welchen je 3 Stunden vormittags und nachmittags für den Unterricht 
beſtimmt ſind, iſt die Pauſe von je 10 Minuten an das Ende der zweiten Unter⸗ 
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richtsſtunde zu verlegen. Dieſelbe Beſtimmung gilt für diejenigen Schulen, in 
welchen Mittwochs und Sonnabends für den Vormittag je 3 Stunden feſtgeſetzt 
ſind, ſo wie für die Sommerſchulen, in denen die Schüler der erſten Abteilung 
von 6 bis 9 Uhr, die der zweiten und dritten Abteilung von 9 bis 12 Uhr unter⸗ 
richtet werden. Falls in einer Schule während des Sommerhalbjahres mit 
unſerer Genehmigung der Unterricht täglich in die Vormittagsſtunden von 7 bis 
12 Uhr gelegt wird, ſind von der dritten Stunde die letzten 10 Minuten, von 
der vierten dagegen die erſten 10 Minuten, im ganzen alſo 20 Minuten für die 
Pauſen zu verwenden. Euer ꝛc. wollen ſämtliche Schulvorſtände und Lehrer Ihres 
Inſpektionskreiſes mit dem Inhalt dieſer Verfügung bekannt machen und im Verein 
mit den erſteren darauf halten, daß die Beſtimmungen derſelben überall genau 
befolgt werden. 


IV. Ferien und ſchulfreie Tage. 
A. 1. Verordnung der Kgl. Reg. zu Königsberg, v. 31. Dezbr. 1878, 
Nr. II. 376/11. 
Unter Aufhebung der früheren Verff. wird folgende Ferienordnung zur Bes 
achtung für die Folge feſtgeſetzt: 
A. Für die ländlichen Schulen: 

a. Die Weihnachtsferien dauern vom h. Abende vor Weih⸗ 
nachten bis zum 2. Januar einſchließlich, im ganzen 10 
age, darunter 3 Feierſagg g Ka 

b. die Oſterferien dauern vom Gründonnerſtage bis zum 

Dienſtage nach Oſtern einſchließlich, im ganzen 6 Tage 
bakunter 3 Feiertagen 383 5 
die Pfingſtferien dauern vom h. Abende vor Pfingſten 
bis zum Dienſtage nach dem Feſte einſchließlich, im ganzen 
4 Dage darunter 2 Feiertage 2 10 
d. die Sommer- oder Getreideernteferien dauern 
3 Wochen, beginnend mit dem Montage, der auf den 
24. Juli folgt, oder mit dem 24. Juli, falls dieſer auf 
einen Montag fällt, im ganzen 21 Tage, darunter 3 
Sümttaſßßß,, 18 je 
e. die Michaelis: oder Kartoffelernteferien dauern 
3 Wochen. Der Anfangstermin wird nach den örtlichen 
Verhältniſſen vom Lokalſchulinſpektor in Gemeinſchaft mit 
dem Schulvorſtande beſtimmt. Im ganzen 21 Tage, dar⸗ 
Unter 3 Sonntage 8 77 
Von der getroffenen Beſtimmung ache hat der Lokal⸗ 
ſchulinſpektor dem Landrate und dem Kreisſchulinſpektor 
ſogleich Mitteilung zu machen. Ausnahmsweiſe, wenn 
beſondere Umſtände ſolches erforderlich machen, können 
die Sommerferien auf 4 Wochen verlängert werden; die 
Michaelisferien dauern dann 2 Wochen. 
Auch iſt eine Verlegung des Anfangstermins der 
Sommerferien ad d mit Rückſicht auf die Getreideernte 
zuläſſig. Die Beſtimmung darüber haben die Landräte 
in Gemeinſchaft mit den Kreisſchulinſpektoren; doch iſt 
uns vom Geſchehenen ſofort Anzeige zu machen. N 
Ein Zuſammenlegen der Sommer- und Herbitferien 
iſt unſtatthaft. 
der erſte Tag des Jahrmarkts in der dem Schulorte zu⸗ 
nächſt belegenen Stadt iſt frei, im ganzen jährlich A Tage 4 hi 
außer den Sonn⸗ und Feſttagen. zuſammen 52 Ferientage, 


7 Ferientage, 


De 
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B. Für die ftädtifhen Elementar⸗, Mittel- und höheren Mädchen⸗ 
ſchulen, mit Ausnahme der hieſigen höheren Mädchenſchulen: 

a. Die Weihnachtsferien dauern vom h. Abende vor 
Weihnachten bis zum 2. Jannar einſchließlich, im ganzen 
10 Tage, darunter Feiertage 

. die Oſterferien dauern vom Gründonnerſtage bis 
Dienſtag nach Oſtern einſchließlich, im ganzen 6 Tage, 
dare 3 Feiertag 8 

die Pfingſtferien dauern vom h. Abende vor Pfingſten 
bis zum Dienſtage nach dem Feſte einſchließlich, im ganzen 
4 Tage, darunter 2 Feiertage 2 5 

d. die Sommer- oder Ernteferien dauern 4 Wochen, 

im ganzen 28 Tage, darunter 4 Sonntage 24 75 
die Michaelis- oder Kartoffelferien 1 Woche, dar⸗ 
eee U N SE RER Er Set, 

Bezüglich des Anfangstermins gilt das ad Ad und e 
Geſagte mit der Abänderung, daß eine anderweite Ver⸗ 
legung oder Verteilung der Sommer- und Herbſtferien 
a as der Schuldeputation unferer Genehmigung 
edarf. 

eee oe NE el RE el 15 

g. der Tag nach der jährlichen öffentlichen Prüfung . . 1 2 

außer den Sonn⸗ und Feſttagen. zuſammen 47 Ferientage, 


7 Ferientage, 


— 
je 


@ 


d 


ch 


C. Für die hieſigen ſtädt. höheren Mädchenſchulen: 

a. Die Weihnachtsferien; ſie dauern vom Sonnabend vor Weihnachten 
bis Montag nach Neujahr. Fällt das Weihnachtsfeſt oder der Weihnachts⸗ 
Heiligeabend auf einen Sonnabend, ſo ſchließt der Unterricht am Mitt⸗ 
woch vor Weihnachten und beginnt wieder am Dienſtag nach Neujahr. 


b. Die Oſterferien dauern vom Sonnabend vor Palmarum bis Montag 
nach Quasimodogeniti. 

e. Die Pfingſtferien dauern vom h. Abend vor Pfingſten bis Mittwoch 
nach dem Feſt einſchließlich. 

d. Die Sommerferien beginnen am erſten Sonnabend im Juli und 
dauern 4 Wochen. 

e. Die Michaelis- oder Herbſtferien beginnen am 29. September, 


wenn dieſer auf einen Sonnabend fällt, oder am nächſten Sonnabend 
und dauern bis Mittwoch in der darauf folgenden Woche einſchließlich, 
im ganzen 1½ Woche. 

Die sub C. angeordnete Ferienordnung gilt auch für die höheren 
Mädchenſchulen in denjenigen Städten, in welchen ſich ein Gymnaſium 
befindet. i 

Die HH. Kreis⸗ und Lokalſchulinſpektoren und die Stadtſchuldeputationen 
haben den Lehrern von dieſer Ferienordnung Nachricht zu geben. 

2. Verordnung der Kgl. Reg. zu Königsberg v. 26. November 1875, 
8 ecbeiſah leichmäßigen Verfahrens bezüglich der Behandl 

ur Herbeiführung eines gleichmäßigen Verfahrens bezüglich der Behandlung 
der katholiſchen Feiertage an den Volks-, Mittel⸗ und höheren Mädchenſchulen 
unſeres Bezirks ordnen wir hierdurch an, daß nur an den nachbenannten 
katholiſchen Feiertagen: 1. Feſt der h. 3 Könige, am 6. Januar, 2. Feſt der 
Reinigung Mariä, am 2. Februar, 3. Feſt Mariä Verkündigung, am 25. März, 
4. Fronleichnamsfeſt, am 2. Donnerſtage nach Pfingſten, 5. Petri⸗Paulsfeſt, am 
29. Juni, 6. Allerheiligenfeſt, am 1. November, 7. Feſt Mariä Empfängnis, am 
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8. Dezember in den katholiſchen und konfeſſionell gemischten Schulen mit nur 
katholiſchen Lehrern der Unterricht ganz auszuſetzen, in den konfeſſionell gemiſchten 
Schulen mit evangeliſchen oder mit evangeliſchen und katholiſchen Lehrern die 
katholiſchen Kinder von der Teilnahme am Unterrichte zu entbinden ſind, wenn 
ihre Eltern bezw. Pfleger ſolches verlangen, und auch die kath. Lehrer auf ihr 
Verlangen von der Erteilung des Unterrichtes zu befreien ſind. 

3. Verordnung v. 26. Februar 1876, II. 950/1. 

Die angeſtellten Ermittelungen haben ergeben, daß im Ermlande außer den 
in unſerer Cirk.⸗Verf. v. 26. Novbr. v. J. aufgeführten allgemein anerkannten 
kath. Feiertagen auch das Feſt des h. Andreas jährlich am 30. Noobr. gefeiert 
wird. Wir ordnen deshalb hierdurch an, daß für die Schulen des Ermlandes 
auch bezüglich dieſes Feſttages die Beſtimmungen der vorbezeichneten Verfügung 
Geltung haben. 4 . 


B. Die Inſtruktion für die Schulvorſtände im Reg.⸗Bezirk Gumbinnen 

v. 21. April 1858 ſetzt als geſetzliche Ferien für die Landſchulen feſt: 

115 1 5 0 Abende vor Weihnachten bis einſchließlich zum dritten Tage nach 
eujahr; 

vom Gründonnerſtage bis und einſchließlich zum Dienſtage nach dem Oſterfeſte; 

. am Bußtage, Himmelfahrtsfeſte und vom h. Abende bis und einſchließlich 

zum Dienſtage nach Pfingſten; 

4. vier Wochen während der Getreide-Ernte für ſämtliche Schüler; dieſe 
Ferien beginnen mit dem Montage, der auf den 20. Juli folgt, oder mit 
dem 20. Juli, falls dieſer auf einen Montag fällt; 

5. vierzehn Tage während der Kartoffel⸗Ernte; auf welche Tage dieſe Ferien 
fallen, iſt nach den örtlichen Verhältniſſen zu beſtimmen; 

6. der erſte Tag jedes Kram⸗Jahrmarktes am Hauptorte des Kreiſes. 


D 


C. Die Kgl. Reg. zu Danzig hat in der Inſtruktion für die weltlichen 
Lokalſchulinſpektoren vom 18. November 1877 beſtimmt: 

In dem hieſigen Bezirke ſind dort, wo nicht Halbtagsſchule gehalten werden 
muß, oder wo nicht etwas anderes beſtimmt iſt, die Dienſtag⸗, Freitag⸗ und 
Sonnabend⸗Nachmittage ſchulfrei. 

Die Dienſtage und Freitage ſind in der Regel für Erteilung des Konfirmanden⸗ 
Unterrichts zu wählen. 

Als Schulferien ſind folgende Zeiten genehmigt: 

a. zu Weihnachten vom 24. Dezember (alſo nach Schluß der Schule am 
23.) bis zum 2. Januar excl., falls dies nicht ein Sonntag iſt; 
b. zu Oſtern vom Mittwoch (alſo nach Schluß der Schule am Dienſtage) 
in der Charwoche bis zum Dienſtag nach Oſtern inel.; 
0. 5 1 5 vom Sonnabende incl. vor bis zum Dienſtag incl. nach 
em Feſte; 
d. ſechs Wochen Sommer⸗ und Herbſtferien, wovon für die erſteren 4 und 
für die letzteren 2, oder für beide je 3 Wochen verwendet werden können. 
Die Sommer⸗ reſp. Ernteferien haben mit dem 24. Juli zu beginnen. Aus⸗ 
nahmen find möglichſt zu vermeiden. Vergl. Cirk.⸗Verf. vom 5. Mai 1873, G. 324/4. 

Die vom Staate anerkannten Feiertage, an denen bei katholiſchen Schulen 
der Unterricht ausfällt, ſind folgende ſieben: 1. Epiphanie, am 6. Januar, 2. 
Mariä Lichtmeß, am 2. Februar, 3. Mariä Verkündigung, am 25. März, 4. Fron⸗ 
leichnam, am Donnerſtag nach Trinitatis, 5. Peter Paul, am 29. Juni, 6. Aller⸗ 
heiligen, am 1. November und 7. Mariä Empfängnis, am 8. Dezember. 

Außerdem werden am Mittwoch vor dem erſten Faſtenſonntage (Aſchermittwoch) 
und am Allerſeelentage (2. November) die zwei erſten Stunden freigegeben. 

An den genannten Tagen ſind die katholiſchen Kinder immer, die katholiſchen 
Lehrer und Lehrerinnen an Simultanſchulen dann ſchulfrei, wenn ſie den Wunſch, 


1 


a N 


von dieſer Befreiung Gebrauch zu machen, erkennen laſſen. Eines ausdrücklichen 
Urlaubs bedürfen ſie für dieſe Tage nicht. 


D. 1. Die Verf. der Reg. zu Marienwerder vom 20. November 1873, 
Nr. 5106 C. G II. beſtimmt nach Anordnung des Miniſters der geiſtl. ꝛc. An⸗ 
gelegenheiten hinſichtlich der Sommer- und Herbſtferien, daß in den Volks⸗ 
ſchulen die Sommerferien ſtets an einem Montage in der letzten Hälfte des Juli 
und die Herbſtferien ſtets an einem Montage in der letzten Hälfte des September 
beginnen, und daß im Juli jedes Jahres die Kreisſchulinſpektoren ſich mit den 
Landräten wegen des für die Sommer- und Herbſtferien feſtzuſetzenden Termines 
in Einvernehmen ſetzen und, nachdem dies geſchehen, die ſtädtiſchen Schuldeputationen 
und die Lokalſchulinſpektoren mit der erforderlichen Weiſung verſehen ſollen. Mit 
Rückſicht darauf, daß in einzelnen Kreiſen je nach der höheren oder niedrigeren 
Lage der Ortſchaften die Getreide- und die Kartoffelernte nicht überall gleizeitig, 
beginnt, können für Höhe und Niederung verſchiedene Anfangstermine beſtimmt 
werden. Eine Abweichung von dem durch die Kreisſchulinſpektoren feſtgeſetzten 
Termine iſt nur mit Genehmigung derſelben zuläſſig. — Die bisherige Beſtimmung, 
daß die Sommer- und Herbſtferien zuſammen nicht länger als 6 Wochen dauern 
dürfen, bleibt auch ferner in Geltung. — Den Lokalſchulinſpektoren allein iſt die 
Beſtimmung über den Beginn der Herbſtferien nicht zu überlaſſen, dieſe haben 
ar ſtets nur im Verein mit dem Schulvorſtande dieſerhalb Beſtimmung, 
zu treffen. 

2. Die Cirk.⸗Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 13. Januar 1883, 
Nr. I. 114 N beſtimmt hinſichtlich der Dauer der Ferien zu Weihnachten, Oſtern 
und Pfingſten, daß dieſelben 

a. zu Weihnachten nach Schluß der Schule am 23. Dezember beginnen und 
bis zum 2. Januar ausſchließlich dauern; 

b. zu Oſtern nach Schluß der Schule am Mittwoch in der Charwoche be— 
ginnen und bis zum Donnerſtage nach Oſtern ausſchließlich dauern, und 

e. zu Pfingſten mit Schluß der Schule am Sonnabend vor Pfingſten be: 
ginnen und bis zum Donnerſtage nach dem Feſte ausſchließlich dauern. 
Dieſe Ferienfriften find überall, ſowohl in den ſtädtiſchen, als in den 
ländlichen Schulen einzuhalten, demgemäß zur Kenntnis der Lokalſchul⸗ 
inſpektoren und der ſtädtiſchen Schuldeputationen und der Lehrer zu 
bringen und Zuwiderhandlungen uns ſofort einzuberichten. 

3. Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 6. April 1883, Nr. II. 2. 
2904. N. C. 

In Verfolg eines uns eingereichten Spezialantrags genehmigen wir hiermit, 
daß in ſolchen Städten, in welchen ſich Gymnaſien oder Gymnaſialanſtalten be⸗ 
finden, die Ferien für die daſelbſt beſtehenden höheren Mädchenſchulen in dieſelbe 
Zeit verlegt werden dürfen, in welche die Ferien der gedachten höheren Lehran- 
ſtalten fallen, und daß ſie auch von gleicher Dauer ſind, wie die Ferien der 
genannten Anftalten. ; N 

4. Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 1. Auguſt 1873, Nr. 2347 C. G.: 

Durch die Verordnung vom 28. Febr. 1838 (Amtsbl. Nr. 10) iſt beſtimmt 
worden, daß in den Schulen unſeres Bezirks die einzelnen gebotenen kirchlichen 
Feſttage freigegeben werden ſollen, wobei ſich jede Schule nach der Kirche ihrer 
Konfeſſion zu richten hat, und daß, wenn zu einer Schule Kinder ſowohl evan⸗ 
geliſcher als auch katholiſcher Konfeſſion gehören, auch die gebotenen Feſttage der 
evangeliſchen Kirche ſowohl als der katholiſchen freizugeben ſind. — Es iſt nun 
zu unſerer Kenntnis gekommen, daß an den katholiſchen Feſttagen auch in ſolchen 
evangeliſchen Schulen, zu denen nur eine verhältnismäßig geringe Zahl katholiſcher 
Schüler gehört, der Unterricht ganz ausfällt, ja daß ſogar an ſolchen Orten, wo 
2 konfeſſionell getrennte Schulen vorhanden ſind, den evangeliſchen Schulkindern 
an kath. Feſttagen freigegeben wird. Da durch die Amtsblattverordnung vom 
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28. Febr. 1838 nur beabſichtigt iſt, den Kindern beider chriſtlichen Konfeſſionen 
die Möglichkeit zu geben, an den Feiertagen ihrer Kirche dem Gottesdienſte bei⸗ 
zuwohnen, ſo beſtimmen wir, daß in allen Schulen, welche von evangeliſchen 
Lehrern verwaltet werden, auch an den kath. Feſttagen zu unterrichten und nur 
den kath. Kindern zu geſtatten iſt, aus der Schule fortzubleiben. Selbſtverſtänd⸗ 
lich wäre ihr Ausbleiben nicht als Schulverſäumnis anzuſehen und zu notieren. 
In ſolchen Schulen dagegen, die von einer verhältnismäßig ſehr geringen Zahl 
evangeliſcher Kinder neben einer bedeutenden Zahl kath. Kinder beſucht werden, 
ſoll dem evangeliſchen Lehrer es zuſtehen, mit Genehmigung des ihm vorgeſetzten 
Lokalſchulinſpektors den Unterricht an katholiſchen Feſttagen auszuſetzen. Den 
evangeliſchen Schulinſpektoren wird es zur Pflicht gemacht, auf die Beachtung 
dieſer Verordnung genau zu halten. 

5. Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 15. April 1875, Nr. 1013 C. II.: 

Nachdem in unſerm Bezirk an verſchiedenen Orten die Vereinigung der 
Konfeſſionsſchulen zu Simultanſchulen ſtattgefunden hat, ſind inbetreff der frei zu 
gebenden katholiſchen gebotenen Feſttage beſondere Beſtimmungen erforderlich. 
Gemäß der Amtsblattverordnung vom 28. Febr. 1838 und der unterm 1. Auguſt 
1873 an ſämtliche Schulinſpektoren erlaſſenen Cirk.⸗Verf. iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daß an den gebotenen römiſch⸗katholiſchen Feſttagen, zu denen außer den auch 
von den Evangeliſchen gefeierten das Feſt der heiligen drei Könige, das Fron⸗ 
leichnamsfeſt, das Feſt der Reinigung Mariä, das Feſt der Verkündigung 
Mariä, das Feſt der Empfängnis Mariä, das Feſt der Apoſtel Petrus und Paulus, 
das Feſt Allerheiligen und das Feſt des Hauptpatrons zu rechnen find, ſowohl den 
Lehrern als den Schulkindern katholiſcher Konfeſſion frei gegeben iſt. Dagegen 
haben die evangeliſchen Schulkinder und die Kinder anderer Bekenntniſſe an den 
genannten Feſttagen die Schule zu beſuchen und ſind von den evangeliſchen, bezw. 
jüdiſchen Lehrern nach der Beſtimmung der Lokalſchulinſpektoren reſp. der techni⸗ 
ſchen Mitglieder der ſtädtiſchen Schuldeputationen, bezw. auch der Rektoren in 
angemeſſener Weiſe zu beſchäftigen. Wo die Zahl der nicht⸗katholiſchen Lehrer 
nicht ausreicht, um in ſämtlichen Klaſſen den Unterricht zu erteilen, ſind die 
Schüler mehrerer Klaſſen in einer zu vereinigen, und nur in dem Falle, daß die 
Zahl der nicht⸗katholiſchen Kinder in einer Klaſſe verhältnismäßig ſehr gering iſt, 
darf dieſen auch an den genannten Tagen frei gegeben werden. 

6. Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 6. April 1882, Nr. 660 C. G.: 

Durch unſere Eirkularverfügung vom 15. April 1875, Nr. 1013 C. II. find 
diejenigen katholiſchen Feiertage näher bezeichnet worden, an welchen den katho⸗ 
liſchen Schulkindern und den katholiſchen Lehrern freizugeben iſt. Um aber dort, 
wo ſich eine Gelegenheit bietet, es den Schulkindern und Lehrern katholiſcher 
Konfeſſion zu ermöglichen, auch an den Aſchermittwochen und Allerſeelen⸗ 
tagen an der kirchlichen Feier teilzunehmen, ſetzen wir hiermit feſt, daß den 
katholiſchen Kindern und Lehrern derjenigen Schulen, welche ſich in einem Pfarr⸗ 
kirchorte oder in der Nähe eines ſolchen befinden, an den genannten Tagen bis 
10 Uhr freigegeben werde. Von 10 Uhr ab hat der vorgeſchriebene Unterricht 
ſtattzufinden und iſt derſelbe an dieſen Tagen bis 12 Uhr zu erteilen. In allen 
Schulen dagegen, welche mehr als 3 km von der Kirche entfernt liegen, deren 
Kinder und Lehrer alſo ſich vorausſichtlich bei der kirchlichen Feier nicht beteiligen, 
muß der Unterricht in regelmäßiger Weiſe erteilt werden. — Dasſelbe gilt von 
den Montagen und Dienſtagen der Faſtnachtszeit, welche bisher in einzelnen 
Schulen in unerlaubter Weiſe noch als freie Tage angeſehen worden ſind. Wo 
an dieſen Tagen diejenigen Lehrer, welche gleichzeitig Organiſten bezw. Küſter ſind, 
durch die kirchliche Feier (vierzigſtündiges Gebet) in der Zeit zwiſchen 8 und 12 Uhr 
in Anfpruch genommen werden, da haben fie, da die Thätigkeit in der Kirche fie 
nur höchſtens 1½ bis 2 Stunden beſchäftigt, vor oder nach der Andacht den vor⸗ 
geſchriebenen Unterricht ſo zu erteilen, daß höchſtens 1 Stunde desſelben an jedem 
Tage ausfällt. 
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Indem wir die Herren Lokal- und Kreisſchulinſpektoren und die ſtädtiſchen 
Schuldeputationen anweiſen, den Ihnen unterſtellten Lehrern vorſtehende Ver⸗ 
fügung zur Kenntnisnahme und Anfertigung einer Abſchrift in die Schulchronik, 
ſowie zur genauen Nachachtung zugehen zu laſſen, erwarten wir, daß mit aller 
Strenge auf die Einhaltung und Befolgung derſelben gehalten, und jede Über⸗ 
tretung unſerer Anordnung uns zur Kenntnis werde gebracht werden. — 


V. Unterbrechung des Unterrichts durch kirchliche Nebenämter. 

A. Zur Verhütung der durch die Vereinigung von Kirchen: und Schulämtern 
entſtehenden Verſäumnis des Unterrichts iſt zu merken: In den Fällen, wo die 
Verbindung der beiden Amter keine dauernde iſt, der Lehrer vielmehr nur mit 
Genehmigung der Schulbehörde die Verrichtung kirchlicher Funktionen gegen Ent⸗ 
ſchädigung übernommen, aber nicht zugleich mit ſeiner Beſtallung als Lehrer auch 
eine ſolche als Organiſt oder Kantor ꝛc. erhalten hat, iſt das Schulamt als das 
Hauptamt anzuſehen, und dem Lehrer die Pflicht aufzulegen, ſich in Kolliſions⸗ 
fällen eine Vertretung bei Verrichtung der kirchlichen Funktionen zu verſchaffen. 
Wo dagegen eine dauernde Vereinigung beider Amter ſtattfindet, iſt über die 
Maßregeln, durch welche eine Schädigung des einen oder des andern nach Mög⸗ 
lichkeit vermieden werden kann, eine Verſtändigung zwiſchen der Schulaufſichts⸗ 
behörde und den kirchlichen Behörden herbeizuführen. Es wird dabei darauf 
Bedacht zu nehmen ſein, daß die kirchlichen Amtshandlungen und die außerordent⸗ 
lichen Gottesdienſte, außer wo dringliche Fälle eine Ausnahme unabweislich ge⸗ 
bieten, außerhalb der Schulzeit gelegt werden, während auf die ein für allemal 
feſtſtehenden Wochengottesdienſte gleich bei Aufſtellung des Lektionsplanes die ge⸗ 
bührende Rückſicht zu nehmen iſt, wofern nicht bei mehrklaſſigen Schulen eine 
Vertretung des doppelt beamteten Lehrers in der Schule ohne Schwierigkeit her⸗ 
beigeführt werden kann. — Iſt eine Verſtändigung der beteiligten Behörden nicht 
zu erreichen, oder nehmen die kirchlichen Verrichtungen den Lehrer in einem 
ſolchen Grade in Anſpruch, daß der Unterricht desſelben leiden muß, ſo iſt die 
Trennung beider Amter ins Auge zu faſſen und ſpäteſtens bei eintretender Vakanz 
durchzuführen. Reſkript vom 20. November 1874 U. III. 11 437 G. I. (Centralbl. 
1874 S. 709). Vergl. Centralbl. 1875, S. 282. 

B. Cirk.⸗Verf. der Reg. zu Marienwerder v. 12. Septbr. 1877, Nr. 
4393 C. G. II.: Wiederholte Klagen über Unterbrechungen des Schulunterrichts, 
welche durch die Teilnahme der zugleich ein Kirchenamt verſehenden Lehrer an 
gottesdienſtlichen Handlungen herbeigeführt werden, veranlaſſen mich, zur mög⸗ 
lichſten Vermeidung dieſes Übelſtandes für diejenigen Pfarren der diesſeitigen 
Diözeſe, an deren Kirchen ein Lehrer mit dem Organiſten⸗ oder Küſterdienſte 
betraut iſt, folgende Beſtimmungen zur Nachachtung für die betreffenden Herren 
Geiſtlichen hierdurch zur Kenntnis zu bringen: 

1. An den Wochentagen iſt das h. Meßopfer zu einer ſo frühen Stunde zu 
celebrieren, daß der betreffende Kirchendiener nicht verhindert wird, den 
Schulunterricht rechtzeitig beginnen zu können. ER 

2. Die vorkommenden einfachen Trauungen find möglichſt in die ſchulfreie Zeit 
zu verlegen, etwa in die viertelſtündige Pauſe um 10 Uhr vormittags oder 
in die Nachmittagszeit vor Beginn oder nach Schluß des Schulunterrichts, 
und ſind die Brautleute ſchon vorher darauf aufmerkſam zu machen, zu 
einer ſolchen Zeit zu erſcheinen. . 

Bei Trauungen, die während der h. Meſſe ſtattfinden follen, und die 
allerdings in der Regel in die Unterrichtszeit fallen, wird darauf zu halten 
ſein, daß der Organiſt die dazu in der Kirche nötigen Vorbereitungen ſchon 
am Morgen vor der Schulzeit trifft, ſo daß er nur unmittelbar vor dem 
Beginn der h. Meſſe in der Kirche zu erſcheinen hat, um nur eine mög⸗ 
lichſt kurze Zeit den Unterricht ausſetzen zu dürfen. 
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3. Bei Begräbniſſen iſt die Anweſenheit des Organiſten oder des Küſters in 
vielen Fällen nicht unumgänglich notwendig, in anderen während der Unter⸗ 
richtszeit vorkommenden Fällen wird er ſich durch eine andere Perſon ver⸗ 
treten laſſen können; bei denjenigen Begräbniſſen aber, die in Verbindung 
mit dem h. Meßopfer verlangt werden, bei denen zuweilen auch noch die 
Vigilien zu ſingen ſind, wird ſich ein Ausfall des Unterrichts nicht umgehen, 
wohl aber durch umſichtige Anordnungen des Pfarrers auf eine möglichſt 
kurze Zeit, etwa auf 2 Stunden beſchränken laſſen. 

Auch hier werden, wie bei den Trauungen, alle nötigen Vorbereitungen 
ſchon vor der Schulzeit zu machen ſein. Auch das Offnen und Schließen 
der Kirche wird in ſolchen Fällen häufig durch andere Perſonen beſorgt 
werden können, ſo daß der Kirchendiener nicht lange auf die Ankunft des 
Geiſtlichen und auf das Verlaſſen der Kirche ſeitens der Gläubigen würde 
zu warten haben. i 

4. Bei den regelmäßig wiederkehrenden Gottesdienſten am Montag und 
Dienſtag vor der Faſtenzeit (vierzigſtündige Andacht), am Aſchermittwoch, 
am Markustage, den drei Kreuztagen, während der Fronleichnams⸗Oktave 
und am Allerfeelentage, werden die üblichen Andachten in kleineren Pa⸗ 
rochieen, in welchen die Pfarrangehörigen nicht zu entfernt von der Kirche 
wohnen, in ſo frühe Morgenſtunden zu verlegen ſein, daß ſie möglichſt vor 
Beginn der Schulſtunden beendet werden, während auch in den aus⸗ 
gedehnteren Pfarreien, in welchen die Parochianen weitere Strecken zur 
Kirche zurückzulegen haben, mit den betreffenden Andachten ſo früh wird 
begonnen werden können, daß ſie in der Regel um 10 Uhr beendet werden. 

Die Vesperandacht an den Wochentagen der Fronleichnams⸗Oktave wird 
ln üblicherweiſe erſt nach beendetem Nachmittagsſchulunterrichte ab⸗ 
gehalten. 

Schließlich ſpreche ich das Vertrauen aus, daß die betreffenden Herren 
Geiſtlichen bei allen Pfarrangelegenheiten, bei welchen die Anweſenheit des 
als Organiſt oder Küſter fungierenden Lehrers nötig iſt, das Intereſſe des 
Schulunterrichts ſtets im Ange behalten und Sorge tragen werden, eine 
Unterbrechung dieſes Unterrichts, ſo viel nur irgend möglich, zu vermeiden. 

Pelplin, den 13. Auguſt 1877. Der Biſchof von Kulm. 

Abſchrift zur Kenntnisnahme mit dem Veranlaſſen, bei Gelegenheit der Schul⸗ 

reviſionen ſich davon zu überzeugen, ob dem vorſtehenden Erlaſſe ſeitens der 
katholiſchen Geiſtlichen entſprochen wird, und wenn es nicht geſchieht, uns davon 
Kenntnis zu geben. 

C. Die Verf. der Reg. zu Königsberg v. 14. Juli 1881 (II. 1483/7) 

bringt die nachſtehende biſchöfl. Verordnung zur Kenntnis: 


Frauenburg, den 15. Juni 1881. 


Wenn die Regelmäßigkeit und Pünktlichkeit des Schulunterrichts vonſeiten 
des Lehrers und des Schulbeſuchs ſeitens der Kinder die Quelle von vielen Vor⸗ 
teilen für die Ausbildung der Jugend iſt, ſo werden häufige Unterbrechungen nicht 
geringe Nachteile herbeiführen und darum nach Kräften zu entfernen oder zu be⸗ 
ſchränken fein. Ein großer Teil der Elementarlehrer meiner Diözeſe iſt zugleich 
mit dem Organiſten⸗ und Küſterdienſte betraut und darum nicht ſelten Veran⸗ 
laſſungen ausgeſetzt, den Schulunterricht zu unterbrechen. Zur möglichſten Ver⸗ 
meidung dieſes Übelſtandes finde ich mich veranlaßt, zu verordnen, wie folgt: 
1. Der tägliche Frühgottesdienſt ſoll regelmäßig vor Beginn der vorſchrifts⸗ 
mäßigen Schulzeit abgehalten werden. a 

2. Einfache Trauungen und Begräbniſſe, mit welchen die Darbringung des 
h. Meßopfers nicht verbunden iſt, ſind, wie auch die Taufen, in die ſchul⸗ 
freie Zeit zu verlegen; dagegen feierliche Trauungen und Begräbniſſe, bei 
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welchen Meßfeier ſtattfindet, jo anzuordnen, daß höchſtens 1—2 Stunden 
vom Schulunterricht in Anſpruch genommen werden. 

3. An den Tagen des 40 ſtündigen Gebets, am Aſchermittwoch, am Markus⸗ 
tage und den 3 Kreuztagen vor Chriſti Himmelfahrt, ſowie am 1 
tage iſt die bezügl. gottesdienſtliche Feier ſo zu legen, daß dieſelbe um 
10 Uhr beendet iſt. t 

4. Desgleichen werden die in mehreren Kirchſpielen an den Faſtenfreitagen 
ſtiftungsmäßig ſtatthabenden Paſſionsandachten ſo einzurichten ſein, daß ſie 
1½ bis hüöchſtens 2 Stunden von der Schulunterrichtszeit in Anſpruch 
nehmen. Wo übrigens noch andere gegenüber einzelnen Gemeinden auf 
Privattiteln ruhende beſondere Verpflichtungen der Küſter und Organiſten 
zu Recht beſtehen, ſoll auch bei dieſen die möglichſt unverkürzte Einhaltung 
der Schulzeit angeſtrebt werden. Ich vertraue dem Klerus meiner Diözeſe, 
daß er im lebhaften Intereſſe für das Gedeihen des Schulunterrichts ſich 
die gewiſſenhafte Befolgung dieſer Verordnung angelegen ſein und eine 
Unterbrechung desſelben ſo ſelten und ſo kurz wie möglich und 
nur in den dringendſten Fällen eintreten laſſen wird. 

Der Biſchof von Ermland. 


VI. Schulfeſte. 


I. Verf. der Reg. zu Marienwerder v. 25. Juli 1879, Nr. 2456 C0 II.: 
Es iſt wiederholt zur Kenntnis der Herren Departements⸗Schulräte gekommen, 
daß die Volksſchulfeſte zu allgemeinen Volksbeluſtigungen ausarten, und daß ſich 
an dieſelben Tanzvergnügen und Trinkgelage anſchließen. Wir finden uns daher 
veranlaßt, die ſtädtiſchen Schuldeputationen und die Schulinſpektoren darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß ſie verpflichtet ſind, einem derartigen Unfuge zu ſteuern Im all⸗ 
gemeinen gilt für die Art der Ausführung derartiger Schulfeſte, die unter freiem 
Himmel abgehalten werden, folgendes: Die Feſte beginnen mit einem Zuge von 
der Schule zum Feſtplatze. Auf letzterem werden Spiele, Turnübungen u. dergl. 
veranſtaltet. Förmliche Tänze der Kinder find ausgeſchloſſen; doch ſoll es Mädchen 
und Knaben, jedem Geſchlecht für ſich, geſtattet ſein, ſich in Tanzweiſen ab und 
zu zu bewegen. Erfriſchungen, mit Ausſchluß von Spirituoſen, können nach den 
vorhandenen Mitteln verabreicht, und Geſchenke dürfen verteilt werden. Dafür, 
daß der Verkauf von Spirituoſen auf dem Feſtplatze oder in der Nähe desſelben 
nicht ſtattfindet, muß von den Leitern des Feſtes unbedingt geſorgt werden, 
nötigenfalls iſt die Mitwirkung der Ortspolizei in Anſpruch zu nehmen. Eine 
Rede des Lehrers oder Schulinſpektors, patriotiſche und andere in den Schulen 
geübte Geſänge werden den Kindern und den erwachſenen Feſtgenoſſen zur richtigen 
Würdigung der Feier verhelfen, welche mit einem geordneten Heimzuge abzu⸗ 
ſchließen iſt. — Gaſthöfe und Orte ähnlicher Art dürfen nur in dem Falle den 
Feſtplatz erſetzen, wenn während der Feier eintretende ungünſtige Witterung dazu 
nötigt, und es muß auch in dieſem Falle dafür geſorgt werden, daß dem jugend⸗ 
lichen Frohſinn eine der Erziehung zur Sittlichkeit entſprechende Bethätigung ver⸗ 
ſchafft werde. Mit Rückſicht auf die zerſtreuenden Vorbereitungen, welche ein 
größeres Schulfeſt erfordert, iſt die Feier desſelben an einem Sonntage zu vermeiden. 

II. Verordnung der Reg. zu Königsberg v. 16. Novbr. 1852 (567/11 
K. S.): Aus Berichten unſerer Schulräte — — haben wir entnommen, daß 
namentlich in den letztverfloſſenen 4 Jahren die an ſich löbliche und alte Sitte 
eines jährlichen Schulfeſtes an vielen Orten, in den Städten, auch wohl auf dem 
Lande, entartet iſt. Wie wünſchenswert es auch erſcheint, daß die Rektoren und 
Lehrer ſelbſt bei ſolcher Gelegenheit die Jugend zu beleben ſich bemühen, daß 
ſie ihre Spiele leiten, auch ſich ſelbſt an denſelben zur Erhöhung der Freude be⸗ 
teiligen, ſo iſt doch vor allen Dingen zu verhüten, daß nicht durch dieſe Feſte die 
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ſorgſam und möglichſt lange zu bewahrende Kindlichkeit eingebüßt, und die Jugend 
zu d und eitelem Schautragen, zu Genüſſen und Anſchauungen geführt 
werde, welche, abgeſehen von der Störung der Teilnahme an dem eigentlichen 
Schulleben, ihre glückliche Harmloſigkeit untergraben und jene traurige Verfrühung 
erzeugen, die wir in der Überreizung und in dem Hinwelken vieler Jünglinge 
mit Wehmut wahrnehmen. 

Es iſt nämlich vorgekommen, daß ſolche Feſte wochenlang vorbereitet worden 
ſind durch Einſammlung kleiner Beiträge, durch Einübung von Liedern und vor⸗ 
zutragenden Gedichten in der Schule, durch Übung im Scheibenſchießen, Fahnen⸗ 
ſchwenken u. ſ. w. außerhalb derſelben. Am Tage des Feſtes ſind unter Muſik die 
geputzten Kinder auf den Markt geführt worden und haben dort wenig verſtandene 
Reden des Rektors oder eines Lehrers vernommen. Von dort iſt es ins Freie ge⸗ 
gangen. Die Schüler haben nun mitunter die Geſundheit gefährdende oder auch 
die Roheit fördernde Spiele unternommen; ſie haben mancherlei genoſſen, was 
für ſie nicht ziemt; erſt am ſpäten Abende ſind ſie zum erleuchteten Schulhauſe, 
bisweilen lärmend zurückgezogen, haben dort wieder eine Rede gehört, und ein 
Tanz hat die Feſtlichkeit beſchloſſen. Gäſte aus benachbarten Orten ſind eingeladen 
und erſchienen, ſo Lehrer und andere Erwachſene, wie Schüler. Daß auf ſolche 
Vorgänge eine lange Ermattung in der Schule erfolgt iſt, bedarf kaum der 
Erwähnung. 

Demnach unterſagen wir hierdurch bei den jährlichen Schul⸗ oder Turnfeſten 
alles Schaugepränge, alle Genüſſe, welche die Harmloſigkeit der Jugend gefährden; 
wir unterſagen die vorerwähnte lange Vorbereitung zu ſolchen Feſten, den Tanz 
am Schluß, die Einladung benachbarter Erwachſener und Kinder. Auch verordnen 
wir, daß die Rückkehr der Jugend nach dem Schulorte in der Regel mit dem 
Untergange der Sonne erfolge. Ein alter Rektor ſchloß nach einfachen Genüſſen 
und erheiternden Spielen das jährliche Schulfeſt damit, daß er die Jugend gegen 
Untergang der Sonne auf eine Stelle ſchöner Umſicht führte und zu den Schülern 
ſprach: Betet Gott an, der Himmel und Erde gemacht hat! 

Vorſtehende Verfügung iſt durch Verord. v. 28. Oktbr. 1879 (II. 215/9) 
aufs neue in Erinnerung gebracht und ſind die Kreisſchulinſpektoren veranlaßt 
worden, den Schulfeſten ihre beſondere F damit dieſelben 
bleiben, was ſie ſein ſollen, nämlich Glanzpunkte im Schulleben unter Vermeidung 
jedes Schaugepränges, Belohnung für erfolgreiche Arbeit und ein Antrieb zu neuer 
Thätigkeit für Schüler und Lehrer. 


VII. Hütekinder und Hüteſchule. 


J. Verordnungen der Nünigl. Negierung zu Nünigsberg. 
A. Verf. v. 29. Januar 1869, Nr. 277 II. (Amtsbl. 1869, S. 29.) 
Nachdem wir die HH. Kreisſchulinſpektoren und die HH. Landräte gehört 
haben, ordnen wir folgendes inbetreff der Erteilung von Erlaubnisſcheinen an 
ſchulpflichtige Kinder zum Viehhüten oder Vermieten hierdurch an: 

1. Die Erlaubnis zum Hüten und zum Vermieten darf nur für ſolche Kinder 
gegeben werden, welche entweder gar keine Ernährer und een 
oder deren Eltern arbeitsunfähig und notoriſch außerſtande find, die Kinder 
zu unterhalten, ſo daß der eigene Erwerb derſelben und der Eintritt in 
fremden Dienſt das einzige Auskunftsmittel iſt, um ſie vor Betteln und 
Vagabondieren, vor leiblichem und geiſtigem Verkommen zu ſchützen. Hier⸗ 
nach hat der Lokalſchulinſpektor in jedem einzelnen Falle ſorgfältig zu er⸗ 
mitteln und ſich genau zu überzeugen, ob für das betr. Kind die Notwendig⸗ 
keit vorliegt, daß es zum Viehhüten verwendet werde oder in fremde Dienſte 
trete. Wo ſich dieſes nicht hinlänglich erweiſen läßt, da iſt der Erlaubnis⸗ 
ſchein zu verſagen. Mädchen ſind überhaupt nicht zum Viehhüten zuzu⸗ 
laſſen, und nur an Knaben iſt event. die Erlaubnis zu erteilen. 


U 


2. 


3. 
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Als Bedingung für die Ausſtellung eines Erlaubnisſcheines zum Hüten und 
Dienen iſt nicht bloß fließendes und geläufiges Leſen, ſondern auch genügende 
1 und Fertigkeit im Schreiben, Rechnen und in der Religion zu 
ordern. 

Die Erlaubnis zum Dienen und Hüten darf nur ſolchen Kindern erteilt 
werden, welche das 11. Lebensjahr vollendet haben. Jedoch ſoll mit Rück⸗ 
ſicht auf die durch den Notſtand verurſachten beſonderen Verhältniſſe für 
dieſes Jahr noch ausnahmsweiſe geſtattet ſein, daß auch ſolche Schüler, 
welche erſt das 10. Lebensjahr zurückgelegt haben, wenn ſie ſonſt allen 
anderen Anforderungen genügen, Erlaubnisſcheine erhalten. 

Um es zu ermöglichen, daß die Schüler den ad 2 angeführten Kennt⸗ 
niſſen und Fertigkeiten genügen, iſt darauf hinzuwirken, daß ſie mit dem 
Beginn des ſchulpflichtigen Alters, alſo mit dem vollendeten 6. Lebensjahre 
und regelmäßig die Schule beſuchen, da die Schüler ſonſt ſchwerlich den 
geſtellten Anforderungen entſprechen werden. Bei der Erteilung der Er⸗ 
laubnis iſt daher hierauf auch mit Rückſicht zu nehmen. 


. Die Hüte⸗ und dienenden Kinder haben wöchentlich an 2 Vormittagen den 


gewöhnlichen Schulunterricht mit den übrigen Kindern zu beſuchen. Der 
getrennte Unterricht der dienenden und hütenden Kinder und die deshalb 
verkürzte Schulzeit der übrigen Schüler wird hiermit aufgehoben. Vielmehr 
iſt in jeder Schule, welcher Hütekinder angehören, der Stundenplan ſo ein⸗ 
zurichten, daß in den Stunden, an denen die Hütekinder teilnehmen, Leſen, 
Schreiben, Rechnen und Religion genügend vertreten ſind. 

Der Vormittagsunterricht iſt in derſelben Zeit zu halten, welche bis⸗ 
her dazu beſtimmt war. Selbſtverſtändlich kann es nicht in das Belieben 
der Kinder oder der Dienſtherren und Eltern geſtellt werden, an welchen 
Tagen die Hüte⸗ und dienenden Kinder die Schule beſuchen wollen, auch 
genügt es nicht, daß der Lehrer oder Lokalſchulinſpektor für jede Schule 
dieſe Tage beſtimmt, ſondern um der beſſeren Kontrolle willen iſt es nötig, 
daß der Kreisſchulinſpektor die 2 Tage, an denen auch die Hüte⸗ und 
dienenden Kinder den Vormittagsunterricht beſuchen ſollen, für ſeine ganze 
Inſpektion anordnet. 

Wir weiſen daher die Herren Kreisſchulinſpektoren hierdurch an, die 
erforderlichen Einrichtungen zu treffen. 


. Um einen regelmäßigen Beſuch zu erzielen, machen wir es den Herren 


Schulinſpektoren zur Pflicht, die Lehrer anzuhalten, daß ſie die Abſentenliſte 
ordnungsmäßig und pünktlich am Ende jeder Woche einreichen, und jedem 
Kinde, welches ſich zum dritten Male einer nicht gerechtfertigten Schulver⸗ 
ſäumnis ſchuldig gemacht hat, die Erlaubnis zum Hüten oder Dienen ſofort 
und unnachſichtlich zu entziehen. 


„Da erwieſenermaßen viele Kinder durch das Hüten der ſittlichen Verwahr⸗ 


loſung verfallen und durch mancherlei Verbrechen in die Strafanſtalten 
gekommen ſind, ſo iſt vor Erteilung des Erlaubnisſcheines nicht bloß ſorg⸗ 
fältig zu prüfen, ob die betr. Kinder die erforderlichen Schulkenntniſſe be⸗ 
ſitzen und regelmäßig zur Schule gekommen find, ſondern es ift auch nament⸗ 
lich feſtzuſtellen, ob das einzelne Kind durch Fleiß und gute ſittliche Führung 
in und außerhalb der Schule Ausſicht giebt, daß ihm das Hüten und Dienen 
nicht Verſuchungen bringt, von denen ſich nach der Charaktereigentümlich⸗ 
keit annehmen läßt, daß es ihnen nicht gewachſen ſei. Haben ſich Schüler 
leichtfertig, roh und zur Verwahrloſung hinneigend gezeigt und gröberer 
fittlicher Vergehen ſchuldig gemacht, fo darf ſolchen die erwähnte Erlaubnis 
nicht erteilt werden. , : 
Da mithin die Erlaubnis von der Feſtſtellung aller in Betracht 
kommenden Verhältniſſe und Geſichtspunkte abhängt, ſo iſt es von jetzt ab 
8*+ 
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unzuläſſig, daß die Lehrer auf Antrag der Intereſſenten und für dieſe eine 
Beſcheinigung bezüglich der Kenntniſſe oder des ſittlichen Verhaltens gewiſſer 
Schüler, die für das Dienen oder Hüten in Ausſicht genommen werden 
ſollen, ausſtellen. Die bezüglichen Anträge ſind vielmehr ſtets nur aus⸗ 
ſchließlich an den Lokalſchulinſpektor zu richten, welcher ſich demnächſt mit 
dem betr. Lehrer in Beziehung ſetzen wird. 

15 e darf mehr als ein Kind zum Hüten oder Dienen überlaſſen 

werden. 

Es dürfen auch künftig Kinder außerhalb des Kirchſpiels, in welchem 
ſie ihre Heimat haben, nicht vermietet werden. Auch muß das Vermieten 
oder das Verwenden zum Hüten mit demjenigen Jahre aufhören, in welchem 
das Kind von ſeinem Pfarrer zum Konfirmanden⸗ oder Katechumenenunter⸗ 
richt herangezogen wird. 

Was die Kontrolle über die Hiüte- und dienenden Kinder anlangt, ſo 
bleiben folgende bisherige Beſtimmungen inkraft: 

a. Bis zum 15. Mai oder — wenn es für nötig erachtet wird — bis 
zum 1. Juni jedes Jahres hat jeder Lehrer ſeinem Lokalſchulinſpektor 
ein von der betr. Ortsbehörde als richtig und vollſtändig atteſtiertes 
Verzeichnis der im Schulbezirk vorhandenen Hüte und dienenden 
Kinder einzureichen mit der Anzeige, welche von denſelben mit dem 
vorſchriftsmäßigen Erlaubnisſcheine angemeldet ſind und welche nicht. 
Der Schulinſpektor zeigt die nicht angemeldeten Hütekinder der Orts⸗ 
polizeibehörde an und ſtellt, nach den Ortſchaften geordnet, ein Ver⸗ 
zeichnis ſämtlicher Hüte und dienenden Kinder des Kirchſpiels zu⸗ 
ſammen, das er mit dem erforderlichen Bemerken inbetreff der nicht 
angemeldeten Kinder dem Kreisſchulinſpektor einreicht. 

b. Ebenſo reicht bis zum 1. Mai oder nach Umſtänden bis zum 1. Juni 
jeder Ortsvorſtand der Ortspolizeibehörde ein Verzeichnis der im Ort 
wohnenden Hüter und dienenden Kinder ein, mit der Beſcheinigung 
des Lehrers darüber, welche von denſelben vorſchriftsmäßig angemeldet 
ſind, und mit der Anzeige, bei wem dieſelben dienen reſp. das Vieh 
hüten. Die Polizeibehörde hat inbetreff der nicht angemeldeten ſofort 
nach unſern Beſtimmungen einzuſchreiten. 

e. Ortsvorſtände und Lehrer, welche ihre Pflicht hierin nicht vollſtändig 
erfüllen, werden unnachſichtlich in Ordnungsſtrafe genommen. 

d. Der Lehrer hat eine beſondere Liſte über die Verſäumniſſe der Hüte⸗ 
kinder zu führen und dieſe wöchentlich am Sonnabend ſeinem Lokal⸗ 
ſchulinſpektor einzureichen. 

e. Der Schulinſpektor hat über alle die Hütekinder betreffenden Ange⸗ 

i legenheiten ein beſonderes Aktenſtück anzulegen. 

Die HH. Kreisſchulinſpektoren und Polizeibehörden haben auf jede Weiſe 
darauf hinzuwirken, daß unſere Anordnungen genau befolgt werden. 

Den HH. Kreisſchulinſpektoren übertragen wir zur Vermeidung zeitraubender 
Erörterungen, und da ſie den zu berückſichtigenden Verhältniſſen näher ſtehen, 
zunächſt die Entſcheidung über die wegen Verweigerung oder Entziehung der Er⸗ 
laubnis zum Dienen oder Hüten vorkommenden Beſchwerden. An ſie ſind daher 
die Intereſſenten mit ihren Beſchwerden lediglich zu verweiſen. 

Wir vertrauen, daß die HH. Kreisſchulinſpektoren, unter Berückſichtigung aller 
Verhältniſſe, die Entſcheidungen ſorgfältig treffen werden. 

Alle früheren von uns über die Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum 
Dienen und Hüten erlaſſenen Beſtimmungen werden hiermit aufgehoben, da ſie, 
ſoweit ſie noch Geltung behalten, in die gegenwärtige Cirk.⸗Verf. und in unſere 
Amtsblattsbekanntmachung v. 27. Januar d. J. Nr. 442/1 II, auf welche wir noch 
beſonders aufmerkſam machen, aufgenommen ſind. 
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Die HH. Landräte haben dieſe Bekanntmachung v. 27. Januar ſofort durch 
die Kreisblätter zu publizieren und zwar mit der Anordnung, daß die Ortsvor⸗ 
ſtände die Gemeinden mit dem Inhalte genau bekannt zu machen haben. Auch iſt 
die Publikation durch das Kreisblatt alljährlich rechtzeitig zu wiederholen. 

B. Polizeiverordnung der Kgl. Reg. zu Königsberg, v. 27. Januar 
1869 bezw. v. 8. Mai 1874. | 

Unter Aufhebung unſerer Amtsblattsbekanntmachungen v. 26. Febr. 1853, 
v. 29. Febr. und 6. April 1864, betr. die dienenden und Hütekinder, erlaſſen wir 
hiermit aufgrund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung v. 11. März 
1850 für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks nachſtehende Polizeiverordnung: 

I. Kein ſchulpflichtiges Kind darf zum Hüten oder zum Dienen oder zu ſonſtigen 
ländlichen Arbeiten während der Zeit des Schulunterrichts vermietet oder ver⸗ 
wendet werden ohne ſchriftliche Erlaubnis des Lokalſchulinſpektors der Heimat 
des Kindes. 

II. Die Erlaubnis zum Hüten und Vermieten überhaupt iſt von folgenden 
Bedingungen abhängig: 

1. daß die betreffenden Kinder entweder gar keine Ernährer und Verſorger 
haben, oder daß ihre Eltern notoriſch außerſtande ſind, ſie zu unterhalten, 
ſo daß der Eintritt in fremde Dienſte das einzige Mittel iſt, um ſie vor 
Betteln und Vagabondieren zu ſchützen. 

Den Lokalſchulinſpektoren iſt ſorgfältige Prüfung für jeden einzelnen 
Fall von uns zur Pflicht gemacht. Ausnahmsweiſe darf auch ſolchen Schul⸗ 
knaben die Erlaubnis erteilt werden, deren Eltern zwar imſtande ſind, ſie 
zu unterhalten, aber zu arm, um noch ein fremdes Hütekind, deſſen ſie in 
ihrer Wirtſchaft benötigt ſind, zu unterhalten und zu bezahlen. (Polizei⸗ 
verordnung v. 8. Mai 1874 — Amtsblatt S. 164); 

2. daß derartige arme Kinder nicht bloß fließend und geläufig leſen, ſondern 
auch im Schreiben, Rechnen und in der Religion genügende Kenntnis und 
Fertigkeit ſich erworben haben. Daher iſt auch darauf Rückſicht zu nehmen, 

ob fie mit dem Eintritt des ſchulpflichtigen Alters die Schule regelmäßig 
beſucht und durch Fleiß und gute ſittliche Führung ſich als zuverläſſig und 
ordentlich bewieſen haben. Schülern, welche leichtfertig und roh ſind, ſich 
zur Verwahrloſung hinneigen oder gar gröberer ſittlicher Vergehen ſchuldig 
gemacht haben, iſt die Erlaubnis entſchieden zu verſagen; 

3. daß die Kinder das elfte Lebensjahr vollendet haben, aber nicht zum Kon⸗ 
firmanden⸗ und Katechumenenunterricht herangezogen ſind. Hiernach iſt das 
vierzehnte Lebensjahr jedenfalls vom Vermieten ausgeſchloſſen. n 

Ausnahmsweiſe darf die Erlaubnis auch für Schulknaben erteilt 
werden, welche den Konfirmanden⸗ und Katechumenenunterricht beſuchen, 
wenn dieſelben entweder gar keine Ernährer und Verſorger haben, oder 
wenn ihre Eltern notoriſch außerſtande ſind, ſie zu unterhalten, oder wenn 
bei den letzteren die oben (II. 1) bezeichneten Verhältniſſe zutreffen. (Polizei⸗ 
verordnung v. 8. Mai 1874); ; 

4. daß die Mädchen, für welche die Erlaubnis nachgeſucht wird, nicht zum 
Viehhüten verwendet werden dürfen; 

5. daß niemand mehr als 1 Kind zum Hüten und Dienen überlaſſen erhalten 

und verwenden darf; N 
daß eine Verwendung des Kindes zum Hüten und Dienen nicht außerhalb 
des Kirchſpiels ſtattfinden darf, in welchem dasſelbe feine Heimat hat. 
Um bei dem Lolkalſchulinſpektor die betr. Erlaubnis nachzuſuchen, be⸗ 
darf es keiner Beſcheinigung des Lehrers inbetreff der Leiſtungen und der 
Führung des Kindes, ſondern die bezüglichen Anträge ſind vielmehr aus⸗ 
ſchließlich an den Lokalſchulinſpektor zu richten, welcher ſich demnächſt mit 
dem betr. Lehrer in Beziehung ſetzen wird. 


6. 
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III. Die Dienſtherren haben gegen die Kinder, welche ihnen zum Hüten oder 
Mieten verſtattet werden, folgende Verpflichtungen zu erfüllen: 
1. Die Hüte⸗ und dienenden Kinder ſind während der Hütezeit vom 1. Mai 


* 


bis 1. Novbr. wöchentlich an 2 von dem Kreisſchulinſpektor für alle Schulen 
ſeines Bezirks beſtimmten Vormittagen je 3 Stunden zu dem gewöhnlichen 
Schulunterricht mit den übrigen Kindern zu ſenden. Auch ſind ſie zu den 
Viſitationen dem Kreisſchulinſpektor zur Prüfung zu ſtellen. 


Wer ein ſchulpflichtiges Kind zum Hüten oder Dienen verwendet, hat das⸗ 


ſelbe binnen 3 Tagen nach dem Eintritte in den Dienſt dem Lehrer des Orts, 
wo dieſes geſchieht, vorzuſtellen, dasſelbe zum Schulbeſuche anzumelden und 
den Erlaubnisſchein vorzuzeigen. 

An Sonn⸗ und Feiertagen iſt den hütenden und dienenden Kindern die⸗ 
jenige Zeit frei zu laſſen, welche ſie zur Teilnahme an dem Gottesdienſte 
ihrer Konfeſſion nach den Ordnungen ihrer Kirche nötig haben. Die Nicht⸗ 
befolgung der sub Nr. I, II. 4, 5 u. 6 und III enthaltenen Vorſchriften 
wird für jedes Kind mit Geldbuße bis zu 30 M. beſtraft. Außerdem wird, 
wenn ein Kind ſich zum dritten Male einer nicht gerechtfertigten Schulver⸗ 
ſäumnis ſchuldig macht, die Erlaubnis zum Hüten oder Dienen für dasſelbe 
durch den Lokalſchulinſpektor ſofort und unnachſichtlich entzogen. 

Dabei bleibt es den Behörden auch jederzeit vorbehalten, den Erlaub⸗ 
nisſchein zurückzunehmen, den vollſtändigen Schulbeſuch eines ſchulpflichtigen 
Kindes zu verlangen und ſelbſt durch die erforderlichen Anordnungen im 
polizeilichen Exekutionswege herbeizuführen. Beſchwerden über Verſagung 
oder Entziehung der Erlaubnis zum Dienen oder Hüten ſind bei den HH. 
Kreisſchulinſpektoren, denen die Entſcheidung darüber von uns zunächſt 
übertragen iſt, anzubringen. 

Die HH. Landräte haben dieſe Verfügung ſofort durch die Kreisblätter 
zu publizieren und zwar mit der Anordnung, daß die Ortsvorſtände die 
Gemeinden mit dem Inhalt genau bekannt zu machen haben. Auch iſt die 
Publikation durch das Kreisblatt alljährlich rechtzeitig zu wiederholen. 


C. Verordnung der Kgl. Reg. zu Königsberg v. 9. Mai 1874, II. 425/4. 

Nach eingeholter gutachtlicher Außerung der Herren Landräte und Kreisſchul⸗ 
inſpektoren haben wir zur Ergänzung unſerer Verordnung v. 29. Januar 1869 
und der entſprechenden Polizeiverordnung v. 27. Januar 1869 bezüglich der Ver⸗ 
wendung von Schulkindern zum Dienen und Hüten folgendes angeordnet: 

1. Die Halbtagsſchule darf — außer dort, wo die übergroße Zahl der Schüler 


oder die unzureichenden Klaſſenräume eine ſolche ohnehin ſchon notwendig 
machen (§ 3 der allg. Beſt. v. 15. Oktbr. 1872) — nur an denjenigen 
Orten eingerichtet werden, wo wegen der notoriſchen Armut der Bewohner 
ein unabweisliches Bedürfnis der Verwendung des größeren Teils der 
Schulkinder zum Dienen oder Hüten vorhanden iſt. Über das Vorhanden⸗ 
ſein dieſes Bedürfniſſes hat der Landrat des Kreiſes in Gemeinſchaft mit 
dem Kreisſchulinſpektor auf Antrag der Lokalſchulvorſtände zu entſcheiden. 


. Die Halbtagsſchule beſteht für die Zeit von 1. Mai bis zum 1. November. 


In derſelben werden an allen 6 Schultagen der Woche a) die Kinder der 
Ober⸗ und Mittelſtufe zuſammen in 2 Stunden, b) die Kinder der Unter⸗ 
ſtufe in 3 Stunden unterrichtet, ſo daß der Lehrer wöchentlich 30 Unter⸗ 
richtsſtunden zu erteilen hat. Die Wahl der Tageszeit für den Unterricht 
der beiden Abteilungen bleibt dem Ermeſſen der Kreisſchulinſpektoren im 
Einvernehmen mit den Lokalſchulinſpektoren, jedoch mit der Maßgabe über⸗ 
laſſen, daß die Kinder der Ober⸗ und Mittelſtufe den Unterricht morgens 
erhalten, und daß zwiſchen dem Unterrichte der beiden Abteilungen zu a 
und b eine Zwiſchenpauſe von mindeſtens einer halben Stunde ſtattfinden 
muß. Dieſe Beſtimmungen gelten von der einklaſſigen Volksſchule. 
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In der 2xklaſſigen mit 2 Lehrern darf der Halbtagsunterricht nur in 
der erſten, bei 3klaſſigen mit 3 Lehrern nur in den beiden erſten Klaſſen 
in der vorbezeichneten Beſtimmung entſprechender Weiſe eingeführt werden, 
während die unterſte Klaſſe immer Volltagsunterricht empfängt. 

3. Wo Halbtagsunterricht eingeführt iſt, dürſen Erlaubnisſcheine zum Dienen 
und Hüten nicht erteilt werden. 

4. Auf die regelmäßige Beteiligung der, Schulkinder an dieſer zu 2 bezeich⸗ 
neten verkürzten Unterrichtszeit muß mit voller Strenge event. unter An⸗ 
wendung der zuläffig höchſten Strafmittel nach Maßgabe des § 4 der 
Sch.⸗O. gehalten werden. 

Wo Halbtagsſchule nicht eingerichtet iſt, bleiben unſere Verordnungen vom 
29. Januar 1869 und die entſprechende Polizeiverordnung v. 27. Januar 
1869 über Verwendung von Schulkindern zum Dienen und Hüten inkxaft. 
Nur wollen wir in Berückſichtigung einzelner zur Sprache gebrachten Übel⸗ 
ſtände nachgeben, daß 

I. (zu II, 1 der Polizeiverordnung) ausnahmsweiſe auch ſolchen Schul⸗ 

kindern die fragliche Erlaubnis erteilt werden darf, deren Eltern 
zwar imſtande ſind, ſie zu erhalten, aber zu arm, um noch ein fremdes 
Hütekind, deſſen ſie in der Wirtſchaft benötigt ſind, zu unterhalten 
und zu bezahlen; f 
II. (zu II, 3 der Polizeiverordnung) ausnahmsweiſe auch Schulknaben, 
welche den Konfirmanden- und Katechumenenunterricht beſuchen, der 
Erlaubnisſchein zum Dienen und Hüten erteilt werden darf, wenn 
dieſelben entweder gar keinen Ernährer und Verſorger haben, oder 
wenn ihre Eltern notoriſch außerſtande ſind, ſie zu unterhalten, oder 
wenn bei den letzteren die zu I bezeichneten Verhältniſſe zutreffen. 


II. Verordnungen der Bl. Negierung zu Gumbinnen. 

A. Verfügung vom 9. März 1853 (Amtsbl. S. 54). 

Die beſtehenden heilſamen Beſtimmungen, welche der Verwilderung und 
ſittlichen Verderbnis der Hütekinder zu begegnen bezwecken und das Verhältnis 
derſelben ſowie deren Pfleger zur Schule ordnen, find nicht überall ausreichend 
befunden worden. Deshalb wird von uns, indem wir die bezüglichen allgemeinen 
Anordnungen unſerer Cirkuläre an die Herren Landräte und Kreis⸗Schulinſpektoren 
vom 8. Februar und 7. März 1848 und vom 22. Juni 1851 außer Anwendung 
ſetzen, inbezug auf § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 für den ganzen Umfang unſeres Bezirks hiermit folgendes verordnet: 

1. Kein ſchulpflichtiges Kind darf ohne ſchriftliche Erlaubnis des Kirchſpiels⸗ 
Schulinſpektors zum Viehhüten gemietet oder überhaupt verwendet werden; 
auch wer ſein eigenes Kind zum Viehhüten während der Schulzeit benutzen 
will, muß dazu vorher einen Erlaubnisſchein des Schulinſpektors einholen. 

2. Die Erlaubnis zur Verwendung beim Viehhüten darf (ſeitens des Schul⸗ 
inſpektors) unter allen Umſtänden nur für ſolche ſchulpflichtigen Kinder 
gegeben werden, welche f 

a) das zehnte Lebensjahr zurückgelegt, 

p) bis dahin die Winterſchule regelmäßig beſucht, 

c) genügende Leſefertigkeit erlangt haben, und 8 

ch über deren Armut die ſicherſten Beweiſe mittelſt Atteſte der zuſtän⸗ 

digen Ortsobrigkeit beigebracht werden. 5 

Die Schulinſpektoren ſind dafür verantwortlich, daß von dieſen Bedingungen 
keinerlei Ausnahmen, insbeſondere auch nicht für Kinder von Wirten gemacht 
werden, und haben in den Erlaubnisſcheinen jedesmal ausdrücklich anzu⸗ 
geben, daß und wie ſie ſich von dem Vorhandenſein der vorſtehenden Er⸗ 
forderniſſe überzeugt haben. 
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Der Erlaubnisſchein iſt in der Regel von dem Schulinſpektor desjenigen 
Kirchſpiels auszustellen, in welchem zuletzt die Eltern oder Pfleger des 
Kindes ihren Wohnſitz oder Aufenthalt hatten, bezw. das Kind zur Schule 
gehörte. Von dieſer Regel darf nur in den dringendſten Fällen, worüber 
der Schulinſpektor zu feinem Ausweiſe ſchriftliche Notizen zu führen hat, 
abgewichen werden. 

3. Wer ſein eigenes oder ein fremdes Kind zum Viehhüten zu verwenden 
beabſichtigt — Eltern, Pfleger, Dienſtherr, — hat den Erlaubnisſchein dazu 
(ad 1) dem Lehrer der Schule ſeines Wohnorts vorzuzeigen, jenem das 
Hütekind perſönlich vorzuſtellen und dasſelbe zur Sommerſchule anzumelden. 

4. Wer ein ſchulpflichtiges Kind ohne einen ſolchen Erlaubnisſchein (ad 1) 
zum Viehhüten verwendet, imgleichen wer es unterläßt, das Hütekind, 
bevor er es zum Hüten verwendet, unter Vorlegung des Erlaubnisſcheins 
dem Ortsſchullehrer vorzuführen und zur Sommerſchule anzumelden (ad 3), 
verfällt in eine Polizeiſtrafe von 1 bis 10 Thlr. oder im Unvermögensfalle 
in die verhältnismäßige Gefängnisſtrafe. Außerdem hat die Polizeibehörde 
jeden, welcher ein ſchulpflichtiges Kind zum Viehhüten ohne den erforder⸗ 
lichen Erlaubnisſchein mietet oder verwendet, im Wege der Exekution dazu 
anzuhalten, daß er das Kind aus dem Dienſte entlaſſe, reſp. zum Hüten 
nicht mehr verwende, oder den Erlaubnisſchein nachträglich beibringe und 
die Anmeldung zur Sommerſchule nachweiſe. 

5. Die Hütezeit, für welche ſchulpflichtigen Kindern die Erlaubnis zum Beſuche 
der Sommerſchule (ad 1 und 2) nur erteilt werden darf, iſt vom 1. Mai bis 
zum 1. November zu rechnen. Der Erlaubnisſchein gilt immer nur für die 
Periode eines Jahres, und die Erteilung desſelben im folgenden Jahre 
und weiter ſetzt eine immer wiederholte genaue Prüfung der allgemeinen Er⸗ 
forderniſſe (ad 2) voraus. 

6. Jedes ſchulpflichtige Hütekind muß einen ganzen Tag (6 Stunden) in jeder 
Woche die (Sommer-) Schule beſuchen; den dazu nach den Ortsverhältniſſen 
geeigneten Wochentag hat der Schulinſpektor im Einverſtändniſſe mit dem 
Kreis⸗Schulinſpektor zu beſtimmen. 

Sollte es hier oder da den örtlichen Umſtänden entſprechender und für 
den Unterricht der Hütekinder erſprießlicher gefunden werden, für letzte die 
Benutzung der Schule ſtatt an einem Tage an zwei halben Tagen wöchentlich 
oder in gewiſſen Stunden täglich anzuordnen, ſo bedarf es zu einer ſolchen 
Abweichung von der vorſtehenden allgemeinen Beſtimmung unſerer beſon⸗ 
deren, von dem Kreis⸗Schulinſpektor einzuholenden Genehmigung. 

7. Die Schulverſäumniſſe der Hütekinder werden an deren Dienſtherren und 
Pfleger, oder wenn Eltern ihre eigenen Kinder zum Hüten brauchen, an 
jenen in der Art gerügt, daß, 

wenn die Hütekinder die Schule nur an einem Wochentage benutzen 

ſollen, die Verſäumnisſtrafe ſogleich für den erſten und zweiten Fall 
auf je 2 Sgr., das dritte Mal und weiter jedesmal auf 1 Thlr. feſt⸗ 
zuſetzen iſt, 

wenn eine wöchentlich zweitägige Sommerſchule angeordnet iſt, die Hälfte 

obiger Sätze feſtzuhallen, 

wenn die Hütekinder aber täglich (1 oder 2 Stunden) zur Schule kommen 

ſollen, die Verſäumnisſtrafe für den erſten und zweiten Fall auf 4 Pf., 
für die folgenden Fälle auf 5 Sgr. pro Tag zu beſtimmen iſt. 

An die Stelle der Geldſchulſtrafe tritt im Unvermögensfalle Gefängnisſtrafe. 

Die Schulverſäumnisſtrafe wird durch Feſtſetzung der ad 4 verordneten 

Polizeiſtrafe nicht ausgeſchloſſen. 
8. Zur Kontrolle der Ausführung vorſtehender Anordnungen beſtimmen wir 
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a. Der Schullehrer (wo zwei oder mehrere Lehrer ſind, der erſte an jeder 
Schule) führt ein beſonderes Verzeichnis der bei ihm mit Erlaubnis⸗ 
ſcheinen zur Sommerſchule angemeldeten Hütekinder; eben ſo trägt jeder 
Schulinſpektor den Namen (mit Angabe des Alters und der zuletzt be⸗ 
ſuchten Winterſchule) der Hütekinder, ſowie deren Eltern, Pfleger und 
Dienſtherrſchaſt (Mieter), für welche er Erlaubnisſcheine ausſtellte, in 
ein für jedes Jahr beſonders anzulegendes Verzeichnis. 

Außerdem bringt jeder Schulinspektor und jeder Orts⸗ reſp. erſte 
Schullehrer, ſo oft er ſicher erfährt oder ermittelt, daß ein Kind ohne 
Erlaubnisſchein und ohne Schulanmeldung zum Hüten verwendet wird, 
den Namen des Kindes und deſſen Pflegers, Mieters ꝛc. beſonders 
zu Papier. 

b. Zum 20. Mai jeden Jahres hat der Schullehrer ein von den Vorſtänden 
jedes zur Schulſozietät gehörigen Orts (mit Unterſchrift und Ortsſiegel) 
als richtig und vollſtändig zu atteſtierendes namentliches Verzeichnis 
aller im Schulbezirke vorhandenen Hütekinder dem Schulinſpektor ein⸗ 
zureichen und darin anzugeben, welche von den Kindern mit vorſchrifts⸗ 
mäßigen Erlaubnisſcheinen bei ihm angemeldet und welche nicht ange⸗ 
meldet ſind. a 

Auf den Grund dieſer Spezialverzeichniſſe und ſeiner eigenen Nach⸗ 
forſchungen macht darauf der Schulinſpektor eine Hauptüberſicht aller 
im Kirchſpiel vorhandenen Hütekinder, geordnet nach Schulſozietäten und 
nach den einzelnen zu dieſen gehörigen Orten, ſowie mit der dreifachen 
Rubrik: 

„mit Erlaubnisſchein angemeldet“, 
„mit Erlaubnisſchein, aber nicht angemeldet“, 
„ohne Erlaubnisſchein“. 

Dieſe Überſicht überſendet derſelbe zum 1. Juni dem Landrate des 
Kreiſes, behufs Ausführung der Beſtimmungen ad 4, beziehungsweiſe 
weiterer Veranlaſſung. Zum ſelbigen Termine überſendet der Schul⸗ 
inſpektor eine Abſchrift der Hauptüberſicht dem Kreis⸗Schulinſpektor. 

Auf den prompten Eingang der Spezialverzeichniſſe (zum 20. Mai) 
und deren Vollſtändigkeit haben die Schulinſpektoren ſorgſames Augen⸗ 
merk zu richten, und wir ermächtigen ſie hiermit, Fahrläſſigkeit und 
Unordnung der Schullehrer dabei mit angemeſſener Ordnungsſtrafe zu 
rügen, wovon ſie uns in jedem Falle (durch Vermittelung des Kreis⸗ 
Schulinſpektors) Anzeige zu machen haben. 

C. Ebenſo reicht zum 20. Mai jedes Jahres jeder Ortsvorſtand ein 
namentliches Verzeichnis der im Orte vorhandenen Hütekinder unter 
Angabe, von wem dieſe zum Hüten gemietet ſind oder überhaupt dazu 
verwendet werden, dem Landrate ein. 

Dem Landrate liegt es ob, nach dieſen Notizen (b. und .) inbetreff 
der nicht mit Erlaubnisſchein verſehenen Dienſtherren (Mieter), Pfleger 
und Eltern, fo wie der nur nicht angemeldeten Hütekinder ſofort ein⸗ 
zuſchreiten. t f g 

Zeigen ſich bei Vergleichung der Verzeichniſſe (b. und e.) Pflicht⸗ 
verſäumniſſe ſeitens der Ortsvorſtände, oder ergiebt ſich gar, daß dieſe 
das unerlaubte Verwenden von Kindern zum Viehhüten irgendwie 
begünſtigen, ſo iſt ſolches Verhalten der Ortsvorſtände ſtrenge mit 
Ordnungsſtrafe zu rügen. Auch die Kreis⸗ und Lokal⸗Schulinſpektoren 
haben, wo ihnen eine Verſäumnis der Ortsvorſtände bei Ermittelung 
und Anzeige der Hütekinder kund wird, darüber unverweilt dem Landrate 
Mitteilung zu machen. 
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Außerdem aber wird den Landräten zur Pflicht gemacht, ſo viel wie 
möglich perſönlich und durch ihre Organe über die Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit der Verzeichniſſe örtliche Reviſionen vorzunehmen, damit jede 
Kontravention und jede Pflichtverſäumnis der Ortsvorſtände hinſichts 
der Hütekinder ſchleunig entdeckt und unverweilt mit Polizeiſtrafe, 
Exekution oder disziplinariſch eingeſchritten werde. 


d. Jeder Ortsſchullehrer führt eine beſondere Liſte der Schulverſäumniſſe 
der Hütekinder und reicht dieſelbe wöchentlich dem Schulinſpektor ein; 
dieſer fügt den Betrag der Strafe (ad 7) zu jedem einzelnen Falle bei 
und überſendet ſo die Liſten der zuſtändigen Polizeiobrigkeit behufs 
ſofortiger Feſtſetzung und Vollſtreckung. Die mit der Beſcheinigung 
hierüber verſehenen Liſten ſind ſodann von der Polizeiobrigkeit dem 
Schulinſpektor zurückzuſenden. 


Der Schulinſpektor hat über alle, die Hütekinder angehenden Angelegen⸗ 
heiten ein beſonderes Aktenſtück zu führen, zu welchem auch jene Ver⸗ 
ſäumnisliſten (d.) gehören. 

Der Kreisſchulinſpektor hat auch hierüber, und ob die Ortsſchul⸗ 
inſpektoren überhaupt nach vorſtehenden Beſtimmungen verfahren, genaue 
Kontrolle zu führen und in jedem Schulviſitationsberichte über ſeine 
Wahrnehmungen und Anordnungen, auch wann er über bemerkte Ver⸗ 
ſtöße Anzeige gemacht habe, ſich auszuſprechen. Ebenſo hat der Kreis⸗ 
Schulinſpektor zur Kontrolle der Lehrer ſich in dieſen, bei der Kirchen⸗ 
und Schulviſitation mit den Diarien und Tagebüchern von jedem Lehrer 
auch die (ad 8 a.) geführten Verzeichniſſe der mit Erlaubnisſchein ange⸗ 
meldeten Hütekinder, ſowie ad 8 d. die Liſten der Schulverſäumniſſe 
der Hütekinder beſonders vorlegen und nach Befinden ſofort Rüge oder 
Strafe eintreten zu laſſen. 


B. Bekanntmachung vom 1. März 1857. 
Durch unſere Verordnung vom 9. März 1853 (Amtsblatt 1853 S. 54 bis 58) 
iſt beſtimmt worden: 
1. Kein ſchulpflichtiges Kind darf ohne ſchriftliche Erlaubnis des Kirchſpiels⸗ 
Schulinſpektors zum Viehhüten gemietet oder überhaupt verwendet werden ꝛc. 
(Hier folgen die Beſtimmungen 1—7 der vorſtehenden Verordnung). 


Indem wir dieſe Beſtimmungen hiermit republizieren, verordnen wir zugleich 

zuſätzlich: 

a. Der Schulinſpektor iſt verpflichtet, ſobald er den Erlaubnisſchein für ein 
ſolches Kind ausſtellt, welches — bis dahin zu einer Schule ſeines Kirch⸗ 
ſpiels gehörig — zum Viehhüten nach einem Orte eines andern Kirchſpiels 
(auch des Regierungsbezirks Königsberg) vermietet wird, eine Abſchrift des 
Erlaubnisſcheins unverzüglich dem Schulinſpektor des andern Kirchſpiels 
zu überſenden, desgleichen in jedem Falle für Berichtigung des Schüler⸗ 
verzeichniſſes derjenigen Schule zu ſorgen, zu welcher das Kind bis dahin 
gehörte, auch wenn dieſes durch das Vermieten nun zu einer anderen 
Schule desſelben Kirchſpiels pflichtig wird. 


b. Um die Anmeldung der mit Erlaubnisſcheinen verſehenen Kinder bei dem 
zuſtändigen Lehrer (Nr. 3 der Verordnung) mehr zu ſichern, beziehungs⸗ 
weiſe die ſofortige Beſtrafung der Eltern, Pfleger oder Dienſtherren, welche 
unangemeldete Kinder zum Hüten verwenden, herbeizuführen, hat jeder 
Schulinſpektor am Schluſſe jeder Woche, in welcher er (vom 1. Mai an⸗ 
fangend) Erlaubnisſcheine ausſtellte, von dieſen dem zuſtändigen Lehrer 
Nachricht zu geben. 


© 
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c. Sowie in keinem Falle auch nur von einer der vier Vorausſetzungen, 
unter welchen (Nr. 2 der Verordnung) überhaupt nur die Zulaſſung der 
Sommerſchule der Hütekinder ſtattfinden ſoll, dispenſiert werden darf, ſo 
muß mit Strenge auch darauf gehalten werden, daß niemals vor dem 
1. Mai ſchulpflichtige Kinder zum Viehhüten verwendet werden. Dies zu 
verhüten, die ſofortige Entlaſſung der geſetzwidrig der Schule entzogenen 
Kinder zu erzwingen und die Beſtrafung der Kontravenienten ſchleunigſt 
herbeizuführen (Nr. 4 und 5 der Verordnung), iſt ebenſo die Pflicht der 
Ortsvorſtände und Polizeibehörden, als die Schulinſpektoren, die Schul⸗ 
vorſteher und die Schullehrer darauf hinzuwirken berufen ſind. 

Die unter Nr. 7 der Verordnung beſtimmten Schulverſäumnisſtrafen für 

Hütekinder kommen — neben der Polizeiſtrafe — auch in allen den Fällen 
zur Anwendung, in welchen vor dem 1. Mai Kinder durch das Verwenden 
zum Viehhüten von der Schule zurückgehalten werden; deshalb haben die 
Schullehrer die wöchentliche Einreichung der Lifte der Schulverſäumniſſe 
der Hütekinder (Nr. 8 d. der Verordnung) ſchon von dem Tage vor dem 
1. Mai zu beginnen, an welchem ihnen das Ausbleiben eines zum Vieh⸗ 
hüten verwendeten Kindes angezeigt oder bekannt wird. 
Bei der Kirchen: und Schulviſitation ſollen auch die Hütekinder insgeſamt 
dem Kreis⸗Schulinſpektor vorgeſtellt und von dieſem geprüft werden (Cirkular⸗ 
Verfügung vom 4. Juni 1855), und ſoll jeder Lehrer die von ihm geführten 
Verzeichniſſe der Hütekinder vorlegen (Nr. 8, e. der Verordnung). Um 
den Zweck dieſer Anordnungen ſicherer zu erreichen, beſtimmen wir, daß 
fortan die bei der Kirchen- und Schulviſitation dem Kreis⸗Schulinſpektor 
vorzuſtellenden Hütekinder jenem ihre Erlaubnisſcheine vorzuzeigen haben. 
Ermitteln ſich dabei Hütekinder ohne Erlaubnisſchein oder ohne Anmeldung, 
fo iſt jedesmal ſogleich das geſetzliche Verfahren behufs der Zurückführung 
der unlegitimierten Hütekinder und Beſtrafung der Eltern oder Pfleger und. 
Dienſtherren zu veranlaſſen. 

e. Was hinſichts der Feſtſetzung der Polizeiſtrafe und Schulverſäumnisſtrafe, 
hinſichts der Kinder, welche vor dem 1. Mai zum Viehhüten verwendet 
werden, vorſtehend — littr. C. — beſtimmt worden, gilt auch für alle Fälle, 
in welchen ſchulpflichtige Kinder nach dem 1. November durch Verwenden 
derſelben zum Viehhüten der Schule entzogen werden. 

C. Verfügung vom 25. Januar 1863. 

Nachdem infolge der Zunahme der Zahl ſchulpflichtiger Hütekinder die Klage 
darüber immer allgemeiner geworden iſt, daß ſolche Kinder, welche zum Vieh⸗ 
hüten in ein anderes Kirchſpiel vermietet werden, größtenteils der Schule und 
Beaufſichtigung entzogen bleiben, und da insbeſondere auch die durch unſere Zuſatz⸗ 
verordnung vom 1. März 1857 sub a vorgeſchriebene Kontrolle ſolcher Hütekinder 
ſich nicht als genügend dazu erwieſen hat, dieſe Schulkinder der Schule zuzuführen 
und vor Verwahrloſung zu ſchützen, ſo verordnen wir hiermit, - 

daß fortan fir ſchulpflichtige Kinder zum Hütedienſt in einem andern Kirch⸗ 
ſpiele, als in welchem ſie nach dem Wohnort ihrer Eltern oder Pfleger 
ſchulpflichtig find, Erlaubnisſcheine überall nicht erteilt werden ſollen. 

Zugleich beftimmen wir unter Verweiſung auf die Amtsblatts⸗Verordnung 
vom 27. März 1862 wiederholt, 8 

daß die Amtsblattsverordnungen vom 9. März 1853 und 1. März 1857 
über die Bedingungen der Erteilung von Hüte⸗Erlaubnisſcheinen während 
der Monate Februar, März, April und Mai d. J. monatlich in den 
Gemeinde⸗Verſammlungen beſonders bekannt gemacht werden follen. 

Während im Zuſammenhange mit der geſteigerten Nachfrage nach ländlichen 
Arbeitern die Zahl der ſchulpflichtigen Hütekinder, ſelbſt unter geregelter An⸗ 
wendung der Vorſchriften über Erteilung der Erlaubnis zur Sommerſchule, faſt 


ma 
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überall in einem die Förderung der Volksſchule ſehr erſchwerenden Grade zuge⸗ 
nommen hat, wird es mehr und mehr Pflicht aller zur Leitung des Schulweſens, 
wie zur polizeilichen Beaufſichtigung des Hüteweſens berufenen Beamten und 
Behörden, den verderblichen Folgen, welche in ſittlicher und ſozialer Hinſicht an 
das — zurzeit leider nicht abzuſtellende — Viehhüten durch ſchulpflichtige Kinder 
ſich knüpfen, mit ganzem Ernſte zu begegnen. 

Es iſt unleugbar, daß ein großer Teil der zum Viehhüten in fremden Dienſt 
gegebenen Kinder mehr oder weniger der Verwahrloſung verfällt, wenn nicht — 
ſowie ſeitens der Geiſtlichen durch ſeelſorgeriſche Einwirkung auf die Eltern und 
Pfleger, ſo — ſeitens der Schulinſpektoren, Schullehrer, Polizei⸗ und Gemeinde⸗ 
beamten jener armen Kinder, zu deren Erziehung und Unterweiſung durch die 
Schule ſowie behufs der entſprechenden weiblichen Pflege derſelben, die größt⸗ 
mögliche Sorgfalt zugewendet wird. } 

Wir nehmen deshalb wiederholt die unausgeſetzte Aufmerkſamkeit und ſelbſt⸗ 
thätige Wirkſamkeit der Herren Landräte und Kreisſchulinſpektoren für den vor⸗ 
liegenden Gegenſtand in Anſpruch, indem wir unter Verweiſung auf unſere Cirk.⸗ 
Verf. vom 2. März 1857 und 27. März 1862 Sie auffordern, nach den darin 
gegebenen Geſichtspunkten die ſtrengſte Durchführung der Verordnungen v. 9. März 
1853 und 1. März 1857 ſich angelegen ſein zu laſſen und danach bezw. die Schul⸗ 
inſpektoren und Schullehrer, Gemeinde-, Orts- und Polizeibeamten nicht nur mit 
Anweiſung zu verſehen, ſondern auch ſorgſam zu kontrollieren. Erfahrungsmäßig 
haben jene Verordnungen ihren Zweck hinſichts derjenigen ſchulpflichtigen Kinder 
nicht erreicht, welche, der Heimat entriſſen, zum Viehhüten in fremde Kirchſpiele 
vermietet werden, wo ſie ohne verwandtſchaftlichen oder befreundeten Anhang ent⸗ 
weder ganz aufſichtslos und ohne Schulunterricht bleiben oder doch der teilneh⸗ 
menden Leitung entbehren, die ihr trauriges Los zu beſſern bereit und imſtande 
iſt. Wir haben daher nicht umhingekonnt, wie Sie aus der zum Amtsblatt ge⸗ 
langenden Verordnung vom heutigen Tage erſehen, die Erteilung von Hüte⸗ 
Erlaubnisſcheinen zum Vermieten ſchulpflichtiger Kinder in ein anderes Kirchſpiel, 
als welchem ſie angehören, zu unterſagen, und veranlaſſen die Herren Kreis⸗ 
Schulinſpektoren, darnach ſofort ſämtliche Schulinſpektoren, die ihrerſeits den 
Lehrern davon Kunde zu geben haben, gemeſſenſt mit Anweiſung zu verjehen. — — — 

Alle Verordnungen über das Schulkinder⸗Hüteweſen verlangen zur Gewähr 
entſprechenden Erfolges der unmittelbaren entſchiedenen und unverdroſſenen Wirk⸗ 
ſamkeit der zur Ausführung berufenen Schulinſpektoren, Lehrer, Polizei- und 
Gemeindebeamten. In dieſer Beziehung iſt es beſonders notwendig, daß vor⸗ 
nehmlich den Polizeiverwaltern und Ortsvorſtänden zur Pflicht gemacht werde, 
perſönlich Überzeugung zu nehmen, ob die einzelnen Hütekinder in ihren Diſtrikten 
reſp. Ortſchaften mit legalen Erlaubnisſcheinen verſehen find, entgegengeſetztenfalls 
ſogleich die Hütekinder zu ihren Eltern reſp. Heimatsgemeinden zurückzuſchaffen. 

Die Schulinſpektoren, denen die Beurteilung der Zulaſſung zur Sommerſchule 
zunächſt anvertraut iſt, werden inbezug auf die nunmehr ausgeſprochene Unſtatt⸗ 
haftigkeit der Hütevermietung in ein anderes Kirchſpiel nun in höherem Maße 
mit Bitten und Klagen angegangen werden, Erlaubnisſcheine auch in Fällen, wo 
es unzuläſſig iſt, zu erteilen. Wir ſind aber gewiß, daß ſie in Erkenntnis der 
Gefahren, welche das Hüteweſen der Schulkinder in ſich trägt, und welche von 
dem einzelnen Falle auf das Ganze übergehen, pflichtgetreu die gegebenen Vor⸗ 
ſchriften als unumgängliche Norm beachten werden, und machen hierbei nur noch 
aufmerkſam, daß die Armut der Eltern nicht durch Beſcheinigung der Gemeinde⸗ 
vorſtände, ſondern nur durch Atteſte der Polizeiverwalter, Magiſtrate und Dominial⸗ 
Vorſtände dargethan werden darf. Die Herren Landräte aber veranlaſſen wir, 
durch geeignete Verfügung die nötige Sicherheit dafür herbeizuführen, daß die 
vorbemerkten Armutsatteſte nur nach ſorgſamer Prüfung der Verhältniſſe der 
Beteiligten ausgeſtellt werden. 
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D. Nach der Verfügung der Regierung zu Gumbinnen vom 1. Oktober 1852, 
Nr. 5124/8 ſollen Konfirmanden, beſonders wenn ſie in ihrem Wiſſen ſchwach 
ſind, weshalb ſich ihrer die Lehrer beſonders annehmen ſollen, das ganze Jahr 
vor der Konfirmation ununterbrochen die Schule beſuchen und dürfen daher in 
dieſer Zeit nicht zum Viehhüten vermietet werden. 

Die Verfügung vom 4. Juni 1855 det den Superintendenten auf, bei der 
Schulviſitation ſich beſonders die Hütekinder vorführen zu laſſen, ſie über ihre 
Kenntniſſe zu prüfen und über den Befund derſelben gutachtlich zu berichten. 


III. Verordnungen der Ngl. Regierung zu Danzig. 

A. Verfügung vom 8. März 1873. 

Die Verordnung vom 5. Dezember 1852 — Amtsbl. pro 1852 Seite 375 ff. 
— über die Einrichtung der Sommerſchule für Dienſt⸗ und Hütekinder iſt auf⸗ 
gehoben. Anſtelle derſelben treten die nachſtehenden Beſtimmungen: 

1. Kein ſchulpflichtiges Kind darf ohne ſchriftliche Erlaubnis des Lokalinſpektors 
derjenigen Schule, welche es bisher zu beſuchen hatte, zum Viehhüten gemietet und 
verwendet werden. Auch wer ſein eigenes Kind zum Viehhüten während der 
ee benutzen will, muß dazu vorher einen Erlaubnisſchein des Schulinſpektors 
einholen. 

Erlaubnisſcheine zur Verwendung ſchulpflichtiger Kinder während der Schul⸗ 
zeit zu häuslichen oder anderweiten landwirtſchaftlichen Arbeiten, auf eine längere 
Zeitdauer, dürfen überhaupt nicht erteilt werden. Bezüglich der hierauf gerichteten 
Anträge bleibt es bei den Beſtimmungen des § 3 der Schulordnung. 

2. Der Erlaubnisſchein darf nur für ſolche ſchulpflichtigen Kinder gegeben 
werden, welche 
a. das eilfte Lebensjahr zurückgelegt haben, 

b. bis dahin die Schule regelmäßig beſucht, 

. genügende Leſefertigkeit erlangt haben, 

d. deren Armut durch Atteſt der zuſtändigen Polizeiobrigkeit glaubhaft nach⸗ 
gewieſen iſt, 

e. nicht den Konfirmandenunterricht genießen. ag 

3. Der Schulinſpektor darf, bei eigener Verantwortlichkeit, den Erlaubnis⸗ 
ſchein erſt erteilen, wenn er ſich von dem Vorhandenſein der vorſtehend aufge⸗ 
führten Bedingungen vollſtändig überzeugt hat. Daß und wie dies geſchehen, iſt 
in dem Erlaubnisſchein ausdrücklich zu vermerken. 

4. Wer ſein eigenes oder ein fremdes ſchulpflichtiges Kind zum Viehhüten zu 
verwenden beabſichtigt, hat den Erlaubnisſchein dazu (etr. Nr. 1) dem Lehrer 
ſeines Wohnorts perſönlich oder ſchriftlich vorzulegen und das Hütekind zur 
Sommerſchule anzumelden. g 

5. Wer dies unterläßt oder ein ſchulpflichtiges Kind ohne Erlaubnisſchein zum 
Viehhüten verwendet, verfällt, in Gemäßheit der polizeilichen Verordnung vom 
heutigen Tage, in eine Polizeiſtrafe von 3 bis 10 Thlr. und iſt im Wege der 
adminiſtrativen Exekution anzuhalten, das Schulkind zum Hüten nicht weiter zu 
verwenden oder den Erlaubnisſchein und die geſchehene Anmeldung zur Sommer⸗ 
ſchule nachträglich nachzuweiſen. g : 

6. Der Erlaubnisſchein zum Viehhüten darf immer nur auf ein Jahr und 
in demſelben für die Zeit vom 1. Mai bis 1. November erteilt werden. Bei Er⸗ 
neuerung der Erlaubnis hat ſtets wieder eine beſondere Prüfung der allgemeinen 
Erforderniſſe (efr. Nr. 2) einzutreten. Der Schulinſpektor iſt berechtigt, den Er⸗ 
laubnisſchein auch vor Ablauf der Zeit, für welchen er erteilt iſt, wieder zu ent⸗ 

ziehen, wenn er dies im Intereſſe des Unterrichts für erforderlich erachtet. Er 
hat hiervon in jedem einzelnen Fall dem Landrat zur weitern Veranlaſſung An⸗ 
zeige zu machen. 
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7. Jedes ſchulpflichtige Hütekind muß, wenn es im Schulorte ſelbſt wohnt, 
den Unterricht täglich zwei Stunden, wenn es nicht über eine Viertelmeile vom 
Schulorte entfernt wohnt, an zwei Tagen der Woche je drei Stunden, und wenn 
es weiter als eine Viertelmeile entfernt wohnt, wöchentlich mindeſtens einen ganzen 
Schultag, alſo 6 Stunden, den Unterricht beſuchen. 

8. Die für den Unterricht der Hütekinder zu verwendenden Stunden reſp. Tage 
werden vom Schulinſpektor ein für allemal im voraus beſtimmt. 

9. Für jede unentſchuldigte Schulverſäumnis eines zur Sommerſchule ver⸗ 
ſtatteten Kindes werden die Schulverſäumniſſe im erſten und zweiten Fall mit 
2 Sgr., in den folgenden aber mit 5 Sgr. für jeden Tag von der Dienſtherrſchaft 
reſp. von den Eltern eingezogen oder in die entſprechende Gefängnisſtrafe umge⸗ 
wandelt. Wo für die Sommerſchule nur zwei reſp. ein Tag wöchentlich angeſetzt 
iſt, da wird die Strafe für ſolch einen verſäumten Tag gleich der für eine halbe 
reſp. ganze Woche gerechnet. N 

10. Für Beantragung und Einziehung der Schulverſäumnisſtrafen der Hüte⸗ 
kinder gelten die allgemeinen Vorſchriften für Behandlung der Schulverſäumnis⸗ 
ſtrafen. Die genaue und pünktliche Befolgung iſt aber ganz beſonders notwendig. 
Für die Hütekinder iſt aber eine beſondere Schulverſäumnisliſte anzufertigen und 
einzureichen, damit deren vorzugsweiſe ſchnelle Erledigung geſichert wird. In 
den Kontrolleliſten der Schulinſpektoren und Lehrer iſt für die Verſäumnisliſten 
der Hütekinder ein beſonderer Vermerk einzutragen. 

11. Die unter Nr. 5 beſtimmten Polizeiſtrafen und die unter Nr. 9 beſtimmten 
Schulverſäumnisſtrafen für Hütekinder kommen auch in allen den Fällen zur An⸗ 
wendung, in welchen vor dem 1. Mai oder nach dem 1. November ſchulpflichtige 
Kinder durch das Verwenden zum Viehhüten von der Schule zurückgehalten werden. 

12. Bis zum 20. Mai jedes Jahres iſt von jedem Ortsvorſtande ein amtlich 
beglaubigtes vollſtändiges Verzeichnis der im Ort vorhandenen Hütekinder mit der 
Angabe, bei wem dieſelben hüten, und mit der Beſcheinigung des Lehrers darüber, 
welche Kinder ihm vorſchriftsmäßig zur Sommerſchule angemeldet find, verſehen, 
dem Landrat einzureichen. Die Lehrer haben ihrer Beſcheinigung die Erlaubnis⸗ 
ſcheine beizufügen. Ortsvorſtände und Lehrer, welche ihren Obliegenheiten hierin 
nicht pünktlich und gewiſſenhaft nachkommen, werden ohne vorgängige nochmalige 
Androhung in eine Exekutivſtrafe von 1 bis 2 Thlr. genommen. Die Landräte 
ſchreiten aufgrund dieſer Liſten ſofort gegen die in Nr. 5 bezeichneten Eltern oder 
Dienſtherrſchaften ein, haben ſich auch ſoviel als möglich durch örtliche Reviſionen 
von der Vollſtändigkeit und Richtigkeit der ihnen eingereichten Liſten zu überzeugen, 
auch von zeit zu zeit Reviſionen derſelben durch die Gendarmen zu veranlaſſen. 
Ebenſo iſt von den Kreis⸗ und Lokalſchulinſpektoren jeder zu ihrer Kenntnis kom⸗ 
mende Fall einer Nichtbeachtung der vorſtehenden Vorſchriften alsbald zur Kenntnis 
des Landrats zu bringen. . 

B. Polizei⸗Verordnung v. 8. März 1873. 

Aufgrund des § 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 
1850 und unter Aufhebung der Polizei⸗Verordnung vom 5. Dezember 1852 
(Amtsbl. pro 1852 Nr. 52 Seite 371) verordnen wir hierdurch für den Umfang 
des Regierungsbezirks Danzig, was folgt: 

Kein ſchulpflichtiges Kind darf ohne ſchriftliche Erlaubnis des Lokalinſpektors 
derjenigen Schule, welche es bisher zu beſuchen hatte, zum Viehhüten gemietet und 
verwendet werden. Auch wer ſein eigenes Kind zum Viehhüten während der 
. benutzen will, muß dazu vorher einen Erlaubnisſchein des Schulinſpektors 
einholen. 

Erlaubnisſcheine zur Verwendung ſchulpflichtiger Kinder während der Schul⸗ 
zeit zu häuslichen oder anderweiten landwirtſchaftlichen Arbeiten auf eine längere 
Zeitdauer dürfen überhaupt nicht erteilt werden. Bezüglich der hierauf gerichteten 
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Anträge bleibt es bei den Beſtimmungen des § 3 der Provinzial⸗Schulordnung 
vom 11. Dezember 1845. 

Wer ſein eigenes oder ein fremdes ſchulpflichtiges Kind zum Viehhüten zu 
verwenden beabſichtigt, hat den Erlaubnisſchein dazu (cfr. Nr. 1) dem Lehrer feines 
Wohnorts perſönlich oder ſchriftlich vorzulegen und das Hütekind zur Sommer⸗ 
ſchule anzumelden. 4 

Wer dies unterläßt oder ein ſchulpflichtiges Kind ohne Erlaubnisſchein zum 
Viehhüten verwendet, verfällt in eine Polizeiſtrafe von 3 bis 10 Thlrn. und iſt 
im Wege der adminiſtrativen Exekution anzuhalten, das Schulkind zum Hüten nicht 
weiter zu verwenden, oder den Erlaubnisſchein und die geſchehene Anmeldung zur 
Sommerſchule nachträglich nachzuweiſen. 

Für jede unentſchuldigte Schulverſäumnis eines zur Sommerſchule verſtatteten 
Kindes werden die Schulverſäumniſſe im erſten und zweiten Fall mit 2 Sgr., in 
den folgenden aber mit 5 Sgr. für jeden Tag von der Dienſtherrſchaft reſp. von 
den Eltern eingezogen oder in die entſprechende Gefängnishaft umgewandelt. Wo 
für die Sommerſchule nur zwei reſp. ein Tag wöchentlich angeſetzt iſt, da wird 
die Strafe für ſolch einen verſäumten Tag gleich der für eine halbe reſp. ganze 
Woche gerechnet. 

C. Im Anſchluß an die vorſtehende Verordnung v. 8. März 1873 macht die 
Verfüg. vom 14. April 1874, G. 1939/4 beim Herannahen der Hütezeit auf die 
genaue Beachtung der erlaſſenen Beſtimmungen aufmerkſam und ordnet an, daß 
dieſe Beſtimmungen durch die Amtsblätter wiederholt zu veröffentlichen, und die 
Lehrer auf deren ſtrenge Beachtung hinzuweiſen ſind. Insbeſondere ſollen die 
Kreisſchulinſpektoren bei ihren Schulreviſionen davon ſich Überzeugung verſchaffen, 
daß beſondere Schulverſäumnisliſten für Hütekinder angelegt, und in dieſe Liſten 
nur Hütekinder, welche den gegebenen Vorſchriften vollſtändig genügt haben, auf⸗ 
genommen ſind, und daß die Hütekinder die für ſie beſtimmte Hüteſchule ordnungs⸗ 
mäßig beſuchen. Sie haben ſämtliche Lehrer zur Einreichung einer Liſte der für 
die betreffende Schule ordnungsmäßig angemeldeten Hütekinder anzuhalten und 
dieſe Liſte den Reviſionen zugrunde zu legen, insbeſondere aber dieſelbe mit dem 
nach Nr. 12 der Verordnung vom 8. März 1873 von den Ortsvorſtänden den 
Landräten einzureichenden Verzeichnis der Hütekinder zu vergleichen und hiernach 
die Vollſtändigkeit und Übereinftimmung der Gemeinde- und Lehrerliſten zu prüfen, 
ſowie ſich davon Überzeugung zu verſchaffen, daß die Erlaubnisſcheine zum Hüten 
den gegebenen Vorſchriften entſprechen. Die Landräte ſollen daher die eingehenden 
e e aus den einzelnen Ortſchaften nach genommener Kenntnis 
an die betr. Kreis⸗Schulinſpektoren zur Prüfung und event. weiteren Veranlaſſung 
möglichſt bald abſenden. 

D. Die Verf. vom 23. Mai 1877 (Centralbl. 1878 S. 524) geſtattet den Lokal⸗ 
ſchulinſpektoren, dort, wo es geht, anſtatt der Hüteſchule bezw. für ſolche Gegenden, 
wo ſonſt die Erlaubnis zum Hüten in umfangreichem Maße gegeben werden müßte, 
die ſog. Sommer ⸗Halbtagsſchule einzurichten. 


IV. Verordnungen der gl. Regierung zu Marienwerder. 


A. Verfügung vom 20. März 1882 (Außerordentliche Beilage zum 
Amtsblatt Nr. 13). ! ST 0 

Allgemeine Verfügung, betreffend die Verwendung ſchulpflichtiger Kinder 
zum Viehhüten und den Schulbeſuch der Hütekinder. 

Die unter 1 bis leinſchließlich) 10 der Verordnung über Verwendung ſchul⸗ 
pflichtiger Kinder zum Viehhüten und den Schulbeſuch der Hütekinder vom 15. März 
1858 (Amtsblatt pro 1858 S. 54 ff.) gegebenen Vorſchriften werden hierdurch 
aufgehoben, jedoch unbeſchadet der fortbeſtehenden Vorſchrift 11. 

Anſtelle der aufgehobenen Beſtimmungen ordnen wir folgendes an: 
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I. Bedingungen, unter welchen ſchulpflichtige Kinder zum Viehhüten 
verwendet werden dürfen. 


1. Zum Viehhüten dürfen ſchulpflichtige Kinder nur verwendet werden, wenn 
ſie mit einem vorſchriftsmäßigen Erlaubnisſchein verſehen ſind. 

2. Dieſer Erlaubnisſchein wird auf dem Lande von dem Lokalſchulinſpektor 
des Heimatsortes, in den Städten von der Schuldeputation erteilt und zwar zum 
Hütedienſt bei einem beſtimmten Dienſtherrn, für die Zeit von Oſtern bis zum 
1. November des laufenden Jahres. 

3. Der Hüteſchein darf nur erteilt werden: 

a. wenn das Kind das zehnte Lebensjahr zurückgelegt hat und in der 
Schule entweder der Mittelſtufe oder der Oberſtufe angehört, 

b. wenn dasſelbe in dem vorausgegangenen Winterhalbjahre die Schule 
regelmäßig beſucht hat, 

c. wenn die Armut desſelben durch ein Atteſt der zuſtändigen Orts⸗ 
obrigkeit erwieſen iſt, 

d. wenn der Dienſtherr, falls er im vorhergegangenen Jahre ein Hüte⸗ 
kind gehalten hat, dieſes regelmäßig zur Schule geſchickt hat. 


II. überweiſung und Anmeldung der Hütekinder. 


1. Der Erlaubnisſchein iſt, nachdem der in demſelben benannte Dienſtherr den 
Schein mit Namensunterſchriften verſehen hat, von dem Lokalſchulinſpektor bezw. 
der ſtädtiſchen Schuldeputation dem Lehrer derjenigen Schule, welche das Kind 
beſuchte, behufs Eintragung in ein beſonderes Verzeichnis der Hütekinder zuzu⸗ 
ſtellen. Wenn das Kind in einem anderen Schulbezirke in den 1 tritt, 
ſo iſt eine Abſchrift des Erlaubnisſcheines (Hüteſcheins) dem Lokalſchulinſpektor 
bezw. der ſtädtiſchen Aufſichtsbehörde derjenigen Schule, welche das Kind während 
der Hütezeit zu beſuchen hat, behufs Aushändigung an den Lehrer dieſer Schule 
und Aufnahme in das Verzeichnis der Hütekinder zu überſenden. 

2. Das mit dem Erlaubnisſchein verſehene Hütekind hat ſich vor ſeinem Eintritt 
in den Hütedienſt bei dem zuſtändigen Lehrer, deſſen Schule es zu beſuchen hat, 
zu melden und mit dem Eintritt in den Hütedienſt die Schule wöchentlich in 12 
von dem Lokalſchulinſpektor bezw. der Schuldeputation zu beſtimmenden Stunden 
zu beſuchen (Cirkularverfügung vom 17. März 1870). 


III. Schulverſäumniſſe und deren Beſtrafung. 


1. Der Lehrer iſt verpflichtet, ſämtliche zu ſeiner Schule angemeldeten Hüte⸗ 
kinder in der Schulbeſuchsliſte einzutragen und jeden verſäumten Unterrichtstag in 
derſelben anzumerken. Aufgrund der Schulbeſuchsliſte hat derſelbe jeden Sonn⸗ 
abend demjenigen Mitgliede des Schulvorſtandes bezw. der Schuldeputation, welches 
mit der Prüfung der für die Schulverſäumniſſe beizubringenden Entſchuldigungs⸗ 
gründe beauftragt iſt, eine Verſäumnisliſte oder, wenn keine Verſäumniſſe vorge⸗ 
kommen ſind, einen Fehlbericht einzureichen. 

2. Jenes Mitglied des Schulvorſtandes bezw. der Schuldeputation hat, wenn 
dem Lehrer oder ihm ſelbſt der Verſäumnisgrund nicht bekannt iſt, den betreffenden 
Dienſtherrn behufs Angabe der Entſchuldigungsgründe zu einem beſtimmten Termin 
in den drei erſten Tagen der Woche mit der Verwarnung vorzuladen, daß imfall 
ſeines Ausbleibens angenommen werde, er hätte zur Sache nichts anzuführen. 
Die ausgefüllte Lifte bezw. der Fehlbericht iſt an jedem Donnerſtage an den Lokal⸗ 
ſchulinſpektor bezw. an die ſtädtiſche Schuldeputation zu befördern und demnächſt 
iſt die, mit den Strafanträgen verſehene Verſäumnisliſte bis zum folgenden Sonn⸗ 
abend der zuſtändigen Ortspolizeibehörde zuzuſtellen. Letztere hat die Strafe gegen 
den Dienſtherrn feſtzuſetzen und demnächſt die eingezogenen Geldſtrafen an den 
Rendanten der Ortsſchulkaſſe, die Verſäumnisliſten dagegen an den Lokalſchul⸗ 
inſpektor bezw. den Vorſitzenden der ſtädtiſchen Schuldeputation abzugeben. Von 
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dort iſt die Liſte nach genommener Kenntnis dem Rendanten der Schulkaſſe als 
Belag für die zu vereinnahmende Schulſtrafe zuzuſtellen (Verordnung vom 22. Dezbr. 
1880, Amtsblatt 2. Beilage). 

3. Für jede ſtrafbare Schulverſäumnis der Hütekinder hat nach der geſetzlichen 
Beſtimmung des $ 4 der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 im erſten und 
zweiten Fall eine Strafe von je 4 Pf. für den Tag, in den folgenden Fällen eine 
ſolche von je 50 Pf. für den Tag einzutreten. 

Die Höhe der für den Unvermögensfall feſtzuſetzenden Haftſtrafe beſtimmt ſich 
nach $ 11 der Verordnung vom 10. Dezember 1863 (Außerordentliche Beilage 
zum Amtsblatt Nr. 3 pro 1864). 


IV. Kontrolle über die Hütekinder. 


1. Der Lokalſchulinſpektor bezw. die ſtädtiſche Schuldeputation hat ein Ver⸗ 
zeichnis derjenigen Kinder, welchen ein Erlaubnisſchein ausgeſtellt iſt, oder für 
welche die Abſchrift des von einem anderen Lokalſchulinſpektor oder einer anderen 
Schuldeputation ausgefertigten Erlaubnisſcheins eingegangen iſt, zu führen mit 
Angabe des Alters des Kindes, der Namen der Eltern, Pfleger oder Dienſtherren, 
des Wohnorts derſelben, ſowie der Schule, welche das Kind im letzten Winter⸗ 
halbjahr zu beſuchen hatte. i 

2. Bis zum 15. Mai jedes Jahres hat der Lehrer, und an zweiklaſſigen 
oder mehrklaſſigen Schulen der Hauptlehrer der Schule, dem Lokalſchulinſpektor 
bezw. der ſtädtiſchen Schuldeputation ein gleiches, von dem Ortsvorſtande als 
richtig und vollſtändig beſcheinigtes Verzeichnis der in dem Schulbezirk vorhandenen 
Hütekinder in 3 Exemplaren einzureichen, oder — falls Hütekinder im Schulbezirke 
nicht vorhanden ſind — einen Fehlbericht zu erſtatten. 

Das Verzeichnis iſt mit der dreifachen Rubrik zu verſehen: 

a. mit Erlaubnisſchein angemeldet, 
b. mit Erlaubnisſchein, aber nicht angemeldet, 
e. ohne Erlaubnisſchein. 

3. Der Lokalſchulinſpektor bezw. die Schuldeputation ſendet bis zum 1. Juni 
jedes Jahres ein Exemplar der von ſämtlichen Lehrern ſeines bezw. ihres Auf⸗ 
ſichtsbezirks eingegangenen Verzeichniſſe, nachdem ſolchen das Ergebnis der eigenen 
Nachforſchungen beigefügt iſt, an den Kgl. Kreislandrat, ein zweites an den Kreis⸗ 
ſchulinſpektor. Das dritte Exemplar der Verzeichniſſe iſt zu den, von dem Lokal⸗ 
ſchulinſpektor bezw. der Schuldeputation „über Angelegenheiten der Hütekinder“ 
zu führenden beſonderen Akten zu nehmen. 

4. Der Lokalſchulinſpektor bezw. die Schuldeputation hat die Lehrer des 
Aufſichtsbezirks zur ſorgfältigen Anfertigung der Verzeichniſſe und zur vorſchrifts⸗ 
mäßigen Führung der Liſte über die Schulverſäumniſſe der Hütekinder, ſowie zur 
prompten Einſendung derſelben anzuhalten, nötigenfalls ihre Beſtrafung für Nach⸗ 
läſſigkeiten beim Kgl. Kreisſchulinſpektor zu beantragen, auch Verſäumniſſe der 
Ortsvorſtände bei Ermittelung der Hütekinder, ſoweit ſie zu ſeiner Kenntnis 
kommen, ſowie Unterlaſſungen oder Verzögerungen der Ortspolizeibehörden inbezug 
auf die Strafvollſtreckung dem Kgl. Kreislandrat anzuzeigen. 

5. Der Kreisſchulinſpektor überzeugt ſich bei jeder Viſitation von dem Vor⸗ 
handenſein der die Hütekinder betreffenden Akten, ſowie von der regelmäßigen 
Führung der Liſten, prüft die ihm vorzuſtellenden Hütekinder und macht von dem 
Ergebnis der Prüfung ſowie von etwaigen Nachläſſigkeiten der Lehrer in jedem 
Reviſionsprotokoll Anzeige. j , sie 

6. Der Kreisſchulinſpektor und der Kreislandrat werden jo viel als möglich 
örtliche Reviſionen über die Richtigkeit und Vollſtändigkeit der ihnen eingereichten 
Verzeichniſſe perſönlich vornehmen. Der Landrat hat überdies ſolche öfters durch 
die Gendarmen vornehmen zu laſſen. 
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V. Die nicht aufgehobene unter 11 der Verordnung vom 15. März 1858 
gegebene Vorſchrift, welche nachſtehend von neuem abgedruckt iſt, bringen wir bei 
dieſer Gelegenheit wieder in Erinnerung. 


B. Verordnung über Verwendung ſchulpflichtiger Kinder zum Viehhüten 
und den Schulbeſuch der Hütekinder, vom 15 März 1858. 

Aufgrund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 und unter Aufhebung der Amtsblattbekanntmachung vom 16. November 1852 
werden in Nachſtehendem die Vorſchriften über die Verwendung ſchulpflichtiger 
Kinder zum Viehhüten und den Schulbeſuch der Hütekinder zuſammengeſtellt und 
zur genauen Befolgung in Erinnerung gebracht. 

(Nr. 1 bis 10 ſind aufgehoben.) 

11. Strafbeſtimmungen für unberechtigte Verwendung ſchulpflichtiger Kinder 
zum Viehhüten. 

Wer ein ſchulpflichtiges Kind, ſei es ſein eigenes oder ein fremdes, während 
der Schulſtunden ohne vorſchriftsmäßigen Erlaubnisſchein zum Viehhüten ver⸗ 
wendet, imgleichen wer es unterläßt, das Hütekind, das er in ſeine Dienſte ge⸗ 
nommen hat, binnen der erſten drei Tage unter Vorlegung des Erlaubnisſcheines 
dem Ortsſchullehrer vorzuſtellen und zur Hüteſchule anzumelden, verfällt in eine 
Polizeiſtrafe von 1 bis 10 Thlr. (S 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850). Außerdem iſt er im Wege der Exekution anzuhalten, den 
Erlaubnisſchein nachträglich beizubringen und die Anmeldung zur Hüteſchule nach⸗ 
zuweiſen, oder aber das betreffende Kind aus dem Dienſte zu entlaſſen. 

C. Verfügung vom 17. März 1870, Nr. 550 G. C. II. 

Wir haben erſehen, daß die Hütekinder in manchen Schulen wöchentlich nur 
6 bis 10 Stunden Unterricht erhalten. 

In Übereinſtimmung mit dem Herrn Miniſter der geiſtl. Angelegenheiten 
halten wir dieſe Zahl der wöchentlichen Unterrichtsſtunden nicht für ausreichend 
und beſtimmen hiermit, daß der Unterricht für die Hütekinder von nun an in 
wenigſtens 12 wöchentlichen Stunden erteilt werde. 

Bezüglich der Dauer der Hütezeit behält es bei den Beſtimmungen unſerer 
Verordnung v. 15. März 1858, wonach dieſelbe vom 1. Mai bis 1. November 
gerechnet wird, bis auf weiteres ſein Bewenden. Die Herren Lokalſchulinſpektoren 
werden hierdurch beauftragt, dieſe Verfügung den betreffenden Lehrern zur Kenntnis 
zu bringen und für die Ausführung derſelben Sorge zu tragen. 

Die Herren Kreisſchulinſpektoren haben in den jährlichen Schulreviſions⸗ 
protokollen anzugeben, ob die Hütekinder den Unterricht wöchentlich in wenigſtens 
12 Stunden erhalten. 


VIII. Impfung der Schulkinder. 


Nach § 1, Abſ. 2 des Geſetzes v. 8. April 1874 ſollen die Zöglinge aller öffentlichen 
und Privatſchulen innerhalb des Jahres, in welchem ſie das 12. Lebenjahr zurücklegen, 
wenn ſie nicht nach ärztlichem Zeugniſſe in den letzten 5 Jahren die natürlichen Blattern 
überftanden haben oder mit Erfolg geimpft worden find, wieder geimpft werden. Die Lehrer 
bezw. Hauptlehrer (Rektoren, e über die betreffenden Kinder eine Liſte 
anzufertigen (8 7) ſich auch bei der Aufnahme von Schülern durch Einfordern der vorgeſchriebenen 
Beſcheinigungen feſtzuſtellen, ob die geſetzliche Impfung erfolgt iſt; ferner haben ſie dafür zu 
ſorgen, daß Zöglinge, welche während des Beſuches der Schulanſtalt impfpflichtig werden, 
dieſer Verpflichtung genügen; ſie haben auf die Nachholung der Impfung zu dringen, wo 
ſolche ohne geſetzlichen Grund unterblieben iſt, und find verpflichtet, 4 Wochen vor Schluß 
des Schuljahres der zuſtändigen Behörde ein Verzeichnis derfenigen Schüler vorzulegen, 
für welche der Nachweis der Impfung nicht erbracht iſt (§S 13). Kommen ſie dieſen Ver⸗ 
pflichtungen nicht nach, jo werden ſie mit Geldſtrafe bis zu 100 & belegt (§ 15). 

Im Anſchluß an dieſe geſetzlichen Beſtimmungen ſind nachſtehende Verordnungen ergangen: 
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I. A. Verfügung der Reg. zu Marienwerder v. 10. März 1875, Nr. 257 
F. II.: Das Geſetz v. 8. April v. J. (außerordentliche Beilage zu Nr. 52 des 
vorjährigen Amtsblattes) beſtimmt, daß jeder Zögling einer öffentlichen oder Privat⸗ 
ſchule innerhalb des Jahres, in welchem er das 12. Lebensjahr zurücklegt, der 
Schutzpockenimpfung unterzogen werden ſoll, ſofern er nicht nach ärztlichem Zeug⸗ 
niſſe in den letzten 5 Jahren die natürlichen Blattern überſtanden hat oder mit 
Erfolg geimpft worden iſt. Zu dieſem Geſetze, welches mit dem 1. April d. J. 
in Kraft tritt, iſt unter dem 19. Dezember v. J. (Amtsblatt pro 1874, Nr. 52, 
Gehn d Beilage) ein Ausführungsregulativ erlaſſen worden, welches an⸗ 
ordnet, da 
1. die betreffenden Schulkinder der zu einer Impfſtation vereinigten Ort⸗ 
le daß von den Ortsvorſtehern zum Impflokale geleitet werden ſollen, 
un a 
2. im Januar jedes Jahres von den Lehrern, reſp. den Vorſtehern von Lehr: 
anſtalten Nachweiſungen derjenigen Schulkinder, welche in dem betreffenden 
Jahre das 12. Lebensjahr vollenden, nach einem ihnen zuzuſtellenden For⸗ 
mulare anzufertigen und den zuſtändigen Landratsämtern einzureichen ſind. 
Die Schuldeputationen (Schulvorſtände) werden angewieſen, darauf zu halten, 
daß von den Lehrern reſp. den Vorſtehern von mehrklaſſigen Lehranſtalten ſowohl 
die verordneten Nachweiſungen pünktlich eingereicht, als auch die zur Impfung 
verpflichteten Schulkinder am Impftermine dem Ortsvorſteher zur Vorführung vor 
den Impfarzt übergeben werden. Indem wir noch hinſichtlich der den ſäumigen 
Lehrern und Schulvorſtehern angedrohten Strafen auf den $ 15 des Reichsgeſetzes 
vom 8. April v. J. hinweiſen, bemerken wir ſchließlich, daß nach 8 8 des Regu⸗ 
lativs vom 19. Dezember v. J. Privatimpfungen durch jeden approbierten Arzt 
geſtattet find, daß aber dann die Ortsvorſtände am Impftermine den Impfſchein 
oder die Anzeige von der beabſichtigten Privatimpfung vorzulegen haben. Wir 
erwarten von den Lehrern reſp. den Schuldirigenten unſeres Verwaltungsbezirkes, 
daß ſie ſich mit den Beſtimmungen des Reichsimpfgeſetzes und des diesſeitigen 
Regulativs genau bekannt machen und durch Belehrung der Schulkinder, wie der 
Eltern und Pfleger die Ausführung derſelben zu fördern bemüht ſein werden. 
B. Verf. der Reg. zu Marienwerder v. 16. April 1880 Nr. 1296 C.: Durch 
das Reichsgeſetz vom 8. April 1874, die Schutzpockenimpfung betreffend, iſt be⸗ 
ſtimmt, daß jedes Kind vor Ablauf des auf ſein Geburtsjahr folgenden Kalender⸗ 
jahres, ſofern es nicht nach ärztlichem Zeugnis die natürlichen Blattern über⸗ 
ſtanden hat, und daß jeder Zögling einer öffentlichen Lehranſtalt oder Privatſchule 
innerhalb des Jahres, in welchem er das zwölfte Jahr zurücklegt, der Impfung 
unterzogen werden ſoll, ſofern er nicht nach ärztlichem Zeugnis in den letzten 
fünf Jahren die natürlichen Blattern überſtanden hat oder mit Erfolg geimpft iſt. 
Ferner ſoll nach § 10 des Geſetzes über jede Impfung nach Feſtſtellung ihrer 
Wirkung von dem Arzte ein Impfſchein ausgeſtellt werden, in welchem unter An⸗ 
gabe des Vor⸗ und Zunamens des Impflings ſowie des Jahres und Tages 
ſeiner Geburt beſcheinigt wird, daß durch die Impfung der geſetzlichen Pflicht ge⸗ 
nügt iſt, oder daß die Impfung im nächſten Jahre wiederholt werden muß. 
Nach 8 13 des Geſetzes haben die Vorſteher derjenigen Schulanſtalten, deren 
Zöglinge dem Impfzwange unterliegen, bei der Aufnahme von Schülern durch 
Einfordern der vorgeſchriebenen Beſcheinigungen feſtzuſtellen, ob die geſetzliche 
Impfung erfolgt iſt, und falls eine Impfung ohne geſetzlichen Grund unterblieben 
iſt, auf deren Nachholung zu dringen. Auch ſind ſie verpflichtet, 4 Wochen vor 
Schluß des Schuljahrs der zuſtändigen Behörde ein Verzeichnis derjenigen Schüler 
vorzulegen, für welche der Nachweis der Impfung nicht erbracht iſt. Demgemäß 
ſind die Schulvorſtände und insbeſondere die Lokalſchulinſpektoren der Schulan⸗ 
ſtalten berechtigt und verpflichtet, darauf zu halten, daß ihnen von den Eltern der 


ſchulpflichtig werdenden Kinder bei deren Aufnahme in die Schule ein Impfſchein 
9* 
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vorgelegt wird. Dieſer kann, da er auch das Geburtsjahr der Kinder angiebt, 
auch zur Beglaubigung der Ausſage der Eltern über das Alter der Kinder dienen, 
und giebt zugleich auch die Mittel an die Hand, die Kontrolle darüber zu führen, 
ob die Angabe über das Alter der Kinder und die Verzeichniſſe der ſchulpflichtigen 
Kinder, welche die Ortsvorſteher dem Lehrer zu übergeben haben, richtig ſind. 


II. Cirk.⸗Verf. der Reg. zu Königsberg v. 18. März 1875 (733/3 II.): 

In Nr. 9 des diesjährigen Amtsblatts iſt das neue Impfregulativ v. 20. Febr. cr. 

veröffentlicht worden. Die HH. Kreis- und Lokal⸗Schulinſpektoren und die Schul⸗ 

deputationen werden hierdurch veranlaßt, die Lehrer und Schulvorſteher auf das 
qu. Regulativ behufs Nachachtung hinzuweiſen. Der auf das Volksſchulweſen 
bezügliche § 14 dieſes Regulativs lautet: 

a. Die Lehrer der einklaſſigen Land⸗ oder Stadtſchulen, die erſten Lehrer 
einer mehrklaſſigen Landſchule, die Hauptlehrer und Rektoren der mehr⸗ 
klaſſigen Stadt⸗, der Mittel⸗, höheren Bürger⸗ und Töchterſchulen, ſowie 
die Vorſteher und Vorſteherinnen von Privat- und Stiftsſchulen müſſen 
bei der Aufnahme neuer Zöglinge den vorgeſchriebenen Impfſchein 
verlangen und die Beibringung dieſes Zeugniſſes in dem Aufnahme⸗ 
Verzeichniſſe der Zöglinge unter einer beſondern Rubrik vermerken. 

Werden die verlangten Impfſcheine nicht innerhalb der erſten vier 
Wochen nach Aufnahme der Zöglinge beigebracht, jo haben die ge⸗ 
dachten Lehrer, Schulvorſteher ꝛc. davon ungeſäumt der Ortspolizei⸗ 
behörde Anzeige zu machen, welche die Impfſcheine von den ſäumigen 
Eltern, Pflegeeltern oder Vormündern exekutiviſch zu beſchaffen, ſowie 
auch deren Beſtrafung gemäß § 14 des Impfgeſetzes zu veranlaſſen, die 
exekutiviſch beſchafften Impfſcheine aber den Lehrern ꝛc. zur Einſicht 
zuzuſtellen hat. 

b. Die vorgedachten Lehrer, Schulvorſteher ꝛc. müſſen bis zum 1. Mai 
jedes Jahres ein Verzeichnis derjenigen, ihre Schule beſuchenden Zög— 
linge, welche im laufenden Kalenderjahre das 12. Lebensjahr zurück⸗ 
legen, der Ortspolizeibehörde einreichen, welche das Weitere behufs der 
Wiederimpfung dieſer Zöglinge gemäß $ 1 3. 2 des Impfgeſetzes zu 
veranlaſſen hat. 

. Außerdem müſſen die gedachten Lehrer, Schulvorſteher ꝛc. 4 Wochen 
vor Schluß des Schuljahrs der Ortspolizeibehörde diejenigen Zöglinge 
namhaft machen, für welche der Nachweis der Impfung bezw. Wieder⸗ 
impfung noch nicht erbracht iſt. 


2 


600 0 ns der Kgl. Regierung zu Danzig v. 21. November 1874 
L. : 
Nachdem aufgrund des § 1 Ziffer 2 des Impfgeſetzes vom 8. April 1874 
jeder Zögling einer öffentlichen Lehr⸗Anſtalt oder Privatſchule (zu welch letzterer 
Kategorie gemäß Protokoll des Bundesrats vom 30. Januar 1874 auch ſämtliche 
Privaterziehungs⸗Inſtitute zu rechnen find) mit Ausnahme der Sonntags⸗ und 
Abend⸗Schulen innerhalb des Jahres, in welchem der Zögling das 12. Lebens⸗ 
jahr zurückgelegt, der Impfung (Wiederimpfung) zu unterziehen iſt, ſofern er nicht 
nach ärztlichem Zeugnis in den letzten 5 Jahren die natürlichen Blattern über⸗ 
ſtanden hat, oder mit Erfolg geimpft worden iſt, ſind die Vorſteher der gedachten 
Anſtalten gehalten: | 1 
a. nach $ 13 Abſatz 1 des Impfgeſetzes, bei der Aufnahme von Schülern 
durch Einfordern der vorgeſchriebenen Beſcheinigungen feſtzuſtellen, ob 
die geſetzliche Impfung erfolgt iſt, 2 5 
b. nach § 13 Abſatz 2 des Impfgeſetzes dafür zu ſorgen, daß Zöglinge, 
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welche während des Beſuchs der Anſtalt nach dem oben erwähnten § 1 
Ziffer 2 des Impfgeſetzes impfpflichtig werden, dieſer Verpflichtung ge⸗ 
nügen, 
c. nach § 13 Abſatz 3 des Impfgeſetzes darauf zu dringen, daß eine ohne 
geſetzlichen Grund unterbliebene Impfung nachgeholt werde, 
d. und nach § 13 Abſatz 4 des Impfgeſetzes verpflichtet, vier Wochen vor 
Schluß des Schuljahres der zuſtändigen Behörde ein Verzeichnis der⸗ 
e vorzulegen, für welche der Nachweis der Impfung nicht 
erbracht iſt. 
Als zuſtändige Behörde im Sinne und Wortlaut des Impfgeſetzes vom 
S. April 1874 gilt gemäß § 1 des von uns unter dem 19. November er. erlaſſenen 
Regulativs zur Ausführung des Impfgeſetzes: 
für den Stadtkreis Danzig — die Königliche Polizei⸗Direktion in Danzig, 
für den Stadtkreis Elbing — die Polizei⸗Verwaltung in Elbing, und 
für jeden der ländlichen Kreiſe des Regierungsbezirks — das betreffende 
Landrats⸗Amt. 
Behufs Ausführung der alljährlichen Impfung der zwölfjährigen Zöglinge 
(§ 1 Ziffer 2) haben nach §7 des Impfgeſetzes vom 8. April 1874 die Vorſteher 
der gedachten Anſtalten eine Liſte anzufertigen. Dieſe Liſte wird ſämtlichen 
Vorſtehern von der zuſtändigen Behörde im Januar jedes Jahres übermittelt, 
und deren Ausfüllung in den Kolonnen 1—6, beziehentlich deren Rückreichung 
an die zuſtändige Behörde bis Mitte Februar entgegen geſehen werden. 
Inbetreff etwaiger Zuwiderhandlungen gegen die den Vorſtehern der qu. An⸗ 
ſtalten durch §S 7 und 19 des Impfgeſetzes vom 8. April 1874 auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen verweiſen wir auf den § 15 dieſes Geſetzes reſp. auf den § 19 des 
erwähnten Regulativs zur Ausführung des Impfgeſetzes. 


IX. Inſtruktion für die Lokalſchulinſpektoren. 


A. Anweiſung für die geiſtlichen Lokalſchulinſpektoren in der Provinz Preußen. 
(In Gemeinſchaft mit den Königlichen Regierungen entworfen von dem Königl. 
Provinzial⸗Schul⸗Kollegium und genehmigt vom Herrn Miniſter der geiſtlichen ꝛc. 
Angelegenheiten durch Reſkript vom 27. Dezember 1870, U. 4808). 

Die Beſtimmungen, wie ſie das allgemeine Landrecht, das oſtpreußiſche Pro⸗ 
vinzialrecht, die Inſtruktion vom 26. Juni 1811, die Provinzial⸗Schul⸗Ordnung 
vom 11. Dezember 1845 und die dazu gehörige Geſchäftsanweiſung für Schul⸗ 
Vorſtände bezüglich der rechtlichen Verhältniſſe und Befugniſſe der Lokal⸗Schul⸗ 
Inſpektoren enthalten, bleiben von vorliegender Inſtruktion unberührt. Dieſe hat 
vielmehr nur den Zweck, den zuſtändigen Lokalſchulinſpektoren innerhalb des vor⸗ 
gezeichneten Pflichtenkreiſes Anweiſung zu einer erfolgreichen und angemeſſenen 
Wahrnehmung und Ausübung der ihnen obliegenden Funktionen zu geben. 


§ 1. Die Wichtigkeit des Amtes eines Lokalſchulinſpektors. 

Die rechte Auffaſſung der Schulaufſicht und treue, gewiſſenhafte Erfüllung 
aller dazu gehörenden Pflichten und Geſchäfte läßt ſich nur erwarten, wenn die⸗ 
ſelben nicht als außerhalb des geiſtlichen Amtes liegend und etwa als läſtige, 
unvermeidliche Zugabe zu bemfelben, ſondern als ein überaus wichtiger und zu 
demſelben notwendig gehöriger Teil angeſehen werden, da die Schule die Pflanz⸗ 
ſtätte der künftigen Gemeinde und der Lehrer der Pfleger derſelben iſt, und die 
Liebe und Sorgfalt, welche von dem Geiſtlichen dieſem Teile ſeiner Gemeinde zu⸗ 
gewandt wird, nicht minder notwendig iſt, als diejenige, welche er den Mündigen 
zu widmen hat. Es iſt die weſentliche Aufgabe des Schulaufſehers, durch aus⸗ 
harrende Geduld und durch Energie, welche feſt und unverwandt das Ziel im 
Auge behält, die mancherlei Hinderniſſe und Schwierigkeiten, welche ſich der Wirk⸗ 
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ſamkeit der Schule entgegenftellen, zu überwinden, Trägheit und Unluſt der 
Lehrenden und Lernenden zu beſeitigen, den ſinkenden Eifer zu beleben, Friſche 
und Lernfreudigkeit immer aufs neue zu entzünden und die Schulen zu Stätten 
lohnender, erfolgreicher Thätigkeit zu machen, von denen ein Strom des Segens 
in das Familien-, kirchliche und bürgerliche Leben übergeht. 

Der Lokalſchulinſpektor hat als der nächſte Vorgeſetzte des Lehrers das ſchöne 
Amt, die treuen Arbeiter, wenn ſie ermatten und verzagen wollen, zu ſtärken, ſie 
gegen Eingriffe zu ſchützen, ihnen eine ungeſtörte Wirkſamkeit zu ſichern, für die 
bedeutungsvolle Arbeit und die hohen Ziele der chriſtlichen Volksſchule zu be⸗ 
geiſtern, ſowie es auch ſeine Pflicht iſt, die Unzuverläſſigen und Unfleißigen zur 
angeſtrengten Arbeit anzuſpornen. 

82. Berufstreue des Lehrers. 

Die Hauptſorge des Lokalſchulinſpektors muß darauf gerichtet ſein, bei den 
Lehrern Treue und Fleiß in ihrem Berufe, wahrhafte Liebe zu den Kindern und 
zur Arbeit an ihnen, freudige Hingabe, Geduld und Beharrlichkeit zu erwecken 
und zu befeſtigen, da ohne dies Zuverläſſigkeit und gewiſſenhafte Wahrnehmung 
des Amtes, Anſtrengung und Ausdauer auch unter ſchwierigen Verhältniſſen, nicht 
zu erreichen ſind. 

Wenn der Lehrer Luſt und Liebe zur Schule hat und die Kinder durch ſeinen 
Unterricht feſſelt, ſo iſt damit zugleich das wirkſamſte Mittel für einen fleißigen 
und guten Schulbeſuch gegeben, und die Sorgfalt, mit welcher die gebotene Zeit 
ausgekauft wird, gleicht auch die nachteiligen Folgen unvermeidlicher Schul⸗ 
verſäumniſſe aus. 

§ 3. Erteilung von Urlaub. 

Der Lokalſchulinſpektor darf Erlaubnis zum Ausſetzen des Unterrichts nur in 
ganz dringenden Fällen erteilen. Er bleibt dafür verantwortlich. Wenn Lehrer 
eigenmächtig Schulſtunden verſäumen oder den Unterricht vernachläſſigen, ſo iſt 
davon dem Kreisſchulinſpektor zur weitern Veranlaſſung alsbald Anzeige zu machen. 

§ 4. Zweckmäßige Schuleinrichtungen. 

Es iſt ſorgfältig zu überwachen, daß der Unterricht pünktlich begonnen, der 
Stundenplan genau inne gehalten wird, das Schulhaus und die Schulzimmer, 
die Kinder, die Geräte, Bücher ꝛc. reinlich und ordentlich gehalten werden. So 
oft der Schulinſpektor die Schule betritt, hat er darauf ſein Augenmerk eingehend 
zu richten und auch jede ſonſtige Gelegenheit zu benutzen, um ſich zu vergewiſſern, 
ob der Lehrer auf dieſe für die Gewöhnung der Kinder zur Sauberkeit und 
Ordnung wichtigen Dinge gehörig hält. Ferner hat er auf eine gute Disziplinierung 
der Maſſenarbeit, welche die Schulthätigkeit regelt, Zeit erſpart und die Erfolge 
fördert, zu dringen. Dahin gehört die zuſammengefaßte, ſtraffe Haltung des 
Lehrers und der Schüler, der feſte Standpunkt des erſteren, der auf ihn unver⸗ 
wandt gerichtete Blick der letzteren, das knappe Wort des Lehrers, die richtig 
geleitete Selbſtthätigkeit der Schüler, präziſe Stellung, zweckmäßige Verteilung 
der Fragen, angemeſſene Benutzung des e e und richtige Verwendung 
von Helfern. Seine beſondere Aufmerkſamkeit hat daher der Schulinſpektor auch 
der zweckmäßigen Einrichtung von Abteilungen zuzuwenden und darauf zu ſehen, 
daß jedes Kind derjenigen überwieſen wird, der es nach ſeinen Leiſtungen zuge⸗ 
hört, ſowie daß die einzelnen Abteilungen neben einander angemeſſen in feſt⸗ 
ſtehender und wohlgeregelter Ordnung beſchäftigt werden, ſo daß für keinen Schüler 
Zeit verloren geht. 

8 5. Hauptgeſichtspunkte für den Unterricht. 

Überhaupt iſt es die Aufgabe des Schulinſpektors, darauf zu ſehen, daß ver⸗ 
ſtändige, genügende und bleibende Leiſtungen in der Schule erreicht werden, und 
daß zu dem Zwecke beſonders folgende Geſichtspunkte Beachtung finden: 
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1. Für jede Schule iſt eine ihrem Bedürfniſſe entſprechende, genaue Auswahl 
des während der ganzen Schulzeit in den verſchiedenen Gegenſtänden zu be⸗ 
handelnden Stoffes zu treffen und dieſelbe auf die einzelnen Monate ſo zu ver⸗ 
teilen, daß ſich daraus erſehen läßt, wie ſich die Penſa erledigen laſſen. Das 
betreffende Verzeichnis iſt mit dem Stundenplane in der Klaſſe aufzuhängen. In 
dem Klaſſenbuche ſind die behandelten Penſa am Ende jeder Woche einzutragen, 
um dadurch nachzuweiſen, inwieweit die vorgeſchriebenen Gegenſtände wirklich 
durchgenommen worden ſind. Nach den ſich ergebenden Erfahrungen iſt das 
Stoffverzeichnis zu modifizieren und ſchließlich feſtzuſtellen. 

Dagegen iſt nicht zuläſſig, daß die Penſa in den Konferenzen nur für den 
oder die nächſtfolgenden Monate angegeben werden. 

2. Die Kinder ſind vom Eintritte in die Schule an ſorgfältig zu unterrichten. 
Es iſt nicht zu dulden, daß der Lehrer ſeine Zeit und Kraft den größeren Schülern 
auf koſten der kleineren und jüngſten zuwendet; vielmehr iſt bei den Prüfungen 
und Reviſionen beſonders feſtzuſtellen, ob im Unterrichte der neu eingetretenen 
Kinder und überhaupt der Unterklaſſe ein guter, feſter und verſtändiger Grund 
gelegt iſt, ob dieſe nicht vernachläſſigt, nicht unthätig ſich ſelbſt überlaſſen oder 
nur ungenügend, etwa vorwaltend mit ſtiller Arbeit beſchäftigt worden ſind. 

Richtiges Auffaſſen und Sprechen iſt an einem geeigneten Inhalte von Anfang 
an zu üben, und Leſen, Schreiben, Rechnen und Geſang ſind in Verbindung damit 
ſicher zu fördern. 

3. In allen Gegenſtänden beſonders auch in der Religion und Mutterſprache 
iſt der dargebotene Inhalt einfach zum Verſtändniſſe zu bringen, ſo daß die Kinder 
ſich in den Sinn und Geiſt desſelben hineinleben. 

Mit Konſequenz ſind die Schüler von unten herauf an reine Ausſprache, 
langſames, deutliches Sprechen, richtige Betonung und Beachtung des Sinnes 
beim Leſen und beim Sprechen des Auswendiggelernten zu gewöhnen, daher eben 
ſo auch zu üben, daß ſie den Inhalt des Geleſenen und Gelernten verſtehen, be⸗ 
halten und geordnet angeben. 

4. Sie ſollen im Wiſſen und Verſtehen ſelbſtändig werden, ſind alſo anzu⸗ 
leiten, Erzählungen, Beſchreibungen, Erklärungen zuſammenhangend ſowohl münd⸗ 
lich, wie ſchriftlich wiederzugeben. Mr 

Aus dem Grunde iſt in jeder Stunde mit dem Lehren das Üben fortgehend 
zu verbinden, damit alles Gewonnene fixiert und befeſtigt wird, und abgerundete 
Reſultate ſich ergeben, wodurch die Kinder allmählich auf umfaſſendere Fragen 
und Aufgaben ſelbſtändigen, ſichern und von verſtändiger Auffaſſung zeugenden 
Beſcheid geben lernen. 

5. Alle Kinder derſelben Abteilung und Klaſſe ſind im Unterrichte ſo gleich⸗ 
mäßig zu berückſichtigen, daß jedes das Entſprechende leiſtet. 

6. Das auf den verſchiedenen Stufen Gelernte: die Lieder, Gedichte, Ge⸗ 
ſchichten, Weltkundliches, Melodieen, Rechnungsarten u. ſ. w. ſind auf den höheren 
Stufen mit aufzunehmen, zu wiederholen und anzufriſchen, ſo daß ſie immer 
präſentes Eigentum bleiben. 

7. Was insbeſondere die Erlernung und Anwendung der deutſchen Sprache 
in den von Kindern polniſcher und littauiſcher Zunge beſuchten Elementarſchulen 
anlangt, jo wird den Schulinſpektoren und Lehrern auch hierdurch die gewiſſen⸗ 
hafte Befolgung und Durchführung des hierauf bezüglichen Miniſterial⸗Reſkripts 
vom 25. November 1865, U. 23701; I., zur Pflicht gemacht. (An die Stelle dieſes 
Reſkripts iſt die Verordnung vom 24. Juli 1873 — ſ. Nr. XVIII. — getreten). 


§ 6. Reviſion der Schulen. 


Um die Überzeugung zu gewinnen, ob bleibende Reſultate erzielt find, foll bei 
Reviſionen nicht bloß nach dem, was im letzten Jahre dageweſen iſt, gefragt, 
ſondern auch ermittelt werden, inwieweit das, was überhaupt gelehrt iſt oder 


gelernt fein foll, verſtanden und behalten iſt. Es gehört Sicherheit in der Recht⸗ 
ſchreibung und entſprechender ſchriftlicher Ausdruck, ſowie Geläufigkeit im münd⸗ 
lichen und ſchriftlichen Rechnen, Einzelſingen der Melodieen, gute Handſchrift, ver⸗ 
ſtändiges Leſen und Wiedergeben zu den notwendigen Forderungen, welche an 
jede gute Schule zu ſtellen ſind. 

Deshalb hat der Schulinſpektor bei Reviſionen nicht bloß prüfen zu laſſen, 
ſondern auch ſelbſt zu prüfen. Den Befund über den Ausfall iſt er verpflichtet 
in das Klaſſenbuch unter Angabe des Tages, der Dauer und der Gegenſtände der 
Prüfung einzutragen. Dieſes, ſowie die Abſentienliſte ſind im Schullokale ſtets unter 
Verſchluß zu halten. Zugleich hat der Schulinſpektor ſeine Aufmerkſamkeit auf 
das Äußere der Schule zu richten und darauf zu ſehen, daß das Inventarium, 
als Bücher, Landkarten, Wandleſetafeln und dergl., vorhanden und nicht nach⸗ 
läſſig behandelt, daß die Wände rechtzeitig geweißt, die Ofen repariert, etwaige 
Schäden an den Schulpulten, Fenſterbrettern gebeſſert werden, und der Fußboden 
nicht mit Papierſchnitzeln u. ſ. w. bedeckt ſei. Ein nachläſſiger Lehrer kann von 
einem tüchtigen und energiſchen Schulinſpektor in Ordnung gehalten werden; aber 
wenn im Außern und Innern Unordnung und Verfall ſich zeigt, ſo trifft auch den 
letzteren ein Teil der Schuld. 

Jede Schule iſt ſo oft zu revidieren, als es die Perſönlichkeit des Lehrers 
notwendig macht, und die ſonſtige Obliegenheit, die Zahl der Schulen und ört⸗ 
lichen Verhältniſſe es geſtatten. Untreue und ungeſchickte Lehrer müſſen ſelbſt⸗ 
verſtändlich jo oft als nur möglich revidiert werden; dagegen mögen zuverläſſige 
und tüchtige, welche aus eigenem Antriebe und als im Angeſichte Gottes arbeiten, 
darin, daß bei ihnen nur die regelmäßigen Reviſionen abgehalten werden, einen 
Beweis des Vertrauens erkennen, welches in ſie geſetzt wird. Aber auch bei ihnen 
iſt notwendig, daß der Schulinſpektor in fortgehender Kenntnis vom Stande der 
Schule und auch in Bekanntſchaft mit den einzelnen Schülern ſich erhält. 


§ 7. Sonſtige Mittel zur Einwirkung auf die Schule. 


Bei der großen Zahl von Schulen, welche häufig unter demſelben Lokalſchul⸗ 
inſpektor ſtehen, und bei der weiten Entfernung vieler derſelben von dem Wohnorte 
des letzteren, iſt es in vielen Parochieen nicht möglich, die Schulen ſo oft zu 
revidieren, wie es wohl notwendig und wünſchenswert wäre. 

Daher iſt jede andere ſich darbietende Gelegenheit ſorgfältig zu benutzen, um 
den Mangel ſoviel als thunlich zu erſetzen, damit ſich der Schulinſpektor in möglichſt 
enger Verbindung mit dem Lehrer und in genauer Kenntnis des Zuſtandes jeder 
Schule erhält. Dahin gehört folgendes: 

Er muß ſich zur Pflicht machen, ſo oft geiſtliche Verrichtungen ihn in einen 
Schulort führen, auch den Lehrer zu beſuchen, ſich, falls kein Unterricht iſt, das 
Schullokal anzuſehen, die Schreibe, Aufſatz⸗Hefte u. ſ. w., das Inventar zu 
beſichtigen und über Schulbeſuch, Schüler, einzelne Erfahrungen u. ſ. w. Rück⸗ 
ſprache zu nehmen. Wenn er ein Herz für die Schule hat, wird kein derartiger 
Beſuch ohne Nutzen und Frucht bleiben. Die Schule und ihre Leiſtungen lernt 
man aber oft noch beſſer in den Häuſern und Familien kennen, wenn man die 
Kinder gelegentlich examiniert, die Wünſche, Anfichten und Mitteilungen der Eltern 
hört und dergl. Es wird dabei Manches offenbar werden, was unvermuteter⸗ 
weiſe ein günſtiges oder ungünſtiges Licht auf die Schule, vielleicht auch auf des 
Lokalſchulinſpektors eigene Beſtrebungen wirft. \ ar 

Pflicht desſelben iſt es, fich mit dem Schulvorſtande in regelmäßigen Zuſammen⸗ 
künften zu beraten, ſeine Anſichten zu hören, freimütige Urteile zu prüfen und 
das Intereſſe für die Schule bei den Mitgliedern anzuregen. 

Weiter hat er auch ſein Augenmerk darauf zu richten, in der ganzen Gemeinde 
ein rechtes Verſtändnis und warmes Intereſſe für das Schulweſen zu erwecken 
und zu pflegen. Wenn ſich dies in einer Sozietät bedauerlicherweiſe nicht findet, 
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ſo liegt die Vermutung nahe, daß dies ſeinen nächſten und hauptſächlichſten Grund 
in dem mangelnden Einwirken ſeitens des Schulinſpektors habe. 

Unzeitige Nachſicht in der Handhabung der Verſäumnisliſten und in der Er⸗ 
teilung von Hüteſcheinen iſt zu vermeiden, weil ſie das Schulweſen und das 
eigentliche Wohl der Kinder in bedenklicher Weiſe ſchädigt und beeinträchtigt. 

Auf regelmäßige Einreichung der e ee iſt mit Strenge zu halten. 
Verſäumniſſe in dieſer Hinſicht dürfen nicht ungeahndet bleiben. 

§ 8. Lehrer⸗Konferenzen. 

Ein beſonders wirkſames Mittel, um die Lehrer im Verſtändniſſe für ihren 
Beruf und in der Erteilung eines tüchtigen, erfolgreichen Unterrichtes zu fördern, 
iſt die Abhaltung von Konferenzen. Der Lokalſchulinſpektor iſt verpflichtet, mit 
den Lehrern der ſeiner Leitung anvertrauten Schulen monatlich eine Konferenz zu 
halten. Dieſe Konferenzen ſind zweifacher Art, nämlich entweder theoretiſche oder 
praktiſche. In der Regel wechſeln ſie monatlich mit einander. Die theoretiſchen 
werden in der Behauſung des Lokalſchulinſpektors oder in einem Unterrichts⸗ 
zimmer der Kirchſchule gehalten. Sie haben den Zweck, die Lehrer namentlich 
in der verſtändigen Auffaſſung der Aufgabe der Schule, der erziehlichen Behand⸗ 
lung, der Handhabung der Disziplin und in der Einſicht für die Erteilung eines 
zweckmäßigen, raſche und ſichere Fortſchritte erzielenden Unterrichtes zu fördern. 
Deshalb iſt das methodiſche Verfahren in einzelnen Unterrichtsgegenſtänden, nament⸗ 
lich in denjenigen, wo noch vielfach falſche Wege eingeſchlagen werden und rechte 
Erkenntnis fehlt, genau und eingehend zu beſprechen, z. B. der erſte Leſe⸗ und 
Schreibunterricht, der vereinigte Sach⸗ und Sprachunterricht, die Behandlung und 
die Benutzung des Leſebuches, der Anſchluß des Unterrichts in Vaterlands⸗ und 
Naturkunde an das Leſebuch, die Verbindung des Leſens, Schreibens, Singens 
mit dem ſachlichen Unterrichte, die einheitliche Behandlung des Sprachunterrichtes, 
die Verbindung von Lehren und Üben, der Unterſchied zwiſchen Unterrichten und 
Prüfen. Sollen die Konferenzen fruchtbar ſein, ſo müſſen in ihnen ſtets ſolche 
Gegenſtände beſprochen werden, für welche ſich nach den in den Schulen gemachten 
Erfahrungen beſonders das Bedürfnis zeigt, Belehrung und Anweiſung dafür zu 
geben. Da im Laufe des Jahres nur etwa 6 derartige Konferenzen gehalten 
werden, ſo hat man ſich auf dasjenige zu beſchränken, was jeder Lehrer für die 
Praxis ſeiner Schule am nötigſten braucht. Themata, die dieſem Zweck nicht dienen, 
ſind ferne zu halten. 

Zunächſt ſind die eingegangenen amtlichen Erlaſſe mitzuteilen und zu erörtern, 
damit ſie richtig verſtanden und genau befolgt werden. Sodann ſind ſolche Gegen⸗ 
ſtände, welche die Erziehung und den Unterricht der Schule betreffen, zu beſprechen; 
dabei iſt für die evangeliſchen Schulen namentlich das Verſtändnis und die richtige 
Anwendung der einzelnen Beſtimmungen und Geſichtspunkte des Regulativs vom 
3. Oktober 1854 zu berückſichtigen. Außerdem ſind ſolche Bücher, welche auf 
Grundlage dieſer Vorſchriften eine ins Einzelne gehende Anweiſung für die ver⸗ 
ſchiedenen Unterrichtsgegenſtände geben, ſorgfältig durchzuarbeiten, fo daß die Kon⸗ 
ferenzen den Zweck verfolgen, die Tüchtigkeit der Lehrer, nämlich richtige Hand⸗ 
habung der Schulzucht, wachſendes Verſtändnis einer zweckmäßigen Methode, ge⸗ 
ſchickte Ausübung derſelben und Erteilung eines gediegenen Unterrichtes zu fördern. 
Hierbei iſt auch für utraquiſtiſche Schulen beider Konfeſſionen ganz beſonders das 
Miniſterial⸗Reſkript vom 25. November 1865 wiederholt zum Gegenſtande der 
Beſprechung zu machen. 5 5 

Die Verarbeitung kann in der Weiſe erfolgen, daß die Lehrer entweder über 
einzelne Abſchnitte mündlich referieren, oder daß fie über beſtimmte Aufgaben Aus⸗ 
arbeitungen liefern und vorleſen, und daß ſich daran weitere Erörterungen knüpfen. 
Es wird nicht zu dulden ſein, daß die Aufſätze ſich in allgemeine Raiſonnements 
über die Sache verbreiten, anſtatt ſpezielle Anweiſung zu geben, wie man es in 
der Schule zu machen hat. 
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Die praktiſchen Konferenzen find abwechſelnd in der Kirchſchule und in den 
einzelnen Sozietätsſchulen zu halten. Zu denſelben werden die Kinder der Schule 
beſtellt, in welcher die Verſammlung ſtattfindet. 

Von einzelnen rechtzeitig dazu beſtellten Lehrern werden etwa 2 bis 3 Probe⸗ 
lektionen gehalten und nach Entlaffung der Kinder beſprochen. Die Konferenzen 
haben ſich zu den theoretiſchen ſo in Beziehung zu ſetzen, daß die Lehrproben als 
Verſuche und Ausführungen der durchgegangenen Lehrgänge und Anweiſungen 
erſcheinen, und letztere wiederum durch jene veranſchaulicht und verſtändlich gemacht 
werden. Zunächſt haben die tüchtigſten Lehrer ſich zu verſuchen und nach dieſen 
die ſchwächern, welche zeigen ſollen, ob ſie das Vorgemachte verſtanden haben. 
Korrekte Fragenſtellung, durchſichtige, klare Entwickelung, knappe Haltung von 
ſeiten des Lehrers, Anleitung der Schüler zur Selbſtthätigkeit, ſicheres Können 
und feſte Ergebniſſe müſſen dabei beſonders ins Auge gefaßt werden. Es iſt 
namentlich in ſolchen Gegenſtänden und Partieen vorzuunterrichten, in denen von 
den meiſten Lehrern nicht richtig verfahren wird. Über jede Konferenz iſt ein 
Protokoll zu führen, welches am Schluſſe von allen Lehrern zu unterzeichnen und 
vom Lokalſchulinſpektor zu vollziehen iſt. Die Protokolle ſind in der Schul⸗ 
regiſtratur aufzubewahren. 

Alle Lehrer ſind verpflichtet, den Konferenzen beizuwohnen. In Behinderungs⸗ 
fällen muß die Entſchuldigung rechtzeitig ſtattfinden. Die Verſammlungen ſind ſo 
zu legen, daß entweder Unterrichtsſtunden nicht ausfallen, oder daß dieſe nach⸗ 
geholt werden. 

Bei den nächſten Reviſionen hat ſich der Schulinſpektor zu überzeugen, in⸗ 
wieweit die empfangenen Anweiſungen benutzt worden ſind. 


§ 9. Verhalten gegen junge Lehrer. 


Beſondere Aufmerkſamkeit hat derſelbe den jungen Lehrern zuzuwenden. Haben 
dieſelben nicht auf einem Seminar ihre Vorbereitung für das Lehramt erhalten, 
ſo pflegen ſich viele Lücken im Wiſſen und in der Methode vorzufinden. Dieſe 
müſſen, jo gut wie es geht, ausgeglichen werden, indem die jungen Leute den 
Unterricht tüchtiger benachbarter Lehrer beſuchen, geeignete Hilfsmittel etwa unter 
Leitung eines Lehrers oder des Geiſtlichen durcharbeiten und für die Vorbereitung 
zum Unterrichte, auf welche ſie beſondere Sorgfalt zu verwenden haben, Anweiſung 
empfangen. Haben die jungen Lehrer den Seminarkurſus abſolviert, ſo bringen 
ſie zwar in der Regel richtige Anſchauungen und einige Übung für die Erteilung 
des Unterrichtes mit, ſind aber nicht fertige Lehrer, am wenigſten können ſie in 
ihrem Verhalten außer der Schule ſich ſelbſt überlaſſen werden. Das Seminar 
kann nur die rechte Geſinnung anbahnen, befeſtigen muß ſich dieſelbe im Amte. 
Der Geiſtliche hat daher ſchon als Seelſorger der jungen, unerfahrenen Leute ſich 
väterlich anzunehmen und darf nicht warten, bis er von ihnen geſucht wird. Er 
muß wohlwollend ſich um ſie bekümmern, ſie über die Verhältniſſe und Perſön⸗ 
lichkeiten, mit denen ſie zu thun haben, orientieren, vor unzuträglichem Umgange 
warnen und ſie ſolchen Verbindungen zuweiſen, durch welche fie innerlich Halt 
bekommen, von zerſtreuendem Verkehre zurückgehalten werden und in ſtiller, ge⸗ 
ſammelter Thätigkeit ihrer Schule zu leben lernen. 

Was die Methode anlangt, ſo hat der im Seminar ausgebildete Lehrer genau 
die dort empfangene Anweiſung zu befolgen. Die Aufgabe des Schulinſpektors 
beſchränkt ſich darauf, dahin zu wirken, daß dies mit wachſendem Erfolge geſchieht. 
Dahin gehört auch, daß nicht dem Wahne Vorſchub geleiſtet wird, als ſei der junge, 
ſtrebſame Lehrer zu gut dazu, um Jahre lang nur an einer Unterklaſſe zu unter⸗ 
richten, und ſei daher der Wunſch gerechtfertigt, recht bald in eine ſelbſtändige Lehrer⸗ 
ſtelle zu kommen, oder doch wenigſtens in einzelnen Gegenſtänden, z. B. Geographie, 
Naturkunde in der oberen Klaſſe zu unterrichten. Im Gegenſatz dazu wird den 
betreffenden Lehrern gerade das Schwierige und Dankenswerte des Unterrichts 
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jüngerer Kinder begreiflich zu machen fein. Wenn es durch beſondere Verhält⸗ 
niſſe nicht unbedingt nötig gemacht wird, ſo darf in Elementarſchulen mit mehreren 
Klaſſen das Fachlehrerſyſtem nicht eingeführt werden. 

Die jungen Lehrer können eine feſte, ſelbſtändige Geſinnung nur unter ſorg⸗ 
ſamer, liebevoller Leitung gewinnen, bei der, unberechtigten Zumutungen, Be⸗ 
drückungen, Verkennung und Angriffen 5 8 ihnen kräftiger Beiſtand zu teil 
wird. Mancher von ihnen würde für eine treue und tüchtige Amtsführung nicht 
verloren gegangen ſein, wenn es ihm nicht an wohlwollender und fürſorglicher 
Leitung gefehlt hätte. 

Die Fehler und Schwächen, welche ſich auch bei wohlgeſinnten zeigen, in 
Heftigkeit umſchlagender Eifer, Überſchätzung, Eitelkeit u. ſ. w. ſind mit Gelaſſen⸗ 
heit zu tragen und durch richtige Behandlung zu heilen. 

Auch iſt darauf zu halten, daß die jungen Lehrer die Wiederholungsprüfung 
nicht aufſchieben. 

Stätige und tägliche Arbeit, planmäßige Beſchäftigung mit einem Fache nach 
dem andern, Beſchränkung auf das Nötige, Gründlichkeit in dem Durcharbeiten, 
keine Zerſplitterung, nicht Abirren in Fernliegendes, das ſind Geſichtspunkte, durch 
deren Verſtändnis und Beherzigung einem jungen Lehrer großer Nutzen erwächſt. 
Die Fortbildung wird ſicher gefördert, wenn der Lehrer ſich mit ganzer Kraft 
innerhalb der methodiſchen und materiellen Gebiete concentriert, welche ihn in 
ſeiner erziehlichen und unterrichtlichen Arbeit einſichtsvoller und tüchtiger machen. 
Darum hat man vor der Vielleſerei und Zerſplitterung zu warnen und vielmehr 
darauf hinzuwirken, daß wenige, aber notwendige und gute Bücher nicht ein mal, 
ſondern wiederholt durchgearbeitet werden. Ganz beſonders wichtig iſt, daß An⸗ 
fänger ſich für alle Unterrichtsſtunden gründlich und genau, in ſchwierigen Gegen⸗ 
ſtänden z. B. in bibliſcher Geſchichte, Erklärung von Leſeſtücken, Liedern, Katechis⸗ 
mus u. ſ. w. auch ſchriftlich vorbereiten. Der Lokalſchulinſpektor wird gut thun, 
wenn er dies anregt und in geeigneter Weiſe ſich auch davon überzeugt, ob und 
wie es geſchieht. f . 

Wünſchenswert ift, daß wenigſtens eine pädagogiſche Zeitſchrift für das In⸗ 
ventarium der Schule gehalten wird. 


§ 10. Das ſittliche Verhalten der Lehrer. 


Es iſt darauf Bedacht zu nehmen, daß die Lehrer mit dem Schulinſpektor in 
herzlichem Einvernehmen ſtehen, und ſich derſelbe durch wohlwollende Förderung 
ihrer Intereſſen und Angelegenheiten ihre Dankbarkeit und Liebe erwirbt. Es 
kommt darauf an, daß die Lehrer unter einer verſtändigen Leitung in gottes⸗ 
fürchtiger Geſinnung, in chriſtlichem Wandel, richtiger Beurteilung der Verhält⸗ 
niſſe und treuer, geſchickter Ausübung ihres Amtes immer zuverläſſiger und ſelb⸗ 
ſtändiger werden. Darauf müſſen alle Bemühungen des Schulinſpektors gerichtet ſein. 

Da die höchſte Aufgabe und der größte Segen des Schulamtes darin beſteht, 
daß die Jugend in chriſtlicher Erkenntnis, Zucht und Sitte erzogen wird, und der 
Lehrer dies nur kann, wenn er ſelbſt darin ſteht und durch den Gebrauch der 
Gnadenmittel innerlich wächſt, ſo hat der Schulinſpektor in Fällen, wo dies außer 
acht gelaſſen wird und ſich Gleichgültigkeit gegen Gottesdienſt und Sakrament 
und Entfremdung vom kirchlichen Leben zeigt, mit Freundlichkeit und Eindring⸗ 
lichkeit auf beſſere Erkenntnis und aufrichtige Umkehr hinzuwirken. 5 

Daher empfiehlt es ſich auch, die Lehrer auf einander ſo anzuweiſen, daß 
jeder mit der Gabe, die er empfangen hat, dem andern als ein guter Haus⸗ 
halter dient. 8 

Die Wirkſamkeit des Lehrers hängt davon ab, daß er der ganzen Gemeinde 
ein Vorbild eines ehrbaren und rechtſchaffenen Lebens giebt und die Achtung der 
Jugend und der Erwachſenen genießt. 5 

Deshalb darf er ſich nicht in Händel und Geſchäfte miſchen, welche ihn von 
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der gewiſſenhaften Wahrnehmung ſeines Amtes abziehen und ihn in der Achtung 
der Gemeindeglieder herabſetzen. 

Das Anſehen des Lehrers iſt, ſoweit nur möglich, vor den Kindern und vor 
der Sozietät aufrecht zu erhalten. Ausſtellungen, tadelnde Bemerkungen und Zu⸗ 
rechtweiſungen ſind daher vor den Schülern zu vermeiden und, wenn irgend 
thunlich, unter vier Augen zu erledigen. Erheben ſich Anklagen gegen den Lehrer, 
ſo ſind dieſe in unparteiiſcher, eingehender Weiſe zu unterſuchen, und ungerecht⸗ 
fertigte Beſchwerden mit Entſchiedenheit zurückzuweiſen. 

Wiederholen ſich ungeſetzliche Züchtigungen, kommen Klagen über Trunk oder 
andere ſchwere Vergehen, ſo iſt es Pflicht des Lokalſchulinſpektors und erfordert 
es die eigene Verantwortlichkeit, daß er ſolche Angelegenheiten alsbald dem Kreis⸗ 
Schulinſpektor mitteilt, welcher das Weitere veranlaſſen wird. Jedenfalls dürfen 
Unſittlichkeiten, welche das Anſehen des Lehramtes ſchädigen und deſſen Wirk⸗ 
ſamkeit beeinträchtigen, der vorgeſetzten Behörde nicht etwa in der Hoffnung ver⸗ 
ſchwiegen werden, daß der Schulinſpektor die Angelegenheit ſelbſt werde er⸗ 
ledigen können. 


§ 11. Erledigung der Schulſtelle. 


Sobald eine Lehrerſtelle durch den Tod des Inhabers vakant wird, iſt für 
die augenblickliche Vertretung zu ſorgen und von der Erledigung dem Kreisſchul⸗ 
Inſpektor ungeſäumt zur weitern Anzeige Mitteilung zu machen. Tritt die Vakanz 
durch Verſetzung oder durch Austritt aus dem Schulamte ein, ſo iſt die betreffende 
Mitteilung ſofort nach der Kündigung des Lehrers zu machen. Der Schulinſpektor 
darf in keinem Falle eigenmächtig die Erlaubnis zum Aufgeben der Stelle vor 
Ablauf der geſetzlichen Kündigung erteilen. 

Lehrer, welche nach dem Abgang vom Seminare noch nicht 3 Jahre im Schul⸗ 
amte dienen, müſſen, falls ſie ſich um eine andere Stelle bewerben, auf ihre be⸗ 
zügliche Verpflichtung aufmerkſam gemacht werden; in dem zur Bewerbung ver⸗ 
langten Zeugniſſe iſt dies zu vermerken. 


812. Schulregiſtratur. 


Die Schulregiſtratur hat der Schulinſpektor in guter Ordnung zu auch eu 
und alle bezüglichen Schriftſtücke in derſelben ſorgfältig und vorſchriftsmäßig zu 
verwahren. 


B. Anweiſung für die weltlichen Lokalſchulinſpektoren im Reg.⸗Bezirk Marien⸗ 
werder, vom 24. Januar 1879, Nr. 3742 G. C. 

Nachdem Sie aufgrund des Geſetzes vom 11. März 1872, betreffend die 
Beaufſichtigung und Leitung des Unterrichts- und Erziehungsweſens, die Lokal⸗ 
aufſicht über die Ihnen unterſtellten Schulen übernommen haben, geben wir Ihnen 
in Nachſtehendem eine Zuſammenſtellung der Pflichten, welche Sie bei der Ver⸗ 
waltung des von Ihnen übernommenen Amtes zu erfüllen haben. 

1. Die Ihnen unterſtellten Schulen haben Sie möglichſt oft und unerwartet 
zu beſuchen, darauf zu ſehen, daß die Lehrer den Unterricht genau und pünktlich 
beginnen, dem Stundenplane gemäß erteilen und nicht vor Ablauf der feſtgeſetzten 
Zeit ſchließen, ſowie daß dieſelben die von uns erlaſſenen Verordnungen und 
Verfüg ungen, ſie mögen den Unterricht ſelbſt oder die bei dieſem zu gebrauchende 
Sprache betreffen, getreu und pünktlich zur Ausführung bringen. Letzteres gilt 
namentlich von der Verordnung des Herrn Oberpräſidenten vom 24. Juli 1873, 
den Gebrauch der deutſchen Sprache beim Unterrichte in utraquiſtiſchen Schulen 
betreffend, welche allen Lehrern unſeres Bezirks bekannt und in der Schulchronik 
vorhanden ſein muß. a 

2. Sie haben mit Strenge darauf zu halten, daß die Ihnen unterſtellten 
Lehrer aufgrund der richtig zu führenden Schulbeſuchsliſte die Verſäumnisliſten 
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genau aufſtellen und an Sie rechtzeitig und regelmäßig zur Prüfung bezw. zur 
Strafantragſtellung abgeben. Sie haben dieſe Liſten nach Ausfüllung der für den 
Strafantrag beſtimmten Kolonnen an den betreffenden Amtsvorſteher behufs Feſt⸗ 
ſetzung der beantragten Strafen abzugeben. 

3. Sie haben mit aller Strenge darauf zu ſehen, daß von den Ihnen unter⸗ 
ſtellten Lehrern nur ſolche Kinder aus der Schulbeſuchsliſte geſtrichen und vom 
ferneren Beſuche des Unterrichts befreit ae) welche bereits das 14. Lebensjahr 
zurückgelegt und ſich die für das Leben erforderlichen Kenntniſſe angeeignet haben. 
Hinſichtlich der Entlaſſung der Kinder, welche das 14. Lebensjahr zurückgelegt 
haben, bemerken wir, daß dieſelbe nur erfolgen darf, wenn ſich die betreffenden 
Kinder die erforderlichen Kenntniſſe angeeignet haben, was aufgrund einer von 
dem betreffenden Lehrer in Ihrem Beiſein vorzunehmenden vorgängigen Prüfung 
an den beſtimmten Terminen feſtzuſtellen iſt. 

4. Sie haben dafür zu ſorgen, bezw. den Schulvorſtand anzuhalten, daß für 
die Schule die vorgeſchriebenen Lehrmittel beſchafft, und daß die Kinder mit den 
erforderlichen Lernmitteln verſehen werden. 

5. Bei den Beſuchen der Schule haben Sie darauf zu achten, daß der Lehrer 
feine Geſchäftsbücher, ſowie das Schulgebäude und das Unterrichtszimmer ſauber 
und ordentlich hält und für die Konſervierung der ihm übergebenen Lehrmittel 
möglichſt Sorge trägt, und eventuell die erforderliche Remedur herbeizuführen. 

6. Sie haben mit Strenge darauf zu halten, daß die Lehrer nicht nur ihre 
Pflicht und Schuldigkeit in der Schule erfüllen, ſondern auch in ihrem ganzen 
Verhalten der ihnen anvertrauten Jugend und der Gemeinde mit gutem Beiſpiele 
voranleuchten, in denſelben Liebe zum Vaterlande und Kaiſerhauſe wecken und 
fördern und ihrem Eide in jeder Beziehung nachleben. 

Alle Übertretungen, welche ſich ein Lehrer gegen unſere Verordnungen oder 
gegen die Geſetze des Staates und die Vorſchriften des Anſtandes zu Schulden 
kommen läßt, haben Sie uns ungeſäumt zur Kenntnis zu bringen, ebenſo auch 
uns unverzüglich Anzeige zu machen, wenn derſelbe den in unſerem Namen und 
Auftrage von Ihnen gegebenen Anordnungen und Vorſchriften nicht nachkommen 
oder nicht den erforderlichen Fleiß und Eifer auf die Schule und den Unterricht 
verwenden ſollte. 

Endlich ſind die Schulvorſtände von Ihnen vierteljährlich behufs Beſprechung 
von Schulangelegenheiten oder Erledigung von eingegangenen Verfügungen zu 
verſammeln. In dieſer Sitzung führen Sie den Vorſitz, wenn der Patron der 
betreffenden Schule nicht am Orte wohnt oder nicht zur Sitzung erſchienen iſt. 
Sie wollen auch jede Gelegenheit wahrnehmen, den übrigen Mitgliedern des 
Schulvorſtandes ein warmes Intereſſe für die Schule und deren Hebung und 
Förderung an das Herz zu legen und etwaige Zerwürfniſſe des Lehrers mit dem 
Schulvorſtande oder der Schulgemeinde, ſowie mit einzelnen Mitgliedern der letzteren 
möglichſt auszugleichen. 


X. Junſtruktion für die Rektoren und Hauptlehrer. 

A. Anweifung über die dienſtliche Stellung der Rektoren an Stadtſchulen des 
Regierungsbezirks Marienwerder, vom 24. Januar 1878, Nr. 298. II. C. G. 

8 1. Dem Rektor gebührt, unbeſchadet der Oberaufſicht der Schuldeputation, 
die unmittelbare und nächte Leitung der Schule, die Spezialaufſicht über ihre 
Lehrer, Schüler und Schuldiener. Er iſt befugt und verpflichtet, den Lehrern 
den 1 05 ihres Wirkens anzuweiſen und über die Erfüllung ihrer Obliegenheiten 
u wachen. a 
5 8 2. Die Entwerfung des Lehr- und Stundenplanes innerhalb der Grenzen 
des vorgeſchriebenen Unterrichtsplanes und nach Rückſprache mit den übrigen 
Lehrern liegt dem Rektor ob. 
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§ 3. Für den Fall der Krankheit oder einer andern unvorhergeſehenen Be⸗ 
hinderung der Lehrer ſteht ihm die Anordnung der Vertretung zu. Schülern 
darf er einen dreitägigen, Lehrern einen eintägigen Urlaub erteilen. 

§ 4. Der Rektor iſt verpflichtet, monatlich Konferenzen zur kollegialiſchen 
Beratung über die Angelegenheiten der Schule, inſonderheit über Gegenſtände 
des Unterrichts und der Disziplin abzuhalten, an welchen ſämtliche Lehrer und 
Lehrerinnen der Schule teilzunehmen haben. Über die gepflogenen Beratungen 
und gefaßten Beſchlüſſe iſt jedesmal ein Protokoll aufzunehmen, welches von allen 
Anweſenden unterſchrieben wird. 

§ 5. Der Rektor nimmt die neu eintretenden Schüler zu dem feſtgeſetzten 
Termin auf, prüft ſie und weiſt ſie in die betreffenden Klaſſen ein. Im Laufe 
des Schuljahres iſt die Aufnahme wie die Entlaſſung von Schülern und Schülerinnen 
nur unter beſonderen, dieſelbe rechtfertigenden Umſtänden und mit Genehmigung 
der Schuldeputation geſtattet. Die Verſetzungsprüfungen erfolgen unter ſeiner 
Leitung und Mitwirkung; über die Verſetzung ſelbſt ſteht ihm die entſcheidende 
Stimme zu. 

Die von den Klaſſenlehrern auszuſtellenden Cenſuren ſind von ihm mitzuzeichnen. 
Die Schulentlaſſungszeugniſſe werden von ihm allein ausgefertigt. 

§ 6. Soweit es ohne Beeinträchtigung ſeiner eigenen Unterrichtsſtunden 
geſchehen kann, beſucht der Rektor diejenigen ſeiner Mitlehrer, ſorgt für gleich⸗ 
mäßiges, lückenloſes, ſtetiges Fortſchreiten des Unterrichts in allen Klaſſen, nimmt 
von den ſchriftlichen Arbeiten ſämtlicher Klaſſen, wenigſtens vierteljährlich einmal, 
Kenntnis und überwacht und regelt erforderlichenfalles die häusliche Beſchäftigung 
der Schüler und Schülerinnen. 

Über die Befolgung der eingeführten Schulgeſetze und Schulordnungen hat 
er zu wachen, auch für die Zweckmäßigkeit der Schulſtrafen zu ſorgen. Insbeſondere 
hat er darauf zu achten, daß bei der Ausübung des Züchtigungsrechts nicht gegen 
die beſtehenden Vorſchriften verſtoßen werde. Beſchwerden über die Anwendung 
von Schulſtrafen ſind zunächſt von ihm zu unterſuchen. Falls er ſie ſelbſt nicht 
erledigen kann, hat er ſich dieſerhalb an die Schuldeputation zu wenden und 
deren Entſcheidung einzuholen. 

Er hat ferner dafür zu ſorgen, daß die einzelnen Schulſtunden pünktlich 
begonnen und geſchloſſen, daß die Schüler vor den Unterrichtsſtunden, ſowie in 
den Pauſen angemeſſen beaufſichtigt, und daß die Ferien nicht über die vorſchrifts⸗ 
mäßige Dauer ausgedehnt werden. 

§ 7. Der Rektor hat die Schulmatrikel, die Schulchronik und die Schulakten 
zu führen und wohlgeordnet aufzubewahren. Auch hat er für Aufbewahrung der 
der Schule gehörigen Bücher und Lehrmittel Sorge zu tragen und darüber ein 
Inventarium zu führen. Endlich unterliegen auch das Schulgebäude, die Schul⸗ 
Er die Heizung und Reinigung der Schulklaſſenzimmer feiner unmittelbaren 

ufſicht. 

§ 8. Die Schulverſäumnisliſten, welche jeder Lehrer für feine Klaſſe vor⸗ 
ſchriftsmäßig anzufertigen hat, ſind von ihm rechtzeitig der Schuldeputation bezw. 
dem von dieſer mit der Prüfung derſelben beauftragten Mitgliede zu überweiſen. 

$ 9. Die ſtädtiſche Schuldeputation iſt die nächte unmittelbare vorgeſetzte 
Behörde der Schule und des Rektors. Wenn dieſelbe eins ihrer Mitglieder zu 
ihrem ſtändigen Kommiſſarius ernennt, ſo hat der Rektor deſſen Anordnungen 
innerhalb der Grenzen der demſelben ſeitens der Schuldeputation erteilten Voll⸗ 
macht zu befolgen. 

Der Lehr und Stundenplan, die Einführung neuer Schulbücher, ſowie die 
Verteilung der Unterrichtsfächer und der Unterrichtsſtunden an die einzelnen 
Lehrer unterliegen der Genehmigung der Schuldeputation. Vorſchläge und Anträge, 
welche die Organiſation und die Bedürfniſſe der Schule, die Stellung und Wirk⸗ 
ſamkeit der Lehrer betreffen, hat der Rektor an die Schuldeputation zu richten. 
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Von wichtigeren Disziplinarfällen, von der Vertretung der Lehrer, welche länger 
als einen Tag dauert, hat er die Schuldeputation in Kenntnis zu ſetzen und ihr 
jede geforderte Auskunft zu geben. Wegen der für Schulprüfungen, Schulfeſte 
u für die Ferien zu beſtimmenden Zeit hat er fih mit ihr in Einvernehmen 
zu ſetzen. 

Urlaub bis zu 14 Tagen kann ihm die Schuldeputation gewähren, ein längerer 
Urlaub iſt für ihn, wie für alle übrigen Lehrer durch die Schuldeputation bei 
uns nachzuſuchen. \ 

Wenn der Rektor in der Ferienzeit verreiſen will, fo hat er der Schul⸗ 
deputation anzuzeigen, wie ſeine etwaigen Amtsgeſchäfte in ſeiner Abweſenheit 
werden verſehen werden. 

§ 10. Wo der Rektor nicht ſtändiges Mitglied der Schuldeputation iſt, ſoll 
er doch zu allen Sitzungen der letzteren, in welchen wichtige Angelegenheiten 
der Schule verhandelt werden, mit beratender Stimme zugezogen werden. 

§ 11. Die frühere Anweiſung über die dienſtliche Stellung der Rektoren 
vom 6. Januar 1858 wird hierdurch aufgehoben. 


B. Inſtruktion für die Hauptlehrer. 


I. Verordnung der Kgl. Regierung zu Königsberg v. 8. Dezbr. 1875, 
Nr. 715/12 II. 

1. In den zwei⸗ und mehrklaſſigen Volksſchulen, welche nicht unter der Leitung 
er ng ſtehen, wird gewöhnlich der erſte Lehrer von uns als „Hauptlehrer“ 

ezeichnet. 

5 Das amtliche Verhältnis, in welchem jeder Lehrer zum Schulvorſtande, zu 
dem Lokalſchulinſpektor und ſeinen andern Vorgeſetzten ſteht, erleidet durch die 
Inſtruktion keine Anderung. 

2. Der Hauptlehrer iſt das Organ, deſſen ſich die unmittelbaren Vorgeſetzten 
der Schule für ihre Mitteilungen an die Lehrer der Anſtalt und für ihre Er⸗ 
mitlelungen über die Verhältniſſe und Zuſtände der Schule bedienen. Bei den 
hierdurch mit entſtehenden ſchriftlichen Geſchäften haben ihn die Klaſſenlehrer zu 
unterſtützen. 

3. Der Hauptlehrer nimmt den Klaſſenlehrern gegenüber die 
92 8 erfahrenen Amtsgenoſſen und Ratgebers (nicht eines Vor— 
geſetzten) ein. 

Er hat den Beruf, in ſeiner Lehrthätigkeit, wie in ſeinem ganzen amtl. und 
außeramtl. Verhalten ein muſtergiltiges Vorbild der anderen Lehrer der Anſtalt 
zu ſein. In allen ihr Amt betreffenden Angelegenheiten haben ſich 
die Klaſſenlehrer zunächſt an den Hauptlehrer zu wenden und feinen 
Anordnungen und Erinnerungen willig Folge zu leiſten. 

Sollten dennoch Meinungsverſchiedenheiten nicht Ausgleichung finden, ſo iſt die 
Entſcheidung des Schulvorſtandes bezw. der Schuldeputation, welche in den Städten 
den Schulvorſtand bildet, einzuholen, bis zu deren Eintreffen aber die Anordnung 
des Hauptlehrers zu befolgen. N 

4. Der Hauptlehrer führt die ſpezielle Aufficht über das Schulgebäude und 
das Inventar der Anſtalt. x 5 

Er hat darüber zu wachen, daß ſowohl in den ſämtlichen Klaſſenzimmern, als 
auch in den für den gemeinſamen Gebrauch beſtimmten Räumlichkeiten, ſowie auf 
dem Hofe Reinlichkeit und Ordnung herrſcht, daß die Schullokale ordnungsmäßig 
geheizt, und die polizeilichen Beſtimmungen beobachtet werden. Von allen vor⸗ 
handenen oder entſtehenden Mängeln und Beſchädigungen hat er den Schulvorſtand 
ſchleunig in Kenntnis zu ſetzen. . . 

Das Inventarium der Schule, die Bibliothek, die Lehr⸗ und Lernmittel, die 
Klaſſenbücher, die Verſäumnisliſten ſtehen unter ſeiner beſondern Aufſicht. Er 
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hat ein Verzeichnis aller dieſer Gegenſtände zu fertigen bezw. fortzuführen, wenn 
einzelnes unbrauchbar wird, dem Schulvorſtande hiervon Anzeige zu machen, event. 
die Ergänzung zu beantragen. Es iſt ſeine Pflicht, durch öftere Reviſionen ſich 
von dem Vorhandenſein und guten Zuſtande der einzelnen zum Eigentum der 
Schule gehörigen Gegenſtände zu überzeugen, ebenſo die Kontrolle über die den 
einzelnen Lehrern übergebenen Lehrmittel ſorgfältig zu führen. ] 

Die Vorſchläge der Ergänzung oder Neubeſchaffung von Utenfilien und Lehr⸗ 
mitteln nimmt er von den Klaſſenlehrern entgegen und unterbreitet ſie mit ſeinen 
eignen Anträgen dem Schulvorſtande. 

5. Der Hauptlehrer vollzieht die Aufnahme neuer Schüler und hat darüber 
zu wachen, daß ohne beſondere ſchriftliche Genehmigung des Schulvorſtandes kein 
einem andern Schulbezirke angehöriges Kind in die Schule eintritt. Er verteilt 
auch die aufzunehmenden Schüler nach vorangegangener Prüfung, zu welchen die 
übrigen Lehrer zuzuziehen ſind, in die verſchiedenen Klaſſen. Er leitet, ſoweit 
der Schulinſpektor dies nicht ſelbſt übernimmt, unter Zuziehung der betr. Lehrer 
die Verſetzung in die höheren Klaſſen und bewirkt auch die Entlaſſung der ab⸗ 
gehenden Schüler unter entſprechender Berichtigung des Schülerverzeichniſſes. Alle 
Schulzeugniſſe hat er mit zu unterſchreiben. 

6. Weiter liegt dem Hauptlehrer die Pflicht ob, die allſeitige Aufrechterhaltung 
der äußern Unterrichtsordnung zu überwachen. Er hat darauf zu halten, daß 
wenigſtens ein Lehrer ½ Stunde vor Beginn der Unterrichtszeit ſich im Schul⸗ 
lokal befinde, um die Aufficht über die ſich verſammelnde Schuljugend zu führen, 
daß der Unterricht in allen Klaſſen pünktlich begonnen und pünktlich geſchloſſen 
werde, daß die Pauſen zwiſchen den einzelnen Unterrichtsſtunden nicht ungebührlich 
verlängert werden, und daß die Schüler während derſelben, ſowie auch die mit 
Nachbleiben beſtraften Schüler nicht ohne Aufſicht bleiben. 

Wenn ein Lehrer plötzlich verhindert wird, ſeinen dienſtlichen Obliegenheiten 
nachzukommen, ſo muß er dies ſofort ſeinem Hauptlehrer anzeigen, welcher für 
die vorläufige Vertretung Sorge zu tragen und dem Lokalſchulinſpektor Anzeige 
zu erſtatten hat. Auch hat der Hauptlehrer darauf zu achten, daß bei den Urlaubs⸗ 
erteilungen an Schüler ſeitens der Klaſſenlehrer die beſtehenden Vorſchriften be⸗ 
folgt werden. 

7. Insbeſondere hat der Hauptlehrer nach Maßgabe der Anordnungen ſein 
Augenmerk darauf zu richten, daß der für die Schule feſtgeſetzte Lehr: und Stunden⸗ 
plan genau beachtet, die für die einzelnen Klaſſen geſtellten Unterrichtsziele er⸗ 
reicht, der in jeder mehrklaſſigen Schule unentbehrliche Zuſammenhang und Stufen⸗ 
gang des Unterrichts erhalten, und eine geregelte Verteilung der Aufgaben für 
die häuslichen Arbeiten der Schüler gehandhabt werde. 

Zu dieſem Zwecke hat er das Recht, dem Unterricht der Klaſſenlehrer, 
ſoweit es ſeine eigene Beſchäftigung an der Schule geſtattet, beizuwohnen, die 
Hefte zu den ſchriftl. Arbeiten der Schüler durchzuſehen und von dem Tage⸗ und 
Klaſſenbuche Einſicht zu nehmen. Hierbei wird er es vermeiden, in den Unter⸗ 
richt einzugreifen oder gar in Gegenwart der Kinder Bemerkungen zu machen, 
welche irgend das Anſehen des Klaſſenlehrers ſchädigen könnten. Wenn er die 
bemerkten Mängel und übelſtände nicht ſelbſt durch freundliche Rückſprache be⸗ 
ſeitigen kann, ſo hat er dem Schulinſpektor Anzeige zu machen. 

Es iſt übrigens jeder Klaſſenlehrer verpflichtet, den ihm durch den 
Lehr⸗ und Stundenplan der Anſtalt zugewieſenen Unterricht auch in Klaſſen, 
deren Ordinarius er nicht iſt, auf Anordnung des Schulvorſtandes zu erteilen. 

8. Bei Handhabung der Disziplin hat der Klaſſenlehrer zunächſt ſelbſtändig 
nach den beſtehenden, genau zu befolgenden Vorſchriften zu verfahren. In 
ſchwierigen Disziplinarfällen, welche außergewöhnliche Zuchtmittel erheiſchen, hat 
er ſich aber mit dem Hauptlehrer in Verbindung zu ſetzen und im Einvernehmen 
mit demſelben die Strafe feſtzuſetzen und in ſeiner Gegenwart zu vollziehen. Bei 
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Überſchreitung des Züchtigungsrechts ſeitens des Klaſſenlehrers hat der Haupt: 
lehrer dem Schulinſpektor ſofort Anzeige zu machen. 

Bei etwaigen Zwiſtigkeiten mit den Eltern oder Pflegern der Schüler wird der 
Klaſſenlehrer gut thun, die Vermittelung des Hauptlehrers in Anſpruch zu nehmen. 

9. Bei den mehr als 2klaſſigen Schulen wird ſich zur Beſprechung der Angele⸗ 
genheiten derſelben die Abhaltung regelmäßig wiederkehrender, außerhalb der 
Unterrichtszeit liegender Konferenzen unter Leitung des Hauptlehrers empfehlen. 
Die Förderung der äußeren Ordnung in der Schule, des Schulbeſuchs und der 
Anwendung eines gleichmäßigen Unterrichtsverfahrens, ſowie die Herſtellung eines 
ſtufenmäßigen Ineinandergreifens der Lehrthätigkeit der einzelnen Klaſſen und 
die Handhabung der Disziplin werden neben den aus den beſonderen Verhältniſſen 
jeder Schule ſich ergebenden Gegenſtänden hinlänglich Stoff für die gemeinſame 
Beratung in dieſen Konferenzen bieten, welche bei angemeſſener Leitung zur 
Förderung der jungen Lehrer in der Thätigkeit für ihren Beruf und zur Belebung 
des Eifers aller Lehrer, mitzuwirken zum Gedeihen der ihrer Pflege anvertrauten 
Schule, weſentlich beitragen werden. f 

Die in dieſen Konferenzen gefaßten Beſchlüſſe werden in ein Konferenzbuch 
eingetragen und von allen anweſenden Lehrern unterſchrieben. 

Den Schulinſpektoren ſteht es nicht nur frei, dieſen Konferenzen jederzeit beizu⸗ 
wohnen, ſondern es iſt im Intereſſe des Unterrichtsweſens ihre Teilnahme an dieſen 
Beratungen gradezu wünſchenswert. Inbetreff der von ihnen bisher abgehaltenen 
Lehrerkonferenzen tritt durch die vorſtehende Beſtimmung keinerlei Anderung ein. 

Von der vorſtehenden Inſtruktion iſt jedem Hauptlehrer und jedem Klaſſen⸗ 
lehrer bezw. Klaſſenlehrerin zur Nachachtung Kenntnis zu geben. 


II. Nach der Verordnung der Kgl. Reg. zu Gumbinnen vom 15. Juli 
1853 ſind die erſten oder Hauptlehrer für den Fortſchritt und die innere 
und äußere Ordnung der Schule verantwortlich, wie ihnen denn auch andrerſeits 
das Recht zufteht, die zweiten Lehrer zu beaufſichtigen, ihre Stunden zu beſuchen 
und ſie unter jedesmaliger Zuſtimmung des Schulinſpektors hinſichtlich der Methode 
und der Disziplin mit der nötigen Anweiſung zu verſehen. 


III. Die Anweiſung über die dienſtliche Stellung der Hauptlehrer der mehr⸗ 
klaſſigen Schulen im Regierungsbezirke Marienwerder, vom 23. Januar 1878, 
Nr. 539, II. C. G., beſtimmt: 

81. An allen zwei⸗ und mehrklaſſigen Schulen, welche nicht unter der Leitung 
eines Rektors ſtehen, iſt der erſte Lehrer bezw. derjenige Lehrer, welcher von uns 
ſpeziell mit der Ausübung der nachſtehenden Rechte und Pflichten betraut wird, 
als Hauptlehrer das Organ, deſſen ſich die Vorgeſetzten der Schule für ihre Mit⸗ 
teilungen an die übrigen Lehrer derſelben bedienen, anzuſehen. 

§ 2. Er hat über die Verhältniſſe und Zuſtände der Schule ſich in laufender 
Kenntnis zu halten und dem Schulvorſtande, insbeſondere dem Lokalſchulinſpektor 
bezw. der ſtädtiſchen Schuldeputation oder deren ſtändigem Kommiſſarius jede 
verlangte Auskunft zu geben. Die übrigen Lehrer haben ihn bei den dieſerhalb 
erforderlichen ſchriftlichen Arbeiten zu unterſtützen. e 

8 3. In allen ihr Amt betreffenden Angelegenheiten haben ſich die übrigen 
Lehrer zunächſt an den Hauptlehrer zu wenden und ſeinen Anordnungen und 
Erinnerungen willig folgezuleiſten. In ſtreitigen Fällen entſcheidet zunächſt der 
Lokalſchulinſpektor bezw. die Schuldeputation. 

$ 4. Die Schulgebäude ſtehen unter der ſpeziellen Aufſicht des Hauptlehrers. 
Derſelbe hat darüber zu wachen, daß ſowohl in ſämtlichen Klaſſen, als auch in 
den für den gemeinſamen Gebrauch beſtimmten Räumlichkeiten, ſowie auf dem 
Hofe Reinlichkeit und Ordnung herrſche, daß die Schullokale ordnungsmäßig 
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geheizt, und die polizeilichen Beſtimmungen beobachtet werden. Von allen in dem 
Schulgrundſtücke vorwaltenden oder entſtehenden Mängeln und Beſchädigungen 
7 er den Lokalſchulinſpektor bezw. die Schuldeputation ſofort in Kenntnis 
zu ſetzen. 

5. Auch das Inventarium der Schule, die Bibliothek, die Lehr⸗ und Lern⸗ 
mittel, die Klaſſenbücher, die Verſäumnisliſten und ſonſtigen Schufutenfilien ſtehen 
unter ſeiner beſonderen Aufſicht. Er hat ein Verzeichnis aller dieſer Gegenſtände 
anzufertigen und vollſtändig zu erhalten. Wenn einzelnes unbrauchbar wird, 
hat er dem Lokalſchulinſpektor davon Anzeige zu machen und den Abgang von 
dieſem in dem Verzeichniſſe beſcheinigen zu laſſen. 

Durch öftere Reviſion hat er ſich von dem Vorhandenſein der einzelnen zum 
Schuleigentume gehörenden Gegenſtände zu überzeugen, den Verbleib des etwa 
Fehlenden zu ermitteln und die Wiederanſchaffung desſelben bei dem Lokalſchul⸗ 
inſpektor zu beantragen. 

Die übrigen Lehrer haben ein Verzeichnis der ihnen übergebenen Utenſilien, 
Bücher und Lehrmittel anzufertigen und dasſelbe vollſtändig zu erhalten. 

8 6. Der Hauptlehrer hat den Lehr⸗ und Stundenplan für die ganze Schule 
aufzubewahren und die Schulchronik ſowie ein Verzeichnis ſämtlicher Schüler der 
einzelnen Klaſſen auch inbeziehung auf das Geſchlecht, die Religion und Konfeſſion, 
welcher dieſelben angehören, zu führen. Die Klaſſenlehrer haben letzteres für 
die ihnen unterſtellte Klaſſe zu führen und das für ihre Klaſſe beſtimmte Stoff⸗ 
verzeichnis nebſt Stundenplan aufzubewahren. 

§ 7. Der Hauptlehrer bewirkt die Aufnahme der der Schule zu überweiſenden 
oder zur Aufnahme angemeldeten Schüler, wobei zu beachten iſt, daß ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Schulvorſtandes bezw. der Schuldeputation kein Kind aufgenommen 
werden darf, deſſen Eltern oder Pflegeeltern dem Schulbezirk nicht angehören. 
Er verteilt die aufzunehmenden Schüler, falls dieſelben ſchon Schulkenntniſſe er⸗ 
worben haben, nach vorangegangener Prüfung, zu welcher die übrigen Lehrer 
zuzuziehen ſind, in die verſchiedenen Klaſſen. Er leitet unter Zuziehung der 
betreffenden Lehrer, ſoweit der Schulinſpektor dies nicht ſelbſt übernimmt, die 
Verſetzung in die höheren Klaſſen. Auch nimmt er die Anmeldungen der Schüler 
entgegen, übergiebt dieſen, falls der Schulinſpektor ihn damit beauftragt, die 
Enklaſſungszeugniſſe und berichtigt darnach die Verzeichniſſe. 

Kein Schulkind iſt ohne ſein Wiſſen zu beurlauben. 

§ 8. Der Hauptlehrer hat darüber zu wachen, daß der Unterricht in ſämt⸗ 
lichen Klaſſen regelmäßig begonnen und geſchloſſen wird,, daß die Pauſen zwiſchen 
den einzelnen Stunden nicht ungebührlich verlängert, und die Schüler weder in 
dem Schulgebäude, noch auf dem Hofe ohne Aufſicht gelaſſen werden. Auch hat 
er für die regelmäßige Führung des Schultagebuches und der Schulbeſuchsliſte in 
den einzelnen Klaſſen zu ſorgen. 

Nachläſſigkeiten, welche er wahrnimmt, hat er zu rügen, und falls dies ohne 
Erfolg bleibt, von denſelben dem Schulinſpektor bezw. der Schuldeputation Kenntnis 
zu geben. Wenn die plötzliche Vertretung eines Lehrers notwendig wird, hat er 
dieſelbe anzuordnen, bei längerer Dauer einer ſolchen aber dem Schulinſpektor 
bezw. der Schuldeputation Anzeige zu machen. 

8 9. Der Auseinanderſetzung zwiſchen dem Schulvorſtande bezw. der Schul⸗ 
deputation und einem abgehenden Lehrer, ſowie der Übergabe des Schulinventariums 
an einen neu anziehenden Lehrer hat er beizuwohnen. 

8 10. Den vorſtehend aufgeführten Pflichten des Hauptlehrers entſprechen 
ſeine Rechte den übrigen Lehrern gegenüber. Dieſe letzteren ſind verpflichtet, dem 
. jederzeit in ihre Klaſſe den Zutritt zu geſtatten, ihm jede geforderte 

uskunft über die Angelegenheiten der Schule zu erteilen und ſeine Erinnerungen 
und Vorſtellungen zu beachten. 
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XI. Kirchenbeſuch der Lehrer. 


1. Cirk.⸗vVerfügung der Kgl. Reg. zu Königsberg v. 28. Juni 1881, 
Nr. 562/4. II. 

Man hört vielfach Klagen über zu geringe Teilnahme am öffentlichen Gottes⸗ 
dienſt. Es kann nicht unſere Aufgabe ſein, die Urſachen derſelben zu erforſchen; 
wohl aber ſind wir, denen die Pflege des Kirchen⸗ und Schulweſens eines großen 
Bezirks anvertraut iſt, dazu berufen, dieſen kirchlichen Notſtand beſeitigen zu 
helfen. Vollkommen überzeugt, daß eine gründliche Heilung dieſes Schadens nur 
dann erfolgen kann, wenn ſchon die Jugend Gotteshaus, Gottesdienſt und Gottes 
Wort lieb gewinnt, wenden wir uns durch Ew. pp. an die Gewiſſen der Lehrer. 
Es genügt dazu nicht, daß die Kinder nur in das volle Verſtändnis des dritten 
Gebots eingeführt und insbeſondere die über 10 Jahre alten durch ernſte Mahnung 
zu fleißigem Kirchenbeſuch angehalten werden, vielmehr müſſen wir, weil Unter⸗ 
weiſung und Mahnung nur dann Wert und Wirkung haben, wenn das Beiſpiel 
des Lehrenden denſelben Nachdruck giebt, es den Lehrern unſers Aufſichtskreiſes 
als Gewiſſenspflicht dringend ans Herz legen, die Lauterkeit ihrer chriſtlichen 
Geſinnung auch durch fleißigen und regelmäßigen Kirchenbeſuch ſowie dadurch zu 
bethätigen, daß ſie in Gemeinſchaft mit den übrigen Lehrern des Kirchſpiels die 
Beaufſichtigung der älteren Schulkinder, welche die Schule beſuchen, während des 
Gottesdienſtes willig übernehmen. 


2. Durch Verf. der Reg. zu Marienwerder v. 5. September 1851, 
Nr. 2939/8 F. K. II. iſt ſämtlichen Kreis⸗ und Lokalſchulinſpektoren zur Über⸗ 
wachung der Lehrer, ob dieſelben auch die bereits im General⸗Landſchul⸗Reglement 
vom 12. Auguſt 1763 erlaſſenen Vorſchriften über den Kirchenbeſuch pünktlich be 
folgen, nachſtehender, noch heute gültiger Erlaß des Ober⸗Präſidenten zu K. vom 
21. Auguſt 1851, Nr. 5138 zur Kenntnis gebracht: 

Auf meinen Dienſtreiſen iſt zu meiner Kenntnis gekommen, daß an vielen 
Orten, beſonders in den Städten, die Elementarlehrer den ſonn⸗- und feſttäglichen 
Gottesdienſt gar nicht oder nicht regelmäßig beſuchen und ſich ebenſowenig zum 
heiligen Abendmahle halten. Da dieſe Lehrer ihre Schüler im Chriſtentume als 
dem Hauptgegenſtande des Elementar⸗Unterrichts zu unterrichten haben und nicht 
allein unterrichten, ſondern auch auf chriſtliche Weiſe erziehen, dabei den Kindern 
wie deren Eltern in einer ſo wichtigen Angelegenheit, als der Beſuch des öffent⸗ 
lichen Gottesdienſtes iſt, mit gutem Beiſpiele vorangehen ſollen, ſo wird die Reg. 
mit mir darin einverſtanden ſein, daß ein ſolches Verhalten vieler Volkslehrer 
ſehr zu beklagen und demſelben kräftigſt entgegenzuwirken iſt. Es mag für jetzt 
unentſchieden bleiben, ob alle Schullehrer zwangsweiſe und namentlich im Wege 
der Dienſtdisziplin zu der ſchon in der Stellung eines Religionslehrers der Jugend 
begriffenen und im General⸗Landſchul⸗Reglement von 1763, $ 23, ſowie auch 
ſpäter noch ſehr beſtimmt hervorgehobenen Pflicht eines regelmäßigen Kirchen⸗ 
beſuches angehalten werden können. Allein die Kantoren, Organiſten, Rektoren 
und Präcentoren ſind ſchon vermöge ihrer kirchlichen Funktionen regelmäßig zur 
Kirche zu kommen verpflichtet, und es folgt aus der Notwendigkeit der Erhaltung 
einer guten Ordnung von ſelbſt, daß ſie nicht nur während des Geſanges, ſondern 
auch während der Predigt in der Kirche bleiben müſſen. Da einige von dieſen 
Kirchenbeamten es ſich zur Gewohnheit gemacht haben, die Kirche beim Beginnen 
der Predigt zu verlaſſen und erſt am Ende derſelben zurückzukehren und dadurch 
oft auch noch die auf dem Chor befindlichen Schüler ihrem Beispiele zu folgen 
verleiten, jo erſuche ich die Reg., allgemein anzuordnen, daß die genannten Kirchen⸗ 
beamten dem Gottesdienſte ohne Unterbrechung beizuwohnen und zugleich die 
Aufſicht über die in der Kirche befindliche Schuljugend zu führen haben. Außer 
den Kantoren, Organiſten, Rektoren und Präcentoren ſind auch die Lehrer an 
denjenigen Orten, an welchen es bisher üblich geweſen iſt, daß der Lehrer mit 
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den Schülern ſonn⸗ und feſttäglich die Kirche beſucht, oder auch in der Schule 
ſelbſt eine Erbauungsſtunde hält, unbedenklich verpflichtet, dies auch ferner zu 
thun, wenn auch ihre Vokation keine ausdrückliche Beſtimmung darüber enthält, 
und können zwangsweiſe dazu angehalten werden. Auf den regelmäßigen Kirchen⸗ 
beſuch aller andern Lehrer kann mindeſtens auf indirektem Wege hingewirkt 
werden. Schon das General⸗Landſchul⸗Reglement d. d. Berlin den 12. Auguſt 
1763 beſtimmt, daß die Lehrer Montags in der Schulſtunde prüfen ſollen, ob die 
Schüler etwas aus der Predigt des vorhergehenden Sonntags behalten haben 
(8 23). In gleicher Weiſe ordnet eine Amtsblattverfügung der Regierung in G. 
vom 18. November 1829 (Amtsbl. S. 1001 ff.) an, daß Montags in der erſten 
Unterrichtsſtunde mit der Jugend die Sonntagspredigt wiederholt werden ſoll. 
Dieſe Anordnung erſcheint nicht nur an ſich, ſondern auch deshalb ſehr zweckmäßig, 
weil dadurch die Lehrer genötigt werden, mit ihren Schülern und der Gemeinde 
dem Gottesdienſte beizuwohnen. Ich wünſche daher, daß dieſe Anordnung überall 
getroffen und aufrecht erhalten werde. Sodann aber halte ich dafür, daß wie 
bei allen den Lehrern zu erteilenden Unterſtützungen, Remunerationen und Be⸗ 
förderungen vorzugsweiſe auf die Würdigkeit der zu Beteilenden geſehen werden 
muß, niemals außer acht bleiben darf, ob dieſelben noch durch ein kirchliches Ver⸗ 
halten, namentlich durch den Beſuch des öffentlichen Gottesdienſtes ihren Schülern 
wie der Gemeinde mit gutem Beiſpiele vorgehen. Denn nur von ſolchen Lehrern, 
welche religiöſen und kirchlichen Sinn zeigen, kann eine günſtige Einwirkung auf 
die Schüler erwartet werden. Die Reg. erſuche ich daher, hiernach bei Verteilung 
der Unterſtützungen und Remunerationen ſowie bei Beſetzung der Lehrerſtellen zu 
verfahren, auch ſämtlichen Lehrern des dortigen Bezirks hiervon Kenntnis geben 
zu laſſen. Gleichzeitig werden die Kreis⸗Schulinſpektoren anzuweiſen fein, daß 
fie bei den Schulviſitationen in dem Rezeſſe aufgrund der Angabe des Lokalſchul⸗ 
inſpektors inbetreff der einzelnen Lehrer vermerken, ob ſie die Kirche regelmäßig 
beſucht und religiöſen, kirchlichen Sinn bewieſen haben. 


XII. Liſten und Geſchüftsbücher. 

A. Verordnung der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 16. April 1859, 
Nr. 1190 C. G. 

Nach den an uns gelangenden Reviſionsberichten werden bei vielen Schulen 
die Geſchäftsbücher nicht ſo vollſtändig geführt, wie es notwendig iſt, wenn ſich, 
bei Veränderungen in der Perſon des Lehrers, der Nachfolger von den durch ihn 
zu beachtenden Verordnungen oder bei Reviſionen der Reviſor über den Zuſtand 
der Schule ohne Schwierigkeit zu unterrichten imſtande ſein ſoll. 

fen jedem Zweifel hierüber vorzubeugen, werden folgende Anordnungen 
getroffen: 

1. Von jedem mit der Verwaltung einer einklaſſigen Schule oder einer Klaſſe 
. mehrklaſſigen Schule beauftragten Lehrer ſind folgende Geſchäftsbücher 
u führen: 
1 a. die Schulbeſuchsliſte, 

b. das Schultagebuch, 

e. die beſondere Liſte der Hütekinder, 

d. eine Nachweiſung des der Stelle zuſtehenden Einkommens, 
e. ein Verzeichnis der Inventarienſtücke. ae 2: 

2. Außerdem iſt für jede Schule eine Schulchronik, bei einklaſſigen Schulen 
von dem einzigen Lehrer derſelben oder feinem Adjunkten, — bei mehrklaſſigen 
ſtädtiſchen oder ländlichen Schulen aber von dem Rektor oder erſten Lehrer der⸗ 
ſelben zu führen. Ebenſo 

3. wenn die Führung eines Klaſſenbuchs nicht beſonders vorgeſchrieben wird, 
ſo geſchieht dies in der Vorausſetzung, daß das Schultagebuch für den Inhalt 
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desſelben den nötigen Raum bieten wird. Doch bleibt es dem Ermeſſen der 
Herren Ortsſchulinſpektoren überlaſſen, ob und in welchen Fällen ſie die Führung 
eines beſondern Klaſſenbuchs neben dem Schultagebuch für notwendig erachten 
und anordnen wollen. 

Über den Inhalt der oben als notwendig bezeichneten Geſchäftsbücher beſtimmen 
wir nachſtehendes: | 

1. Die Schulbeſuchsliſte muß ein vollſtändiges Verzeichnis ſämtlicher ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder des Schulverbandes enthalten, gleichviel ob ſie beſonders ange⸗ 
meldet und der Schule zugeführt ſind oder nicht. Dieſelben ſind, nach den Ge⸗ 
ſchlechtern geſondert, unter dem Namen ihres Wohnorts mit Vor⸗ und Zunamen 
in fortlaufenden Nummern aufzuführen. 

Die bekannten Rubriken der Schulbeſuchsliſte müſſen unmittelbar vor dem 
Schluß jedes Unterrichts und zwar vor dem Schlußgebet ſo ausgefüllt werden, daß 
die halbtägige Abweſenheit durch einen ſchiefen Strich (/), die ganztägige durch 
ein liegendes Kreuz (X), die Anweſenheit aber durch einen Punkt (.) in der 
betreffenden Tagesrubrik bei jedem Namen bezeichnet wird. Die Ausfüllung der 
Liſte erfolgt aufgrund des namentlichen Aufrufs der Schulkinder. 

Am Schluß des Monats dient die auf dieſe Weiſe ausgefüllte Schulbeſuchs⸗ 
liſte zur Aufſtellung der Schulverſäumnisliſte, über deren Einreichung auf die 
beſondern diesfälligen Verordnungen verwieſen wird. 

2. Das Schultagebuch hat den Zweck, den durchſchnittlichen Schulbeſuch, die 
durchgenommenen Unterrichts⸗Penſa und den Fortſchritt in den einzelnen Unter⸗ 
richtsfächern, in einer beſondern Rubrik aber die beſonders fleißigen und die auf⸗ 
fällig nachläſſigen Schüler, ſowie die etwa verhängten erheblicheren körperlichen 
Züchtigungen nachzuweiſen. 

Dieſem Zweck entſprechend ſind die einzelnen Rubriken desſelben wöchentlich 
auszufüllen, und es wird ſich empfehlen, den Schulkindern und Eltern beim Beginn 
der neuen Woche mitzuteilen, welche von ihnen als fleißig, und welche, ſei es 
wegen Unfleiß, ſei es wegen ſchlechter Führung als tadelnswert eingetragen 
worden ſind, um bei den einen die Fortdauer des Fleißes und guter Führung, 
bei den andern das Streben nach Beſſerung in beiden Beziehungen zu fördern. 

3. Das Verzeichnis der Hütekinder iſt, wo ſolche yorhanden ſind, gleichviel ob 
eine beſondere Hüteſchule für ſie beſteht, oder ob ſie am Unterricht der übrigen 
Schulkinder zeitweiſe teil nehmen, nach den gegebenen Vorſchriften zu führen und 
zur Anfertigung der Verſäumnisliſte über die Hütekinder zu gebrauchen. 

4. Durch die Nachweiſung des Einkommens ſoll jeder neu anziehende Lehrer 
in den Stand geſetzt werden, ſich über das ihm gebührende Gehalt und über die 
ſonſtigen etwaigen Mittel der Schule zu Unterrichtszwecken in Kenntnis zu ſetzen. 

Die Nachweiſung iſt mit der Schulmatrikel oder doch mit einem ſpeziellen 
Verzeichnis der von den Mitgliedern des Schulverbandes zu leiſtenden Einkommens⸗ 
Beiträge zu beginnen, und es ſind die im Laufe der Zeit vorkommenden dauernden 
Veränderungen des Einkommens, ſei es in der Qualität oder Quantität desſelben, 
mit den Nachrichten über die Veranlaſſung dazu nachzutragen, die über ſtreitig 
gewordene Hebungen und ſonſt in einzelnen Fällen bezüglich des Einkommens 
ergehenden Entſcheidungen der vorgeſetzten Behörden zu ſammeln und anzuheften. 
Die Nachweiſung iſt deshalb mit einem ſteifen Deckel und einem fortzuführenden 
Inhalts⸗Verzeichniſſe zu verſehen. . UN 

5. In dem Schulinventariums- Verzeichnis find ſämtliche der Schule gehörige 
Sehr: und Lernmittel ſpeziell aufzuführen und die Ab⸗ und Zugänge regelmäßig 
nachzutragen, und ift dabei der Zeitpunkt und die Veranlaſſung kurz anzugeben. 

6. Die Schul⸗Chronik dient zur Sammlung der über die Unterrichts⸗Verfaſſung, 
die Schulprüfungen, das Verhältnis der Lehrer zu ihren Schulvorſtänden und 
Vorgeſetzten, ſowie aller über die innere Einrichtung der Schulen und die Ver⸗ 
pflichtungen der Lehrer ergangenen Verordnungen und Anweiſungen, dieſelben 
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mögen durch direkte Verfügungen, durch die Herren Kreis⸗ oder Ortsſchulinſpektoren 
an die Lehrer gelangen, oder endlich durch die Amts⸗ oder Kreisblätter veröffentlicht 
worden ſein. In den beiden letzten Fällen ſind die Lehrer verbunden, Abſchriften 
zu den Schul⸗Chroniken zu fertigen. 

Endlich find zu den Schul⸗Chroniken Nachrichten über vorgekommene Ereigniſſe 
von Erheblichkeit durch die Lehrer zu fertigen. Dahin werden unter anderen 
gehören: Veränderungen in der Perſon des Patrons, des Orts⸗ oder Kreisſchul⸗ 
inſpektors und des Lehrers; über Neubauten der Schulgebäude, Beſuche und 
Reviſionen durch die Orts⸗ und Kreisſchulinſpektoren, ſowie durch andere Organe 
der Aufſichtsbehörden, Schulprüfungen und Ähnliches, jo daß die Schul⸗Chroniken 
neben der Sammlung der oben näher bezeichneten Verordnungen zugleich eine 
fortlaufende Geſchichte der einzelnen Schulen bieten. — Zur leichteren Überſicht 
des Inhalts der Schul⸗Chronik iſt derſelben ein Inhalts⸗Verzeichnis mit dem 
nötig ſcheinenden ſchriftfreien Papier zur Fortführung desſelben vorzuheften, und 
der Inhalt ſelbſt durch Angabe der Seitenzahl in dem Verzeichnis leichter auf⸗ 
findbar zu machen. Die hierher gehörigen Schriftſtücke ſind in einen dauerhaften 
Umſchlag von einfacher Pappe ſorgfältig zu heften, und iſt dieſe Verordnung darin 
voranzuſtellen. 

Indem wir ſämtlichen Lehrern aufgeben, die vorbezeichneten Geſchäftsbücher 
anzulegen und vorſchriftsmäßig fortzuführen, verpflichten wir die Herren Orts⸗ 
und Kreisſchulinſpektoren, ſich davon, daß es in zweckmäßiger Weiſe geſchehen iſt, 
zu überzeugen und darauf zu halten, daß die genannten Geſchäftsbücher vorſchrifts⸗ 
mäßig fortgeführt, bei Veränderungen in der Perſon des Lehrers jedesmal voll⸗ 
ſtändig an den Nachfolger, oder wenn dieſer bei der Auseinanderſetzung nicht 
zugegen iſt, an den Schulvorſtand zur Aufbewahrung bis zur Wiederbeſetzung 
übergeben werden. 


B. 1. Verordnung der Kgl. Reg. zu Königsberg v. 23. April 1882, 
Nr. 1572/4 II, betr. die Führung von Verordnungsbüchern. 

Um den Volksſchullehrern unſers Regierungsbezirks den Inhalt der von uns 
erlaſſenen Verfügungen, ſoweit dieſelben die Lehrer angehen, ſtets gegenwärtig 
zu erhalten und zu verhüten, daß in Fällen der Nichtbeachtung unſerer Anord⸗ 
nungen Unkenntnis derſelben vorgeſchützt werde, ordnen wir hierdurch folgendes an: 

Bei jeder Schule iſt von jetzt ab ein Verordnungsbuch zu halten, in 
welches die von den Kgl. Kreisſchulinſpektoren, ſei es durch die Lokalſchulinſpektoren 
oder direkt, den Lehrern mitgeteilten Verfügungen innerhalb 8 Tagen nach Em⸗ 
pfang derſelben einzutragen ſind. 

Das Verordnungsbuch iſt in Folio mit haltbarem Papier und feſt gebunden 
anzulegen; die Seiten ſind fortlaufend zu numerieren. Auf der Vorderſeite des 
Einbandes iſt der Titel „Verordnungsbuch“ deutlich anzubringen. Die Ein⸗ 
tragungen hat der Lehrer, bei mehrklaſſigen Schulen der erſte oder Hauptlehrer 
auszuführen. 

Datum und Nummer der Verfügung iſt ſtets hinzuzufügen. p 

Dieſes Buch iſt in das Inventarium der Schule einzutragen und wird für 
die Zukunft als ein den im § 10 der „Allg. Beſtimmungen“ bezeichneten Erfor⸗ 
derniſſen gleichſtehendes zu erachten ſein. a ; 

Die Herren Kreisſchulinſpektoren wollen die Herren . an⸗ 
weiſen, fortwährend darauf zu achten, daß dies Verordnungsbuch regelmäßig 
geführt und zweckmäßig aufbewahrt werde, auch bei Reviſionen ſich ſelbſt hiervon 
überzeugen. 5 : 

Wir beauftragen die Herren Kreisſchulinſpektoren, dieſe Verfügung ſchleunigſt 
zur Kenntnis der Lehrer zu bringen und die pünktliche Ausführung derſelben zu 
veranlaſſen. 
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2. Verfügung der Kgl. Reg. zu Königsberg v. 18. September 1882, 
Nr. 949/8 II, betreffend die Führung der Klaſſenbücher. 

Die infolge unſerer Cirk.⸗Verf. v. 27. Oktober 1836 in allen Elementarſchulen 
unſeres Bezirks angelegten Klaſſenbücher werden, wie die Schulreviſionsberichte 
ergeben, nicht überall vorſchriftsmäßig und mit zweckentſprechender Sorgfalt ge⸗ 
führt. Es ſind ſogar Fälle vorgekommen, in denen Lehrer ſolche Blätter aus 
den Klaſſenbüchern entfernt haben, welche tadelnde Reviſionsvermerke enthielten. 

Um derartigen Ungehörigkeiten für die Folge vorzubeugen, beſtimmen wir 
hierdurch zunächſt, daß die Klaſſenbücher, welche einen feſten Einband haben 
müſſen, gleich bei ihrer Anlegung paginiert werden, und ſolches bei den 
ſchon vorhandenen ſofort nachgeholt werde. Die Herren Lokalſchulinſpektoren 
on die Ausführung dieſer Anordnung zu veranlaſſen und zu kontrollieren. 

„Ferner werden dieſelben darauf zu achten haben, daß die Spalte des Klaſſenbuchs, 
welche zu Bemerkungen über Sittlichkeit, Fleiß ꝛc. der Schüler beſtimmt iſt, nicht 
mit allgemeinen, nichtsſagenden und nichtswirkenden Cenſuren (ziemlich, ziemlich 
gut), wie das leider nur zu oft geſchieht, ausgefüllt, ſondern daß damit genau 
nach Vorſchrift der eingangsgedachten Cirkularverfügung verfahren werde. Mit 
Entſchiedenheit wird ferner darauf zu halten ſein, daß die in der Schule vorge⸗ 
kommenen körperlichen Züchtigungen unſerer Verordnung vom 15. April 1860 
entſprechend wirklich in jedem Falle in das Klaſſenbuch unter Angabe der Gründe 
und der Beſchaffenheit der Strafe vom Lehrer eingetragen werden. 

Endlich bringen wir den Kgll. Schulinſpektoren hier wiederholt die Pflicht 
in Erinnerung, den Befund über den Ausfall jeder von ihnen vollzogenen Schul⸗ 
reviſion unter Angabe des Tages, der Dauer und der ſpeziell aufzuführenden 
Gegenſtände der Prüfung gemäß § 6 der Inſtruktion für Lokalſchulinſpektoren 
vom 21. Januar 1871 im Klaſſenbuche zu vermerken ꝛc. 


XIII. Obſtbaumzucht. 


I. Verfügung der Reg. zu Königsberg vom 1. Auguſt 1870 (IT. 383/7): 
Aus den .. Berichten inbetreff der Obſtbaumzucht haben wir erſehen, daß die 
bei den ländlichen Schulen in Gemäßheit des $ 12 Nr. 4 der Schul⸗Ordnung 
vorhandenen Plätze zur Obſtbaumzucht nicht von allen Lehrern der in § 13 der 
Geſchäftsanweiſung für die Schulvorſtände vom 28. September 1856 enthaltenen 
Anordnung gemäß benutzt werden, indem es dort heißt, daß der zur Obſtbaumzucht 
beſtimmte Platz wirklich ſeiner Beſtimmung entſprechend verwendet werden ſoll. 
Es hat ſich aber ergeben, daß bei einer großen Zahl von Schulen dieſe Plätze 
zum Gemüſe⸗ und Getreidebau oder als Obſtgarten benutzt werden, weil die Nutz⸗ 
nießer dadurch für ſich mehr Gewinn zu ziehen meinen, als wenn ſie auf der 
Fläche veredelte Obſtbäume ziehen. Allerdings ſoll der Ertrag der anzulegenden 
Baumſchulen den Lehrern zugute kommen, denn die Plätze gehören zu der Dotation 
der Stelle, aber ſie ſind der Beſtimmung gemäß zu verwenden. Wir beauftragen 
daher die Herren Kreisſchulinſpektoren, die Schulvorſtände zu veranlaſſen, daß 
ſie diejenigen Lehrer, welche die Plätze zu andern Zwecken benutzt haben, anhalten 
auf denſelben künftig Obſtbaumſchulen anzulegen. 

Liegt der Grund, daß dies bisher nicht geſchehen iſt, darin, daß dem Platze 
ein Gehege gefehlt hat, oder daß dies nicht in gehörigem Zuſtande gehalten 
worden iſt, ſo hat der Schulvorſtand das Erforderliche bald zu beſorgen. g 

Befindet ſich der genannte Platz im Plane des Schulmorgens, alſo im freien 
Felde, ſo iſt darauf Bedacht zu nehmen, daß derſelbe in die Nähe des Schulhauſes 
und Gartens gelegt und gehörig umfriedigt werde. 

Eignet ſich das Land nicht zur Anlage einer Baumſchule, ſo hat der Schul⸗ 
1 dies zu konſtatieren und den Herrn Kreisſchulinſpektor davon in Kenntnis 
zu ſetzen. 
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II. Die Verordnung der Reg. zu Marienwerder v. 5. Oktober 1870 
ſtimmt mit der vorſtehenden Verfügung faſt ganz wörtlich überein. 


XIV. Privatſchulen und Privatunterricht. 


1. Nach dem Reſk. d. g. M. vom 30. Oktober 1827 iſt: 

1. Hauslehrer (Informator) derjenige, den eine Familie zum Unterricht 
ihrer Kinder als Mitglied ihres Hausſtandes bei ſich aufgenommen hat; 

2. Privatlehrer dagegen derjenige, der in Gemäßheit eines Kontrakts, 
gleichviel zwar, ob mit einer Familie oder mit mehreren derſelben, 
jedoch nur mit beſtimmten einzelnen Familien, die Kinder derſelben 
in ebenfalls feſtgeſetzten Lehrgegenſtänden unterrichtet, wiederum gleich⸗ 
viel, ob in ſeinem eigenen Hauſe oder in dem einer Familie; nur 
daß er letzternfalls nicht, wie zu 1 bemerkt, Mitglied des Haus⸗ 
ſtandes iſt; 
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3. Privat⸗Schullehrer endlich iſt der, welcher auf ſeine eigene Rechnung 
eine dem Publikum generaliter auf gewiſſe Bedingungen zum Gebrauche 
offenſtehende Unterrichtsanſtalt unterhält. 

Die Zahl der Teilnehmer an der einen oder andern Anſtalt kann ihren nach 
vorſtehenden Merkmalen ſich ergebenden innern Charakter niemals ändern. Der 
Hauslehrer hört nicht auf, Hauslehrer zu ſein, wenn auch die Familie, die ihn 
angenommen hat, die Kinder anderer Familien an ihrem häuslichen Unterricht 
mit teilnehmen läßt, und der zu 2 bezeichnete Privatlehrer wird durch die Zahl 
der ſeinen Unterricht beſuchenden Kinder nicht zum Schullehrer, ſolange er in 
ſpeziellem Kontrakte mit den Eltern ſteht, dergeſtalt, 1 er inſonderheit ohne 
deren beſondere Zuſtimmung keine andern, als die in den Kontrakt eingeſchloſſenen 
Kinder an den kontraktmäßigen Lehrſtunden teilnehmen laſſen darf. 


2. K.⸗O. v. 10. Juni 1834, betr. die Aufſicht des Staats über Privat⸗ 
Anſtalten und Privatperſonen, welche ſich mit dem Unterricht und der Erziehung 
der Jugend beſchäftigen. (G.⸗S. S. 135.) 

Nach den Vorſchriften des Allg. Landrechts haben Privatanſtalten und Privat⸗ 
perſonen, die ſich mit dem Unterrichte und der Erziehung der Jugend gewerbs⸗ 
weiſe beſchäftigen wollen, bei derjenigen Behörde, welche die Aufſicht über das 
Schul⸗ und Erziehungsweſen des Ortes führt, ihre Tüchtigkeit zu dem Geſchäfte 
zuvor nachzuweiſen und das Zeugnis derſelben ſich auszuwirken. Durch die Be⸗ 
stimmungen des Gewerbe-Polizeigeſ. v. 7. September 1811 §8 83—86 find die 
landrechtlichen Vorſchriften zum Teil abgeändert worden; da die Erfahrung jedoch 
ergeben hat, daß hieraus Mißbräuche und weſentliche Nachteile für das Erziehungs⸗ 
und Unterrichtsweſen entſtehen, ſo habe Ich Mich bewogen gefunden, die Be⸗ 
Stimmungen des Gew.⸗Polizeigeſ., inſoweit fie die Vorſchriften des Allg. Landrechts 
abändern, wieder aufzuheben, und das Erfordernis der nachzuweiſenden Quali⸗ 
fikation für diejenigen Perſonen, welche Privatſchulen und Penſionsanſtalten er⸗ 
richten, oder ein Gewerbe daraus machen, Lehrſtunden in den Häuſern zu geben, 
in Gemäßheit der landrechtlichen Vorſchriften 88 3 und 8 Tit. 12 T. II. herzu⸗ 
ſtellen und feſtzuſetzen, daß ohne das Zeugnis der örtlichen Aufſichtsbehörde keine 
Schul⸗ und Erziehungsanſtalt errichtet, auch ohne dasſelbe niemand zur Erteilung 
von Lehrſtunden als einem Gewerbe zugelaſſen werden darf. Dieſe Zeugniſſe 
ſollen ſich nicht auf die Tüchtigkeit zur Unterrichtserteilung in Beziehung auf 
Kenntniſſe beſchränken, ſondern ſich auf Sittlichkeit und Lauterkeit der Geſinnungen 
in religiöſer und politiſcher Hinficht erſtrecken. Die betr. Aufſichtsbehörde ſoll 
indes nicht befugt ſein, ſolche Zeugniſſe für Ausländer auszufertigen, bevor die 
Genehmigung des Min. des Inn, u. der P. erfolgt iſt. In welcher Art hierbei 
zu verfahren, haben Sie, die Min. der g. u. U.⸗A. u. d. P., gemeinſchaftlich zu 
beraten und über die den Lokalbehörden zu erteilende Inſtr. ſich zu vereinigen. 
Das Staatsminiſterium hat dieſe für den ganzen Umfang der Monarchie in An⸗ 
wendung zu bringenden Vorſchriften durch die Geſetz⸗Samml. bekannt zu machen. 

; Friedrich Wilhelm. 

Demgemäß erging die Inſtr. des Staatsmin. vom 31. Dezbr. 1839, 
zur Ausführung der Allerh. K.⸗O. v. 10. Juni 1834, betr. die Beaufſichtigung 
der Privatſchulen, Privat⸗Erziehungsanſtalten und Privatlehrer, ſowie der Haus⸗ 
lehrer, Erzieher und Erzieherinnen. (Min.⸗Bl. 1840, S. 94.) 

Ab ſchnitt J. 
Die Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten. 

§ 1. Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten ſollen nur da, wo ſie 
einem wirklichen Bedürfniſſe entſprechen, alſo nur an ſolchen Orten geſtattet werden, 
wo für den Unterricht der ſchulpflichtigen Jugend durch die öffentlichen Schulen 
nicht ausreichend geſorgt iſt. 
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Anm. 1. Sobald durch die ſchon konzeſſionierten Privatanſtalten in Verbindung mit 
den öffentlichen Schulen ausreichend geſorgt iſt, kann die Erteilung neuer Konzeſſionen nicht 
für zuläſſig erachtet werden. Dieſe beſchränkende Vorſchrift iſt nicht zum Schutz beſtehender 
Privatſchulen, ſondern im Intereſſe des öffentlichen Schulweſens gegeben. 

Anm. 2. Reſk. d. g. M. v. 9. März 1860, U. 5006 (Centralbl. S. 340): Da in F. 
und Umgegend Eltern vorhanden ſind, welche beide oder einem Teile nach der katholiſchen 
Kirche angehören und die Abſicht haben, ihre Kinder in der kath. Religion erziehen zu 
laſſen, ſo kann es nicht verweigert werden, ihnen durch Konzeſſionierung einer kath. Privat⸗ 
ſchule die Gelegenheit zu gewähren, ihren Kindern durch einen Privatlehrer nicht bloß kath. 
Religions⸗Unterricht, ſondern auch im allgemeinen einen ihrer Konfeſſion entſprechenden 
Elementar⸗Unterricht erteilen zu laſſen. Die nachgeſuchte Konzeſſion zur Errichtung einer 
kath. Privatſchule in F. iſt mit der Maßgabe zu erteilen, daß in dieſe Schule nur die 
Kinder derjenigen Eltern in F. und Umgegend, welche beide der kath. Kirche angehören, 
oder ſolcher in gemiſchter Ehe lebenden Eltern, welche beiderſeits ſchriftlich erklären, daß 
ihre Kinder in der kath. Religion erzogen werden ſollen, aufgenommen werden dürfen. 

Anm. 3. Bei Konzeſſionierung von Privatſchulen handelt es ſich in erſter Linie um 
Feſtſtellung des Bedürfniſſes. Daß ein ſolches in keiner Weiſe mehr vorhanden ſei, wenn 
eine öffentliche mit hinreichenden Räumlichkeiten verſehene und den geſetzlichen Anforderungen 
im allgemeinen entſprechende Schule hergeſtellt worden iſt, widerlegt ſich thatſächlich, wenn 
eine Privat⸗Töchterſchule auch, nachdem die ſtädtiſche gegründet wurde, beſtand und ſie in⸗ 
folge deſſen nicht einmal zurückgegangen iſt, ſondern ſich Jahre lang in einem guten Zu⸗ 
ſtande erhalten hat. Hiernach iſt nämlich nicht zu bezweifeln, daß für eine Zahl von Eltern 
Bedürfniſſe für Unterricht und Erziehung ihrer Töchter vorhanden ſind, welche durch die 
ſtädtiſche Töchterſchule ihre Befriedigung nicht finden. Dieſelben Motive, welche einige 
Familien bewegen, ihre Kinder im Hauſe unterrichten zu laſſen, veranlaſſen andere weniger 
gut ſituierte Eltern, für ihre Töchter die Privatſchule mit ihrer mehr familienmäßigen Ein⸗ 
richtung und Leitung aufzuſuchen. Es ſind dies in der That wirkliche Bedürfniſſe, deren 
Nichtachtung eine Härte involvieren würde, welche ebenſo der Schulgeſetzgebung, als der 
Schulverwaltung fremd iſt. Bei Prüfung eines derartigen Bedürfniſſes müſſen noch andere, 
als die gewöhnlichen Rückſichten in Betracht genommen werden. 

Geht eine ſchon beſtehende Privatanſtalt in andere Leitung über, ſo iſt dies nur eine 
Fortführung der Anſtalt, nicht eine Neubegründung. Letztere würde nur dann vorliegen, 
wenn eine völlige Auflöſung der bisherigen Schule ſtattgefunden hätte, die Intereſſenten für 
die neue Anſtalt ſich erſt finden, und die Kinder, welche ſie füllen ſollen, erſt geſammelt 
werden müßten. Wo dies nicht der Fall iſt, da liegt nur ein Wechſel der leitenden Perſön⸗ 
lichkeiten oder eines Teils der Lehrkräfte vor, dies rechtfertigt aber nicht die Annahme einer 
Neubegründung, wann der Einrichtungs- und Lehrplan der Schule derſelbe bleibt. 


$ 2. Diejenigen Perſonen, welche eine Privatſchule oder eine Privat 
Erziehungsanſtalt gründen, oder eine ſolche beſtehende fortſetzen wollen, haben 
zuvörderſt ihre wiſſenſchaftliche Befähigung zur Leitung einer ſolchen Anſtalt ganz 
in derſelben Weiſe, wie die in öffentlichen Schulen anzuſtellenden Lehrer und 
Lehrerinnen, durch ein genügendes Zeugnis der betr. Prüfungsbehörde darzuthun. 
Behufs der Erlangung eines ſolchen Zeugniſſes müſſen ſie nach der Klaſſe der 
Privatſchulen oder der Privat⸗Erziehungsanſtalten, zu welchen die Anſtalt, welche 
ſie anlegen oder fortſetzen wollen, zu rechnen iſt, ſich den für die betr. öffentlichen 
Lehrer und Lehrerinnen geſetzlich vorgeſchriebenen Prüfungen unterwerfen, und 
ſollen alle Beſtimmungen, welche für die Prüfung der Lehrer an öffentlichen 
Schulen erlaſſen ſind, auch auf diejenigen Anwendung leiden, die eine ähnliche 
Privatſchule oder Privat⸗Erziehungsanſtalt zu leiten beabſichtigen. 

Anm. 1. Aus dieſer Beſtimmung geht hervor, daß die Konzeſſion zur Errichtung und 
Leitung einer Privatſchule nicht einem Verein von Intereſſenten, ſondern nur einer hierzu 
qualifizierten Perſon erteilt werden kann. Die Aufſicht über eine derartige Schule ſteht zu⸗ 
nächſt der Ortsſchulbehörde zu, und kann den Intereſſenten eine beſondere Vertretung in 
derſelben nicht eingeräumt werden. — Welches Abkommen die letztern mit der konzeſſionierten 
Perſönlichkeit treffen, unterliegt lediglich der gegenſeitigen Verſtändigung. Geht dasſelbe 
dahin, derſelben ein Kuratorium an die Seite zu ſtellen, ſo liegt keine Veranlaſſung vor, 
demſelben entgegenzutreten, die Aufſichtsbehörden haben aber amtliche Beziehungen zu dieſem 
Kuratorium nicht, ſondern lediglich zu der konzeſſionierten Perſönlichkeit. Für die äußere 
und innere Einrichtung einer ſolchen Anſtalt, den Unterrichtsbetrieb, die Disziplin und Ahn⸗ 
liches ſind die beſtehenden allgemeinen Vorſchriften maßgebend. 


’ 
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Anm. 2. Nach dem Reſk. v. 19. Oktober 1880, U. III. a. 17277 (Centralbl. 1881, 
S. ben babe auch die an Privatſchulen fungierenden Lehrer ihre Lehrqualifikation nach⸗ 
ewieſen haben. 5 
2 Anm. 3. Nach dem Reſk. d. M. d. g. A. v. 26. November 1877 (Centralbl. 1878, 
S. ai haben auch katholiſche Geiftliche, wenngleich fie die Examina pro cura animarum 
beſtanden haben, noch exit eine Lehrbefähigungsprüfung abzulegen. — Nach dem Reif. v. 
25. Oktbr. 1859 (Min. Bl. S. 335) kann den Kandidaten der Theologie, welche die Prüfung 
pro lie. cone. beſtanden haben, die Gründung und Fortführung von Privatſchulen, in 
welchen ein über den Lehrkreis der Elementarſchulen hinausgehender Unterricht erteilt wird, 
ohne Nachweis ihrer wiſſenſchaftlichen und techniſchen Qualifikation nicht geſtattet werden. 
Zunächſt würde eine derartige Geſtattung mit den ausdrücklichen Beſtimmungen der In⸗ 
ſtruktion vom 31. Dezember 1839 in Widerſpruch ſtehen. Sodann kann aber darin, daß, 
ein Kandidat die Prüfung pro licentia coneionandi beſtanden hat, kein Moment gefunden 
werden, welches es zuläſſig machte oder rechtfertigte, von dem Nachweis der Qualifikation 

abzusehen, welche durch das Examen pro rectoratu oder pro facultate docendi dargethan 

wird. — Je wünſchenswerter es überhaupt iſt, daß ſich Theologen eine weiter und tiefer 
gehende pädagogische und didaktiſche Befähigung erwerben, um jo weniger wird es ſich 
empfehlen, denſelben den Zugang zur Thätigkeit in der Schule zu geſtatten, ohne daß ſie 
den Nachweis ihrer diesfälligen Qualifikation geliefert haben. 

§ 3. Selbſt bei vollſtändig nachgewieſener wiſſenſchaftlicher Befähigung ſoll 
die Gründung oder Fortſetzung von Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten 
nur ſolchen Perſonen geſtattet werden, welche bereits längere Zeit in ſolchen Ver⸗ 
hältniſſen, die über ihre ſittliche Befähigung für den Unterricht und die Erziehung 
der Jugend ein ſicheres Urteil geſtatten, gelebt haben und über ihre Unbeſcholten⸗ 
heit und ihren bisherigen ſittlichen Wandel von der Obrigkeit und dem Geiſtlichen 
des Orts, wo ſie ſich während der letzten drei Jahre aufgehalten haben, vor⸗ 
teilhafte Zeugniſſe beibringen können. 

Die Geſuche um Erlaubnis zur Anlegung oder Fortſetzung einer Privat⸗ 
ſchule oder Privat⸗Erziehungsanſtalt ſind, unter Einreichung eines Lebenslaufs, 
der über die Bildung, die wiſſenſchaftliche und ſittliche Befähigung der Bewerber 
(88 2 u. 3) ſprechenden Zeugniſſe und des Einrichtungsplanes der fraglichen An⸗ 
ſtalt, bei der Orts⸗Schulbehörde anzubringen, welche die etwa noch erforderlichen 
Ermittelungen zu veranlaſſen, an die Kgl. Reg. über das Geſuch zu berichten, 
und wenn demſelben kein Bedenken entgegenſteht, die Ausfertigung des Erlaubnis⸗ 
ſcheins in Antrag zu ſtellen hat. 

Anm. Bei kath. Geiſtlichen, welche eine Privatſchule leiten, kann die Kgl. Reg. infolge 
vorher nachgeſuchter Ermächtigung des H. Min. von der Beibringung eines Nachweiſes der 
beſondern Qualifikation abſehen. 

§ 5. Findet die Kgl. Reg. kein Bedenken, dem Antrage zu willfahren, jo 
fertigt ſie, unter Berückſichtigung der in den eingereichten Zeugniſſen enthaltenen 
Umſtände und mit genauer Beſtimmung der Gattung der Schule, welche dem 
betr. Bewerber zu eröffnen geſtattet ſein ſoll, aufgrund des eingereichten Plans 
den Erlaubnisſchein aus und bringt den Inhalt desſelben durch das Reg.⸗Amtsbl. 
zur öffentlichen Kenntnis. Jede Erlaubnis zur Anlegung einer Privatſchule und 
Privat⸗Erziehungsanſtalt iſt widerruflich. Jeder zur Anlegung einer Privatſchule 
und Privat⸗Erziehungsanſtalt erteilte Erlaubnisſchein iſt nur für den gültig, auf 
deſſen Namen er lautet. . 0 a 

Wird eine Privatſchule oder eine Privat⸗Erziehungsanſtalt ſechs Monate hin⸗ 
durch nicht gehalten, ſo iſt zu ihrer Wiedereröffnung, falls nicht dringende Hinder⸗ 
niſſe, z. B. Krankheiten, den Stillſtand der Anſtalt verurſacht haben, ein neuer 
Erlaubnisſchein erforderlich. { 

$ 6. Perſonen, welche wegen Teilnahme an unerlaubten Verbindungen von. 
der Anſtellung im Staatsdienſte ausgeſchloſſen ſind, darf die Gründung und Fort⸗ 
ſetzung von Privatſchulen oder Privat⸗Erziehungsanſtalten gar nicht, Ausländern 
aber nur nach vorgängiger Genehmigung des Min. des Inn. und der Pol. ge⸗ 
ſtattet werden. Unverheirateten Männern ſoll die Erlaubnis, eine Privatſchule 
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oder eine Privat⸗Erziehungsanſtalt für die weibliche Jugend zu errichten, oder 
eine beſtehende Anſtalt dieſer Art fortzuſetzen, der Regel nach verſagt, und nur 
in beſondern, eine Ausnahme rechtfertigenden Fällen nur mit ausdrücklicher Ge⸗ 
nehmigung des Min. der geiſtl. und Unt.⸗Ang. erteilt werden. Prediger und 
öffentliche Lehrer ſind als ſolche noch nicht zur Anlegung von Privatſchulen und 
Privat⸗Erziehungsanſtalten befugt; ſie bedürfen vielmehr hierzu einer beſondern 
Erlaubnis, die ſie auf die im § 4 vorgeſchriebene Weiſe nachzuſuchen haben. 

Anm. Durch das Reſk. des M. d. Inn. vom 17. Juli 1862, II. 5810 (Centralbl. 
S. 452) iſt die Genehmigung der Zulaſſung von Ausländern zur Leitung von Privat⸗ 
ſchulen, Erteilung von Privatunterricht und Annahme von Hauslehrerſtellen auf die Kgll. 
Regg. übertragen. etr. Reſk. v. 20. Mai 1863 (Min.⸗Bl. S. 151. 

§ 7. Alle Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten find ganz fo, wie 
die öffentlichen Schulen derſelben Gattung zunächſt der Aufſicht der Ortsſchul⸗ 
behörde und in höherer Inſtanz der Aufſicht der dem Schulweſen des Kreiſes 
und des Reg.⸗Bezirks vorgeſetzten Kgl. Behörden unterworfen. Dieſe Aufſicht 
ſoll ſich nicht bloß im allgemeinen auf die Handhabung der Schulzucht und den 
Gang des Unterrichts, ſondern auch im beſondern auf die Einrichtung des Lehr⸗ 
plans, die Wahl der Hülfslehrer, der Lehrbücher und Lehrmittel, die Lehrmethode, 
Schulgeſetze, die Zahl der Schüler und ſelbſt auf das Lokal der Privatſchulen und 
Privat⸗Erziehungsanſtalten erſtrecken. Zeigen ſich in ſolchen Anſtalten Verkehrt⸗ 
heiten und Mißbräuche, welche die Jugend verbilden können, oder ihrer Sitt⸗ 
lichkeit und Religiöſität Gefahr drohen, wird die Jugend vernachläſſigt, oder iſt 
fie unfähigen und ſchlechten Lehrern anvertraut, und wird ein ſolcher Übelſtand 
auf die Erinnerung der Orts⸗Schulbehörde nicht abgeſtellt, ſo iſt dieſelbe ver⸗ 
pflichtet, auf eine Unterſuchung bei der Kgl. Reg. anzutragen, und die letztere 
iſt befugt, nach Befinden der Umſtände den Erlaubnisſchein zurückzunehmen und 
die Privatſchule und Privat⸗Erziehungsanſtalt ſchließen zu laſſen. 

Anm. 1. Nach dem Reſk. d. g. M. v. 4. Septbr. 1847 (Min.⸗Bl. S. 321), betr. das 
Verhältnis der aus den Landeskirchen ausgetretenen Lehrer zu den Privat⸗Unterrichts⸗ und 
Erziehungs⸗Anſtalten, ſind die in der Cirk.⸗Verf. v. 8. Mai 1847 über das Verhältnis der 
aus den Landeskirchen ausgetretenen Lehrer zu den öffentlichen Schulen enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen, wonach jene ein Lehramt an dieſen nicht bekleiden ſollen, teils zur Wahrung 
des beſtehenden Rechts der öffentlichen Schulen, teils um deswillen erforderlich geweſen, 
weil das betreffende Publikum zu ihrer Benutzung unter Umſtänden genötigt wird, oder 
auf ſie zur Befriedigung der Unterrichtsbedürfniſſe ausſchließlich angewieſen iſt. Anders 
verhält es ſich mit den Privatunterrichts⸗Anſtalten, deren Benutzung gänzlich dem freien 
Willen der betr. Eltern überlaſſen iſt, von denen erwartet werden muß, daß ſie ſchon an 
und für ſich hinreichende Veranlaſſung haben, in der Auswahl ihres Lehrerperſonals das 
zu vermeiden, was dem betr. Publikum zum Anſtoß gereichen und deshalb von der Benutzung 
dieſer Anſtalten abhalten könnte. Sollten nichtsdeſtoweniger in einzelnen Privat⸗Unterrichts⸗ 
Anſtalten Lehrer Eingang ſuchen, gegen welche nach ihrem kirchlichen und religiöſen Stand⸗ 
punkt hinſichtlich ihrer Einwirkung auf die Unterrichtsanſtalt und deren Zöglinge in reli⸗ 
giöſer Beziehung Bedenken obwalten, jo iſt der Kgl. Reg. in den SS 7 und 17 der Inſtrukt. 
v. 31. Dezbr. 1839 hinreichende Gelegenheit geboten, ſolchen Individuen die Erlaubnis, in 
Privatſchulen zu unterrichten, zu verſagen oder zu entziehen. 

Anm. 2. Die Aufnahme chriſtl. Kinder in jüdiſche Privatſchulen kann von den Be⸗ 
hörden unterſagt werden. Neff. d. g. M. v. 31. Dezbr. 1858 Nr. 24288 U. (Centralbl. 
1859, S. 101. „Auf die Eingabe vom pp. eröffne ich Ihnen, daß Sie nach Maßgabe des 
Artik. 112 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 aus dem Artit 22 nicht das Recht 
herleiten können, chriſtliche Kinder in Ihre jüdiſche Privatſchule aufzunehmen. Die Ver⸗ 
fügung der Kgl. Reg., durch welche Ihnen dieſes unterſagt wird, entſpricht vielmehr den 
beſtehenden Beſtimmungen, und muß es bei derſelben bewenden.“ 3 

Anm. 3a. Die Zurücknahme der Konzeſſion zur Haltung einer Privatſchule hat nach 
§ 43 der allg. Gewerbe⸗Ordnung v. 17. Januar 1845 (Geſ.⸗Samml. S. 41), der Allerh. 
Kabinets⸗Ordre vom 10. Juni 1834 (Geſ⸗Samml. S. 134) und $ 5 der vorſtehenden In⸗ 
ſtruktion nicht in den durch § 71 des Geſetzes v. 22. Juli 1861 vorgeſchriebenen Formen, 
ſondern durch Geltendmachung des Widerrufs zu erfolgen, welcher die Konzeſſion geſetzlich 
jederzeit unterliegt. 
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Die Vorausſetzung, es könne einem Privat⸗Schulvorſteher die Konzeſſioun nur im Wege 
eines förmlichen Verfahrens nach § 71 des Geſetzes v. 22. Juli 1861 entzogen werden, 
entbehrt der rechtlichen Begründung. Der § 43 der allgemeinen Gewerbe⸗-Ordnung vom 
17. Januar 1845 (Geſ.⸗Samml. S. 41), welcher durch das Geſetz vom 22. Juli 1861 nicht 
abgeändert iſt und auch nicht hat abgeändert werden ſollen, ſchreibt vor, daß es hinſichtlich 
der Unternehmer von Erziehungs⸗ und Unterrichts⸗Anſtalten, ſowie der Privatlehrer bei den 
beſonderen Vorſchriften bewendet. Dieſe beſonderen Vorſchriften ſind die Allerhöchſte Kabinets⸗ 
Ordre vom 10. Juni 1834 und die mit Allerh. Genehmigung zu ihrer Ausführung er⸗ 
gangene Inſtruktion vom 31. Dezember 1839. Nach 8 5 der letzteren iſt jede Erlaubnis 
zur Anlegung einer Privatſchule und Privat⸗Erziehungs⸗Anſtalt widerruflich. Der Vorbehalt 
des Widerrufs ſchließt der Natur der Sache nach die Anwendbarkeit des für die Zurück 
nahme vorbehaltlos erteilter Konzeſſionen angeordneten Verfahrens aus. Sonſt wäre der 
Vorbehalt ohne alle Wirkung, und die im § 43 der Gewerbe-Ordnung ausdrücklich beſtätigte 
Geſetzgebung über das Privatſchulweſen in einem ſehr wichtigen Stück abgeändert. Dieſe 
Auffaſſung findet überdies ihre Beſtätigung in der Analogie des Disziplinargeſetzes 
für Beamte vom 21. Juli 1852, welchem das Konzeſſions⸗Entziehungs⸗Verfahren nach⸗ 
gebildet iſt, und welches § 83 ein förmliches Disziplinar⸗Verfahren gegen widerruflich 
angeſtellte Beamte ausſchließt. Dies gilt auch, wenn die Konzeſſion ſelbſt den Vorbehalt 
nicht ausſpricht; denn § 5 der Staatsminiſterial⸗Inſtruktion beſtimmt nicht, daß die Kon⸗ 
zeſſion widerruflich erteilt werden ſoll, ſondern daß die erteilte Konzeſſion widerruflich iſt. 
Aus der Vorſchrift der Allerh. Kabinets⸗Ordre vom 10. Juni 1834, wonach die Quali⸗ 
fikation der Bewerber auch durch die Sittlichkeit und Lauterkeit der Geſinnung in religiöſer 
und politiſcher Hinſicht bedingt iſt, folgt, daß die volle Integrität auch nach dieſen Richtungen 
hin zu den Vorausſetzungen bei Erteilung der Konzeſſion gehört. 

§ 8. Die Kgl. Reg. hat am Schluſſe eines jeden Jahres über den Zuſtand 
der in ihrem Bezirke vorhandenen Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten, 
die wiſſenſchaftliche und fittlihe Qualifikation ihrer Vorſteher und Hülfslehrer 
und die Zahl der, dieſen Privatanſtalten anvertrauten Jugend an das Min. der 
g. und U.⸗Ang. zu berichten. 

Anm. Es bedarf der jährlichen Einreichung der in § 8 vorgeſchriebenen Nachweiſung 
nicht, ſondern nur einer Anzeige der im Laufe des Jahres vorgekommenen Veränderungen 
in tabellariſcher Form unter Bezugnahme auf die erſte Nachweiſung. 

$ 9. Die Vorſteher und Vorſteherinnen von Privatſchulen und Privat⸗ 
Erziehungsanſtalten ſind verpflichtet, ſich nicht nur nach dem Inhalte des ihnen 
erteilten Erlaubnisſcheins, ſondern auch der für das Schulweſen überhaupt und 
für das Schulweſen ihres Orts insbeſondere ergangenen Vorſchriften auf das 
genaueſte zu achten. Sie dürfen nur ſolche Hülfslehrer und Hülfslehrerinnen, 
deren wiſſenſchaftliche und ſittliche Befähigung auf die im § 2, 3, und wenn von 
Ausländern die Rede iſt, auf die im § 6 vorgeſchriebene Weiſe anerkannt iſt, 
wählen und müſſen, ſo oft ſie Lehrer und Lehrerinnen entlaſſen oder neue an⸗ 
nehmen, der ihnen vorgeſetzten Orts⸗Schulbehörde davon Anzeige machen. Zu 
den von ihnen veranſtalteten öffentlichen Prüfungen haben ſie die Ortsſchulbehörde 
vorher einzuladen. Wollen ſie ihre Privatſchule oder Privat⸗Erziehungsanſtalt 
aufgeben, ſo ſind ſie verpflichtet, ſolches drei Monate vorher, unter Zurückgabe 
ihres Erlaubnisſcheins, der Ortsſchulbehörde ſchriftlich zu melden. 

Anm. Es kann dem Inhaber einer Privatſchule nicht unterſagt werden, für ſeine Schule 
jüdiſche Privatlehrer zu engagieren, wenn er dadurch nicht das öffentliche Vertrauen zu ſeiner 
Anſtalt zu gefährden glaubt. Dagegen kann einem jüdiſchen Privatlehrer Unterrichtserteilung 
in denjenigen Disziplinen nicht geſtattet werden, zu deren Behandlung ihm grade wegen 
ſeines religiöſen Bekenntniſſes die Befähigung abgeht. Hierher iſt nicht nur der eigentliche 
Religions⸗Unterricht zu rechnen, ſondern auch die Behandlung des deutſchen Leſebuches, da 
in dieſem, abgeſehen von ſeinen chriſtlich⸗ethiſchen und nationalen Beziehungen, ein großer 
Teil des Stoffes ſpezifiſch chriſtlichen Inhalts iſt. Hinſichtlich des Unterrichts in fremden 
Sprachen, ſoweit dieſer in gewöhnlichen Schulen betrieben wird und weſentlich formelle 
Bildungszwecke erſtrebt, trifft dieſes Bedenken nicht zu. 1 8 

$ 10. Vorſteher und Vorſteherinnen von Privatſchulen und Privat⸗Erziehungs⸗ 
Anſtalten, ſowie ihre Hülfslehrer und Hülfslehrerinnen, können, wenn ſie den 
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aus ihrem Erlaubnisſchein hervorgehenden Obliegenheiten nicht nachkommen, von 
der Orts⸗Schulbehörde durch Verweiſe und von der Kgl. Reg. durch Geldſtrafen 
bis zur Höhe von zwanzig Thalern, und falls wiederholte Geldſtrafen unwirkſam 
bleiben, durch Entziehung des Erlaubnisſcheins beſtraft werden. 


Anm. 1. Privatſchulen ohne Religionsunterricht ſind nicht ſtatthaft. Der § 1 der Staats⸗ 
Miniſterial⸗Inſtruktion vom 31. Dezember 1839 beſtimmt: 

„Privatſchulen und Privat⸗Erziehungs⸗Anſtalten ſollen nur da, wo ſie einem wirk⸗ 
lichen Bedürfnis entſprechen, alſo nur an ſolchen Orten geſtattet werden, wo für den 
1 der ſchulpflichtigen Jugend durch die öffentlichen Schulen nicht ausreichend 
geſorgt iſt.“ 

Dieſe Faſſung läßt keinen Zweifel darüber, daß es ein und dasſelbe Bedürfnis iſt, zu 
deſſen Befriedigung öffentliche Schulen beſtimmt ſind, und zu deſſen Erfüllung, wo jene 
nicht ausreichen, Privatſchulen zu errichten geſtattet ſein ſoll. Hiernach ſtellen ſich die 
letzteren weſentlich als Ergänzung eines durch die öffentlichen Schulen nicht vollſtändig ge⸗ 
deckten Bedürfniſſes dar. Daraus folgt, daß die Privatſchulen nicht anders zu geſtalten 
ſind, als die öffentlichen Schulen derſelben Gattung, daß ſie im weſentlichen der Einrichtung 
der letzteren folgen müſſen. Demgemäß fordert die Staats⸗Miniſterial⸗Inſtruktion, dem 
Allgemeinen Landrecht Teil II. Titel 12 8 3 folgend, von den Leitern und Lehrern der 
Privatſchulen den Nachweis einer Qualifikation, wie ſie für die Anſtellung an öffentlichen 
vorgeſchrieben iſt (§ 2); ſie verlangt die Einreichung des Einrichtungsplans der fraglichen 
Anſtalt an die Orts⸗Schulbehörde ($ 4) und unterſtellt der Beaufſichtigung derſelben die 
Privatſchulen in allen den Punkten, hinſichtlich deren die öffentlichen Schulen der Aufſicht 
unterliegen (8 7). Wenn nun die Prüfung eines Konzeſſionsgeſuches ergiebt, daß der Be⸗ 
werber die erforderliche Qualifikation nicht beſitzt, fo iſt die Orts⸗Schulbehörde berechtigt, 
dasſelbe ohne weiteres zurückzuweiſen. Urteilt ſie in einem andern Fall aufgrund des ein⸗ 
gereichten Plans, daß der Privatſchule eine unzuläſſige Einrichtung gegeben werden ſoll, jo 
iſt damit gleichfalls Grund zur Zurückweiſung des Geſuchs vorhanden, ohne daß erſt eine 
vorgängige Ermittelung des von den Antragſtellern behaupteten Bedürfniſſes erforderlich iſt. 
Für die entgegengeſetzte Anſicht gewährt die Staats⸗Miniſterial⸗Inſtruktion keinen Anhalt. 
Zwar ſchreibt § 4 vor, daß die Orts⸗Schulbehörde, bei welcher die Konzeſſionsgeſuche an⸗ 
Zubringen ſind, die etwa noch erforderlichen Ermittelungen zu veranlaſſen, an die Königliche 
Regierung über das Geſuch zu berichten, und wenn demſelben kein Bedenken entgegenſteht, 
die Ausfertigung des Erlaubnisſcheins in Antrag zu ſtellen hat. Dieſe Vorſchrift legt aber 
dem freien Ermeſſen der Behörde in Beurteilung deſſen, was zu ihrer Information er⸗ 
forderlich iſt, keine Beſchränkung auf. Den Intereſſenten iſt ein Recht, beſtimmte Ermitte⸗ 
lungen zu verlangen, nirgend beigelegt. Ihr Anſpruch beſchränkt ſich darauf, ſachlichen 
Beſcheid auf geſtellte Anträge zu erhalten. Auch iſt die Vorausſetzung des $ 4 ganz un⸗ 
zweifelhaft, daß es ſich um eine an und für ſich zuläſſige Art von Schulen handle. Außer⸗ 
halb dieſer Vorausſetzung hat die Orts⸗Schulbehörde ſich gar nicht mit einer Prüfung der 
Bedürfnisfrage zu beſchäftigen. Ihre diesfälligen Ermittelungen haben ſich lediglich inner⸗ 
halb der aus § 1 der Inſtruktion ſich ergebenden, oben bereits dargelegten Grenzen zu 
halten. Ebenſowenig kann eine Verpflichtung für die Orts⸗Schulbehörde anerkannt werden, 
auch dann den in § 4 vorgeſehenen Bericht an die vorgeſetzte Behörde zu erſtatten, wenn 
die Konzeſſion für eine Schule nachgeſucht wird, welche nach den beſtehenden Beſtimmungen 
als unzuläſſig zu erachten iſt. 

Im voraufgehenden iſt nachgewieſen, daß die Privatſchule im weſentlichen der Ein⸗ 
richtung der öffentlichen Schule folgen muß. Da aber der Religions⸗Unterricht ein weſent⸗ 
liches Stück des Geſamtunterrichts der öffentlichen Schule für Kinder, die ſich im ſchul⸗ 
pflichtigen Alter befinden, iſt, ſo muß eine Privatſchule, bei welcher grundſätzlich Religions⸗ 
Unterricht nicht erteilt werden ſoll, für unſtatthaft erachtet werden. Das General⸗Land⸗ 
Schul⸗Reglement König Friedrichs II. vom 12. Auguſt 1763 erklärt es im Eingange für 
nötig und heilſam, den guten Grund zum wahren Wohlſein des Landes durch eine ver⸗ 
nünftige ſowohl als chriſtliche Unterweiſung der Jugend zur wahren Gottesfurcht und 
andern nützlichen Dingen in den Schulen legen zu laſſen, und verordnet demgemäß (88 1,2), 
daß die Kinder fo lange zur Schule gehalten werden ſollen, bis fie das Nötigſte vom 
Chriſtentum gefaßt haben und fertig leſen und ſchreiben können. Die Einrichtung des 
Religions⸗Unterrichts iſt im § 19 ſpeziell angegeben. Hierin ändert das Allgemeine Land⸗ 
Recht nicht nur nichts, ſondern es beſtätigt vielmehr dieſe Beſtimmungen, indem 8 15 
Teil II. Titel 12 die Obrigkeit und den Geiſtlichen anweiſt, ſich nach den vom Staate er⸗ 
teilten oder genehmigten Schulordnungen zu achten, und in 8 11 ſelbſt ſpezielle Beſtimmungen 
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inbetreff des Religions⸗Unterichts enthält. In Übereinſtimmung damit ſtehen auch ſpätere, 
dem Allgemeinen Land⸗Recht folgende geſetzliche Beſtimmungen, wie z. B. das Schul 
Reglement für die niederen katholiſchen Schulen in den Städten und auf dem platten 
Lande von Schleſien und der Grafſchaft Glatz vom 18. Mai 1801, § 7. Sanktioniert wird 
dieſe Einrichtung ſchließlich durch die Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850, welche in 
Artikel 24 beſtimmt, daß bei der Errichtung der öffentlichen Volksſchulen die konfeſſionellen 
Verhältniſſe möglichſt zu berückſichtigen ſind, und daß den religiöſen Unterricht in der Volks⸗ 
ſchule die betreffenden Religionsgeſellſchaften leiten, was zur Vorausſetzung hat, daß über⸗ 
haupt Religions⸗Unterricht in der Schule ſtattfindet. Hiernach iſt es unzweifelhaft, daß der 
Religions⸗Unterricht ein weſentliches Stück der öffentlichen Schule iſt und notwendig in 
ihren Unterrichts⸗ und Erziehungsplan gehört. Er darf daher auch nicht von Privatſchulen 
ausgeſchieden werden, die nach ihrer geſamten Organiſation den Zweck haben, aushelfend 
an die Stelle der öffentlichen Volksſchule zu treten. Dem entſprechen auch die inbetreff des 
Privatſchulweſens ergangenen Verordnungen. Die in der Geſetzſammlung veröffentlichte 
Kabinets⸗Ordre vom 10. Juni 1834 verlangt, indem ſie die durch die Beſtimmungen 
des Gewerbe⸗Polizei⸗Geſetzes vom 7. September 1811 abgeänderten 88 3 und 8 Titel 12 
Teil II. wiederherſtellt, daß die von der örtlichen Aufſichtsbehörde behufs Errichtung 
einer Schul⸗ und Erziehungs⸗Anſtalt auszuſtellenden Zeugniſſe ſich nicht auf die 
Tüchtigkeit zur Unterrichtserteilung in Beziehung auf Kenntniſſe beſchränken, ſondern ſich 
auf Sittlichkeit und Lauterkeit der Geſinnung in religiöſer Hinſicht erſtrecken ſollen. Die 
auf dieſer geſetzlichen Grundlage beruhende Staats⸗Miniſterial⸗Inſtruktion vom 31. Dezbr. 
1839 beſtimmt daher auch in § 7, daß Privatſchulen geſchloſſen werden ſollen, wenn ſich in 
ihnen Verkehrtheiten und Mißbräuche zeigen, die die Jugend verbilden oder ihrer Sitt⸗ 
lichkeit und Religioſität Gefahr drohen. Es wird nicht geleugnet werden können, daß dieſe 
Vorſchriften die religiöſe Unterweiſung in der Privatſchule zur notwendigen Vorausſetzung 
haben. Demzufolge ſind Privatſchulen, welche nicht bloß für einzelne Unterrichtsfächer be⸗ 
ſtimmt ſind, ſondern den Geſamtunterricht der ihnen anvertrauten ſchulpflichtigen Jugend 
bezwecken, ohne Religionsunterricht unzuläſſig. 

Anm. 2. Gegen Verfügungen der Polizeibehörden, durch welche jemandem die Haltung 
einer Privatſchule unterſagt, und die Schließung der Schule angeordnet wird, iſt der Rechts⸗ 
weg unzuläſſig. 

8 11. Warteſchulen, welchen Kinder, die das ſchulpflichtige Alter noch nicht 
erreicht haben, anvertraut werden, ſind als Erziehungsanſtalten zu betrachten und 
ſtehen als ſolche unter der Aufſicht der Orts⸗Schulbehörde. Die Anlegung ſolcher 
Warteſchulen iſt nur verheirateten Perſonen oder ehrbaren Witwen zu geſtatten, 
welche von unbeſcholtenen Sitten und zur erſten Erziehung der Kinder geeignet, 
und deren Wohnungen geſund und hinlänglich geräumig ſind. Die Ortsſchul⸗ 
behörde erteilt die Erlaubnis zur Errichtung der Warteſchulen und hat dahin zu 
ſehen, daß in denſelben die Kinder nicht länger als bis zum geſetzlichen ſchul⸗ 
fähigen Alter verbleiben. 

Bemerkung. Durch Allerh. Ordre vom 8. Auguſt 1866 iſt genehmigt worden, daß 
auch unverheirateten Perſonen, welche im übrigen befähigt und geeignet ſind, die Anlegung 
von Warte⸗Schulen geſtattet werden darf. 

8 12. Schulen für die Anweiſung in weiblichen Handarbeiten ſtehen unter 
der Aufſicht der Orts⸗Schulbehörde, welche die Erlaubnis zur Anlegung derſelben, 
vorzüglich mit Berückſichtigung der ſittlichen Unbeſcholtenheit der Lehrerinnen, zu 
erteilen, auch dahin zu ſehen hat, daß Kinder, welche noch ſchulpflichtig ſind, 
durch Teilnahme an der Unterweiſung in Handarbeiten nicht am vorſchriftsmäßigen 
Schulbeſuche gehindert werden. 


Anm. Damit, daß hier der Ortsſchulbehörde das Recht beigelegt iſt, die Erlaubnis 
zur Anlegung ſolcher Schulen zu erteilen, erhält dieſelbe natürlich das Recht und die Pflicht, 
neben der ausdrücklich bezeichneten ſittlichen Unbeſcholtenheit auch die techniſche Befähigung 
zur Erteilung des qu. Unterrichts zu berückſichtigen. Sollte aber, um dieſe Befähigung 
zu ermitteln, eine Prüfung erforderlich ſein, ſo kann dieſe, wie jede Prüfung für das Lehr⸗ 
amt, nur von einer Kgl. Behörde angeordnet reſp. abgehalten werden. 

8 13. Perſonen, welche bereits Privatſchulen oder Privat⸗Erziehungsanſtalten 
eröffnet, aber hierzu die Erlaubnis noch nicht auf die in gegenwärtiger Inſtruktion 
vorgeſchriebene Art erlangt haben, müſſen ſich einer von der Orts⸗Schulbehörde 
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zu bewirkenden genauen Unterſuchung ihrer Lehranſtalten und nach Befinden der 
Umſtände einer noch mit ihnen ſelbſt vorzunehmenden Prüfung unterwerfen und 
haben hiernächſt zu gewärtigen, ob ihnen die Erlaubnis zur Fortſetzung ihrer 
Lehranſtalten wird erteilt werden können oder nicht. Sie müſſen ſich zu dem 
Ende ſpäteſtens innerhalb vier Monaten nach Bekanntmachung dieſer Inſtruktion 
bei ihrer Orts⸗Schulbehörde melden, widrigenfalls nach Ablauf dieſer Friſt ihre 
Schulen von der Orts⸗Polizeibehörde ohne weiteres aufgelöſt werden. Die Orts⸗ 
Schulbehörden haben innerhalb der gedachten Friſt Verzeichniſſe aller noch nicht 
genehmigten Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten an die vorgeſetzte Kgl. 
Reg. mit der Anzeige einzureichen, welche Vorſteher und Vorſteherinnen zu einer 
Prüfung vorzuladen ſein möchten, und welchen ſie in Erwägung der ſeitherigen 
Leitung ihrer Anſtalten erlaſſen werden könne. 


Abſchnitt II. 
Privatlehrer. 

§ 14. Perſonen, welche ein Gewerbe daraus machen, in ſolchen Lehrgegen⸗ 
ſtänden, die zum Kreiſe der verſchiedenen öffentlichen Schulen gehören, Privat⸗ 
unterricht in Familien oder in Privatanſtalten zu erteilen, ſollen ihr Vorhaben 
bei der Orts⸗Schulbehörde anzeigen und ſich bei derſelben über ihre wiſſenſchaft⸗ 
liche Befähigung durch ein Zeugnis der betr. Prüfungsbehörde und über ihre ſitt⸗ 
liche Tüchtigkeit für Unterricht und Erziehung in derſelben Art ausweiſen, wie in den 
88 2 und 3 inhinſicht der Vorſteher und Vorſteherinnen von Privatſchulen und 
Privat⸗Erziehungsanſtalten vorgeſchrieben iſt. Wollen ſie in Fächern, die nicht 
in den verſchiedenen öffentlichen Schulen gelehrt werden, Privatunterricht erteilen, 
ſo haben ſie nur ihre ſittliche Tüchtigkeit für Unterricht und Erziehung auf die 
im § 3 verordnete Art bei der Orts⸗Schulbehörde näher darzuthun. 

Anm. 1. Privatlehrer, welche Kinder in ihren Wohnungen in einzelnen Gegenſtänden 
e wollen, müſſen gleich allen andern Privatlehrern die Erlaubnis dazu nach 8 14 
nachſuchen. 

Hum 2. Die Gewerbe⸗Ordnung für den Nordd. Bund vom 21. Juni 1869 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. 1869, S. 245) beſtimmt (im § 35), daß die Erteilung von Tanz⸗, Turn⸗ und 
Schwimm⸗Unterricht als Gewerbe denjenigen unterfagt werden darf, welche wegen Vergehen 
oder Verbrechen gegen die Sittlichkeit beſtraft ſind. Da nach § 1 a. a. O. der Betrieb 
eines Gewerbes jedermann geſtattet iſt, ſoweit nicht die Gewerbe⸗Ordn. vom 21. Juni 1869 
Ausnahmen oder Beſchränkungen vorgeſchrieben oder zugelaſſen hat, ſo muß angenommen 
werden, daß die im § 35 a. a. O. vorgeſchriebene Beſchränkung die einzige inbezug auf 
Tanz, Turn⸗ und Schwimmlehrer gegenwärtig noch beſtehende iſt. Der § 6 a. a. O. be⸗ 
ſtimmt, daß die Gewerbe⸗Ordnung auf das Unterrichtsweſen keine Anwendung finden ſoll, 
und dieſe Beſtimmung tft auch auf die im § 35 a. a. O. erwähnten Gewerbe des Tanz-, 
Turn⸗ und Schwimm⸗Unterrichts zu beziehen. 

Anm. 3. Anträge auf Exteflung von Privatunterricht find nach 2 Richtungen hin zu 
prüfen, nämlich vom gewerbepolizeilichen Standpunkt und vom Standpunkt der Schulaufſicht. 
Es unterliegt keinem Zweifel, daß die Erteilung von Privatunterricht gegen 
Entgelt als ein Gewerbe im Sinne des Geſetzes anzuſehen iſt. Wenn aber jemand 
als preuß. Unterthan mit einem Heimatſchein verſehen im Auslande wohnt und hier und in 
der Umgegend Privatunterricht erteilt, ſich dabei auch zeitweiſe zum Zweck des Unterrichts 
in dem preuß. Orte N. aufhält, ſo kann die Beſchäftigung desſelben in N. als ein ſtehendes 
Gewerbe nicht betrachtet werden. TEAM 

Anm. 4. Solche Perſonen, welche Privatunterricht im Brief⸗ und Geſchäftsſtil an Er⸗ 
wachſene erteilen wollen, haben die Lehrerprüfung zuvor nicht abzulegen, und iſt die Kon⸗ 
zeſſion dazu nicht bei der Schulaufſichtsbehörde, ſondern bei der betr. Polizeibehörde nach⸗ 
uſuchen. 

m en Erteilung von Unterricht im Brief⸗ und Geſchäftsſtil an Erwachſene bedarf es. 
einer polizeilichen Konzeſſion nicht. 

§ 15. Denjenigen Perſonen, gegen deren wiſſenſchaftliche Befähigung für den 
Unterricht und die Erziehung der Jugend nichts zu erinnern iſt, ſoll von der 


* 


— 161 — 


Orts⸗Schulbehörde ein, jedesmal für ein Jahr gültiger, jedoch widerruflicher 
Erlaubnisſchein zur Erteilung von Privatunterricht, ſowohl in Familien als in 
Privatſchulen und Privat⸗Erziehungsanſtalten, unentgeltlich erteilt werden; bei 
Ausländern ift hierzu noch die vorgängige Genehmigung des Min. des Inn. und 
der Pol. erforderlich; die Ortsſchulbehörde hat dieſelbe in den geeigneten Fällen 
zunächſt bei der vorgeſetzten Kgl. Reg. in Antrag zu bringen. Perſonen, welche 
wegen Teilnahme an verbotenen Verbindungen von der Anſtellung im Staats⸗ 
dienſte ausgeſchloſſen ſind, iſt die Erlaubnis zur Erteilung von Privatunterricht 
zu verſagen. 

Anm. 1. In Gemäßheit der SS 14 und 15 der Inſtruktion iſt der Antrag um Er⸗ 
teilung einer ſolchen Genehmigung bei der Schulbehörde desjenigen Orts, in welcher der 
Bittſteller den Unterricht geben will, anzubringen, die diesfällige Erlaubnis ſelbſt aber von 
der Ortsſchulbehörde zu erteilen. Dieſe Erlaubnis beſchränkt ſich alſo auf den Ort des je- 
weiligen Aufenthalts des Nachſuchenden, und es iſt daher ein Geſuch, das für den ganzen 
Umfang der Monarchie eine ſolche Genehmigung zu erhalten wünſcht, zur Berückſichtigung 
nicht geeignet. 

Anm. 2. Den noch nicht entlaſſenen Seminariſten kann die Erteilung von Privat⸗ 
unterricht nur mit ſpezieller Genehmigung des Seminardirektors geſtattet werden. Kandi⸗ 
daten der Theologie und des höhern Schulamts, die ihr Examen noch nicht gemacht haben, 
dürfen nur während des erſten Jahres ihres Abgangs von der Univerſität mit beſonderer 
Genehmigung der Reg. (des Prov.⸗Schulkollegiums) zur Erteilung des Unterrichts als 
Privatlehrer zugelaſſen werden. Nach Ablauf dieſer Friſt müſſen ſie ihre pädagogiſche 
Qualifikation in den vorſchriftsmäßigen Prüfungen dargethan haben. 

8 16. Geiſtliche und öffentliche Lehrer, auch die an öffentlichen Schulanſtalten 
beſchäftigten Sprach, Geſang⸗, Muſik⸗ und Zeichenlehrer find für befähigt und 
befugt zu erachten, Privatunterricht in Familien und Privatſchulen zu erteilen; 
ſie bedürfen hierzu keines beſonderen Erlaubnisſcheins und haben ihr Vorhaben 
bloß bei der Orts⸗Schulbehörde anzuzeigen. Den Studierenden auf den Landes⸗ 
Univerſitäten und den Schülern der oberſten Klaſſen der gelehrten Schulen ſoll 
geſtattet fein, ohne einen beſondern Erlaubnisſchein Privatunterricht in Familien 
und Privatanſtalten zu erteilen, wenn ſie ſich über ihre wiſſenſchaftliche und ſitt⸗ 
liche Befähigung für Unterricht und Erziehung durch ein genügendes Zeugnis 
reſp. des Rektors der Univerſttät oder des Direktors der gelehrten Schule, welche 
fie befuchen, bei der Orts⸗Schulbehörde zuvor ausgewieſen haben. 

Anm. Es geht über die Befugnis des Magiſtrats hinaus, die Lehrer an öffentlichen 
Schulen in der Erteilung von Privatunterricht generell zu beſchränken. Tritt in einzelnen 
Fällen Mißbrauch und Nachteil für die öffentliche Schule ein, ſo wird es dem Magiſtrat, 
reſp. auf deſſen Antrag der Kgl. Reg. nicht an Mitteln fehlen, dieſelben zu beſeitigen. Der 
einem Lehrer aus der Erteilung von Privatunterricht erwachſende Nebenverdienſt kann als 
Einkommen nicht mitberechnet werden. 

8 17. Die Orts⸗Schulbehörde ſoll über die Wirkſamkeit der Privatlehrer 
und Privatlehrerinnen eine geregelte, den örtlichen Verhältniſſen anzupaſſende 
Aufficht führen, bei Unregelmäßigkeiten, welche auf ein unſittliches Verhalten der⸗ 
ſelben ſchließen laſſen, ſo wie, wenn in religiöſer und politiſcher Beziehung Be⸗ 
denken entſtehen, ſich mit der Orts⸗Polizeibehörde in Mitteilung ſetzen, und wenn 
der Verdacht ſich beſtätigen ſollte, die Erneuerung des im $ 15 gedachten Erlaubnis⸗ 
ſcheins verſagen, auch nach Befinden der Umſtände die Entfernung unſtttlicher 
oder politiſch verdächtiger Perſonen aus dem Lehrſtande bei der vorgeſetzten Kgl. 
Reg. in Antrag bringen. 

Anm. Einer beſonderen Strafbeſtimmung für die, welche unbefugt Privatunterricht er⸗ 
teilen, bedarf es nicht, da gegen ſolche, welche nach erhaltenen Warnungen den Erlaubnis⸗ 
ſchein nicht nachſuchen, oder welchen er verweigert werden muß, neben dem Verbot der Fort⸗ 
ſetzung des Unterrichts, welchem nötigenfalls durch den Erlaß von Strafbefehlen Geltung 
zu verſchaffen iſt, die gewöhnliche Polizeiſtrafe in Anwendung kommen wird. 

§ 18. Perſonen, welche Kinder aus mehreren Familien gemeinſchaftlich unter 


Schulordnung. ‘hi 


1 


richten, find als Privatlehrer und Privatlehrerinnen zu betrachten und zu behandeln, 
wenn ſie in Gemäßheit eines Vertrags, gleichviel ob mit einer Familie oder mit 
mehreren, jedoch nur mit beſtimmten einzelnen Familien, die Kinder derſelben in 
ebenfalls feſtgeſetzten Lehrgegenſtänden gegen eine feſte Vergütigung unterrichten. 

Anm. 1. Sobald mehrere Familien in Gemäßheit eines Vertrages ihre Kinder an dem 
Unterricht eines Privatlehrers teilnehmen laſſen wollen, muß dieſer nach $ 14 der Inſtr. 
ſeine wiſſenſchaftliche und techniſche Qualifikation durch die vorgeſchriebene Prüfung nach⸗ 
gewieſen haben. Doch bleibt es hinſichtlich der im § 18 der Inſtr. erwähnten Privatlehrer, 
welche Kinder mehrerer Familien gemeinſchaftlich unterrichten wollen, lediglich der Reg. 
überlaſſen, zu beurteilen, ob die von dem Lehrer beabſichtigte Schule in Beziehung auf 
Leitung und Ausdehnung derſelben von der Art iſt, daß ſie in die Kategorie der Privat⸗ 
ſchulen und der Privat⸗Erziehungsanſtalten gehört und deshalb bei der Konzeſſion derſelben 
die $ 1—4 der Inſtr. zur Anwendung kommen müſſen oder nicht. 

Anm. 2. Nach dem Reſk. d. g. M. v. 26. September 1840 (Min.⸗Bl. S. 355) hat 
der § 18 der Inſtr. v. 31. Dezember 1839 offenbar nur Privatlehrer im Auge, denen die 
Kinder einer oder mehrerer zuſammengetretener Familien anvertraut ſind, und die alſo 
Unterricht in einer kleinen Familienſchule erteilen, welche durch ihre Ausdehunng den Cha⸗ 
rakter dieſer Schule nicht verliert. Eine Schule dagegen, wo ein Familienhaupt willkürlich 
andere Familien zur Teilnahme an dem Unterricht, den es für ſeine Kinder angeordnet, 
hinzuzieht, kann als eine Familienſchule nicht mehr angeſehen werden, ſie iſt vielmehr ſo 
gut wie jede andere, die auf Koſten eines Lehrers eingerichtet wird, eine Privatſchule und 
1 1 der Konzeſſion, ſowie ſie auch, wenn dieſe erteilt wird, unter die Aufſicht der Behörde 
zu ſtellen iſt. — 


Albſchnitt III. 
Hauslehrer, Erzieher und Erzieherinnen. 

§ 19. Um das Eindringen unfähiger oder unſittlicher Perſonen in das Er⸗ 
ziehungsgeſchäft zu verhindern, ſollen diejenigen, welche in das Verhältnis eines 
Hauslehrers oder Erziehers oder einer Erzieherin zu treten geſonnen ſind, ſich 
zuvor mit einem Erlaubnisſchein der Kgl. Reg. verſehen, in deren Bezirk fie eine 
ſolche Stelle annehmen wollen. 

Anm. Ein Vater, welcher ſeine Kinder ſelbſt unterrichtet, iſt nicht als Hauslehrer an⸗ 
zuſehen, da hierunter nur ſolche Perſonen zu verſtehen ſind, welche in einer der Familien, 
wo ſie unterrichten, Wohnung und Beköſtigung als Teil ihres Honorars erhalten. 

Über die Bedingungen für die Unterrichtserteilung an die eigenen Kinder ſagt das 
Reit. d. g. M. v. 20. November 1872, U. 36906 (Centralbl. S. 762): Die Erlaubnis zum 
Unterrichte Ihrer eignen Kinder muß Ihnen verſagt werden, weil dieſelbe nur denjenigen 
Eltern gegeben werden darf, welche hinlänglich darthun, daß für den Unterricht ihrer Kinder 
anderweitig gehörig geſorgt iſt. Dieſen Nachweis haben Sie nicht zu führen vermocht; 
vielmehr haben Sie ſich den Anordnungen des Schulinſpektors, welcher Ihre in der öffent⸗ 
lichen Prüfung nicht beſtandenen Kinder zu einem beſonderen Examen vorgeladen hatte, 
nicht gefügt und ſonach die Bedingungen, an welche die Genehmigung für die private Unter⸗ 
weiſung der Kinder geknüpft iſt, nicht erfüllt. Da nun außerdem zweifelhaft iſt, ob Ihnen 
Ihre vielfachen Geſchäfte die Zeit laſſen, welche nötig iſt, wenn der Unterricht Ihrer Kinder 
die Stetigkeit haben ſoll, die für ein einigermaßen erſprießliches Reſultat unentbehrlich iſt, 
und da Ihre Zuſchrift beweiſt, daß Ihnen die Kenntnis der deutſchen Sprache faſt ganz 
mangelt, ſo iſt es geboten, Ihren Kindern die Wohlthat des öffentlichen Schulunterrichtes 
zu ſichern. Sie haben ſich daher der desfallſigen Anordnung der Königlichen Regierung 
zu unterwerfen. 

8 20. Behufs der Erlangung eines ſolchen Erlaubnisſcheins haben fie über 
ihre bisherigen Verhältniſſe, insbeſondere aber über die Fleckenloſigkeit ihres ſitt⸗ 
lichen und politiſchen Wandels, genügende Zeugniſſe mittelſt des Kreis⸗Landrats 
oder der Stadt⸗Polizeibehörde an die Königl. Regierung einzureichen. 

Anm. 1. Bei der Erteilung des Erlaubnisſcheines für Hauslehrer iſt zunächſt von dem 
polizeilichen Geſichtspunkte auszugehen, und haben ſich daher alle den Erlaubnisſchein Nach⸗ 
ſuchenden nach 8 20 der Inſtruktion zunächſt an die landrätliche reſp. die ſtädtiſche Polizei⸗ 
behörde zu wenden, welche die nötigen Anträge bei der Regierung zu formieren haben, und 


an welche auch die Verfügung der Regierung zur Beſcheidung der Bewerber zurückgehen 
muß. Der $ 23 trifft lediglich die konzeſſionierten Hauslehrer, hierin wird durch die Be⸗ 
ſtimmungen des § 20 nichts geändert. 

Anm. 2. Der vorherigen Ablegung einer Lehrer⸗Prüfung bedarf es für Hauslehrer 
und Erzieherinnen nicht. Ebenſo ſind keine beſonderen Prüfungen zur Ermittelung der zum 
Hauslehrerberuf befähigenden Qualifikation anzuſtellen. Nur wenn über die Befähigung 
gar keine Zeugniſſe beigebracht werden können, und der bisherige Bildungsgang ſowie die 
allgemeinen Lebensverhältniſſe des Bewerbers ihn notoriſch als ſelbſt der notwendigen 
Elementarbildung entbehrend erkennen laſſen, ſind ſolche Perſonen zurückzuweiſen. Dies 
gilt auch von Lehrerinnen. 

§ 21. Die Kgl. Reg. hat dieſe Zeugniſſe, beſonders diejenigen, welche ſich 
auf die bisherige ſittliche Führung beziehen, näher zu prüfen und den Perſonen, 
gegen welche in ſittlicher und politiſcher Hinſicht nichts zu erinnern iſt, den Er⸗ 
laubnisſchein dahin auszufertigen, daß ihrer Annahme als Hauslehrer, Erzieher 
oder Erzieherinnen kein Bedenken entgegenſteht. Die Namen der Perſonen, welche 
einen ſolchen Erlaubnisſchein erhalten haben, ſind durch das Regierungs⸗Amtsblatt 
bekannt zu machen. 

Anm. 1. Die Erlaubnisſcheine ſind ſtempelpflichtig. 

Anm. 2. Bei der Konzeſſionierung eines Hauslehrers kommt es auf deſſen religiöſe 
Richtung nicht an, ſondern es iſt Sache der betr. Eltern, deſſen religiöje Stimmung und 
Richtung zu prüfen und demnach ihre Wahl zu treffen. 

Anm. 3. Gegen Hauslehrer und Erzieherinnen, die ſich nicht durch einen Erlaubnis⸗ 
ſchein über ihre Berechtigung zur Ausübung des Erziehungsgeſchäfts ausweiſen können, 
tritt die Beſtrafung gemäß § 177 der Gewerbe⸗Ordnung v. 17. Januar 1845 ein. 

§ 22. Die Kgl. Reg. iſt ebenſo befugt, als verpflichtet, allen denen, welche 
wegen erwieſener Teilnahme an verbotenen Verbindungen von der Zulaſſung zu 
Staatsämtern ausgeſchloſſen ſind, oder ſich über die Unbeſcholtenheit ihres bis⸗ 
herigen Lebenswandels nicht genügend ausweiſen können, ſowie auch allen Aus⸗ 
ländern, denen noch die Genehmigung des K. Min. des Inn. und der Pol. fehlt, 
ſo lange bis die etwaigen Bedenken vollſtändig beſeitigt ſind, den zur Annahme 
einer Hauslehrerſtelle erforderlichen Erlaubnisſchein zu verſagen. 


Anm. Inbetreff der Konzeſſionierung von Hauslehrern gilt als oberſter Grundſatz, daß 
kein Kind ohne die nötige Elementarſchulbildung bleibe. Was über dieſe hinaus in der 
häuslichen Erziehung angeſtrebt wird, entzieht ſich der Kognition der Behörden; aber auch 
innerhalb jenes beſchränkten Gebietes iſt dem elterlichen Recht gegenüber die ſtaatliche Ein⸗ 
wirkung auf das geſetzlich gegebene Minimum zu beſchränken, d. h. es ſind politiſch und 
ſitttlich nicht zuverläſſige und unbeſcholtene Individuen von der Konzeſſionierung als Haus⸗ 
lehrer auszuſchließen. Was dagegen die wiſſenſchaftliche und techniſche Befähigung zur Er⸗ 
teilung des Elementarunterrichts betrifft, ſo iſt zunächſt von der Beibringung eines für An⸗ 
ſtellung an öffentlichen Schulen qualifizierenden Wahlfähigkeitszeugniſſes überhaupt abzu⸗ 
ſehen. Ebenſo find keine beſonderen Prüfungen zur Ermittelung der zum Hauslehrerberuf 
befähigenden Qualifikation anzuſtellen. Nur wenn über die Befähigung gar keine Zeugniſſe 
beigebracht werden können, und der bisherige Bildungsgang, ſowie die allgemeinen Lebens⸗ 
verhältniſſe des Bewerbers ihn notoriſch als ſelbſt der notwendigen Elementarbildung ent⸗ 
behrend erkennen laſſen, macht es die Achtung vor dem Lehramt und der dem Publikum 
gegen das Eindringen unwiſſender oder unredlicher Individuen zu gewährende Schutz der 
Reg. zur Pflicht, ſolche Perſonen im Sinne des $ 19 als unfähig zurückzuweiſen. — Überall 
aber ſteht der Behörde das Recht und die Möglichkeit zu, nach Maßgabe des § 24 der 
Inſtr. durch Prüfung der von Hauslehrern unterrichteten Kinder feſtſtellen zu laſſen, ob 
dieſe die nötige Bildung in richtiger Weiſe erlangen. Ergiebt ſich das Gegenteil, und trifft 
die Schuld den Hauslehrer, ſo kann dieſem die erteilte Konzeſſion entzogen werden. Die 
vorſtehenden Grundſätze ſind auch auf Lehrerinnen anzuwenden. 

§ 23. Hauslehrer und Erzieher, die zugleich Kandidaten des Predigt⸗ oder 
des Schulamts ſind, bleiben, wie bisher, der Aufſicht der geiſtlichen Obern oder 
der dem Schulweſen des Kreiſes vorgeſetzten Behörde untergeordnet; Haus⸗ 
lehrer und Erzieher anderer Art, desgleichen Erzieherinnen, ſtehen unter der all⸗ 
gemeinen polizeilichen Aufſicht. Fr 
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Anm. Von der einem Kandidaten des Predigt⸗ oder Schulamts erteilten Konzeſſion 
iſt der mit der Beaufſichtigung dieſer Kandidaten beauftragten geiſtlichen oder Schulbehörde 
jedesmal Kenntnis zu geben. Kandidaten der Theologie haben als Hauslehrer die vor⸗ 
geſchriebene Meldung bei dem Superintendenten, in deſſen Sprengel fie ſich niederlaſſen, 
nicht zu verſäumen. 

§ 24. Eltern und Vormünder, deren Kinder oder Mündel die öffentlichen 
Schulen nicht beſuchen, ſind infolge der landrechtlichen Beſtimmungen verpflichtet, 
ſich auf Verlangen der Orts⸗Schul⸗ und Polizeibehörde darüber auszuweiſen, wie 
für den Unterricht ihrer Kinder oder Mündel geſorgt iſt. 

Anm. Wenn auch nach $ 1 der Schulordnung diejenigen Kinder nicht als ſchulpflichtig 
angeſehen werden können, welchen von den Eltern der „nötige Unterricht“ im Hauſe ver⸗ 
ſchafft wird, jo kann doch nicht anerkannt werden, daß der einem Kinde durch einen Lehrer 
erteilte Unterricht ausreichend ſei, den Unterricht in der Volksſchule zu erſetzen, wenn der 
Lehrer infolge ſeiner amtlichen Stellung dem Kinde nur wenige Stunden zu erteilen in der 
Lage iſt, und der Unterricht ſich auch thatſächlich nicht auf ſämtliche Unterrichtsgegenſtände 
der Volksſchule erſtreckt. 


XV. Religiousunterricht. 


A. Beaufſichtigung und Leitung des Religionsunterrichts. 

1. Verfügung der Kgl. Reg. zu Marienwerder, vom 4. März 1876, 
R 110 C. G. 

Unter Aufhebung unſerer Cirkularverfügung v. 6. Februar 1875 Nr. 392 
C. G. II beſtimmen wir rückſichtlich der Erteilung, Beaufſichtigung und Leitung 
des katholiſchen Religionsunterrichts“) in den Volksſchulen unſeres Bezirks hier⸗ 
mit folgendes: 

1. Der ſchulplanmäßige Religionsunterricht wird in der Volksſchule von den 
vom Staate dazu berufenen oder zugelaſſenen Organen unter ſeiner Aufſicht erteilt. 

2. Die Erteilung desſelben liegt in erſter Linie den an der Schule ange⸗ 
ſtellten Lehrern und Lehrerinnen ob, welche in der vorgeſchriebenen Prüfung die 
Befähigung dafür nachgewieſen haben. 5 

3. Wo es bisher mit unſerer Genehmigung üblich geweſen ift, den ſchul⸗ 
planmäßigen Religionsunterricht zwiſchen dem angeſtellten Lehrer und dem Pfarrer 
oder deſſen ordentlichen Vertreter (Vikar, Kaplan) dergeſtalt zu teilen, daß 
erſterer die bibliſche Geſchichte, letzterer den Katechismus übernimmt, kann es 
auch unter der Vorausſetzung fernerhin dabei bewenden, daß der betreffende 
Geiſtliche inbezug auf ſeine Stellung zum Staat der Schulaufſichtsbehörde kein 
Bedenken erregt und allen unſern reſſortmäßigen Anordnungen, insbeſondere 
hinſichtlich der Lehrbücher, der Verteilung des Unterrichtsftoffes auf die einzelnen 
Klaſſen, der Schulzucht und der pünktlichen Innehaltung der Lehrſtunden pflicht⸗ 
mäßig entſpricht. — Solche Geiſtliche, denen wegen Nichterfüllung einer dieſer 
Vorausſetzungen die Lokalſchulinſpektion hat entzogen werden müſſen, oder welche 
von der Leitung des ſchulplanmäßigen Religionsunterrichtes ausgeſchloſſen worden 
ſind, bleiben ſelbſtredend auch von der Erteilung des letzteren ausgeſchloſſen. 

4. An Orten mit konfeſſionell⸗gemiſchter Bevölkerung, in welchen ein katholiſcher 
Lehrer nicht vorhauden iſt, kann mit unſerer Genehmigung der geſamte Religions⸗ 
unterricht, unter den sub 3 erwähnten Vorausſetzungen, von den betreffenden 
Geiſtlichen erteilt werden. Er 

5. Die Entſcheidung über Differenzen zwiſchen dem Geiſtlichen und dem 
Lehrer inbetreff des Religionsunterrichts müſſen wir uns als der Schulaufſichts⸗ 
behörde vorbehalten. 

) Nach ſpäterer Beſtimmung des geiſtl. Ministers gelten dieſe Vorſchriften auch in⸗ 
betreff des evangeliſchen Religionsunterrichts. 
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6. In ſolchen Fällen, wo es an einem vorſchriftsmäßig geprüften Lehrer 
mangelt, werden wir beſtimmen, wem die Erteilung des Religionsunterrichts in 
der Schule zuſtehen ſoll, insbeſondere ob dazu der Verwalter der betreffenden 
Schulſtelle oder ein Geiſtlicher aushülfsweiſe zu wählen ſei. Wir bemerken, daß 
wir bei der Berufung eines ſogenannten Schulamtsbewerbers bezw. Präparanden 
zur Verwaltung einer Schulſtelle auch in erſter Linie deſſen Befähigung zur 
Erteilung des ſchulplanmäßigen Religionsunterrichts annehmen und die Erteilung 
desſelben durch einen Geiſtlichen nur dann genehmigen werden, wenn jener nicht 
die ausreichende Qualifikation zur Erteilung des qu. Unterrichts beſitzen, und 
dieſer allen sub 3 bezeichneten Vorausſetzungen entſprechen ſollte. 

7. Anlangend die Leitung des Religionsunterrichts, ſo hat zwar kein ein⸗ 
zelner Geiſtlicher ohne weiteres ein Recht, dieſelbe zu beanſpruchen; es iſt jedoch 
in der Regel und, ſo lange die kirchlichen Oberen ein anderes Organ dazu nicht 
beſtimmen, der geſetzlich beſtellte Ortspfarrer als das zur Leitung des Religions⸗ 
unterrichts berufene Organ zu betrachten. Sowohl der Ortspfarrer, als auch der 
ſonſt von den kirchlichen Obern zur Leitung des Religionsunterrichts beſtimmte 
Geiſtliche darf aber dieſelbe nur ausüben, ſo lange er durch ſein Verhalten nicht 
diejenigen Zwecke gefährdet, welche der Staat mit der Erziehung der Jugend 
durch die Volksſchule verfolgt. Tritt ein ſolcher Fall ein, ſo werden wir einen 
ſolchen Geiſtlichen zur fernern Leitung des Religionsunterrichts nicht zulaſſen, 
ſondern die erforderlichen Schritte thun, damit an Stelle desſelben uns ſeitens 
der kirchlichen Obern ein anderer Delegierter zur Leitung des qu. Unterrichts be- 
zeichnet werde. 

8. Der als Organ der betreffenden Religionsgeſellſchaft von uns anerkannte 
Pfarrer oder ſonſtige Geiſtliche iſt berechtigt, dem ſchulplanmäßigen Religions⸗ 
unterricht in den dafür feſtgeſetzten Stunden beizuwohnen, durch Fragen und, 
ſoweit erforderlich, durch ſtellenweiſes Eingreifen in den Unterricht ſich davon zu 
überzeugen, ob dieſer von dem Lehrer vollſtändig und ſachgemäß erteilt wird, 
und welche Fortſchritte die Schüler darin gemacht haben, ferner den Lehrer (jedoch 
nicht in Gegenwart der Kinder) ſachlich zu berichtigen, Wünſche oder Beſchwerden 
inbezug auf den Religionsunterricht uns vorzutragen und endlich bei der Ent⸗ 
laſſungsprüfung, wo eine ſolche ſtattfindet, nach vorherigem Examen die Cenſur 
in der Religion mitfeſtzuſtellen. 

9. Durch die in 8. bezeichneten Befugniſſe wird nichts geändert in dem 
Rechte der Aufſicht, welches der Staat durch ſeine Organe in Gemäßheit des 
Geſetzes vom 11. März 1872 über den geſamten Unterricht einer jeden Schule 
und damit auch über den katholiſchen Religionsunterricht in der Volksſchule zu 
üben hat. — Dieſe Organe haben ſomit das Recht, dem gedachten Unterricht bei⸗ 
zuwohnen; ſie haben darauf zu achten, daß er zu den im Lehrplan angeſetzten 
Stunden und nach Maßgabe der von uns erlaſſenen Beſtimmungen erteilt werde. 
Eine Einwirkung auf den ſachlichen Inhalt der Religionslehre ſteht denſelben 
aber nur inſofern zu, als die Religionslehre nichts enthalten darf, was den 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Pflichten zuwiderläuft. 5 

10. Hinſichtlich des kirchlichen Beicht- und Kommunion⸗Unterrichts bleiben 
bis zum Erlaß einer demnächſt zu erwartenden Abänderungsverfügung die Be⸗ 
a unferer Cirkularverfügung vom 28. Oktober 1871 Nr. 4103 C. II 
in Kraft. 

11. Die Benutzung des Schullokals zu dem sub 10. erwähnten kirchlichen 
Unterricht iſt nur dann zu verſagen, wenn entweder der Schulunterricht durch 
ſolche Benutzung eine Beeinträchtigung erleidet, oder wenn ein von der Leitung 
oder Erteilung des ſchulplanmäßigen Religionsunterrichts ausgeſchloſſener Geiſtlicher 
den gegründeten Verdacht erweckt, daß er den kirchlichen Unterricht benutze, um 
den ſchulplanmäßigen Unterricht zu erteilen. 

Die Herren Lokalſchulinſpektoren ſowie die ſtädtiſchen Schuldeputationen beauf⸗ 
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tragen wir, obige Beſtimmungen zur Kenntnis der Ihnen unterſtellten Lehrer zu 
bringen und denſelben aufzugeben, eine Abſchrift dieſer Verfügung zur Schul⸗ 
Chronik zu fertigen. 

2. Verfügung der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 9. Oktober 1876, 
Nr. 4756 G. G. 

In unſerer Cirkular⸗Verfügung vom 4. März d. J. Nr. R 110 Cet G I, 
betreffend die Erteilung, Beaufſichtigung und Leitung des katholiſchen Religions⸗ 
unterrichts in der Volksſchule iſt zwar geſagt, daß die Beſtimmungen unſerer 
früheren Verfügung vom 6. Februar 1875 Nr. 392 C. G. II durch jene aufge⸗ 
hoben ſeien. Indes bezieht ſich dieſe Aufhebung nicht auf die in der Verfügung 
vom 6. Februar 1875 Nr. 392 C. G. II unter IV ergangene Anordnung, ſondern 
bleibt die letztere nach wie vor in Kraft“) und ermächtigen wir die Herren 
Lokalſchulinſpektoren und ſtädtiſchen Schuldeputationen hiermit, auf rechtzeitige 
Nequifition der Herren Superintendenten bezw. katholiſchen Dekane für den jähr⸗ 
lichen Kirchenviſttationstag in den betreffenden Kirchſpielen bezw. Schulen die 
Kinder der betreffenden Konfeſſion von dem Beſuche des Schulunterrichts behufs 
Prüfung in der Religion bei Gelegenheit der Kirchenviſitation in der Kirche ſelbſt 
zu dispenſieren. 


B. Konfeſſioneller Religionsunterricht durch benachbarte Lehrer. 


1. Verfügung der Kgl. Regierung zu Danzig vom 31. März 1872, 
G. 693/12. 

Inbetreff des in den Schulen gemiſchter Konfeſſion auf unſere Anordnung 
beſonders erteilten konfeſſionellen Religionsunterrichtes ſehen wir uns veranlaßt, 
nachfolgende Beſtimmungen zu treffen: 

1. Der Lehrer, welchem der konfeſſionelle Religionsunterricht an einer Schule, 
deren Lehrer der andern Konfeſſion angehört, übertragen wird, hat ſich bei dem 
zuſtändigen Lokalſchulinſpektor und dem Orts⸗Vorſtande zu melden und den Tag, 
mit welchem der qu. Unterricht beginnen wird, anzuzeigen. 

2. Dem mit dem konfeſſionellen Religionsunterricht betrauten Lehrer iſt von 
dem Lehrer der Ortsſchule vor Beginn des qu. Unterrichts und demnächſt zu 
Oſtern und Michaelis jeden Jahres ein von dem zuſtändigen Lokalſchulinſpektor 
beſcheinigtes Verzeichnis der ſchulpflichtigen Kinder, welche an dem konfeſſionellen 
Religionsunterrichte teilzunehmen haben, auszufertigen. 

3. Der Lehrer, welcher den konfeſſionellen Religionsunterricht erteilt, iſt ver⸗ 
pflichtet, über den Schulbeſuch der ihm überwieſenen Kinder eine ſorgfältige 
Kontrolle zu führen und bis zum 5. jedes Monats eine Nachweiſung über die 
während des letztverfloſſenen Monats vorgekommenen Schulverſäumniſſe dem 
Schulvorſtande, zuhänden des betreffenden Lokalſchulinſpektors. einzureichen. 

4. Die bei Erteilung des konfeſſionellen Religionsunterrichtes vorgekommenen 
Schulverſäumniſſe ſind in derſelben Weiſe zu behandeln, wie die bei dem übrigen 


) Dieſe Beſtimmung lautet: 

IV. Der Ort, wo die Leitung des Religionsunterrichts zu erfolgen hat, iſt in der 
Regel die Schule. Eine Ausnahme hiervon wird nur inbetreff der Beteiligung der ſchul⸗ 
pflichtigen Jugend an den Kirchenviſitationen geſtattet, da es wünſchenswert iſt, daß der 
von altersher beſtehende Brauch, nach welchem die evangeliſchen Superintendenten und die 
katholiſchen Dekane die Schullehrer und die Schulkinder behufs Prüfung in der Religion 
bei Gelegenheit der Kirchenviſitation in der Kirche ſelbſt verſammeln, zur Stärkung des 
Bandes zwiſchen Gemeinde und Schule erhalten werde. Um dies zu ermöglichen, weiſen 
wir die Kreisſchulinſpektoren an, auf rechtzeitige Requiſition der Superintendenten bezw. 
Dekane für den jährlichen Kirchenviſitationstag in den betreffenden Kirchſpielen bezw. Schulen 
einen ſchulfreien Tag zu gewähren, ſo daß die Konfirmanden des laufenden und des nächſt⸗ 
folgenden Jahres ſowie die übrigen Schulkinder und die Schullehrer der betreffenden Kon⸗ 
feſſion an der Kirchenviſitation teilnehmen können. 


’ 
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Schulunterricht vorgekommenen, alfo nach den Beſtimmungen unſerer Amtsblatts⸗ 
Verordnung vom 8. November 1869. 

5. Wenn der mit dem konfeſſionellen Religionsunterricht beauftragte Lehrer 

ehindert iſt, den qu. Unterricht an dem vorgeſchriebenen Tage zu erteilen, ſo 

hat er dem Lehrer der Ortsſchule vorher ſo zeitig davon Kenntnis zu geben, daß 
die zum Beſuch des Unterrichts verpflichteten en davon Mitteilung erhalten 
können. Iſt der Ausfall des Unterrichts durch den Lehrer veranlaßt, ſo kann 
dieſer für die ausgefallene Lehrſtunde eine Remuneration nicht beanſpruchen. 
Dagegen ſteht ihm, wenn er ſich in der betreffenden Ortsſchule rechtzeitig einge⸗ 
funden, die Remuneration auch in dem Falle zu, daß keine Kinder zu dem qu. 
Unterrichte erſchienen ſind. 

6. Wenn der mit dem konfeſſionellen Religionsunterricht beauftragte Lehrer 
feine Schulſtelle verläßt, fo hat deſſen Nachfolger auch ohne unſere beſon⸗ 
dere Anordnung jenen Unterricht zu übernehmen. 

7. Die Zahlung der Remuneration muß für jede von dem Religionslehrer 
erteilte oder ohne ſein Verſchulden ausgefallene Religionsſtunde durch den Schul⸗ 
vorſtand geleiſtet werden. 

8. Da, wo bisher die Zahlung der qu. Remuneration in einem Geſamt⸗ 
betrage für das ganze Jahr erfolgt iſt, hat der Schulvorſtand unter Vorſitz des 
betreffenden Lokalſchulinſpektors und unter Zuziehung des mit dem Religions⸗ 
unterricht betrauten Lehrers den für jede einzelne Religionsſtunde zu entrichtenden 
Betrag feſtzuſtellen, und von jetzt ab den Religionslehrer nach Maßgabe der obigen 
Beſtimmungen ad 5 und 7 zu remunerieren. 

2. Verfügung der Kgl. Regierung zu Danzig v. 16. Februar 1883 
(G. 2028/12): Wir finden uns veranlaßt, inbetreff der Remunerierung derjenigen 
Lehrer, welche den Kindern ihrer Konfeſſion Religionsunterricht in einer andern 
Schule erteilen, folgendes zu beſtimmen: 

1. Der Unterricht wird an einem oder bei größerer Schülerzahl an 2 ſchul⸗ 
1 Nachmittagen in der Woche, jedesmal in 2 aufeinander folgenden Stunden 
erteilt. 

2. Der Lehrer erhält für je 2 wirklich erteilte Unterrichtsſtunden eine Remu⸗ 
neration von 1,50 . 

3. Zu dieſer Remuneration tritt, wenn die Entfernung von dem Wohnorte 
des Lehrers bis zu der Schule, in welcher der Unterricht erteilt wird, 3—5 km 
beträgt, eine Reiſeentſchädigung von 0,50 AM. hinzu, und wenn die Entfernung 
5 km überſteigt, eine Entſchädigung von 1 4 ’ 

4. Wo beſondere Umſtände eine Erhöhung der ad 2 und 3 normierten Sätze 
1 erſcheinen laſſen, bleibt die Beſtimmung hierüber der Kgl. Regierung 
überlaſſen. 

5. Die Remuneration wird postnumerando in halbjährlichen Raten im April 
und im Oktober von uns angewieſen. 

6. Die Zahlung erfolgt aufgrund eingehenden Berichts des Lokal⸗ bezw. 
Kreisſchulinſpektors über den Erfolg des erteilten Unterrichts. In dieſem Bericht 
muß auch die Zahl der zu vergütenden Unterrichtstage genau angegeben und 
beſcheinigt werden. Das Schuljahr wird auf 40 Schulwochen angenommen. 

7. Jeder Lehrer, welcher in einer andern Schule Religionsunterricht erteilt, 
iſt verpflichtet, da, wo er dieſen Unterricht giebt, in das Klaſſenbuch einzutragen, 

a. an welchem Tage der Unterricht ſtattgefunden hat, 
b. wie viele und welche Schüler an demſelben teilgenommen haben, 
e. welcher Unterrichtsſtoff an jedem Tage behandelt worden iſt. 


3. Verfügung der Reg. zu Marienwerder vom 11. November 1870, 
Nr. 1945 C. G. 
1. Der Lehrer, welchem der konfeſſionelle Religionsunterricht an einer Schule, 
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deren Lehrer der andern Konfeſſion angehört, übertragen wird, hat ſich bei dem 
zuſtändigen Lokalſchulinſpektor und dem Ortsvorſtande zu melden und den Tag, 
mit welchem der qu. Unterricht beginnen wird, anzuzeigen. 

2. Dem mit dem konfeſſionellen Religionsunterricht betrauten Lehrer iſt von 
dem Lehrer der Ortsſchule vor Beginn des qu. Unterrichts und demnächſt zu 
Oſtern und Michaelis jeden Jahres ein von dem zuſtändigen Lokalſchulinſpektor 
beſcheinigtes Verzeichnis der ſchulpflichtigen Kinder, welche an dem konfeſſionellen 
Religionsunterrichte teilzunehmen haben, auszufertigen. 

3. Der Lehrer, welcher den konfeſſionellen Religionsunterricht erteilt, iſt 
verpflichtet, über den Schulbeſuch der ihm überwieſenen Kinder eine ſorgfältige 
Kontrolle zu führen und bis zum 5. jedes Monats eine Nachweiſung über die 
während des letztverfloſſenen Monats vorgekommenen Schulverſäumniſſe dem 
Schulvorſtande, zuhänden des betreffenden Lokalſchulinſpektors, einzureichen. 

4. Die bei Erteilung des konfeſſionellen Religionsunterrichts vorgekommenen 
Schulverſäumniſſe ſind in derſelben Weiſe zu behandeln, wie die bei dem übrigen 
Schulunterricht vorgekommenen. 

5. Wenn der mit dem konfeſſionellen Religionsunterricht beauftragte Lehrer 
gehindert iſt, den qu. Unterricht an dem vorgeſchriebenen Tage zu erteilen, ſo hat 
er dem Lehrer der Ortsſchule vorher ſo zeitig davon Kenntnis zu geben, daß die 
zum Beſuch des Unterrichts verpflichteten Kinder davon Mitteilung erhalten können. 
Iſt der Ausfall des Unterrichts durch den Lehrer veranlaßt, ſo kann dieſer für 
die ausgefallene Lehrſtunde eine Remuneration nicht beanſpruchen. Dagegen ſteht 
ihm, wenn er ſich in der betreffenden Ortsſchule rechtzeitig eingefunden, die 
Remuneration auch in dem Falle zu, daß keine Kinder zu dem qu. Unterrichte 
erſchienen ſind. 

6. Wenn der mit dem konfeſſionellen Religions⸗Unterricht beauftragte Lehrer 
ſeine Schulſtelle verläßt, ſo hat deſſen Nachfolger auch ohne unſere beſondere An⸗ 
ordnung jenen Unterricht zu übernehmen. 

7. Die Zahlung der Remuneration muß für jede von dem Religionslehrer 
erteilte oder ohne ſein Verſchulden ausgefallene Religionsſtunde durch den Schul⸗ 
vorſtand geleiſtet werden. 


4. Verfügung der Regierung zu Marienwerder, v. 16. Oktbr. 1876, 
Nr. 4149 C. G.: a . 

Die geringen Erfolge, welche häufig der konfeſſionelle Religionsunterricht für 
diejenigen Schüler der Volksſchulen, welche einer anderen Konfeſſion als der des 
zuſtändigen Lehrers angehören, aufzuweiſen hat, veranlaſſen uns, den Herren 
Lokalſchulinſpektoren anzuempfehlen, jenen Unterricht ſo viel als möglich zu kon⸗ 
trollieren. Ebenſo wollen die Herren Kreisſchulinſpektoren bei der Reviſion der 
ihnen unterſtellten Schulen ſich davon überzeugen, ob der Religionsunterricht, 
welcher den einer anderen Konfeſſion als der des Ortsſchullehrers angehörenden 
Kindern durch einen benachbarten Lehrer erteilt wird, ein fruchtbringender ge⸗ 
weſen iſt. Um dies zu ermöglichen, wollen die Herren Lokalſchulinſpektoren den 
mit dem beſonderen Tonfeffionellen Unterricht betrauten Lehrern aufgeben, jedes⸗ 
mal in dem Schultagebuch das von ihnen in der Unterrichtsſtunde durchgenommene 
Penſum genau anzugeben, und die Herren Kreisſchulinſpektoren wollen in den 
Schulreviſionsprotokollen es vermerken, wenn der betreffende Lehrer dieſer An⸗ 
ordnung nicht nachgekommen iſt. 


5. Verf. der Reg. zu Marienwerder, v. 23. Mai 1879, Nr. 2326 G.: 
Es ſind wiederholt Beſchwerden darüber bei uns eingegangen, daß die Lehrer 
ſolche Kinder, welche nicht ihrer Konfeſſion angehören, zur Teilnahme an dem 
Religionsunterrichte, welchen ſie den Kindern ihrer eigenen Konfeſſion erteilen, 
mit herangezogen und fie genötigt haben, den Katechismusſtoff oder die bibliſchen 
Geſchichten und die Kirchenlieder mitzulernen. Dieſes iſt nur dann ſtatthaft, wenn 


erg 


Eltern, welche nicht der Konfeſſion des Lehrers find, es ausdrücklich wünſchen, 
daß ihre Kinder an dem von dieſem Lehrer erteilten Religionsunterrichte teil⸗ 
nehmen. Der betreffende Lehrer hat ſich aber in dieſem Falle, um etwaigen Be⸗ 
ſchwerden vorzubeugen, von den gedachten Eltern eine ſchriftliche Erklärung aus⸗ 
ſtellen zu laſſen, in welcher ausdrücklich anzugeben iſt, daß ſie die Teilnahme ihrer 
Kinder an dem Religionsunterrichte des Ortslehrers wünſchen. Dieſes Schriftſtück 
hat der betreffende Lehrer ſolange, als die gedachten Kinder die Schule beſuchen, 
oder ſolange dieſe Erklärung von den Eltern derſelben nicht ausdrücklich wider⸗ 
150 wird, aufzubewahren, um uns dasſelbe vorkommendenfalls vorlegen zu 
önnen. 

Die Herren Lokalſchulinſpektoren wollen dieſe Verfügung den ihnen unter⸗ 
ſtellten Lehrern zur Kenntnisnahme und Anfertigung einer Abſchrift derſelben zu 
den Schulakten mitteilen und darüber wachen, daß ſie genau befolgt werde. 


6. Die Verf. der Reg. zu Marienwerder v. 9. Juni 1879, No. 1119 G. C. II. 
ordnet zur Erleichterung der Kontrolle über den von den Lehrern der Volksſchulen 
erteilten Unterricht und über den Schulbeſuch der Kinder, welche an dem kon⸗ 
feſſionellen Religionsunterrichte ſeitens eines benachbarten Lehrers teilzunehmen 
Haben, an, daß: 

1. jeder Lehrer in das von ihm zu führende Schultagebuch am Schluſſe einer 
jeden Woche das im Laufe derſelben durchgenommene Unterrichtspenſum genau 
und unter ſpezieller Angabe des durchgenommenen Stoffes einzutragen hat, 

2. der mit der Erteilung des konfeſſionellen Religionsunterrichts in einer benach⸗ 

barten Schule beauftragte Lehrer in ein beſonderes Schultagebuch, welches 

ihm zu dieſem Behufe von dem Schulvorſtande derjenigen Schule, in welcher 
er den gedachten Unterricht zu erteilen hat, zu übergeben iſt, gleichfalls den 
in jeder Unterrichtsſtunde durchgenommenen Stoff genan einzutragen habe, daß 
der mit der Erteilung des konfeſſionellen Religionsunterrichts in einer benach⸗ 
barten Schule betraute Lehrer eine Schulbeſuchsliſte zu führen hat, in welcher 
ſämtliche Kinder, die an dieſem Unterricht teilzunehmen haben, aufzuführen 
find. Dieſe Schulbeſuchsliſte iſt ihm ebenfalls von dem Schulvorſtande der⸗ 
jenigen Schule zu übergeben, in welcher der gedachte Unterricht ſtattfindet. 

In dieſer Liſte hat der gedachte Lehrer die vorkommenden Verſäumniſſe der 

Kinder ſeiner Konfeſſion in der für die Verſäumniſſe überhaupt vorgeſchriebenen 

Weiſe zu vermerken. 

4. Aufgrund der gedachten Schulbeſuchsliſte hat der mit dem konfeſſionellen 
Religionsunterrichte betraute Lehrer am Schluſſe eines jeden Monats eine 
Nachweiſung über die im Laufe des Monats vorgekommenen Verſäumniſſe 
aufzuſtellen und dieſe dem Ortslehrer zu übergeben. Die nötigen Formulare 
zu dieſer Nachweiſung ſind ihm von dem Vorſtande der Schule, in welcher 
er den konfeſſionellen Religionsunterricht erteilt, zu liefern. — Wenn in einer 
Schule die Kinder mehrerer Schulgemeinden zum Religionsunterrichte ihrer 
Konfeſſion vereinigt ſind, hat der mit dieſem Unterrichte betraute Lehrer an 
ſämtliche Lehrer, aus deren Schulen Kinder an ſeinem Unterrichte teilnehmen, 
die gedachten Nachweiſungen über vorgekommene Verſäumniſſe der Kinder 
ihrer Schulen abzugeben. 

In die unter 4 gedachten Nachweiſungen über die beim Religionsunterrichte 
vorgekommenen Verſäumniſſe find jedoch nur ſolche Kinder aufzunehmen, welche 
an demſelben Tage, an welchem der konfeſſionelle Religionsunterricht ſtattfand, 
nicht auch den ſonſtigen Unterricht verſäumt haben, weil es ſonſt vorkommen 
könnte, daß ſolche Eltern, deren Kinder den konfeſſionellen Religionsunterricht 
verſäumt haben, für denſelben Verſäumnistag doppelt beſtraft werden, wenn 
ihre Kinder für die Verſäumnis des ſonſtigen Unterrichts in die Verſäumnis⸗ 
liſte eingetragen ſind. Um jenes zu ermöglichen und eine ſolche doppelte Be⸗ 
ſtrafung zu verhüten, hat der Ortslehrer dem mit dem konfeſſionellen Religions⸗ 
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unterrichte betrauten Lehrer jedesmal vor dem Beginne dieſes Unterrichts die 
von ihm geführte Schulbeſuchsliſte entweder ſelbſt vorzulegen oder, wenn er 
hieran verhindert ſein ſollte, vorlegen zu laſſen, damit dieſer aus derſelben 
erſehen kann, ob und welche Kinder ſeiner Konfeſſion bereits wegen der Ver⸗ 
ſäumnis des ſonſtigen Unterrichts notiert worden ſind. Letztere hat der mit 
der Erteilung des konfeſſionellen Religionsunterrichts beauftragte Lehrer in 
der von ihm zu führenden Schulbeſuchsliſte zwar als fehlend zu vermerken, 
jedoch ſo kenntlich zu bezeichnen (etwa mit einem lateiniſchen a), daß er ſie 
gleich erkennen kann und bei der Aufftellung der an den Ortslehrer abzu⸗ 
gebenden monatlichen Verſäumnisliſte in dieſe nicht aufnimmt. 

6. Der Ortslehrer, bez. Hauptlehrer derjenigen Schule, in welcher der konfeſſionelle 
Religionsunterricht von einem benachbarten Lehrer erteilt wird, hat die ihm 
von dieſem am Schluſſe des Monats nachgewieſenen Verſäumniſſe in die von 
ihm aufzuſtellenden Verſäumnisliſten einzutragen und dieſe dadurch zu ver⸗ 
vollſtändigen. Der Religionsunterricht, welcher in der Regel an den Mitt⸗ 
wochen und Sonnabenden in je 2 Stunden erteilt wird, kommt hierbei als 
halber Unterrichtstag in Anrechnung. 

Die Lokalſchulinſpektoren und die ſtädtiſchen Schuldeputationen haben dieſe 
Verordnung den Ortslehrern, ſowie den mit dem konfeſſionellen Religionsunter⸗ 
richte betrauten Lehrern zur Kenntnis und Nachachtung vorzulegen, erſteren auf⸗ 
zugeben, daß ſie eine Abſchrift von derſelben zu ihren Schulakten fertigen, und 
darauf zu halten, daß derſelben überall nachgekommen werde, weshalb es ſich 
empfiehlt, von zeit zu zeit durch eine Vergleichung aller in Betracht kommenden 
Schulbeſuchsliſten mit einander feſtzuſtellen, ob die bei dem konfeſſtonellen Reli⸗ 
gionsunterrichte vorgekommenen Verſäumniſſe von dem Ortslehrer berückſichtigt 
und in die betreffenden Liſten aufgenommen ſind. 


7. Verf. der Reg. zu Königsberg v. 30. Dezember 1881 (II. 445/11): 
Wir finden uns veranlaßt, folgende Beſtimmungen zu treffen: 

1. Der Unterricht wird einmal in der Woche an einem ſchulfreien Nachmittage 
in 2 unmittelbar auf einander folgenden Stunden erteilt. 

2. Der Lehrer erhält für dieſe beiden wirklich erteilten Unterrichtsſtunden eine 
Remuneration von 1 . 50 6. 

3. Zu dieſer Remuneration tritt noch, wenn die Entfernung von dem Wohnorte 
des Lehrers bis zu der Schule, in welchem der Unterricht erteilt wird, 3—5 
km. beträgt, eine Reiſeentſchädigung von 50 Pfennigen hinzu, und wenn dieſe 
Entfernung 5 km. überſteigt, eine ſolche von 1 K. 

4. Die Remuneration wird postnumerando in halbjährlichen Raten im April 
und Oktober von uns angewieſen. 

5. Die Zahlung erfolgt nur aufgrund eines eingehenden Berichts des Lokal⸗, 
bezw. Kreisſchulinſpektors über den Erfolg des erteilten Unterrichts. 

In dieſem Berichte muß auch die Zahl der zu vergütenden Unterrichtstage 
genau angegeben reſp. beſcheinigt werden. 
6. Jeder Lehrer, welcher in einer andern Schule Religionsunterricht erteilt, iſt 
verpflichtet, da, wo er dieſen Unterricht giebt, in das Klaſſenbuch einzutragen: 
a) an welchem Tage der Unterricht ſtattgefunden hat, 
b) wie viele und welche Schüler an demſelben teilgenommen haben, und 
e) welcher Unterrichtsſtoff an jedem Tage behandelt worden iſt. 


C. Katechumenen⸗ und Konfirmanden⸗ Unterricht. 


1. Das Regulativ des Herrn Ober-Präfidenten in Königsberg, v. 1. Mai 
1876, Nr. 5088 O0. P., betreffend die Beurlaubung der Schüler der Volksſchulen 
von dem Schulunterricht zum Zweck der Teilnahme an dem von den Geiſtlichen 
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erteilten Katechumenen⸗ und Konfirmanden⸗, bezw. Beicht⸗ und Kommunion⸗ 
Unterrichte lautet: 

Nach dem Ergebnis der angeſtellten Ermittelungen haben ſich in verſchiedenen 
Teilen der Provinz erhebliche Nachteile für das Schulweſen daraus ergeben, daß 
infolge der vielfach überaus frühzeitigen oder zu gehäuften Heranziehung der 
ſchulpflichtigen Kinder zu dem in die Schulſtunden fallenden Katechumenen⸗ und 
Konftrmanden⸗, bezw. Beicht⸗ und Kommunion⸗Unterrichte die Schulkinder in 
ihrem Bildungsgange beeinträchtigt und in ihrer Entwickelung gehemmt worden find, 

Dieſe Unzuträglichkeiten haben ſich in denjenigen Schulen, deren Schüler 
verſchiedener Konfeſſion ſind oder zu verſchiedenen Parochieen gehören, unter dem 
Einfluß des Umſtandes, daß eine größere Zahl von Geiſtlichen die Einrichtung 
getroffen hat, daß die den pfarramtlichen Religionsunterricht beſuchenden Kinder 
in zwei, nach Maßgabe der Befähigung und der Vorbildung oder nach dem Ge: 
ſchlecht oder auch in den utraquiſtiſchen Bezirken nach der Sprache geſonderten 
Abteilungen unterrichtet werden, in dem Maße geſteigert, daß in einer Reihe von 
Schulen die Lehrer ſelten oder niemals die Schüler der Oberklaſſen vollzählig bei⸗ 
ſammen gehabt haben. 

Dieſe Mißſtände erheiſchen eine durchgreifende Abhilfe. 

Die Verſuche, insbeſondere da, wo bei einem Schulbezirk zwei oder mehrere 
Geiſtliche von derſelben oder von verſchiedener Konfeſſion beteiligt ſind, eine Be⸗ 
ſeitigung der vorbezeichneten Unzuträglichkeiten durch die Förderung einer Über⸗ 
einkunft unter den betreffenden Geiſtlichen über die Wahl derſelben Wochentage 
und Stunden zur Erteilung des Unterrichts herbeizuführen, haben zu keinem 
Reſultat geführt, und es erübrigt daher nur, die Beurlaubung der Schulkinder 
zum Zweck der Teilnahme am Katechumenen⸗ und Konfirmanden, bezw. Beicht⸗ 
und Kommunion⸗Unterrichte einer anderweitigen und beſtimmten Regelung bei 
gehöriger Berückſichtigung der im Intereſſe eines ausreichenden, von den Geiſt⸗ 
lichen zu erteilenden Religionsunterrichtes zu erhebenden Anſprüche zu unterziehen. 

Ich beſtimme daher aufgrund der mir von dem Herrn Miniſter der geiſt⸗ 
lichen pp. Angelegenheiten erteilten Ermächtigung für die Volksſchulen der Provinz 
Preußen folgendes: 

1. Vor vollendetem zwölften Lebensjahre iſt eine Dispenſation der Schul⸗ 
kinder von dem Schulunterricht zum Zweck der Teilnahme an dem Katechumenen⸗ 
Fe bezw. Beicht⸗ und Kommumion-Unterrichte überhaupt nicht 
tatthaft. 

Bemerkung. Wo es herkömmlich iſt, daß die Vorbereitung auf die erſte Beichte der 
katholiſchen Kinder vor dem vollendeten zwölften Lebensjahre derſelben ſtattfindet, kann der 
betreffende Unterricht im Anſchluß an den Katechismus innerhalb des ſchulplanmäßigen 
Religionsunterrichts von den Lehrern und, falls die Vorausſetzungen des Erlaſſes des Herrn 
Miniſters der geiſtlichen pp. Angelegenheiten vom 18. Februar d. J. zutreffen, von den 
Geiſtlichen erteilt werden, jedoch darf dieſer Vorbereitungsunterricht nicht mehr als 6 bis 8 
Unterrichtsſtunden umfaſſen. 

2. In den ſtädtiſchen Schulen ſind die Stundenpläne dergeſtalt einzurichten, 
daß während des in den Oberklaſſen erteilten Religionsunterrichtes die Kinder 
in den beiden letzten Schuljahren an dem ad 1 bezeichneten pfarramtlichen Reli⸗ 
gionsunterricht teilnehmen können. i 5 

3. Falls die Notwendigkeit vorliegt, den von den Geiſtlichen zu erteilenden 
Religionsunterricht auf zwei Stunden hinter einander auszudehnen, ſo iſt dahin 
Vorſorge zu treffen, daß in die zweite ausfallende Stunde ein minder erheblicher 
Unterrichtsgegenſtand gelegt wird. N 

4. Außerhalb der bezeichneten Stunden ſindet eine Beurlaubung zum Zwecke 
der Teilnahme an dem Katechumenen- und Konfirmanden, bezw. Beicht⸗ und 
Kommunion⸗Unterrichte nicht ſtatt. 5 

5. In den Landſchulen, welche ſich mit dem Pfarramte an demſelben Orte 
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befinden, iſt die unter Nr. 2 und 3 bezeichnete Einrichtung mit der aus Nr. 4 ſich 
ergebenden Maßgabe zu treffen, und es iſt an den betreffenden Tagen eine Be⸗ 
urlaubung an zwei Vormittagsſtunden, einſchließlich der Religionsſtunde ſtatthaft, 
wobei dafür Vorſorge zu treffen iſt, daß in die zweite Schulſtunde, welche für 
die den pfarramtlichen Religionsunterricht beſuchenden Schulkinder ausfällt, ein 
minder erheblicher Unterrichtsgegenſtand gelegt wird. Dasſelbe gilt, wenn das 
Pfarramt ſich zwar nicht am Schulorte befindet, der pfarramtliche Unterricht aber 
am Schulorte erteilt wird. 

6. Für die anderen Landſchulen werden von der zuſtändigen Königl. Bezirks⸗ 
Regierung zwei Tage in der Woche beſtimmt, an welchen ſämtliche den Kate⸗ 
humenen- und Konfirmanden, bezw. Beicht⸗ und Kommunion⸗Unterricht beſuchen⸗ 
den Kinder zum Zweck der Teilnahme an dieſem Unterrichte nach Maßgabe der 
folgenden Beſtimmungen vom Schulunterrichte dispenſiert werden können. 

7. Sind die von den Schulkindern nach dem Orte des Pfarramts oder nach 
dem Orte, wo der pfarramtliche Religions⸗Unterricht erteilt wird, bezw. nach dem 
Schulorte zurückzulegenden Entfernungen gering, d. h. überſteigen dieſelben zwei 
Kilometer nicht, ſo tritt eine Dispenſation bei Berückſichtigung der, auf den Hin⸗ 
und Rückweg zu verwendenden Zeit nur für den betreffenden Teil der Vormittags⸗ 
ſtunden ein, während der Schulunterricht je nach der Lage des pfarramtlichen 
Unterrichts vor oder nach demſelben wahrgenommen werden muß. 

8. Haben die Schulkinder weitere Entfernungen zurückzulegen, ſo tritt eine 
Dispenſation für den ganzen Vormittag ein. 

9. Außer dieſen beiden Tagen iſt eine Beurlaubung der Kinder zum Zweck 
der Teilnahme an dem Katechumenen- und Konfirmanden, bezw. Beicht⸗ und 
Kommunion⸗Unterrichte nicht ſtatthaft. 

10. Die Dispenſation von der Teilnahme am Schulunterrichte in dem ange⸗ 
gebenen Umfange kann in den beiden letzten Schuljahren jedes Kindes entweder 
für die Dauer eines Jahres vom Beginn des Monats Oktober bis zum Oktober 
des nächſten Jahres, bezw. vom Beginne des Monats April bis zum April des 
nächſten Jahres, oder in zwei Sommerhalbjahren je vom April bis zum September 
oder auch in zwei Winterhalbjahren je vom Oktober bis zum März des nächſten 
Jahres erteilt werden. : AR, r 

11. Für jede Schule darf die Dispenſation nur in einer der vorbezeichneten 
Arten erteilt werden. Es iſt nicht ſtatthaft, einen Teil der Kinder für ein volles 
Jahr und einen anderen für zwei Sommerhalbjahre oder für zwei Winterhalb- 
jahre vom Schulunterrichte zu dispenſieren. 

12. Die durch die vorſtehenden Anordnungen bedingten Einrichtungen werden 
für jede Schule von dem zuſtändigen Kreisſchulinſpektor getroffen, welchem auch 
die Entſcheidung über den Umfang der Dispenſation in den oben unter Nr. 3, 
7, 8 und 10 aufgeführten Fällen zuſteht. 

13. Von den zuſtändigen Kreisſchulinſpektoren iſt dahin Vorſorge zu treffen, 
daß für die zu einer Parochie gehörenden Schulen dieſelben Einrichtungen ge⸗ 
troffen werden, damit die Geiſtlichen in den Stand geſetzt ſind, ſämtliche an dem 
pfarxamtlichen Religionsunterrichte teilnehmenden Kinder an den feſtgeſetzten Tagen 
um ſich zu verſammeln. aa. % 

14. Greift ein Pfarramtsbezirk oder der Bezirk einer katholiſchen Miſſions⸗ 
gemeinde in verſchiedene Kreisſchulinſpektionsbezirke hinein, ſo haben die be⸗ 
teiligten Kreisſchulinſpektoren die Sache gemeinſam im Sinne der vorſtehenden 
Vorſchrift zu regeln. Kommt eine Einigung nicht zu ſtande, ſo entſcheidet die 
zuſtändige Königl. Bezirks⸗Regierung. a ; 

15. Inſoweit ganz beſondere örtliche Verhältniſſe, namentlich ungewöhnlich 
weite Entfernungen bis zum Sitze des Pfarramtes oder von dieſem bis zum 
Schulorte Abweichungen von den vorſtehend getroffenen Beſtimmungen notwendig 
machen, dürfen dieſelben nur auf Verfügung der Kgl. Bezirks⸗Regierung eintreten. 
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16. Die Kreis⸗ und Lokalſchulinſpektoren haben die Ausführung dieſer Be⸗ 
ſtimmungen ſorgfältig zu überwachen und dafür Sorge zu tragen, daß in den 
alljährlich den Königl. Bezirks⸗Regierungen zu erſtattenden tabellariſchen Schul⸗ 
berichten die infolge dieſes Regulativs für jede einzelne Schule getroffenen 
Einrichtungen behufs Teilnahme der Schulkinder an dem pfarramtlichen Religions⸗ 
unterrichte ſpeziell aufgeführt werden, damit die Königl. Regierungen in den 
Stand geſetzt werden, etwa vorgekommene Abweichungen von dieſen Beſtimmungen 
unverzüglich abzuſtellen. 


2. Durch die Verf. der Kgl. Reg. zu Königsberg v. 15. Juli 1876 wird vor⸗ 
ſtehendes Regulativ den Kreis- und Lokalſchulinſpektoren, ſowie den ſtädt. Schul⸗ 
deputationen mitgeteilt und folgendes angeordnet: 

f 1. Für die bei 6 des Regulativs bezeichneten Landſchulen, welche ſich mit dem 
Pfarramte nicht an demſelben Orte befinden, beſtimmen wir den Dienſtag, 
und Freitag als diejenigen Wochentage, an welchen ſämtliche 
den Katechumenen- und Konfirmanden-, bezw. Beicht⸗ und Rome 
munionunterricht beſuchenden Kinder zum Zwecke der Teilnahme 
an dieſem Unterrichte nach Maßgabe der unter 7 bis 12 des Re⸗ 
gulativs aufgeführten Beſtimmungen vom Schulunterrichte zu 
dispenſieren ſind. 

2. In Berückſichtigung des Umſtandes, daß im diesſeitigen Bezirke ſehr viele 
Schulorte vom Sitze des Pfarramtes fo weit entfernt find, daß ſelbſt die 
unter 8 des Regulativs geſtattete Dispenſation für den ganzen Vormittag 
nicht ausreichen würde, um die rechtzeitige Teilnahme am kirchlichen Unter⸗ 
richte vormittags und die fruchtbringende Beteiligung am Nachmittags 
unterrichte in der Schule zu ermöglichen, finden wir uns zu der weiteren 
Anordnung veranlaßt, daß in ſämtlichen ad 6 bezeichneten Land— 
ſchulen der Nachmittagsunterricht am Dienſtage und Freitage 
auszufallen und nur Vormittagsunterricht ſtattzufinden hat. 
Die bisher gültigen Beſtimmungen, nach welchen an anderen Tagen der 
Woche — meiſtens am Mittwoche und Sonnabende — nur Vormittags⸗ 
unterricht erteilt oder an einem Wochentage der Schulunterricht ganz aus⸗ 
fallen ſoll, treten für die in Rede ſtehenden Schulen außer Kraft. 

3. Das Regulativ ſetzt (Nr. 5) voraus, daß bei denjenigen Schulen, welche 
ſich an den Pfarrorten oder mindeſtens an ſolchen Orten befinden, wo der 
pfarramtliche Unterricht erteilt wird, keine Schwierigkeit beſteht, den Inter⸗ 
eſſen der Schule, wie denen des pfarramtlichen Unterrichts ohne Schädigung 
der erſteren gleichmäßig auf die angegebene Weiſe gerecht zu werden, ohne 
daß zu der Beſtimmung zweier feſtſtehender Wochentage für die Beurlau⸗ 
bung der Schulkinder geſchritten werde. Da indes auch unter dieſen Vor⸗ 
ausſetzungen eine Kolliſion der Intereſſen immerhin nicht nur möglich bleibt, 
vielmehr in den vielen konfeſſionell gemiſchten und utraquiſtiſchen Bezirken 
des diesſeitigen Departements Unzuträglichkeiten und Beeinträchtigungen 
der Schule kaum erſpart bleiben dürften, ſo nehmen wir hieraus wie zur 
Erzielung einer einheitlichen Schulpraxis Veranlaſſung, die ad 1 und 2 
dieſer Verf. getroffenen Anordnungen bis auf weiteres auch auf 
die bei Nr. 5 des Regulativs bezeichneten Landſchulen auszu⸗ 
dehnen, fo daß alſo dieſelben für ſämtliche Landſchulen Gültigkeit haben 
ſollen. b N 

4. Wo obwaltende beſondere Verhältniſſe für einzelne Schulen die Auswahl 
anderer Tage für die Dispenſation vom Schulunterrichte dringend wünſchens⸗ 
wert erſcheinen laſſen, da ſind die motivierten entſprechenden Anträge bei 
uns einzubringen. 
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3. Die Verf. der Reg. zu Marienwerder v. 20. Oktober 1876, Nr. 1999 
C G II, durch welche den Schuldeputationen und den Lokalſchulinſpektoren, ſowie 
denjenigen Geiſtlichen, welche eine Lokalſchulinſpektion nicht verwalten, das Regu⸗ 
lativ über die Beurlaubung der Schüler der Volksſchulen von dem Schulunterricht 
zum Zweck der Teilnahme an dem von den Geiſtlichen erteilten Katechumenen⸗ 
Ein Konfirmanden⸗ bezw. Beicht- und Kommunion⸗Unterrichte überſandt wurde, 
ührt aus: 

Zunächſt iſt es unerläßlich, daß in ein und derſelben Schule nur an zwei 
beſtimmten Wochentagen und in denſelben Unterrichtsſtunden die den chriſtlichen 
Bekenntniſſen angehörigen Schulkinder dem Unterricht entzogen werden, wie dies 
auch bereits früher in Übereinſtimmung mit dem Königlichen Konſiſtorium der 
Provinz und den zuſtändigen Herren Biſchöfen beſtimmt worden war. In weiterer 
Ausführung des Regulativs ſetzen wir nunmehr den Dienſtag und den Freitag 
jeder Woche als diejenigen Tage feſt, an welchen der fragliche Unterricht und zwar 
in der Zeit von 10—12 Uhr vormittags zu erteilen iſt. Damit die Kinder recht⸗ 
zeitig behufs Teilnahme an dem qu. Konfirmandenunterricht ſich in dem Unter⸗ 
richtslokale einfinden können, ſind die betreffenden Lehrer dahin anzuweiſen, daß 
ſie die Kinder pünktlich entlaſſen. Behufs genauer Regelung der ſeitens der Kon⸗ 
firmanden zu verſäumenden Schulzeit beſtimmen wir hiermit, daß in denjenigen 
Schulorten, in denen der qu. Unterricht ſelbſt erteilt wird, die Kinder genau um 
10 Uhr zu dem Konfirmandenunterrichte entlaſſen werden. In denjenigen Schulen, 
deren an dem Konfirmandenunterricht teilnehmende Kinder eine Entfernung bis zu 
2 Kilometern zurückzulegen haben, ſind dieſelben 1 Stunde vor Beginn dieſes 
Unterrichts zu entlaſſen. In ſolchen Schulen, deren Entfernung von dem Orte, in 
welchem der Konfirmandenunterricht erteilt wird, mehr als 2 und bis zu 5 Kilo⸗ 
meter beträgt, hat die Entlaſſung 2 Stunden vor Beginn des qu. Unterrichts zu 
erfolgen, und wenn die Kinder behufs Teilnahme an dem qu. Unterricht über 
5 Kilometer zurückzulegen haben, ſind ſie für die Dienſtage und Freitage während 
der Dauer des Konfirmandenunterrichts vom Schulbeſuch befreit. Die Lektions⸗, 
bezw. Stundenpläne ſind für die einzelnen Schulen bezw. Schulklaſſen ſo einzu⸗ 
richten, daß die eine dieſer Stunden an den Dienſtagen und Freitagen von 10—12 
dem Religions-, insbeſondere dem Katechismus⸗Unterricht, die andere einem minder 
wichtigen Unterrichtsgegenſtande, wie z. B. dem Zeichnen⸗ und Schreib- oder dem 
Geſang⸗ und dem Turnunterricht gewidmet wird; überhaupt find dieſelben für die 
Zeit des Konfirmandenunterrichts jo einzurichten, daß an den beiden feſtgeſetzten 
Tagen nur weniger wichtige Gegenſtände durchgenommen werden. 

Liegen auf ſeiten eines Geiſtlichen zwingende Gründe vor, andere Tage als 
den Dienſtag oder Freitag für den in Rede ſtehenden Unterricht zu wählen, ſo hat 
derſelbe (wenn Geiſtliche beider chriſtlichen Konfeſſionen konkurrieren, nach erfolgtem 
Übereinkommen mit dem Geiſtlichen der andern Konfeſſion) dieſerhalb bei den zu⸗ 
duch Kreisſchulinſpektoren die Genehmigung zur Abweichung von der Regel 
nachzuſuchen. 

In denjenigen Fällen, wo einzelne Schulkinder mit Rückſicht auf ihren Geſund⸗ 
heitszuſtand für den ganzen Tag zu beurlauben ſind, ſteht die Beſtimmung dem 
Kreisſchulinſpektor zu. 

Wenn in ausgedehnten Parochieen die Zahl der an dem Katechumenenunter⸗ 
richt teilnehmenden Kinder achtzig überſteigt, und daher eine Teilung derſelben 
notwendig erſcheint, ſo hat dieſe Teilung ſo ſtattzufinden, daß in den einzelnen 
Schulen nichtsdeſtoweniger die Schulkinder nur an zwei beſtimmten Wochentagen 
dem Schulunterrichte entzogen werden. 

Die Trennung der Katechumenen nach den Geſchlechtern darf unter keinen 
Umſtänden in der Art ſtattfinden, daß die Katechumenen an mehr als zwei Tagen 
in zwei beſtimmten Stunden den Schulunterricht verſäumen. 

Schulkindern, welche in der Schule, zu der fie gehören, keinen Eonfeffionellen 
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Religionsunterricht erhalten können, darf von dem Kreisſchulinſpektor geſtattet 
werden, an zwei aufeinanderfolgenden Kurſen des pfarramtlichen Religionsunter⸗ 
richts teilzunehmen. 

Daß es den Herren Geiſtlichen wie bisher auch für die Zukunft freiſteht, die 
Stunden für den Katechumenen⸗Unterricht ſo zu legen, daß der Schulunterricht 
In duch an demſelben teilnehmenden Kinder nicht unterbrochen wird, iſt ſelbſtver⸗ 
tändlich. V 


4. Die Verf. der Reg. zu Danzig v. 19. Juni 1876, Nr. G 308/5 beſtimmt 
als die beiden Wochentage, an welchen die Schüler von dem ganzen Vormittags⸗ 
unterrichte dispenſiert werden dürfen, ebenfalls die Dienſtage und Freitage und 
modifiziert mit dem dringenden Wunſche, daß dieſe Tage in allen Schulen ohne 

Interſchied zur Erteilung des Beichr⸗ reſp. Konfirmanden⸗Unterrichts gewählt 
werden mögen, die frühere Anordnung, wonach die Mittwoch und Donnerſtag⸗ 
Nachmittage ſchulfrei ſein dürfen, dahin, daß dafür die Dienſtag⸗ und Freitag⸗ 
Nachmittage gewählt werden. Inbetreff der fehulfreien Sonnabend⸗Nachmittage 
tritt eine Anderung nicht ein. Die Kreisſchulinſpektoren ſind angewieſen, etwaige 
Anträge der Pfarrämter auf eine anderweitige, ausnahmsweiſe vielleicht notwendig 
werdende Auswahl der Tage für die Dispenſation der Schüler vom Schulunter⸗ 
richt der Reg. zur Prüfung und event. Genehmigung vorzulegen. Vor erfolgter 
Genehmigung iſt eine Abweichung von den vorſtehenden Beſtimmungen nicht ſtatthaft. 

Anm. Die Verſäumnis des Konfirmanden⸗, bez. Katechumenen⸗Unterrichts iſt nach dem 
Reſk d. g. M. v. 21. April 1834 (Annal. XIX., S. 390) und v. 25. Februar 1838 
(Annal. XXII., S. 362) ebenſo ſtrafbar, als die des gewöhnlichen Schulunterrichts. 

Die Konfirmanden haben an den Tagen, wo ſie nicht zum Konfirmanden⸗Unterricht 
gehen, ſelbſtverſtändlich den Schulunterricht zu beſuchen. — Nicht konfirmierte Kinder 
dürfen, vorausgeſetzt, daß ſie das 14. Lebensjahr zurückgelegt haben, nur dann von der 
Schulpflichtigkeit entbunden werden, wenn ſie von den Religionswahrheiten diejenigen Kennt⸗ 
niſſe beſitzen, welche zur Konfirmation befähigen. 


XVI.. Schließung der Schulen bei anſteckenden Krankheiten. 


A. Reſk. d. MM. d. g. A. u. d. Inn. v. 14. Juli 1884 (M. d. J. Nr. II 
7800; M. d. g. A. U. III. a. 18424. U. II. 2440. M. 5092/84): Zur Beſeitigung 
von Zweifeln inbetreff der Schließung von Schulen bei anſteckenden Krankheiten 
beſtimmen wir unter Verweiſung auf die Vorſchriften in § 14 des durch die 
Allerh. Ordre v. 8. Auguſt 1835 genehmigten Regulativs über die ſanitätspolizei⸗ 
lichen Vorſchriften (Geſ. Samml. S. 240) und auf das Gutachten der Abt. für 
die Mediz. Angel. im Minift. der geiſtl. ꝛc. Angelegenheiten v. 26. Oktober 1866, 
ſowie unter Beifügung einer Anweiſung zur Verhütung der Übertragung an⸗ 
ſteckender Krankheiten durch die Schulen, folgendes: 

Über die Schließung einer Schule auf dem Lande und in Städten, welche 
unter dem Landrat ſtehen, hat der Landrat unter Zuziehung des Kreisphyſikus 
zu entſcheiden. 

Von jeder Schließung hat der Landrat dem Kreisſchulinſpektor Mitteilung 
und der vorgeſetzten Schulaufſichtsbehörde Anzeige zu machen. f 

In Städten, welche nicht unter einem Landrat ſtehen, iſt über die Schließung 
der Schulen von dem Polizeiverwalter des Orts nach Anhörung des Kreisphyſikus 
und des Vorſitzenden der Schuldeputation zu entſcheiden. Die Schließung iſt 
durch den Ortsſchulinſpektor zur Ausführung zu bringen, und gleichzeitig von 
derſelben der Schulaufſichtsbehörde Anzeige zu erſtatten. 
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Anweiſung 

zur Verhütung der Übertragung anſteckender Krankheiten durch die Schulen. 
1. Zu den Krankheiten, welche vermöge ihrer Anſteckungsfähigkeit beſondere 
Vorſchriften für die Schulen nötig machen, gehören: 
a. Cholera, Ruhr, Maſern, Röteln, Scharlach, Diphtherie, Pocken, 
Flecktyphus und Rückfallsfieber, 
b. Unterleibstyphus, kontagiöſe Augenentzündung, Krätze und Keuch⸗ 
huſten, der letztere, ſobald und ſolange er krampfartig auftritt. 
2. Kinder, welche an einer in Nr. 1 a. oder b. genannten anſteckenden Krank⸗ 
heit leiden, ſind vom Beſuche der Schule auszuſchließen. 
3. Das gleiche gilt von geſunden Kindern, wenn in dem Hausſtande, welchem 
fie angehören, ein Fall der in Nr. 1a. genannten anſteckenden Krankheiten 
vorkommt, es müßte denn ärztlich beſcheinigt ſein, daß das Schulkind durch 
ausreichende Abſonderung vor der Gefahr der Anſteckung geſchützt iſt. 
4. Kinder, welche gemäß Nr. 2 oder 3 vom Schulbeſuch ausgeſchloſſen worden 
ſind, dürfen zu demſelben erſt dann wieder zugelaſſen werden, wenn ent⸗ 
weder die Gefahr der Anſteckung nach ärztlicher Beſcheinigung für beſeitigt 
anzuſehen, oder die für den Verlauf der Krankheit erfahrungsmäßig als 
Regel geltende Zeit abgelaufen iſt. 
Als normale Krankheitsdauer gelten bei Scharlach und Pocken 6 Wochen, 
bei Maſern und Röteln 4 Wochen. 
Es iſt darauf zu achten, daß vor der Wiederzulaſſung zum Schulbeſuch 
das Kind und ſeine Kleidungsſtücke gründlich gereinigt werden. 
Für die Beobachtung der unter Nr. 2—4 gegebenen Vorſchriften iſt der 
Vorſteher der Schule (Direktor, Rektor, Hauptlehrer, erſter Lehrer, Vor⸗ 
ſteherin ꝛc.), bei einklaſſigen Schulen der Lehrer (die Lehrerin) verant⸗ 
wortlich. Von jeder Ausſchließung eines Kindes vom Schulbeſuche wegen 
anſteckender Krankheit — Nr. 2 und 3 — iſt der Ortspolizeibehörde ſofort 
Anzeige zu machen. 
6. Aus Penſionaten, Konvikten, Alumnaten und Internaten dürfen Zöglinge 
während der Dauer oder unmittelbar nach dem Erlöſchen einer im Hauſe 
aufgetretenen anſteckenden Krankheit nur dann in die Heimat entlaſſen 
werden, wenn dies nach ärztlichem Gutachten ohne die Gefahr einer Über⸗ 
tragung der Krankheit geſchehen kann, und alle vom Arzte etwa für nötig 
erachteten Vorſichtsmaßregeln beobachtet werden. Unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen ſind die Zöglinge auf Verlangen ihrer Eltern, Vormünder oder 
Pfleger zu entlaſſen. 
7. Wenn eine im Schulhauſe wohnhafte Perſon in eine der unter Nr. 1 a. 
und 1 b. genannten, oder eine außerhalb des Schulhauſes wohnhafte, aber 
zum Hausſtande eines Lehrers der Schule gehörige Perſon in eine der 
unter 1 a. genannten Krankheiten verfällt, ſo hat der Haushaltungs⸗Vorſtand 
hiervon ſofort dem Schulvorſtande (Kuratorium) und der Ortspolizeibehörde 
Anzeige zu machen. Die letztere hat, wenn möglich unter Zuziehung eines 
Arztes, für die thunlichſte Abſonderung des Kranken zu ſorgen und über 
die Lage der Sache, ſowie über die von ihr vorläufig getroffenen Anordnungen 
dem Landrat (Amtshauptmann) Bericht zu erſtatten. Der Landrat (Amts⸗ 
hauptmann) hat unter Zuziehung des Kreisphyſikus darüber zu entſcheiden, 
ob die Schule zu ſchließen, oder welche ſonſtigen Anordnungen im Intereſſe 
der Geſundheitspflege zu treffen ſind. In Städten, welche nicht unter dem 
Landrat (Amtshauptmann) ſtehen, tritt an die Stelle des letzteren der 

Polizeiverwalter des Orts. b 
Dieſe Vorſchrift gilt auch für die in Nr. 6 bezeichneten Anſtalten. 
8. Sobald in dem Ort, wo die Schule ſich befindet, oder in ſeiner Nachbar⸗ 
ſchaft mehrere Fälle einer anſteckenden Krankheit (Nr. 1) zur Kenntnis 


1 
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kommen, haben Lehrer und Schulvorſtand ihr beſonderes Augenmerk auf 
Reinhaltung des Schulgrundſtücks und aller ſeiner Teile, ſowie auf gehörige 
Lüftung der Klaſſenräume zu richten. Inſonderheit ſind die Schulzimmer 
und die Bedürfnisanſtalten täglich ſorgſam zu reinigen. Schulkindern 
darf dieſe Arbeit nicht ee werden. Die Schulzimmer find 
während der unterrichtsfreien Zeit andauernd zu lüften, die Bedürfnis⸗ 
anſtalten nach der Anordnung der Ortspolizeibehörde regelmäßig zu des⸗ 
infizieren. 

fiese Vorſchrift gilt auch für die in Nr. 6 bezeichneten Anſtalten und 
erſtreckt ſich für dieſe auf die Wohnungs⸗, Arbeits⸗ und Schlafräume der 
Zöglinge. 

9. Über die Schließung von Schulen oder einzelnen Klaſſen derſelben wegen 
anſteckender Krankheiten hat der Landrat (Amtshauptmann) unter Zuziehung 
des Kreisphyſikus zu entſcheiden. Iſt Gefahr im Verzuge, ſo können der 
Schulvorſtand (Kuratorium) und die Ortspolizeibehörde aufgrund ärztlichen 
Gutachtens die Schließung anordnen. Sie haben aber hiervon ſofort ihrer 
vorgeſetzten Behörde Anzeige zu machen. Außerdem ſind ſie verpflichtet, 
alle gefahrdrohenden Krankheitsverhältniſſe, welche eine Schließung der 
1 angezeigt erſcheinen laſſen, zur Kenntnis ihrer vorgeſetzten Behörde 
zu bringen. 

10. Die Wiedereröffnung einer wegen anſteckender Krankheit geſchloſſenen Schule 
oder Schulklaſſe iſt nur nach vorangegangener gründlicher Reinigung und 
Desinfektion des Schullokals zuläſſig. Sie darf nur erfolgen aufgrund 
einer vom Landrat (Amtshauptmann) unter Zuziehung des Kreisphyſikus 
zu treffenden Anordnung. 

In Städten, welche nicht unter dem Landrat (Amtshauptmann) ſtehen, 
tritt an die Stelle des letzteren der Polizeiverwalter des Orts. 

11. Die vorſtehenden Vorſchriften Nr. 1—10 finden auch auf private Unterrichts⸗ 

und Erziehungs⸗Anſtalten einſchließlich der Kinderbewahranſtalten, Spiel⸗ 
ſchulen, Warteſchulen, Kindergärten u. ſ. w. Anwendung. 


B. Das Gutachten der Abteilung für die Medizinal⸗Angelegenheiten vom 
26. Oktober 1866, auf das in dem vorſtehenden Reſk. bezuggenommen iſt, lautet: 
Die unter dem 1. Juni 1831 erlaſſene Inſtruktion über das bei der An⸗ 
näherung und dem Ausbruch der Cholera zu beobachtende Verfahren enthielt (8 34) 
die Beſtimmung, „daß auch die Schulen in dem Orte geſchloſſen werden ſollten, 
wo die Cholera wirklich ausgebrochen iſt“. Nachdem aber die Seuche nicht lange 
nach Erlaß dieſer Inſtruktion die in Gemäßheit derſelben ſtreng cernierten Landes⸗ 
teile überſchritten hatte, lehrte die in den von ihr heimgeſuchten Orten gewonnene 
Erfahrung bald, daß viele der vorgeſchriebenen Schutzmaßregeln, weil dieſelben 
ſich teils als unausführbar, teils als entſchieden unzweckmäßig erwieſen, auf die 
Dauer nicht haltbar waren. Die Beſtimmung des vorgenannten § 34 war eine 
der erſten, gegen welche erhebliche Remonſtrationen eingingen. Schon im Sep⸗ 
tember 1831 gab der Bericht der Reg. zu Bromberg über die Folgen der dort 
angeordneten Schließung der Schulen Veranlaſſung, die Frage: 
„Droht der Schulbeſuch, vorausgeſetzt, daß dabei die nötigen Vorſichts⸗ 
„maßregeln zur Anwendung kommen, größere Gefahr 1rd berg der An⸗ 
„ſteckung, als der übrige Verkehr unter Menſchen, und wird der gefürchteten 
„Verſchleppung der Krankheit durch die Kinder mittels Schließung der 
„Schulen wirklich vorgebeugt?“ 
in nähere Erwägung zu ziehen. Da hierbei inbetracht kam, daß die Mehrzahl der 
Eltern nicht in der Lage ſei, ihre Kinder privatim unterrichten zu laſſen, daß daher 
Schulordung. 12 
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die Mehrzahl der Kinder fich aufſichtslos in und außer dem Haufe umhertreiben 
und im unüberwachten Verkehr mit andern Menſchen ſich der Gefahr der An⸗ 
ſteckung um ſo leichter ausſetzen würde, daß dagegen die durch den Schulbeſuch 
beförderte Regelmäßigkeit des Lebens und Reinlichkeit des Körpers die Empfäng⸗ 
lichkeit für die Krankheit eher zu vermindern, als zu erhöhen imſtande ſei, ſo war 
das Reſultat dieſer Erwägung, daß die Schließung der Schule nicht unbedingt 
zweckdienlich erſcheine. Damit indeſſen jeder durch den Schulbeſuch etwa zu be⸗ 
fürchtenden Gefahr der Anſteckung vorgebeugt werde, wurde unter dem 22. Sep⸗ 
tember 1831 eine den § 34 der vorgedachten Inſtruktion modifizierende Cirkular⸗ 
Verfügung erlaſſen, nach welcher der Schulzwang während herrſchender Cholera 
zwar aufgehoben, der Schulbeſuch aber unter beſtimmten Vorſichtsmaßregeln ge⸗ 
ſtattet, und die Schließung der Schulen nur von dem durch die äußerſte Not ge⸗ 
botenen Beſchluß der Lokal⸗Behörden, im Einverſtändnis mit der Sanitätskommiſſion, 
abhängig gemacht werden ſollte. Der weſentliche Inhalt der in dieſer Verfügung 
enthaltenen Beſtimmungen fand feinen definitiven Ausdruck in dem § 11 der durch 
Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 5. Februar 1832 beſtätigten neuen Cholera⸗In⸗ 
ſtruktion vom 31. Januar 1832 und iſt demnächſt in derſelben Faſſung auch in 
das Regulativ, betreffend die Maßregeln gegen die Verbreitung der anſteckenden 
Krankheiten vom 8. Auguſt 1835 aufgenommen worden, wo es im $ 14 (allgemeine 
Beſtimmungen über die Schulen) ausdrücklich heißt: „Hinſichtlich der Schulen ſollen 
zwar die geſetzlichen Beſtimmungen, die den Schulbeſuch befehlen, in keinem von 
einer anſteckenden Epidemie heimgeſuchten Ort zu ſtrenger Anwendung kommen; 
doch ſoll auch die gänzliche Schließung nicht ohne dringende Not erfolgen, und nur 
von den Sanitäts⸗Kommiſſionen beſonders darauf gewacht werden, daß in den 
Schulzimmern ſtets eine reine Luft erhalten und Überfüllung vermieden werde.“ 
Nach dieſer auch für die ſanitätspolizeiliche Behandlung der Cholera maßgebenden 
Vorſchrift unterliegt es keinem Zweifel, daß die neuerdings an verſchiedenen Orten 
von der Polizeiverwaltung der Cholera⸗Epidemie wegen ohne Angabe beſonderer 
Gründe angeordnete Schließung fümtlicher Schulen als eine geſetzlich nicht gerecht⸗ 
fertigte und ſchon deshalb nicht notwendige Maßregel zu erachten iſt. Daß aber 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit der Schließung der Schulen auch abgeſehen 
hiervon in Abrede geſtellt werden muß, iſt aus den Motiven zum Erlaß der 
Cirkular⸗Verfügung vom 22. September 1831, ſowie des Regulativs vom 8. Auguſt 
1835, deren Bedeutung durch ſpätere Erfahrungen nicht geſchmälert worden iſt, 
mit Sicherheit zu entnehmen. Die Schulen werden von Kindern, die an Cholera 
erkrankt ſind, ſelbſtredend nicht beſucht. Für die Annahme aber, daß die Über⸗ 
tragung der Cholera von geſunden Perſonen, ſelbſt wenn ſie Cholera⸗Kranken nahe 
geweſen ſind, auf andere Geſunde an einem dritten Orte erfolgen könne, fehlt es 
an jedem Anhalt. Es liegt auch dafür, daß eine Verbreitung der Cholera irgend⸗ 
wo durch den Schulbeſuch befördert worden ſei, kein Beiſpiel vor. Die Schullokale, 
welche während herrſchender Cholera vorſchriftsmäßig beſonders gut gelüftet und 
rein gehalten werden ſollen, und welche dann wegen unvermeidlichen Ausbleibens 
vieler Kinder an Überfüllung nicht leiden werden, ſind für die Kinder als Zufluchts⸗ 
ſtätten zu betrachten, in denen dieſelben wenigſtens während der Schulzeit vor der 
Gefahr der Anſteckung geſchützt bleiben. Die heilſame Wirkſamkeit des dauernden 
Schulbeſuchs erſtreckt ſich aber auch auf das häusliche Leben, indem die Schul⸗ 
arbeiten eine regelmäßige Beſchäftigung geben, welche die Kinder in der Vornahme 
geſundheitsſchädlicher Handlungen beſchränkt. Die Gewöhnung der Jugend endlich 
an unweigerliche Erfüllung ihrer Pflicht, ſelbſt unter äußerlich erſchwerenden Um⸗ 
ſtänden, darf als moraliſche Kräftigung für ihr ganzes Leben nicht hoch genug in 
Anſchlag gebracht werden. Der etwanigen Furchtſamkeit der Eltern aber iſt durch 
Aufhebung des Schulzwangs während der Cholerazeit genügend Rechnung getragen 
worden. Hiernach dürfte es ſchwer werden, die Verhältniſſe dringender Not be⸗ 
zeichnen zu wollen, unter denen die Schließung ſämtlicher Schulen der Cholera⸗ 
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Epidemie wegen ausnahmsweiſe geſtattet wäre. Der Fall einer fo großartigen 
Kalamität, daß der Ausbruch der Cholera an einem Ort die Auflöſung aller ge⸗ 
ſetzlichen Bande zur Folge hätte, würde allerdings auch die Schließung der Schulen 
daſelbſt nötig machen. Es iſt dies aber ein Vorkommnis, welches wir ſeit 35 Jahren 
im preußiſchen Staat glücklicherweiſe nicht erlebt haben. Eher kann es ſich er⸗ 
eignen, daß Schulen, die vorzugsweiſe von auswärtigen Kindern frequentiert werden, 
oder die auswärtige Kinder im Penſionat oder Alumnat haben, ihre Thätigkeit 
einzuſtellen genötigt werden, wenn Eltern wegen Ausbruchs der Cholera an dem 
betreffenden Ort ihre Kinder zurückzuberufen ſich veranlaßt finden. Die Schließung 
dieſer Schulen wird dann genehmigt werden müſſen. Es kann auch hieraus die 
Notwendigkeit der Schließung ſämtlicher Schulen in dem infizierten Ort nicht be⸗ 
gründet werden. 

Bemerkung. Der $ 14 des Regulativs v. 8. Auguft 1835 (Geſ.⸗Samml. S. 240) 
beſtimmt außer dem vorſtehend Angegebenen noch: „An anſteckenden Krankheiten leidende 
Kinder müſſen aus den Schulen, Fabriken und andern Anſtalten, in denen ein Zuſammenfluß 
von Kindern ſtattfindet, entfernt werden und find nicht eher wieder zuzulaffen, als bis ihre 
völlige Geneſung und die Beſeitigung der Anſteckungsfähigkeit ärztlich beſcheinigt iſt. — 
Ebenſo iſt aus Familien, in welchen jemand an Pocken, Scharlach, Maſern u. a., beſonders 
Kinder gefährdenden anſteckenden Krankheiten leidet, der Beſuch der Schulen und ähnlichen 
Anſtalten denjenigen Kindern nicht zu geſtatten, welche mit dem Kranken in fortwährendem 
Verkehr ſtehen“. 


C. Bekanntmachung der Reg. zu Marienwerder v. 13. Auguſt 1884 
No. II. 1. 7812 N. C. (Amtsblatt 1884, S. 239): Unſere Verordnung vom 15. März 
1877 (Amtsblatt S. 87), betreffend die Schließung der Schulen imfalle anſteckender 
Krankheiten, wird hiermit aufgehoben. Hinſichtlich des Verfahrens bei anſteckenden 
Krankheiten und der Verhinderung einer Übertragung derſelben durch die Schulen 
verweiſen wir auf das Reſkript der HH. M. M. d. g. A. und des Inn. vom 
14. Juli er., welches nebſt der dazu gehörigen Anweiſung zur Verhütung der 
Übertragung der anſteckenden Krankheiten durch die Schule von demſelben Tage 
vorſtehend abgedruckt iſt, und erwarten deſſen ſtrikte Befolgung ſeitens der Schul⸗ 
inſpektoren und Lehrer. ; 

Abſchrift überſenden wir den HH. Kreis⸗ und Lokalſchulinſpektoren und den 
ſtädtiſchen Schuldeputationen, mit dem Auftrage, ſämtliche Ihnen unterſtellten 
Schulvorſtände und Lehrer der öffentlichen und Privatſchulen jeder Kategorie auf 
die erfolgte Aufhebung der Verordnung v. 15. März 1877, ſowie auf den Inhalt 
des an die Stelle derſelben getretenen Miniſterial⸗Reſkripts v. 14. Juli d. Is. 
nebſt Anweiſung aufmerkſam und ihnen die ſtrikte Beachtung des letzteren zur 


Pflicht zu machen. 


D. Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 18. Novbr. 1883, No. I. 3. 
9517. N. an die Kreisſchulinſpektoren und Landräte: Es kommt vor, daß Schul⸗ 
kinder wochenlang an einem ekelerregenden Geſichtsausſchlage leiden, ohne daß der 
betreffende Lehrer behufs Herbeiführung der ärztlichen Behandlung etwas veran⸗ 
laßt. Da der Lehrer nicht bloß zu unterrichten hat, ſondern auch auf Reinlichkeit 
und Sauberkeit des Körpers, der Kleidung und Bücher des Schulkindes hinzu⸗ 
wirken berufen iſt, ſo nehmen wir Anlaß zu dem Auftrage an Euer Wohlgeboren, 
die Ihnen unterſtellten Lehrer auf die ihnen dieſerhalb obliegenden Pflichten hin⸗ 
zuweiſen. Die Lehrer haben jeden Fall einer derartigen ekelerregenden Krankheit 
Ihnen anzuzeigen. Euer Wohlgeboren wollen alsdann den Herrn Landrat in 
Kenntnis ſetzen, welcher ſeinerſeits darauf halten wird, daß für die Heilung des 
Kindes durch die Eltern oder durch den Ortsarmenverband Sorge getragen werde. 
Bei Gelegenheit der Reviſion iſt feſtzuſtellen, ob die Lehrer dieſer Pflicht nach⸗ 
gekommen ſind, und ſind Unterlaſſungen entſprechend zu verfolgen. 
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XVII. Schulbeſuch. 


A. Freie Wahl der Schule. 


Der Regel nach haben die Eltern ihre Kinder in die Gemeindeſchule des Orts 
zu ſchicken. Doch kann ihnen auch die Benutzung einer andern Schule nicht ver⸗ 
ſagt werden, falls nicht erhebliche Bedenken obwalten. Es iſt ihnen unbe⸗ 
nommen, ihre Kinder einer andern, benachbarten Schule, gegen welche Bedenken 
nicht obwalten, zuzuführen, inſofern die Vertreter der letztern die Aufnahme ge⸗ 
ſtatten, und ſie vorab ihre Kinder bei der Ortsſchule vorſchriftsmäßig abmelden. 
Solange dies nicht geſchehen iſt, ſind die Eltern verpflichtet, ihre ſchulpflichtigen 
Kinder in die Ortsſchule zu ſchicken. Wenn ſie dieſelben aber eigenmächtig von 
dem Beſuch der Schule zurückbehalten, ohne daß für den Unterricht der Kinder 
in anderer zuläſſiger Weiſe geſorgt iſt, ſo ſind gegen ſie Schulverſäumnisſtrafen 
feſtzuſetzen. 

I. Die Reg. zu Marienwerder hat dieſerhalb unterm 27. Juni 1865 (Amtsbl. 
S. 193) nachſtehende, mit der Verf. der Reg. zu Gumbinnen v. 26. Auguſt 1856, 
Nr. 4608/7 im weſentlichen übereinſtimmende Verordnung erlaſſen: 

Als Regel iſt feſtzuhalten, daß die Eltern ihre Kinder in die Gemeindeſchule 
des Orts ſchicken. Gleichwohl kann es den Eltern nicht verwehrt werden, eine 
andere Schule zu benutzen; dies darf jedoch nicht eigenmächtig und ohne Vorwiſſen 
und Zuſtimmung der beteiligten Schulvorſtände geſchehen, damit die Kontrolle des 
Schulbeſuchs nicht leidet. Auch iſt kein Lehrer befugt, ohne Vorwiſſen ſeines 
Schulinſpektors und Schulvorſtandes Kinder aus andern Schulſozietäten in ſeine 
Schule aufzunehmen. 

Es iſt hierbei folgendes Verfahren zu beobachten: 

1. Beabſichtigen Eltern ihre Kinder nicht in die Ortsſchule, ſondern in eine 
andere zu ſchicken, ſo müſſen ſie auf dem Lande bei dem Vorſtande ihrer Orts⸗ 
ſchule (Ortsſchul⸗Inſpektor), in den Städten aber bei der Schul⸗Deputation 
den Antrag ſtellen und gleichzeitig den ſchriftlichen Nachweis führen, daß ſie 
ſich mit dem Vorſtande der andern Schule über die Entſchädigung derſelben 
für die Benutzung ihrer Schule geeinigt und ſeitens des Schulvorſtandes der⸗ 
ſelben die Erlaubnis erhalten haben. 

2. Iſt dieſen Erforderniſſen genügt, ſo ſteht dem Beſuch der fremden Schule 
nichts entgegen; es müſſen dann aber auch die betreffenden Schulinſpektoren, 
Schulvorſtände und Lehrer ſofort hiervon in Kenntnis geſetzt werden. Hin⸗ 
ſichtlich der Kontrolle des Schulbeſuchs ſind dergleichen Kinder und Eltern 
ebenſo zu behandeln, als die im Schulbezirke wohnenden. 

3. Die Erteilung einer ſolchen Genehmigung ändert nichts in der Verpflichtung 
der Eltern zur Unterhaltung ihrer Ortsſchule, nur daß die Zahlung des 
Schulgeldes nicht an dieſe, ſondern an die Schule erfolgt, welche die Kinder 
demnächſt beſuchen. 


II. Die Kgl. Reg. zu Danzig hat unterm 25. November 1872, G. 1931/11 
verordnet: 

1. Wenn Eltern die Ausſchulung ihrer Kinder aus der Ortsſchule und die Ein⸗ 
ſchulung derſelben in eine andere Schule wünſchen, ſo haben ſie ihr Vorhaben 
zunächſt dem Lokal⸗Schulinſpektor der Schule ihres Wohnortes anzuzeigen 
unter gleichzeitiger Angabe, welche Schule ihre Kinder fortan beſuchen ſollen. 
Der Lokal⸗Schulinſpektor hat ein Atteſt darüber auszuſtellen, ob die bezüg⸗ 
lichen Kinder die Ortsſchule bisher regelmäßig beſucht haben, und ob ſonſt 
keine Bedenken gegen die Ausſchulung ſeitens des Ortsſchulvorſtandes oder 
der Lokal⸗Schulinſpektion des Heimatsortes geltend gemacht werden. 


U 
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Die Anmeldung der Kinder zur Aufnahme in die neu erwählte Schule iſt 


ſodann bei dem dortigen Lokal⸗Schul⸗Inſpektor ſchriftlich oder zu Protokoll 
unter Vorlegung des unter Nr. 1 erwähnten Atteſtes zu bewirken. 


. Die Entſcheidung darüber, ob die angemeldeten Kinder in die neu gewählte 


Schule aufgenommen werden ſollen, trifft der Schulvorſtand dieſer Schule. 


Die Aufnahme darf nicht geſtattet werden, wenn 


a. kein hinreichender Raum in dem Schulzimmer der neu gewählten Schule 
vorhanden iſt, wobei als Regel gilt, daß für jedes Schulkind 6 Quadrat⸗ 
Fuß Raum zu rechnen ſind; wenn 

b. die Zahl der hier die Schule reſp. die Klaſſe beſuchenden Schulkinder 
bereits 80 oder mehr beträgt. N 

c. Es muß aber auch abgeſehen hiervon, erwartet werden, daß der Schul⸗ 
vorſtand die Einſchulung ablehnen werde, wenn in dem sub Nr. 1 ge⸗ 
dachten Atteſte bezeugt iſt, daß die angemeldeten Kinder bisher die Orts⸗ 
ſchule unregelmäßig beſucht haben, da in dieſem Falle ein regelmäßiger 
„ der entfernteren Schule von vornherein nicht erwartet wer⸗ 

en kann. 

d. Gleicherweiſe wird bei Prüfung eines Antrages auf Ausſchulung der 
Schulvorſtand des Heimatsortes nicht unterlaſſen dürfen, in Erwägung 
zu nehmen, ob auch die Weite oder die Unwegſamkeit des Schulganges 
in gewiſſen Jahreszeiten einen unregelmäßigen Schulbeſuch ſeitens der 
Kinder, deren Umſchulung gewünſcht wird, erwarten läßt, und daraus 
eventl. einen Grund für die Verſagung des Atteſtes (ad 1) zu entnehmen. 


Die Umſchulung darf niemals mitten in einem Semeſter erfolgen, ſondern iſt 


nur beim Beginn der Sommer⸗ und Winterſchule zuläſſig. 


. Wird ein Kind nach Prüfung aller Verhältniſſe in eine andere Schule als 


diejenige des Wohnortes aufgenommen, ſo ſtellt der bezügliche Schulvorſtand 
darüber eine Beſcheinigung aus, welche von den Eltern der Kinder, deren 
Umſchulung erfolgen ſoll, dem Schulvorſtande des Heimatsortes vorzulegen iſt. 
Solange dies nicht geſchehen iſt, ſind die bezüglichen Kinder als noch der 
Ortsſchule angehörig zu betrachten, und die Eltern derſelben ſind ebenſowohl 
zur Zahlung des Schulgeldes an den Ortslehrer verpflichtet, als ſie auch 
wegen etwaiger Schulverſäumniſſe ihrer Kinder in die vorſchriftsmäßigen 
Strafen zu nehmen find. 


Die Schulverſäumniſſe der gaſtweiſe in eine Schule aufgenommenen Kinder 


ſind von dem Schulvorſtande an die Polizeibehörde desjenigen Ortes zur 
weiteren Verfolgung regelmäßig einzuſenden, in welchem die Eltern der Kinder 
ihren Wohnſitz haben. 


. Sollte ſich ergeben, daß die in eine auswärtige Schule aufgenommenen Kinder 


die Schulſtunden unregelmäßig beſuchen, ſo wird erwartet, daß der Schul⸗ 
vorſtand der Gaſtſchule die Erlaubnis zum weiteren Beſuch der Schule zurück⸗ 
ziehen werde. 


Das Schulgeld wird an denjenigen Lehrer entrichtet, deſſen Schule ein Kind 


beſucht. 

a ve Väter ausgeſchulter Kinder verbunden bleiben, zu allen Schullaſten 
des Schulbezirks, dem ſie angehören, beizutragen, ſo iſt bei Bemeſſung der 
Raumverhältniſſe der Schullokalitäten bei etwa nötig werdenden Neu- oder 
Umbauten der Schulhäuſer ſtets auf die Geſamtzahl der in einem Schul⸗ 
bezirk vorhandenen ſchulpflichtigen Kinder Rückſicht zu nehmen, da die Eltern 
für den Fall, daß ihre Kinder in die Ortsſchule wieder zurückkehren, für die⸗ 
ſelben auch den erforderlichen Platz beanſpruchen können. 
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B. Verordnungen zur Förderung des regelmäßigen Schulbeſuchs. 


1. Verordnung der Kgl. Reg. zu Königsberg v. 3. September 1878, betreffend 
die Verfolgung ungerechtfertigter Schulverſäumniſſe. 
I. Verfahren behufs Einſchulung der ſchulpflichtigen Kinder. 
A. Auf dem Lande. 


§ 1. Späteſtens 14 Tage vor Oſtern und Michaelis als den zur Aufnahme 

von Schülern beſtimmten Terminen haben die Gemeinde- bez. Gutsvorſteher dem 
Lehrer, bei mehrklaſſigen Schulen dem erſten oder Hauptlehrer derjenigen Schule, 
bei welcher die betreffende Ortſchaft eingeſchult iſt, eine Liſte aller im Orte vor⸗ 
handenen Kinder im Alter von 6 bis 14 Jahren, mit Angabe des Geburtsjahres 
und Geburtstages der Kinder, der Konfeſſion und der Namen der Eltern, Pfleger 
oder Dienſtherren zukommen zu laſſen, welche Liſte mit einer Beſcheinigung über 
die Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes zu verſehen iſt. Dieſe Schüler⸗Stammliſte 
iſt nach dem nachfolgenden Formular A aufzuſtellen und dabei in der Spalte 
„Bemerkungen“ zutreffendenfalls anzugeben, daß das Kind Privatunterricht erhält, 
oder welche andere öffentliche oder Privatſchule es beſucht. 
In gleicher Form iſt dem Lehrer von den Gemeinde- und Gutsvorſtänden 
Mitteilung zu machen, wenn in der Zwiſchenzeit von einem Aufnahmetermin zum 
andern infolge von Zuzug Kinder in ſchulpflichtigem Alter in den Schulbezirk ein⸗ 
treten, oder wenn ſolche Kinder den Schulbezirk verlaſſen oder Privatunterricht 
erhalten oder eine andere öffentliche oder eine Privatſchule beſuchen. 

§ 2. In die Schüler⸗Stammliſte find nicht allein diejenigen Kinder aufzu⸗ 
nehmen, welche zur Zeit der Aufſtellung der Liſte das ſechſte Lebensjahr vollendet 
haben, ſondern auch diejenigen, welche in den auf den Monat des Aufnahmetermins 
folgenden drei Monaten ihr ſechſtes Lebensjahr vollenden. 

§ 3. Sofern die Kinder aus einem Gemeinde- oder Gutsbezirke zu verſchie⸗ 
denen Schulen gehören, ſind zwei oder mehrere Schüler⸗Stammliſten aufzuſtellen 
und den betreffenden Lehrern oder erſten Lehrern einzureichen, deren jede aber 
nur die jeder einzelnen Schule überwieſenen ſchulpflichtigen Kinder aufführen darf. 
5 § 4. Gehen dieſe Schüler⸗Stammliſten bei dem Lehrer nicht rechtzeitig ein, 
ſo hat derſelbe dem Lokalſchulinſpektor hiervon ſofort Anzeige zu machen, welcher 
ſeinerſeits verpflichtet iſt, ohne Verzug bei dem Kreislandrat als Vorſitzendem des 
Kreisausſchuſſes die erforderlichen Anträge zu ſtellen, damit der ſäumige Gemeinde⸗ 
oder Gutsvorſtand zur Erfüllung ſeiner Pflicht angehalten werde. 

§ 5. Die Gemeinde⸗ und die Gutsvorſteher find verpflichtet, bei Aufnahme 
der in das ſchulpflichtige Alter tretenden Kinder in die Schüler⸗Stammliſte den 
Eltern und Pflegern derſelben zu eröffnen, daß die Kinder mit dem nächſten Auf⸗ 
nahmetermine die Schule zu beſuchen hätten. 

8 6. Aufgrund der Schüler - Stammlifte und der Ergänzungen derſelben 
hat der Lehrer demnächſt ein Schülerverzeichnis nach dem nachfolgenden Formular 
B aufzuſtellen, in welches die erweislich Privatunterrricht erhaltenden oder eine 
andere öffentliche oder Privatſchule beſuchenden Kinder nicht aufzunehmen ſind. 

B. In den kleineren Städten. 

87. In denjenigen Städten, deren Einwohnerzahl 5000 nicht überſteigt, 
finden die 88 1 bis 6 mit folgenden Modifikationen Anwendung. 

Die von dem Magiſtrate aufzuſtellende Schülerſtammliſte iſt zunächſt der 
Stadtſchuldeputation zu übergeben, welche aus derſelben diejenigen ſchulpflichtigen 
Kinder ausſcheidet, welche durch Privatunterricht oder auf einer Schule mit höheren 
Unterrichtszielen ausgebildet werden, oder erweislich zum Beſuch einer öffentlichen 
Schule unfähig ſind. 

Etwaige Zweifel hierüber ſind durch entſprechende Aufforderungen an die 
Eltern, Pfleger oder Vormünder aufzuklären. 


L 


— 183 — 


0 Die alſo berichtigte Schüler⸗Stammliſte ift dem erſten oder Hauptlehrer zu⸗ 
zuſtellen. 

Sofern zwei oder mehrere Volksſchulen ſich in der Stadt befinden, hat die 
Stadtſchuldeputation die neu eintretenden Schüler den betreffenden Schulen zu 
überweiſen und ſetzt die Eltern, Pfleger oder Vormünder der Kinder von der 
Überweiſung in Kenntnis. In dieſem Falle iſt für jede Schule eine beſondere 
Stammliſte aufzuſtellen. ö 


C. In den größeren Städten. 


8. In den Städten über 5000 Einwohner erläßt die Stadtſchuldeputation 
ſpäteſtens bis zum 15. Februar und am 15. Auguſt jedes Jahres in ortsüblicher 
Weiſe eine Bekanntmachung an die Eltern, Pfleger und Vormünder ſchulpflichtiger, 
aber noch nicht eingeſchulter Kinder, in welcher dieſelben zur Vermeidung zwangs⸗ 
weiſer Einſchulung der Kinder aufgefordert werden, dieſelben bei dem erſten oder 
Hauptlehrer der ihrer Wohnung zunächſt belegenen Schule bis zu einem darin zu 
bezeichnenden Termine anzumelden. Hierzu iſt das nachfolgende Formular C zu 
verwenden. 

§ 9. Der erſte oder Hauptlehrer hat nach Ablauf der Anmeldefriſt ein 
Schülerverzeichnis, welches ſämtliche Schüler mit Einſchluß der beſonders zu 
bezeichnenden neu aufgenommenen enthält, nach dem nachfolgenden Formulare B 
aufzuſtellen und dasſelbe ohne Verzug der Stadtſchuldeputation einzureichen. 

Sind die Anmeldungen für eine Schule ſo zahlreich, daß die angemeldeten 
Schüler nicht ſämtlich in der betreffenden Schule Aufnahme finden können, ſo 
find die Schüler, welchen keine Aufnahme hat gewährt werden können, in eine 
en Lifte einzutragen, welche gleichzeitig der Stadtſchuldeputation einzu⸗ 
reichen iſt. 

Die letztere überweiſt dieſe Schüler demnächſt einer anderen Schule in mög⸗ 
lichſter Nähe der Wohnung der Eltern durch die nach dem Formular D aufgeſtellte 
Überweiſungsliſte, nach welcher das Schülerverzeichnis von dem Hauptlehrer zu 
berichtigen iſt, und benachrichtigt die Eltern, Pfleger oder Vormünder von der 
bewirkten Einſchulung durch eine nach dem nachfolgenden Formular E gefaßte 
Benachrichtigung. 

$ 10. Bis zum 1. April und 1. Oktober jeden Jahres hat die zuſtändige 
Polizeibehörde der Stadtſchuldeputation ein Verzeichnis derjenigen Kinder zu 
überſenden, welche in dem betreffenden Schuljahre vom 1. Januar bis 30. Juni 
und vom 1. Juli bis zum 31. Dezember das ſechſte Lebensjahr vollenden, ſowie 
derjenigen Kinder, welche in ſchulpflichtigem Alter neu angezogen ſind. 

§ 11. Seitens der Stadtſchuldeputation werden dieſe Liſten mit den von den 
Hauptlehrern eingereichten Verzeichniſſen verglichen. Findet ſich hierbei, daß Kinder 
in ſchulpflichtigem Alter noch nicht eingeſchult ſind, ſo werden die Eltern, Pfleger 
oder Vormünder durch ein nach dem nachfolgenden Formular F abzufaſſendes 
Schreiben aufgefordert, binnen 14 Tagen nachzuweiſen, daß das Kind einer Schule 
zugeführt ſei, oder aus welchen Gründen dasſelbe einer Schule nicht übergeben 
werden könne. 

Wird dieſer Nachweis nicht geführt, fo überweiſt die Stadtſchuldeputation die 
einzuſchulenden Kinder mit der nach dem nachfolgenden Formular D anzufertigenden 
Überweiſung einer der Volksſchulen der Stadt. - 

Aufgrund dieſer Überweiſung werden die betreffenden Kinder in das Schüler⸗ 
Verzeichnis aufgenommen und als eingeſchult angeſehen. e 

Gleichzeitig werden die Eltern, Pfleger oder Vormünder mittels des nach 
dem nachfolgenden Formular G abzufaſſenden Schreibens von der erfolgten Ein⸗ 
ſchulung in Kenntnis geſetzt und aufgefordert, das Kind der bezeichneten Schule 
zuzuführen. 
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§ 12. Am 1. jeden Monats hat die Polizeibehörde der Stadtſchuldeputation 
ein Verzeichnis derjenigen Kinder in ſchulpflichtigem Alter zuzuſtellen, welche im 
Laufe des vergangenen Monats aus dem Stadtbezirke abgezogen ſind. 

Die Stadtſchuldeputation hat den Hauptlehrern jeder Volksſchule, aus welcher 
durch Abzug Schüler ausgeſchieden ſind, auszugsweiſe Abſchriften dieſes Verzeich⸗ 
niſſes zuzuſtellen, wonach das Schülerverzeichnis zu berichtigen iſt. 

8 13. Die erſten oder Hauptlehrer find verpflichtet, jeden der in ihre Schule 
aufgenommenen oder derſelben überwieſenen Schüler ſo lange im Schülerverzeich⸗ 
niſſe zu führen, bis der Abzug desſelben aus dem Stadtbezirke auf vorſtehende Art 
feſtgeſtellt, der Tod oder die Unfähigkeit desſelben zu fernerem Schulbeſuch in zu⸗ 
verläſſiger Weiſe konſtatiert, die regelmäßige Entlaſſung des Kindes erfolgt, oder 
endlich eine Umſchulung nachgewieſen iſt. 

$ 14. Die erſten oder Hauptlehrer der Volksſchulen und die Rektoren und 
Dirigenten von Mittel⸗ oder ſolchen Schulen, deren Unterrichtsziele über die der 
Volksſchule hinausgehen, dürfen keinen früheren Schüler einer Volksſchule derſelben 
Stadt ohne Vorlegung des nach dem nachfolgenden Formular H aufzuſtellenden 
Entlaſſungsſcheines aufnehmen und werden verpflichtet, dem neu aufgenommenen 
Schüler nach Aufnahme in das Schülerverzeichnis einen Aufnahmeſchein nach dem 
nachfolgenden Formular J zu erteilen. Erſt nach Vorlegung dieſes Aufnahme⸗ 
1 55 iſt der Schüler in dem Schülerverzeichnis der Schule, die er verlaſſen hat, 
zu löſchen. 

Von jeder Umſchulung iſt der Stadtſchuldeputation von den erſten oder Haupt⸗ 
lehrern bez. Dirigenten beider beteiligten Schulen Anzeige zu machen. 

$ 15. Denjenigen Städten mit mehr als 5000 Einwohnern, deren Verhält⸗ 
niſſe und Einrichtungen es geſtatten, bleibt es unter unſerer Zuſtimmung über⸗ 
laſſen, inbetreff der Einſchulung der ſchulpflichtigen Kinder das in 8 7 bezeichnete 
Verfahren zu beobachten. 


II. Verfolgung ungerechtfertigter Schulverſäumniſſe. 


$ 16. Aufgrund des Schülerverzeichniſſes hat jeder Lehrer eine Abſenten⸗ 
liſte nach dem nachfolgenden Formular K aufzuſtellen, in welcher die Verſäumnis 
eines halben Schultages durch einen von rechts nach links gezogenen ſchrägen 
Strich und die Verſäumnis eines ganzen Schultages durch ein Kreuz bezeichnet 
wird, während bei einem durch Krankheit veranlaßten Ausbleiben ein lateiniſches K, 
bei dem Vorhandenſein ſonſtiger für zureichend erachteter Entſchuldigungsgründe 
ein lateiniſches E und in Fällen der Beurlaubung zum Zweck der Teilnahme an 
dem von den Geiſtlichen der betreffenden Konfeſſion erteilten Religionsunterrichte 
ein lateiniſches C einzutragen iſt. 

Bei der Verzeichnung der Schulverſäumniſſe gilt der Vormittags⸗ 
unterricht wie der Nachmittagsunterricht für je einen halben Tag. Findet aber 
an einem Tage nur Vormittagsunterricht ſtatt, ſo gilt das Wegbleiben aus dem⸗ 
ſelben für die Verſäumnis eines ganzen Schultages. 

Wenn Halbtagsſchulen eingerichtet find, jo gilt die jeder Abteilung zugewieſene 
Zeit als ganzer Schultag. 

Die gleiche Regel iſt in den Fällen anzuwenden, wo ein beſonderer Unter⸗ 
richt für Hütekinder eingerichtet ift, jo daß die Verſäumnis der für den Unterricht 
der Be beftimmten Stunden als Verſäumnis eines ganzen Schultages ge⸗ 
rechnet wird. 5 

ü 8 18. In dringenden Fällen ift der Lehrer auch dann, wenn die Schule ſich 
am Wohnorte des Lokalſchulinſpektors befindet, ermächtigt, einzelne Schüler wegen 
beſonderer Hinderniſſe bis zu zwei Schultagen zu beurlauben, wenn Umſtände 
ee welche es nicht geſtatten, den Urlaub bei dem Lokalſchulinſpektor nach⸗ 
zuſuchen. 
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Im übrigen behält es bei den Beſtimmungen des § 3 der Schulordnung 
ſein Bewenden, mit der Maßgabe, daß unter dem Pfarrer der Lokalſchulinſpektor 
zu verſtehen iſt, und daß in den Städten an die Stelle des Schulvorſtandes die 
Stadtſchuldeputation tritt. 

8 19. Schriftliche Nachrichten und Ausweiſe, welche Schulverſäumniſſe zu 
rechtfertigen, oder Anträge, welche dieſelben zu entſchuldigen beſtimmt ſind, werden 
von dem Lehrer als Beläge geſammelt und aufbewahrt. 

Über mündlich angebrachte Anträge und Entſchuldigungen iſt erh wie 
über die notoriſchen Thatſachen oder Ereigniſſe, welche den Schulbeſuch verhindert 
haben, von dem Lehrer ein kurzer Vermerk in die Abſentenliſte einzutragen. 

20. Am Ende jeder Woche hat der Lehrer eine Schulverſäumnisliſte nach 

dem nachfolgenden Formular (Formular L.) für die verfloſſene Woche aufgrund 

der Abſentenliſte aufzustellen, in welcher alle Verſäumniſſe mit Einſchluß der von 

dem Lehrer als gerechtfertigt oder entſchuldigt angeſehenen mit Angabe des Ent⸗ 

ſchuldigungs⸗ oder Beurlaubungsgrundes und unter Bezeichnung der Nummer der 

etwa dazu gehörigen Beläge aufzuführen ſind. Nur die Schulverſäumniſſe der 
noch nicht 6 Jahre alten Kinder ſind wegzulaſſen. 

Auf der Liſte hat der Lehrer die Richtigkeit der in derſelben gemachten An⸗ 
gaben amtlich zu verſichern. 

Gehören mehrere Gemeinden oder Gutsbezirke zu einer Schule, ſo hat der 
Lehrer für jeden Ort, bezw. für die aus demſelben der Schule überwieſenen Kinder 
eine beſondere Verſäumnisliſte anzufertigen. 

8 21. Am Montage der nächſtfolgenden Woche hat der Lehrer die Schul⸗ 
verſäumnisliſte dem Schulvorſtande zu Händen des Lokalſchulinſpektors, in den 
Städten der Schuldeputation zu überreichen und das Datum der Einreichung, die 
Zahl der in derſelben aufgeführten Schüler und die Geſamtzahl der verſäumten 
Tage, wie die Anzahl der beigefügten Beläge in die nach dem nachfolgenden 
Formular N anzulegende Jahres⸗Nachweiſung der Schul⸗Verſäumnis⸗Liſten ein⸗ 
utragen. 

; Sind überhaupt keine Verſäumniſſe vorgekommen, fo iſt eine Vakatanzeige 
einzureichen. 

9 22. Die Herren Lokalſchulinſpektoren und die mit den Reviſionen der 
Schulen beauftragten Mitglieder der Stadtſchuldeputationen, ſowie die Herren 
Kreisſchulinſpektoren haben die richtige Aufſtellung und pünktliche Einſendung der 
Verſäumnisliſten auf das ſorgfältigſte zu überwachen und in geeigneten Fällen 
Remedur oder entſprechende Belehrung eintreten zu laſſen, wiederholte Ver⸗ 
zögerungen aber und Fälle, in denen erweislich unrichtige Angaben in die Ver⸗ 
ſäumnisliſte aufgenommen ſind, zur Kenntnis der zuſtändigen Königlichen Regierung 

u bringen. 
; 8 93 Die Schulvorſtände bezw. die Stadtſchuldeputationen haben die Eltern, 
Pfleger oder Dienſtherren der in der Verſäumnisliſte aufgeführten Kinder, deren 
Verſäumniſſe nach den Angaben des Lehrers nicht bereits als entſchuldigt ange⸗ 
ſehen werden können, zu einem Tage im Laufe der Woche zur Angabe der Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe mit der Verwarnung vorzuladen, daß imfalle ihres Aus⸗ 
bleibens angenommen werde, ſie hätten zur Sache nichts anzuführen. 

„Die Vorladungen erfolgen durch den Lehrer im Namen des Schulvorſtandes 
bezw. der Schuldeputation nach dem nachfolgenden Formular M für den Terminstag 
der Woche. Sie find gleichzeitig mit der Aufſtellung der Verſäumnisliſten (8 20) 
auszufertigen und am folgenden Montag ($ 21) durch in der Nähe der Vorzu⸗ 
ladenden wohnende zuverläſſige Schulkinder denſelben zuzuſtellen. 

Terminstag und Stunde, ſowie die Perſon desjenigen, welcher die Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe entgegenzunehmen hat, ſind von dem Schulvorſtande bezw. der 
Stadtſchuldeputation ein für allemal zu beſtimmen und vor dem Beginn jedes 
Schulhalbjahrs in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 
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Es bleibt den Schulvorſtänden bezw. Stadtſchuldeputationen überlaſſen, mit 
dieſen Verhandlungen den Lokalſchulinſpektor oder einzelne ihrer andern Mitglieder 
zu beauftragen. Von dieſer Befugnis wird in der Regel überall da, wo mehrere 
Gemeinde- bezw. Gutsbezirke die Schulgemeinde bilden, Gebrauch zu machen fein 
und zwar mit der Maßgabe, daß dem Lokalſchulinſpektor die Verhandlungen für 
jeinen Wohnort, den dem Schulvorſtande angehörigen Gemeinde⸗ bezw. Guts⸗ 
vorſtehern aber die Verhandlungen für die andern Ortſchaften zufallen. 

In der Stadt Königsberg können mit den Verhandlungen die Hauptlehrer 
der einzelnen Schulen beauftragt werden. 

§ 24. In dem Falle, wo es ſich um die Rüge der erſten unentſchuldigten 
Schulverſäumnis handelt, kann die vorgeſchriebene Vorladung und Verwarnung 
durch eine entſprechende ſchriftliche, gegen Empfangsſchein zuzuſtellende Mahnung 
nach dem nachfolgenden Formular O erſetzt werden. 

§ 25. Erſcheinen die vorgeladenen Eltern, Pfleger oder Dienſtherren nicht, 
oder können die von denſelben vorgebrachten Entſchuldigungsgründe nicht als ge⸗ 
nügend anerkannt werden, ſo werden gegen diejenigen, welche die betreffenden 
Kinder zur Schule zu ſchicken verpflichtet ſind, Verſäumnisſtrafen nach Maßgabe 
des § 4 der Schulordnung in Antrag gebracht. 

Dem Ermeſſen der Schulvorſtände und Stadtſchuldeputationen iſt es über⸗ 
laſſen, nachdem die wiederholte Anwendung geringerer Strafen ſich als unwirkſam 
erwieſen hat, höhere Strafen in Antrag zu bringen. Hierbei wird im allgemeinen 
als Regel feſtzuhalten ſein, daß die höhere Strafe nicht zur Anwendung kommt, 
wenn ſeit der Beitreibung bezw. Verbüßung der letzten Strafe eine den Umſtänden 
nach erhebliche Zeit, etwa ein Jahr vergangen iſt, ohne daß ungerechtfertigte Schul⸗ 
verſäumniſſe zu rügen geweſen ſind. 

8 26. Die Strafanträge werden in die dazu beſtimmte Kolonne 12 der Lifte 
eingetragen, und es werden die beiden Exemplare der Liſte nach entſprechender 
Ausfüllung der Kolonne 13 und nach Ausfüllung und Vollziehung des Antrages 
ſpäteſtens am letzten Tage der auf die Verſäumniſſe folgenden Woche der Orts⸗ 
polizeibehörde zur weiteren Veranlaſſung eingeſendet. 

§ 27. Die zur vorläufigen Straffeſtſetzung befugten Beamten oder Behörden 
haben nach Prüfung der Anträge die Strafen nach den Beſtimmungen des Geſetzes 
vom 14. Mai 1852 bezw. des die Ausführung dieſes Geſetzes betreffenden Regle⸗ 
ments vom 30. September 1852 feſtzuſetzen bezw. beizutreiben. 

Wird in einzelnen Fällen den Anträgen keine Folge gegeben, oder das be⸗ 
antragte Strafmaß herabgeſetzt, ſo iſt die beantragende Behörde hiervon ſogleich 
zu benachrichtigen, damit dieſelbe in geeigneten Fällen in den Stand geſetzt wird, 
bei der vorgeſetzten Behörde Beſchwerde zu führen. 

§ 28. Die eingezogenen Strafen find an die Ortsſchulkaſſen in längſtens acht 
Wochen vom Eingange des Strafantrages, deſſen Kolonne 14 und folgende ent⸗ 
ſprechend auszufüllen ſind, mit dem Duplikat des Antrages abzuführen. 

8 29. In denjenigen Fällen, in welchen auf gerichtliche Entſcheidung provociert 
iſt, liegt es der Behörde, welche den Strafantrag geſtellt hat, ob, event. durch 
Requiſition des betreffenden Gerichtes den Abſchluß der Sache feſtzuſtellen und die 
Abführung der erkannten und beigetriebenen Strafe zu erwirken. 

8 30. Bei Volksſchulen mit zwei oder mehreren Klaſſen finden die in der 
vorſtehenden Verordnung hinſichtlich des Lehrers getroffenen Beſtimmungen auf 
den erſten oder Hauptlehrer Anwendung, mit Ausſchluß der Beſtimmung über die 
Führung der Abſentenliſten, welche für jede Klaſſe beſonders von dem betreffenden 
Lehrer zu führen iſt. 2 

§ 31. Die Koſten, welche aus der Verwendung der in den vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen bezeichneten Formulare erwachſen, werden von den Ortsſchulkaſſen bez. 
Kämmereikaſſen beſtritten. 


DE 


(1. Seite.) Formular A. 
Stammliſte der ſchulpflichtigen Kinder zun 


(Für das Land.) 
Ich beſcheinige hierdurch, daß außer den in der nachſtehenden Liſte aufgeführten Kindern 
keine ſchulpflichtigen Kinder im Alter von 6 bis 14 Jahren in. vorhanden find. 


e e 
Der Gemeinde- (Guts⸗) Vorſteher. 


(Für die kleineren Städte.) 
Wir beſcheinigen hierdurch, daß außer den in der nachſtehenden Liſte aufgeführten 
Kindern keine ſchulpflichtigen Kinder im Alter von 6 bis 14 Jahren in-ꝰ TWPw 
vorhanden ſind, welche den Volksſchulen zuzuführen ſind. 
e i ea eng. en 
Der Magiſtrat. 
(2. und 3. Seite.) 


1] 2. 


Geburt 


= 
A| Bor- und Zunamen &| Vor- und Zunamen Vor⸗ e Be⸗ 

5 . 2 ſowie Stand der Pfleger 

= ſchulpflichtigen Kinder. Eis 5] Stand der Eltern. nei 0 N 
85 oe 

2 

(1. Seite.) Formular B. 


Schüler⸗Verzeichnis der Volksſchule zu 
(2. und 3. Seite.) 
. 7) 5. | 6. IE 7. 


Kinder. Vor⸗ und Zunamen, i 
2 Stand und Wohnort Be⸗ 
Stand und Wohnort (Wohnung) 5 
. der der Pfleger, Dienſt⸗ 
wur herren ꝛc. 


Vor⸗ und Zunamen 
der der Schule 
überwieſenen Kinder. 


merkungen. 


Laufende Nr. 


Formular C. 


— 


Bekanntmachung. N 
Allen Eltern, Pflegern und Vormündern ſchulpflichtiger, aber noch nicht eingeſchulter 
Kinder bringen wir hierdurch in Erinnerung, daß die Schulpflicht mit dem ſechſten Lebensjahre 
beginnt, und daß die Unterlaſſung der rechtzeitigen Einſchulung eines Kindes die geſetzlichen 
Zwangsmaßregeln zur Folge hat. 
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Zugleich fordern wir hierdurch auf, die ſchulpflichtigen Kinder, welche in dem Halbjahre 
vom bis . ihr ſechſtes Lebensjahr vollenden, alsbald, jeden⸗ 
falls aber vor dem am . ten. . erfolgenden Schluß der Schulen bei der ihrer 
Wohnung zunächſt gelegenen Schule und zwar bei dem Hauptlehrer derſelben außerhalb der 
Schulſtunden in den durch beſondern Aushang im Schulhauſe beſtimmten Amtsſtunden 
anzumelden. 1 
8 ee 

Die Stadt⸗Schul⸗Deputation. 

Formular D. 


Benachrichtigung für den Hauptlehrer der ſtädtiſchen Volksſchulle 


D „„ „„Sohn Tochter geben deb ten 
. bevormundet van win Pflege wohnhaft 
„ it Ihrer Schuſe vom nab Übetidtejett worden 
und iſt in das a aufzunehmen. 

e e e en e en 


Die Stadt⸗Schul⸗Deputation. 


(Erforderlichenfalles iſt der Benachrichtigung die Form einer den Rubriken des Schüler⸗ 
Verzeichniſſes entſprechenden Liſte zu geben, in welchem Falle zu ſagen wäre: 

Die in der umſtehenden Lifte aufgeführten ſchulpflichtigen Kinder find Ihrer Schule 
vom . ten.. ab überwieſen worden, und find dieſelben in das Schüler⸗ 
Verzeichnis aufzunehmen. 


. den ee RENT ee 
Die Stadt⸗Schul⸗Deputation.) 


Formular E. 


Da der Anmeldung d.. (Namen des Kindes) . . bei der . (näher zu 
bezeichnenden) Volksſchule wegen Überfüllung derſelben keine Folge hat gegeben werden 
können, haben wir das vorbezeichnete ſchulpflichtige Kind der unter der Leitung des Haupt⸗ 
lehrerns (Namen) . ſtehenden .. (näher zu bezeichnenden) .. Volksſchule 
vom en Alberwiefen 

Wir fordern Sie auf, d.. (Namen) . dieſer Schule zuzuführen, mit dem Be⸗ 
merken, daß das ſchulpflichtige Kind von dem vorgedachten Zeitpunkt in dem Schüler⸗ 
Verzeichnis dieſer Schule geführt wird, und daß bei dem Ausbleiben desſelben die geſetzlichen 
Schulverſäumnisſtrafen werden verhängt werden. 


C 
An Die Stadt⸗Schul⸗Deputation. 
Die Benachrichtigung der Stadt⸗Schul⸗Deputation über die Einſchulungd . - 
in die . . Volksſchule habe ich erhalten. 
n, e N. . 
Formular F. 


Nachdem die Einſicht der Schüler⸗Verzeichniſſe ergeben hat, daß Sie Ihre. — 
Sohn — Tochter — Pflegeſohn — Mündel (Namen) . geboren am . ten 
0... einer Schule nicht zugeführt haben, fordern wir Sie auf, uns binnen 14 Tagen 
nachzuweiſen, daß das vorbezeichnete ſchulpflichtige Kind einer Schule zugeführt worden iſt, 
oder aus welchen Gründen dasſelbe einer Schule nicht übergeben werden kann. 
Sollte binnen der vorbezeichneten Friſt der eine oder der andere Nachweis nicht er⸗ 
bracht ſein, haben Sie zu gewärtigen, daß wir das vorbezeichnete Kind einer von uns aus⸗ 
zuwählenden Volksſchule überweiſen. 
FETT 
An Die Stadt⸗Schul⸗Deputation. 
den re , e 


Die Aufforderung zur Einſchulung d.. . . . habe ich empfangen. 
e ee dern,, 1 en = N. N. 
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Formular G. 


Nachdem Sie 1 1 Aufforderung, uns den Nachweis zu führen, daß . . 
geboren den . einer Schule zugeführt ſei, oder aus welchen 
Gründen das borbeteichnete ſchulpflichtige Kind einer Schule nicht übergeben werden könne, 
unbeachtet gelaſſen haben, benachrichtigen wir Sie, daß wir dasſelbe der unter der Leitung 
des (Namen des Hauptlehrers ) ſtehenden . Volksſchule zugewieſen haben, 
und daß dasſelbe vom . ten aab in dem Schülerverzeichnis dieſer 
Schule geführt wird. 

Wir fordern Sie auf, d nunmehr dieſer Schule zuzuführen, mit der 
Verwarnung, daß imfalle des Ausbleibens des Kindes die geſetzlichen Schulverſäumnis⸗ 
ſtrafen webt N 


„ er 
5 An Die Stadt⸗Schul⸗ Deputation. 
Die Ba der GStadt- Fan Deputation über die erfolgte Einſchulung 
eee 5 a 5 al 
0 den . ten N. N. 


Formular H. 


Zeugnis behufs der Anmeldung des Eintrittes in eine andere Schule. 


.. (Name des Kindes) . geboren beſuchte die. . (zu 
bezeichnende) Volksſchule vom bis. Das Verhalten war RR 


und der Fleiß 
Der Schüler wird aufgrund dieſes Atteſtes noch nicht in dem Schüler⸗Verzeichnis 


der vorbezeichneten Schule geſtrichen, ſondern erſt dann, wenn die Aufnahme in eine andere 


Schule 1 iſt. 
dee been 


Hablkhree 
der .. Veoolksſchule. 
Formular J. 


D. (Namen des Kindes) welche . bisher nach dem vorgelegten 
Zeugnis die . zu bezeichnende) Schule 1 1 5 iſt nach erfolgter 
Anmeldung vom 8 in die Schule aufgenommen 
und in das Shake Gee eingetragen. 

= en 3 
er des Hauptlehrers, Rektors N Dirigenten.) 


Formular K. 


Abſententenliſte der Sr a" n 


für die Woche von bis 

I 5. BETT: 
Vor- Geburts⸗ 8 
ao e . 
u. Bu] tag Monat 2 
3 93 namen 5 
=] » der | | Ss = 
5 [Kinder 18 
AE 
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Schulverſäumnisliſte für die Schule uu 


für die Woche vom . . bis 
Die Zahl der Schulkinder beträgt. . Zahl der Schultage. Zahl der 
Verſäumnistage . Prozentſatz des Schulbeſuchs im ganzen 5 


Ich beſcheinige hierdurch amtlich die richtige und ordnungsmäßige Führung der Ab⸗ 
ſentenliſte für die vorſtehend bemerkte Zeit und die genaue Ausfertigung der umſtehenden 


Schulverſäumnisliſte nach der Abſentenliſte. 
„„ err a N. N., Lehrer. 
Strafantrag 
des Schulvorſtandes (der Stadt⸗Schul⸗Deputation) wegen der Schulverſäumniſſe in der 
.. Schule für die Woche von bis. . aus dem Bezirk A 
Wir beſcheinigen hiermit, daß die in Kol. 10 Nr. der umſtehenden Lifte auf⸗ 


geführten Eltern, Pfleger oder Dienſtherren die Schulverſäumniſſe der aufgeführten Kinder 
ausreichend zu entſchuldigen nicht vermocht haben, bez. auf Vorladung nicht erſchienen ſind 
und beantragen deren Beſtrafung aufgrund des § 4 der Schulordnung vom 11. Dezember 
1845 und dieſer Liſte, welche die Beweiskraft eines amtlichen Protokolls hat. Die Geld⸗ 
ſtrafen fließen in die Schulkaſſe, und erſuchen wir daher ergebenſt, dieſelben an den Rendanten 
ER nach erfolgter Beitreibung abzuführen. In dem beigefügten Duplikat erſuchen 
wir ergebenſt, die Kol. 14 u. ff. ſeinerzeit auszufüllen und dasſelbe demnächſt zu remittieren, 
in den Fällen aber, in denen keine Strafe feſtgeſetzt werden ſollte, uns ſofort davon bei 
Angabe der Gründe Mitteilung zu machen. 
r 


Der Schulvorſtand (die Schuldeputation). 


An 
Die: N 5 
(2. und 3. Seite.) 
112] 3 45678 9 I 10 fl 12 [13 14 15 16 | 17 [18 19 
BE N r * ES 8 5 
am S D 2 2 5 2 8 S * 
= 8 S S 8 2 =» Der En =} 8 
ss al | 8l 1E32 Is Schul- f |Fele 
© ( 22 ER, — = her 2 8 1 
E 88 > a 2 8 vor⸗ ja Z-ElB|E 8 — (er je 
2355 ( 2 5 „ ſtand 3 . 
(S S be- S e e e 
= nal (SS — — = as 2 — en 
iss 3lslelsi2lel5” e antragt 8 S Salz s S 
= 2 „S SSE S „22| »=2]|2 B=1 — 4 58-723 8 
„elz2®& 1882 333 3 8 Strafe 8 2 2 2 8 88 
ISIS 23e “zla ES SGS 
SPASS S[ SESIS SE 2 SIS zu. S Se 2 
5 E 5 8 as 52 85 
SEE E e eee 
Formular M. 
D . . (Namen des Kindes) . iſt in der Woche vom bis 
mit einer ungerechtfertigten Schulverſäumnis von . Tagen eingetragen. 
Etwaige Entſchuldigungsgründe ſind ſofort ſchriftlich oder am ten 
Uhr mündlich bei dem . . anzubringen. 


FFC —8 (Unterſchrift des Lehrers.) 
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Formular N. 
Nachweiſung der Schulverſäumnisliſten des Lehrers 


zu * Pro & 
„% 
Lau⸗ Bezeichnung Da tum Zahl der Zahl Be⸗ 
fende des der 1 aufgeführten der verſäumten 
Nr Zeitraums. Einreichung der Lifte] Schüler. Tage. merkungen. 


Formular O. 


D . . (Namen des Kindes) . . hat in der Woche vom .. bis .. die 
Schule ohne zureichende Gründe während .. Schultage .. verſäumt. 

Sie werden hierdurch ermahnt, d . ſelben die Wohlthat eines geordneten Schul⸗ 
unterrichts nicht zu entziehen und künftig für den regelmäßigen Beſuch des Schulunterrichts. 
zu ſorgen, da Sie bei einer Verſäumnis die geſetzliche Geld⸗ oder im Unvermögensfalle 
Haftſtrafe zu gewärtigen haben. 

, ie Euch 
Der Schulvorſtand (die Schuldeputation.) 
An 


Die Verwarnung wegen der Schulverſäumnis de. (Namen des Kindes) . in der 
Woche vom bis. habe ich erhalten. 


den . kenn (Unterſchrift.) 


2. Vorſtehende Verordnung iſt durch Verordnung derſ. Reg. v. 21. Juni 1881 
(Amtsbl. S. 166) mit Genehmigung des Herrn Min. d. g. A. dahin ergänzt 
worden, daß: 

1. die Schüler⸗Stammliſten (SS 1—6 der Verord.) fernerhin nur einmal im 
Jahre und zwar 14 Tage vor Michaeli in der vorgeſchriebenen Weiſe 
aufzuſtellen ſind. Dagegen ſind ſpäteſtens 14 Tage vor Oſtern nach dem 
für die Schüler⸗Stammliſten gegebenen Formular A. Nachtragsliſten von 
den Gemeinde- und Gutsvorſtehern und den Magiſträten der kleineren. 
Städte aufzustellen und den Lehrern, erſten oder Hauptlehrern zuzuſtellen, 
nachdem dieſe Liſten anſtelle der auf dem Formular A. befindlichen Be⸗ 
ſcheinigung mit folgender Beſcheinigung verſehen worden ſind: 

Ich beſcheinige (Wir beſcheinigen) hierdurch, daß außer den in der Schüler⸗ 
Stammliſte vom . ten ... und in der vorſtehenden Nachtrags⸗ 
liſte aufgeführten Kindern keine ſchulpflichtigen Kinder in dem Alter von 
6 bis 14 Jahren oder ſolche Kinder, welche in den nächſten 3 Monaten 
das ſechſte Jahr vollenden, in der Gemeinde (dem Gutsbezirk) vor⸗ 
handen ſind. 


Der Gemeinde- (Guts⸗) Vorſteher. 
(Der Magiſtrat). 


. ; 


In dieſe Nachtragsliſte find alle Kinder im Alter von 6—14 Jahren ein⸗ 
ſchließlich aufzunehmen, welche durch Zuzug ſeit der Anfertigung der letzten 
Schüler⸗Stammliſte in den Gemeinde⸗ bezw. Gutsbezirk eingetreten ſind, 
ferner diejenigen, welche in den letzten 3 Monaten ihr ſechſtes Lebensjahr 
vollendet haben, ſowie diejenigen, welche in den Monaten April, Mai und 
Juni ihr ſechſtes Lebensjahr vollenden. 


pp. 

3. Die Schulverſäumnisliſten (8 20 ff.) ſind fortan nicht wöchentlich, ſondern 
monatlich in der vorgeſchriebenen Weiſe aufzuſtellen und am erſten 
Montage des folgenden Monats dem Schulvorſtande z. H. des Lokalſchul⸗ 
inſpektors, bezw. der Schuldeputation einzureichen, welche gemäß § 23 der 
Verordnung die Eltern, Pfleger oder Dienſtherren der in der Schulver⸗ 
ſäumnisliſte aufgeführten Kinder im Laufe derſelben Woche zur Angabe 
der etwaigen Entſchuldigungsgründe vorzuladen haben. Durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung leiden die Formulare L., M., O. inſofern eine Abänderung, als 
in derſelben ſtatt der Worte „Woche von 6 der betr. 
Monat zu ſetzen iſt. 


3. Verordnung des Herrn Ober⸗Präſidenten von Weſtpreußen, betreffend die 
Förderung des regelmäßigen Schulbeſuchs in den Volksſchulen und die Verfolgung 
ungerechtfertigter Schulverſäumniſſe, v. der Reg. zu Marienwerder unterm 22. Dezbr. 
1880 (Beilage zu Nr. 2 d. Amtsbl. pro 1881) und v. der Reg. zu Danzig unterm 
3. Januar 1881 (Extra⸗Beilage zu Nr. 3 des Amtsbl. pro 1881) veröffentlicht. 


I. Verfahren behufs Einſchulung der ſchulpflichtigen Kinder. 


§ 1. Alljährlich bis zum 15. März haben die Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher 
die im Orte vorhandenen Kinder, welche das ſechſte Lebensjahr vollendet haben 
oder doch bis zum 30. Juni vollenden werden, in ein Verzeichnis (Formular A.) 
einzutragen und dasſelbe dem Lehrer zu übergeben. 

Sind die Kinder in Rückſicht auf das Religionsbekenntnis oder aus ſonſtigen 
Gründen verſchiedenen Schulen zu überweiſen, dann iſt für jede Schule ein be⸗ 
ſonderes Verzeichnis aufzuſtellen. 

Bei denjenigen Kindern, welche Privatunterricht erhalten, oder eine andere 
öffentliche Schule beſuchen, iſt dies in Spalte 7 zu vermerken. 

In den erſten 8 Tagen jedes Kalender⸗Quartals ſind die im verfloſſenen 
Vierteljahre im Alter von 6 bis 14 Jahren zu- oder weggezogenen Kinder (For⸗ 
mular A.) dem Lehrer namhaft zu machen. 

Die Gemeinde- und Gutsvorſteher find verpflichtet, den Eltern und Pflegern 
der in das Verzeichnis eingetragenen Kinder, welche nicht ſchon einer öffentlichen 
Schule zugeführt ſind oder entſprechenden Privatunterricht erhalten, bekannt zu 
129 0 m die Kinder mit dem nächſten Aufnahme⸗Termin die Schule zu be- 
ſuchen haben. 

8 2. Aufgrund dieſer Verzeichniſſe hat der Lehrer ein Schülerverzeichnis 
(Formular B.) bei Beginn des Schuljahres aufzuſtellen. Die erweislich Privat⸗ 
unterricht erhaltenden oder eine andere öffentliche Schule beſuchenden Kinder ſind 
in dasſelbe nicht aufzunehmen. Die in das Schülerverzeichnis eingetragenen Kinder 
ſind in demſelben ſo lange zu führen, bis ihr Abzug aus dem Schulbezirk ange⸗ 
meldet, der Tod oder die Unfähigkeit derſelben zum ferneren Schulbeſuch feſtgeſtellt, 
die regelmäßige Entlaſſung erfolgt, oder endlich eine Umſchulung nachgewieſen iſt. 

§ 3. In den Städten, ſoweit nicht für einzelne Städte mit Genehmigung 
der Bezirksregierung ein beſonderes Verfahren eingeführt iſt, finden die 88 1 und 
2 mit folgender Maßgabe Anwendung. 

Die Stadtſchuldeputation übergiebt die Verzeichniſſe an den erſten Lehrer der 
Volksſchule, nachdem diejenigen Kinder zuvor ausgeſchieden ſind, welche Privat⸗ 
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unterricht erhalten, eine andere öffentliche Schule beſuchen, oder zum Beſuch der 
Schule erweislich unfähig ſind. 

Sind zwei oder mehrere nicht nach der Konfeſſion getrennte Volksſchulen vor⸗ 
handen, ſo hat die Stadtſchuldeputation die Schüler mittelſt beſonderen Verzeich⸗ 
niſſes den einzelnen Schulen zu überweiſen und die Eltern, Pfleger oder Vor⸗ 
münder (Formular C.) der Kinder hiervon in Kenntnis zu ſetzen. 


II. Verfahren bei Feſtſtellung und Verfolgung ungerechtfertigter 
Schulberſäumniſſe. 


8 4. Aufgrund des Schüler ⸗Verzeichniſſes hat jeder Lehrer bezw. erſte Lehrer 
oder Hauptlehrer eine Abſenten⸗Liſte (Formular D.) nach dem beigefügten For⸗ 
mulare aufzuſtellen, in welcher die Verſäumnis eines halben Schultages durch 
einen von rechts nach links gezogenen ſchrägen Strich und die Verſäumnis eines 
ganzen Schultages durch ein Kreuz bezeichnet wird, während bei einem durch 
Krankheit veranlaßten Ausbleiben ein K., bei Beurlaubungen ein B. einzutragen iſt. 

Sonſt angebrachte Entſchuldigungsgründe ſind in der Spalte „Bemerkungen“ 
anzugeben. 

; § 5. Bei der Verzeichnung der Schulverſäumniſſe gilt der Vormittagsunter⸗ 
richt wie der Nachmittagsunterricht für je einen halben Tag. Findet aber an 
einem Tage nur Vormittagsunterricht ſtatt, ſo gilt das Wegbleiben aus demſelben 
für die Verſäumnis eines ganzen Schultages. 

Wenn Halbtagsſchulen eingerichtet ſind, ſo gilt die jeder Abteilung zugewieſene 
Zeit als ganzer Schultag. Die gleiche Regel iſt in den Fällen anzuwenden, wo 
ein beſonderer Unterricht für Hütefinder eingerichtet iſt, jo daß die Verſäumnis 
der für den Unterricht der Hütekinder beſtimmten Stunden als Verſäumnis eines 
ganzen Schultages gerechnet wird. 

86. In dringenden Fällen iſt der Lehrer, bei mehrklaſſigen der erſte oder 
Hauptlehrer, ermächtigt, einzelne Schüler bis zu zwei Schultagen zu beurlauben, 
wenn Umſtände vorliegen, welche es nicht geſtatten, den Urlaub bei dem Lokal⸗ 
Schulinſpektor nachzuſuchen. : 

8 7. Unmittelbar nach Ablauf eines jeden Monats hat der Lehrer eine Schul⸗ 
verſäumnisliſte (Formular E) nach dem anliegenden Formular aufzuſtellen, in 
welcher alle Verſäumniſſe des verfloſſenen Monats unter Angabe der etwaigen 
Entſchuldigungsgründe aufzuführen ſind. 

Nur die Schulverſäumniſſe der noch nicht ſechs Jahre alten Kinder ſind weg⸗ 
ulaſſen. 
5 fal Rückfälle find nur die beſtraften Schulverſäumniſſe des laufenden Schul⸗ 
jahres aufzuführen. ene 0 x 

Bei mehrklaſſigen Schulen ſind die Verſäumnisliſten für jede Klaſſe von den 
betreffenden Klaſſenlehrern anzufertigen und dem erſten oder Hauptlehrer zu 
übergeben. . 

Die Verſäumnisliſten find bis zum 3. jeden Monats an den Schulvorſtand 
zu Händen des Lokalſchulinſpektors bezw. an die Schuldeputation abzuliefern, und 
ift dies in der Jahresnachweiſung zu vermerken. (Formular P.) - 

8 8. Die Schulvorſtände bezw. die Stadtſchuldeputationen haben die Eltern, 
Pfleger oder Dienſtherren derjenigen ſchulpflichtigen Kinder, welche ohne Erlaubnis 
des Lokalſchulinſpektors oder des Lehrers die Schule verſäumt haben, zu einem 
Termine in der erſten Hälfte jeden Monats zur Angabe der Entſchuldigungsgründe 
mit der Verwarnung vorzuladen, daß imfalle ihres Ausbleibens angenommen 
werde, ſie hätten zur Sache nichts anzuführen. 

Zeit und Ort dieſer Termine ſind von dem Schulvorſtande bezw. der Stadt⸗ 
ſchuldeputation für jeden Gemeinde- und Gutsbezirk ein für allemal zu beſtimmen 
und vor dem Beginn eines jeden Schuljahres in ortsüblicher Weiſe bekannt zu 
machen. Die Entſchuldigungsgründe werden von einem Bevollmächtigten des 
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Schulvorſtandes bezw. der Stadt⸗Schuldeputation entgegengenommen. Die Be⸗ 
vollmächtigten haben die von ihnen als entſchuldigt befundenen Schulverſäumniſſe 
in der Verſäumnisliſte, Spalte „Bemerkungen“ unter Angabe der Entſchuldigungs⸗ 
gründe zu vermerken. 

Glaubt der Lokalſchulinſpektor, die von den Bevollmächtigten angenommenen 
Entſchuldigungsgründe nicht anerkennen zu können, ſo bleibt ihm überlaſſen, die 
Entſcheidung des Schulvorſtandes einzuholen. 

In gleicher Weiſe haben die Schuldeputationen über die Annahme der Ent⸗ 
ſchuldigungsgründe zu befinden. 

9. Nach fruchtloſer Ermahnung iſt von dem Lokalſchulinſpektor bezw. der 
Stadtſchuldeputation die Verſäumnisſtrafe Spalte 8 der Liſte in Antrag zu bringen. 

Die als entſchuldigt angenommenen Schulverſäumniſſe ſind in der Liſte zu 
ſtreichen, und iſt die letztere demnächſt an die Orts⸗Polizeibehörde (Amtsvorſteher, 
Stadtpolizeiverwaltung, Königliche Polizei⸗Direktion) abzugeben. 

$ 10. Die zur vorläufigen Straffeſtſetzung befugten Beamten oder Behörden 
haben die Strafen nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. Mai 1852 bezw. 
des die Ausführung dieſes Geſetzes betreffenden Reglements vom 30. September 1852 
und § 453 ff. der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 1877 (R.⸗G.⸗Bl. pro 1877 
S. 253 ff.) feſtzuſetzen, bezw. die Einziehung der feſtgeſetzten Strafen oder die 
Vollſtreckung der ſubſtituierten Haft zu betreiben. 

Wird in einzelnen Fällen den Anträgen keine Folge gegeben, ſo iſt die be⸗ 
antragende Behörde hiervon ſogleich zu benachrichtigen, damit dieſelbe in ge⸗ 
Sen Fällen in den Stand geſetzt wird, bei der vorgeſetzten Behörde Beſchwerde 
zu führen. 

$ 11. Die eingezogenen Strafen find an den Rendanten der Ortsſchulklaſſe 
der Regel nach in längſtens 8 Wochen abzuführen. 

Die Schulverſäumnisliſte iſt nach Ausfüllung der Spalten 9—13 an den 
Lokal⸗Schulinſpektor bezw. die Schuldeputation abzugeben, welche dieſelbe nach 
Kenntnisnahme an den Rendanten der Schulkaſſe als Beleg für die zu verein⸗ 
nahmende Schulſtrafe gelangen zu laſſen hat. 0 1 f 
Die Rendanten find verpflichtet, dieſe Verſäumnisliſten wie die übrigen 
Rechnungsbeläge aufzubewahren. Beh 

8 12. In denjenigen Fällen, in welchen auf gerichtliche Entſcheidung ange⸗ 
tragen iſt, liegt es der Behörde, welche den Strafantrag geſtellt hat, ob, event. 
durch Erſuchen des betreffenden Gerichtes den Abſchluß der Sache feſtzuſtellen 
und die Abführung der erkannten und beigetriebenen Strafe zu erwirken. 

N Die Koſten, welche aus der Verwendung der in den vorſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen bezeichneten Formulare erwachſen, werden von den Ortsſchulklaſſen 
bezw. Kämmereikaſſen beſtritten. 


III. Anweiſung für die Unternehmer von Privat⸗Unterrichts⸗Anſtalten. 

8 14. Die Unternehmer von Privat⸗Unterrichts⸗Anſtalten find verpflichtet: 

1. die § 4 vorgeſchriebene Abſenten⸗Liſte zu führen, 

2. vierteljährlich dem Lokal⸗Schulinſpektor, bezw. in Städten der Stadtſchul⸗ 
deputation ein Verzeichnis der aufgenommenen und im vorangegangenen 
Quartale entlaſſenen Schüler einzureichen. Bei den entlaſſenen Schülern 
iſt anzugeben, ob und in welche andere Schule dieſelben übergetreten ſind. 


(Titelblatt. Formular A. 
Verzeichnis der ſchulpflichtigen Kinder zu . 
a Die Richtigkeit beſcheinigt 
den ten 
Der Gemeinde- (Guts) Vorſteher. 


Vor⸗ und Zur 


Lau⸗Vor⸗ u. Zunamen: Geburt 2 Bor u. Zu⸗ namen, 
fende ſchul 175 a — k 5 g a = Be⸗ 
ulpflichtigen ſowie Stan er Pfleger, N 
Nr. Kinder. Tag. Monat] Jahr. 8] der Eltern. Dienſt⸗ e 
i N > herren ꝛc. 
(Titelblatt.) Formular B. 
Schüler⸗Verzeichnis der Volksſchule zzz 
31 2 1 CCC 


Vor⸗ und Zur | Bor und Zur 
namen, namen, Stand, 
3 und b Be⸗ 
Wohnort (Wohnung) der merkungen. 
(Wohnung) Pfleger, Dienſt⸗ ung 
der Eltern. herren 2c. 


der der Schule 
überwieſenen 
Kinder. 


Konfeſſion. 


Ihr. .. (Name des Kindes) iſt der unter der Leitung des... (Name des 
Lehrers) ſtehenden Volksſchule . . . (Bezeichnung der Schule) überwieſen. 

Wir fordern Sie zur Vermeidung der geſetzlichen Schulverſäumnisſtrafe auf, Ihr 

5 (Name des Kindes) nunmehr der Schule zuzuführen. 


Formular C. 


eit tet 18 
Stadt⸗Schul⸗Deputation. 
(Titelblatt.) Formular D. 
Abſentenliſte der Schule zj für den Monat 

171111 5. 1 
ar Datu 81S 
5 Ex Vor- u. der Monat IAE 
2185| Zu. Geburt 822 5 
Ss namen 4 5 
des SE E 
SIS endes 8 ss 
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(Titelblatt. ) Formular E. 


Schulverſäumnisliſte für die Schule zu 2 
für den Monat 
Ich beſcheinige hierdurch amtlich die richtige ah ordwengsmößige Führung der Ab⸗ 
ſentenliſte. 
e FEDER ee 
N. N. 
Lehrer. 


Strafantrag 


des Schulvorſtandes (der Schuldeputation) wegen der re in der Schule 
für den Monat 2 


Die Beſtrafung wird aufgrund des § 4 der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 
und dieſer Liſte, deren Richtigkeit der beſcheinigende Lehrer vertreten wird, beantragt. 
Die Geldſtrafen fließen in die Schulkaſſe, und erſuchen wir daher, dieſelbe an den 


Renbontene 277, we erfolgter Belireibung abzuführen. 
JE nr SE OL eee 
Der Schulvorſtand . Schuldeputation.) 
An 
den il. 
21.023 M1 58 16 01% 184 mCH [2 Tan 
5 55 Ob auf⸗ = 
Vor- und J Angabe Vornamen, Der Die gericht Die 15 
Zunamen 2 8 der Zunamen Schul- Geld⸗ Dauer] liche Geld⸗ 2 
2 El: (Entſchuldi⸗ und Stand | yor- der | Ente ſtrafe 3 8 
& der Kinder, 3 der = ſtrafe ſubſti⸗ ſchei⸗ ‚eis 
5 8 gungs⸗ =] ftand |. iſt bei⸗ 21 
welche 5 8 haftbaren | ft feſt⸗ tuier⸗ dung RES 
die Schule s gründe und Eltern, [3] bean⸗ geſetzt ange- ge 8 88 
21 versäumt | [Angabe Pfleger tragt auf ten tragen trieben S 85 
= 28 der [und Dienſt⸗¶ = Strafe Haft. u. Dat.“ mit 2 
haben. 88 Rückfä herren. PS des Ab⸗ 
8 S] Rückfälle. 2 nz 5 
= A8 5 —.— 4.2 
; Formular F, 
Nachweiſung der Schulverſäumnisliſten des Lehrers... . . - zÄ u pr 
Lau⸗ Bezeichnung | Datum Zahl Zahl Be⸗ 
fende des der Einreichung der rn der e merkungen 
Nr. Zeitraums. der Liſte. Schüler. age. Nen. 


— —— —f[à⁴m4i4ů———— ä — nen. 
4 
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4. Mitwirkung der Lehrer zur Förderung des Schulbeſuchs. 
a. Eirk.⸗Verf. d. Reg. zu Marienwerder v. 14. Dezbr. 1860 über die erziehende 
Thätigkeit der Elementarſchule (Centralbl. 1860, S. 570). Noch immer wird die 
betrübende Wahrnehmung gemacht, daß eine große Zahl junger Leute ohne irgend 
welche geiſtige Bildung und ohne je eine Schule beſucht zu haben, heranwächſt. 
Nicht wenige derſelben verfallen der ſittlichen und leiblichen Verwahrloſung und 
ſelbſt dem Verbrechen und wären vielleicht davor bewahrt geblieben, hätte die 
Schule Gelegenheit gehabt, in ihrem Herzen und Gewiſſen Gottesfurcht zu erwecken 
und ihren Geiſt durch die Keime der Bildung zu befruchten, zu veredeln und zu 
erhellen. Daß dies unterblieben und leider noch täglich unterbleibt, iſt eine ſchwere 
Sorge und Verantwortung, die auf allen laſtet, welche an der Schulverwaltung 
näheren und entfernteren Anteil haben. Daß es darin beſſer werde, iſt aber die 
gemeinſame Aufgabe aller, denen das Wohl ihrer Mitmenſchen und des ganzen 
Vaterlandes, deſſen Macht vornehmlich auf der ſittlichen Kraft und Intelligenz 
ſeiner Bürger ruht, am Herzen liegt. Unſererſeits ſind wir unabläſſig bemüht, 
auf die Vermehrung und Verbeſſerung der Schuleinrichtungen hinzuwirken und die 
zur Förderung des Schulbeſuchs geeigneten Anordnungen zu treffen. In letzterer 
Beziehung iſt durch die Verordnung vom heutigen Tage in der vorigen Nummer 
des Amtsblatts den Ortsvorſtänden die beſtimmte Anweiſung erteilt, jedes ſchul⸗ 
fähige Kind dem Lehrer unaufgefordert und regelmäßig mitzuteilen, um einem 
Haupthinderniſſe eines vollſtändigen Schulbeſuchs zu begegnen. Dieſer große und 
heilſame Zweck läßt ſich indeſſen nur durch ein einmütiges und beharrliches Zu⸗ 
ſammenwirken von allen Seiten erreichen. Deshalb wird zunächſt den Lehrern zu 
bedenken gegeben, daß ſie ſich nicht an der Nachweiſung und Zuführung der Kinder 
durch die Ortsvorſtände genügen laſſen dürfen, ſondern daß es ihre Pflicht iſt, 
ſich unabhängig davon eine ſelbſtändige und vollſtändige Kenntnis von den ſchul⸗ 
fähigen Kindern im Bereiche ihres Schulbezirks zu verſchaffen und dauernd zu er⸗ 
halten. Denn ſämtliche in ſeinem Bezirke vorhandenen Kinder ſind dem Lehrer durch 

einen Amtsberuf auf ſein Gewiſſen gebunden, nicht alſo bloß diejenigen, welche 
in die Schule kommen, ſondern auch diejenigen, welche Not oder Unverſtand von 
ihr ferne halten. Es iſt löblich, wenn ein Lehrer die Kinder, die ſich in der 
Schule einfinden, mit Sorgfalt unterrichtet. Will er ſich aber über den Mietling 
erheben und als ein treuer Lehrer im wahren Sinne dieſes Ehrennamens aner⸗ 
kannt wiſſen, ſo muß er auch denen, die nicht kommen, und zwar mit unermüd⸗ 
licher Ausdauer und Liebe nachgehen und ſich bemühen, zunächſt durch ſeine Ein⸗ 
wirkung auf Eltern und Pfleger, ſie um ſich zu ſammeln. Liebe und Ausdauer 
pflegen ihres Erfolges nicht zu verfehlen. Wo es aber nicht gelingt, iſt des Schul⸗ 
Inſpektors Rat und Anleitung, ſowie der Behörden Einwirkung in Anſpruch zu 
nehmen. Ihr beſonderes Augenmerk haben die Lehrer auf verwaiſte, ſowie auf die 
der Armenpflege anheimgefallenen Kinder zu richten und ſich beſtändig vorzuhalten, 
daß Kinder, je verlaſſener jie find, deſto mehr der forgfältigen geiſtigen Obhut 
bedürfen, die der Lehrer als eine der heiligſten Aufgaben ſeines Berufs zu be⸗ 
trachten hat. Solche Kinder ſind daher unabläſſig zu überwachen, und wenn ſich 
finden ſollte, daß ſie von ihren Pflegern in geiſtigen wie leiblichen Dingen ver⸗ 
nachläſſigt werden, iſt der Orts⸗Schulinſpektor davon in Kenntnis zu ſetzen, welcher 
nicht ſäumen wird, die weltliche Behörde um den Schutz für ſie anzurufen, den 
unſere Geſetze auch dem ärmſten Kinde verbürgen. Sollten ſich aber die Pfleger 
ſolcher Kinder durchaus unfähig oder ſo gewiſſenlos erweiſen, um von ihnen einen 
dem beabſichtigten Zwecke entſprechenden Gebrauch von der aus Gemeinde- oder 
andern öffentlichen Mitteln fließenden Vergütung erwarten zu können, ſo iſt darauf 
zu dringen, daß die Kinder gewiſſenhafteren und befähigteren Eltern anvertraut 
werden, zu welchem Behufe die Lehrer im Verein mit den Schul⸗Inſpektoren in⸗ 
zeiten bemüht fein müſſen, dazu geeignete Familien zu ermitteln, um dieſelben mit 
Überzeugung in Vorſchlag bringen zu können. Von den Herren Orts⸗Schul⸗ 
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inſpektoren erwarten wir vertrauensvoll, daß fie den Lehrern dieſe vielfach ver⸗ 
nachläſſigte Seite ihrer Berufspflichten wiederholt und dringend ans Herz legen 
und denſelben darin durch Beiſpiel und Rat zur Seite zu ſtehen unabläſſig be⸗ 
müht ſein werden. Um eine dauernde Beherzigung dieſer Anmahnung zu ſichern, 
iſt dafür Sorge zu tragen, daß ein Abdruck oder eine Abſchrift dieſer Bekannt⸗ 
machung der Schul⸗Chronik beigeheftet wird. Nicht minder werden die Orts⸗ und 
Polizeibehörden ſich angelegen ſein laſſen, die Organe der Schulverwaltung durch 
umſichtige Anwendung der in ihrer Hand liegenden geſetzlichen Mittel mit Nach⸗ 
druck zu unterſtützen, während wir ſelbſt allen auf dieſen Gegenſtand gerichteten 
Anträgen oder Beſchwerden ſtets die eingehendſte Berückſichtigung und Abhilfe zu⸗ 
zuſagen uns gedrungen fühlen. Eine gleiche Aufforderung und dringende Bitte 
richten wir aber auch an alle Dienſt⸗, Brot⸗ und Gutsherrſchaften, in deren Gewalt 
und Bereich ſich Kinder befinden, denen durch ihre Verhältniſſe ein geregelter 
Schulbeſuch erſchwert wird. Mögen auch ſie alle um ihres Gewiſſens willen be⸗ 
denken, daß ſie nicht bloß für das äußere Los, ſondern auch für die Seelen dieſer 
Kinder verantwortlich ſind, und daher nicht dulden, daß dieſelben von den Pflanz⸗ 
ſtätten der Zucht, der Ordnung und der geiſtigen Entwickelung zurückgehalten 
werden, ſondern es als eine unabweisliche Pflicht erkennen, ſie zum regelmäßigen 
Schulbeſuch anzuhalten und ihnen die nötige Zeit zu gönnen und die ſonſt er⸗ 
forderliche Unterſtützung an äußern Mitteln zu teil werden zu laſſen, ohne welche 
ein fruchtbringender Schulunterricht nicht möglich iſt. 

b. Verf. der Reg. zu Marienwerder v. 24. Febr. 1863: In nicht wenigen 
Fällen hat ſich ergeben, daß die Lehrer den ſchlechten Schulbeſuch ſelbſt verſchulden, 
wenigſtens inſofern mitverſchulden, als ſie den von uns getroffenen Anordnungen 
zur Förderung eines regelmäßigen Schulbeſuchs nicht mit der erforderlichen Sorg⸗ 
falt und Gewiſſenhaftigkeit nachkommen. Sie befinden ſich im Irrtum, wenn ſie 
meinen, andere, namentlich die Orts⸗Polizeibehörden, müßten für den regelmäßigen 
Beſuch der Schule ſorgen, den unregelmäßigen verantworten. Sie ſelbſt behindern 
die Einwirkung der Behörden auf den Schulbeſuch, wenn ſie ſich in Ausführung 
der zur Beſtrafung unentſchuldigter Schulverſäumniſſe angeordneten Maßnahmen 
läſſig zeigen, und fie machen fi ſtrafbar, wenn fie der Meinung find, die Ein⸗ 
reichung der Schulverſäumnis⸗Liſten ſei doch nur vergeblich, oder dem Verlangen 
der wegen unentſchuldigter Schulverſäumniſſe ihrer Kinder ſtrafbaren Eltern, oder 
dem nicht zu rechtfertigenden Wunſch gewiſſenloſer Schulvorſteher oder Dominien 
folgegeben und die Ausfüllung und Einreichung der Schulverſäumnis⸗Liſten (oder 
Vakat⸗Anzeigen) verabſäumen. Die in dieſer Hinſicht bemerkten nicht unerheblichen 
Übelſtände veranlaſſen uns, den Lehrern unſres Verwaltungsbezirks bemerklich zu 
machen, daß zunächſt ſie für regelmäßigen Schulbeſuch zu ſorgen haben, daß da⸗ 
gegen die Einwirkung der Behörden, alſo die Anwendung von Strafmaßregeln 
erſt einzutreten hat, wenn die Anwendung gütlicher Mittel und das in dieſer Be⸗ 
ziehung in $ 4 der Provinzial⸗Schulordnung vorgeſchriebene Verfahren ſich als 
erfolglos erweiſt. Am wirkſamſten und nachhaltigſten wird für den guten Schul⸗ 
beſuch dadurch geſorgt werden, daß die Lehrer Gewiſſenhaftigkeit und Treue in 
der Wahrnehmung ihrer Berufspflichten, namentlich in Abwartung ihrer Lehr⸗ 
W beweiſen, daß ſie durch ihren unterrichtlichen und erziehlichen Einfluß, 

urch liebevolle väterliche Einwirkung die Schüler zu gewinnen, den Eltern aber 
die Überzeugung beizubringen wiſſen, daß ihre Kinder nicht vergeblich, ſondern mit 
ſichtlichem Nutzen die Schule beſuchen. Demnächſt empfehlen wir den Lehrern 
unmittelbare Einwirkung auf die Eltern ſäumiger Schüler mittels verſtändiger, ein⸗ 
dringlicher Vorſtellungen. Auch werden ſich überall einflußreiche Gemeindeglieder 
für dergleichen Einwirkung gewinnen laſſen, wie denn zunächſt die Schulvorſteher 
zu ſolcher verpflichtet find. Als eine unerläßliche Pflicht der Lehrer müſſen wir 
aber die gewiſſenhafte Führung der Schulbeſuchsliſte, die aufgrund der letzteren 
vorzunehmende Ausfüllung der Schulverſäumnisliſte und deren pünktliche Ein⸗ 
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reichung bezeichnen. Dieſer Pflicht muß unter allen Umſtänden genügt werden, 
und wird die Unterlaſſung oder Vernachläſſigung derſelben unnachſichtlich mit 
empfindlicher Ordnungsſtrafe geahndet werden. Die ſofortige Namhaftmachung 
derjenigen Lehrer, die ſich Unregelmäßigkeiten oder Nachläſſigkeit in der Auf⸗ 
ſtellung und Einreichung der Schulverſäumnisliſten und Vakat⸗Anzeigen zu ſchulden 
kommen laſſen, wird hiermit den Schulinſpektoren aufs neue zur Pflicht gemacht. 

C. 1. Verf. d. Reg. zu Marienwerder v. 25. März 1873, Nr. 820 G. C. II: 

Vielfach ſind von Lehrern Vakatanzeigen mit der Angabe, daß keine ſtrafbaren 
Schulverſäumniſſe vorgekommen ſeien, eingereicht worden. Es iſt dies völlig 
unſtatthaft, da nicht den betreffenden Lehrern, ſondern den Lokalſchulinſpektoren 
und den ſtädtiſchen Schuldeputationen bez. den damit beauftragten Perſönlichkeiten 

»die Prüfung der Verſäumnisgründe obliegt. Die Lehrer haben in jedem Falle, 
wo eine Verſäumnis vorgekommen iſt, den Namen des betr. Kindes in die Ver⸗ 
ſäumnisliſte einzutragen und dieſe in vorgeſchriebener Weiſe einzureichen, nachdem 
in der dazu beſtimmten Rubrik die ihnen etwa bekannt gewordenen Gründe der 
Verſäumnis vermerkt worden ſind. Eine Vakatanzeige darf von denſelben nur 
dann eingereicht werden, wenn wirklich, was indeſſen wohl nur in den ſeltenſten 
Fällen eintreffen dürfte, während des ganzen Monats kein Kind beim Unterricht 
gefehlt hat. Die Lehrer ſind auf dieſe ihnen obliegende Pflicht aufmerkſam zu 
machen und darauf hinzuweiſen, daß ſie über Begründetheit bez. Unbegründetheit 
der Schulverſäumniſſe nicht zu entſcheiden haben; zugleich iſt auch ſtreng darauf 
zu halten, daß dieſer Beſtimmung genau nachgekommen werde. 

c. 2. Verfügung derſ. Reg. v. 4. Novbr. 1878, Nr. 3914 C. II: Es iſt 
wiederholt vorgekommen, daß in den monatlich einzureichenden Schulverſäumnis⸗ 
liſten eine Anzahl Schüler nicht aufgeführt war, welche nach der Schulbeſuchs⸗ 
liſte die Schule verſäumt hatten, und daß die Lehrer bei der Auswahl der 
ſäumigen Kinder, deren Namen ſie in die Schulverſäumnisliſten eintrugen, ganz 
willkürlich verfahren waren. Wir haben bereits in vielen Einzelfällen die be⸗ 
treffenden Lokalſchulinſpektoren darauf hingewieſen, daß die Lehrer verpflichtet 
ſind, in den monatlichen Verſäumnisliſten ſämtliche Verſäumniſſe anzugeben, welche 
im Laufe des Monats vorgekommen ſind; aber trotzdem wiederholen ſich die Fälle, 
in denen es nicht geſchieht. Wir veranlaſſen daher die Lokalſchulinſpektoren, 
ernſtlich darauf zu halten, daß unſerer Beſtimmung überall entſprochen wird, und 
ſich von Zeit zu Zeit gelegentlich durch Vergleichung der Verſäumnisliſten mit der 
Schulbeſuchsliſte davon zu überzeugen, ob es geſchieht. In jedem Falle, in welchem 
Lehrer unſerer Anordnung nach dieſer Seite hin nicht nachgekommen ſind, iſt uns 
behufs ihrer Beſtrafung davon Anzeige zu machen. 

d. Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 2. Februar 1876, Nr. 225 G. II: 
Obgleich wir durch unſere Verfügung vom 10. Dezember 1863, betreffend die 
Förderung eines regelmäßigen Schulbeſuchs (Amtsblatt 1864, außerordentliche 
Beilage zu Nr. 3), in den SS 1 und 2 ausdrücklich den Ortsvorſtehern auf dem 
platten Lande zur Pflicht gemacht haben, in jedem Jahre 8 Tage vor Oſtern und 
vor Michaeli dem Lehrer derjenigen Schule, zu welcher die betreffende Ortſchaft 
gehört, ein Verzeichnis der Kinder zu übergeben, welche in dem vorangegangenen 
Halbjahre das 6. Lebensjahr vollendet haben, und zwar unter Angabe des Namens 
des Vaters, Pflegers oder Dienſtherren, ſowie des Alters der betreffenden Kinder, 
auch dem Lehrer jedesmal Mitteilung zu machen, wenn im Laufe des Halbjahres 
durch Veränderung des Wohnortes der Eltern, Pfleger oder des Dienſtverhält⸗ 
niſſes Kinder im ſchulpflichtigen Alter in den Schulbezirk eintreten oder denſelben 
verlaſſen: ſo ſind dieſelben krotz der ihnen wegen der Unterlaſſung ihrer Pflicht 
angedrohten Strafe doch vielfach derſelben nicht nachgekommen, und haben, wie 
wir aus den uns eingereichten Reviſionsverhandlungen erſehen haben, nur die 
wenigſten Ortsvorſteher die qu. Verzeichniſſe übergeben. Bei der Wichtigkeit aber, 
welche die richtige Aufſtellung einer vollſtändigen Liſte ſämtlicher ſchulpflichtigen 
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Kinder für den Schulbeſuch und die Bildung der Kinder hat, kann dieſe Unter- 
laſſung der diesfälligen Pflicht ſeitens der Ortsvorſteher von uns nicht länger 
geduldet werden, und ſehen wir uns daher genötigt, gegen die ſäumigen unter 
ihnen die erforderlichen Strafen herbeiführen zu laſſen. Daher geben wir den 
Herren Lokalſchulinſpektoren hiermit auf, die Ihnen unterſtellten Lehrer unter 
Mitteilung dieſer Verordnung behufs Kenntnisnahme und Anfertigung einer 
Abſchrift derſelben zur Schulchronik anzuweiſen, diejenigen Ortsvorſteher, welche 
ihnen zu den genannten Terminen die qu. Verzeichniſſe nicht regelmäßig und 
pünktlich übergeben, unverzüglich bei dem betreffenden Herrn Kreislandrat zur 
Anzeige zu bringen, und wenn auch dieſe Anzeige nach Verlauf von 4 Wochen 
nicht den beabſichtigten Erfolg gehabt haben ſollte, uns dieſerhalb zu berichten. 
Wir bemerken, daß wir in jedem Falle, wo ein Lehrer in den Reviſionsverhand⸗ 
lungen bekundet, daß er nicht das betreffende Verzeichnis erhalten habe, denſelben 
verantwortlich machen werden, wenn er es unterlaſſen hat, dem Königl. Kreis⸗ 
landrat bezw. uns hiervon Anzeige zu machen. 

e. Verf. der Reg. zu Marienwerder, v. 7. Auguſt 1883, Nr. II. 1. 5448. 
N. J. C.: Es hat ſich herausgeſtellt, daß die Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher nicht 
überall der ihnen durch $ 1 der Verordnung vom 22. Dezbr. 1880 (Beilage zu 
Nr. 2 des Amtsblatts pro 1881) auferlegten Pflicht nachgekommen ſind, ein Ver⸗ 
zeichnis aller im Orte vorhandenen Kinder, welche das ſechſte Lebensjahr vollendet 
haben oder bis zum 30. Juni vollenden, alljährlich bis zum 15. März aufzu⸗ 
ſtellen und dem Lehrer zu übergeben. Wir beſtimmen daher, daß die Lehrer einer 
jeden Schule (an den mehrklaſſigen die Hauptlehrer) an jedem 1. April dem 
Herrn Lokalſchulinſpektor anzuzeigen haben, ob ihnen die gedachten Verzeichniſſe 
von ſämtlichen Gemeinde- beziehungsweiſe Gutsvorſtehern des Schulbezirkes zuge⸗ 
gangen ſind; eventl. ſind diejenigen Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher zu bezeichnen, 
welche noch im Rückſtande ſind. Die Herren Lokalſchulinſpektoren haben alsdann 
ſofort eine Nachweiſung der ſäumigen Gemeinde⸗ und Gutsvorſteher an den Herrn 
Kreislandrat zur weiteren Veranlaſſung einzureichen. 

Der Umſtand ferner, daß einzelne Gemeindevorſteher und Gutsvorſteher den 
betreffenden Lehrern unvollſtändige und unrichtige Nachweiſungen der ſchulpflichtig 
gewordenen Kinder übergeben haben, veranlaßt uns, die Herren Lokalſchulinſpektoren 
anzuweiſen, den Ihnen unterſtellten nn zur Pflicht zu machen, daß fie die 
Angaben der ihnen übergebenen Liſten Kind für Kind genau prüfen und etwaige 
Unrichtigkeiten oder Unvollſtändigkeiten ſofort durch die Vermittelung des Herrn 
Lokalſchulinſpektors dem Herrn Kreislandrat zur Herbeiführung der erforderlichen 
Remedur anzeigen. Zur Erfüllung dieſer Obliegenheit iſt erforderlich, daß die 
Lehrer ſich ſelbſtändig eine vollſtändige Kenntnis von den ſchulpflichtigen Kindern 
des Schulbezirkes verſchaffen und dauernd erhalten, wie weiter unten näher be⸗ 
merkt werden wird. 

Da es außerdem häufig vorkommt, daß die mit der Prüfung der Schulver⸗ 
ſäumniſſe und mit der Entgegennahme der von den Eltern beziehungsweiſe Pflegern 
der betreffenden Kinder vorgebrachten Entſchuldigungsgründe von dem Herrn 
Lokalſchulinſpektor beauftragten Mitglieder des Schulvorſtandes auch ſolche Schul⸗ 
verſäumniſſe entſchuldigen, für welche ein ausreichender Grund nicht vorliegt, ſo 
verordnen wir hiermit, daß die gedachte Prüfung der Verſäumniſſe fortan ſtets 
unter Zuziehung und im Beiſein des Lehrers zu erfolgen hat. Die Herren 
Lokalſchulinſpektoren haben die beauftragten Schulvorſtands⸗Mitglieder und die 
Lehrer hiernach mit der erforderlichen Weiſung zu verſehen und mit Strenge 
darauf zu halten, daß dieſelben dieſer Verordnung nachkommen. 

Endlich verweiſen wir die Herren Lokalſchulinſpektoren und die Ihnen unter⸗ 
ſtellten Lehrer auf unſre, vielfach nicht mehr befolgte Eirkular⸗Verfügung vom 
14. Dzbr. 1860, (Centralbl. für die Unterrichtsverwaltung 1860, S. 570; Dr. Schulz, 
Schulordnung, Seite 95). Nach derſelben beſchränkt ſich das Amt des Volksſchul⸗ 
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lehrers nicht auf die Erteilung des Unterrichts an diejenigen Schulkinder, welche 
ſich im Schulzimmer einfinden, ſondern dasſelbe erſtreckt ſich auf ſämtliche, inner⸗ 
halb des Schulbezirkes vorhandenen ſchulpflichtigen Kinder. Es iſt daher Pflicht 
des Lehrers, auch ſeinerſeits zur Förderung eines regelmäßigen Schulbeſuchs nach 
Kräften beizutragen, indem er denjenigen Kindern, welche nicht zur Schule kommen, 
mit unermüdlicher Ausdauer, Liebe und Strenge nachgeht und ſich gewiſſenhaft 
bemüht, durch perſönliche Einwirkung auf Kinder, Eltern und Pfleger den regel⸗ 
mäßigen Schulbeſuch der Kinder herbeizuführen. Dies gilt auch gegenüber den⸗ 
jenigen Kindern, deren Ausbleiben durch Krankheit entſchuldigt wird; perſönliche 
Nachfrage des Lehrers (bei Gelegenheit der Spaziergänge) wird vielfach ergeben, 
daß der Zufland des Kindes den Schulbeſuch geſtattet. Die Gewöhnung der 
Jugend an unweigerliche Pflichterfüllung iſt wertvoll für die ganze Erziehung. 
Namentlich aber iſt die perſönliche Einwirkung des Lehrers erforderlich hinſicht⸗ 
lich der Kinder armer Eltern und hinſichts elternloſer Kinder, für welche oft 
niemand ſorgt, und welche dann gar zu leicht verwahrloſen. Die thunlichſte Zu⸗ 
führung ſolcher verwaiſeter oder verlaſſener Kinder zur Schule iſt in jener Eirkular⸗ 
verfügung als eine der heiligſten Aufgaben des Lehrer⸗Berufes bezeichnet. 5 

Die Erzielung eines regelmäßigen Schulbeſuchs grade bei den in Not auf⸗ 
wachſenden Kindern iſt eines der wirkſamſten Mittel gegen die Verwahrloſung. 

In denjenigen Fällen, in welchen der Lehrer durch ſeine perſönliche Ein⸗ 
wirkung nicht Abhilfe verſchaffen kann, hat derſelbe dem Herrn Lokalſchulinſpektor 
die ſäumigen Kinder namhaft zu machen, damit von dieſem die zwangsweiſe Siſtie⸗ 
rung derſelben beim Herrn Kreislandrat beantragt werden kann. 

Die Herren Lokalſchulinſpektoren haben vorſtehende Anordnung den unter⸗ 
ſtellten Lehrern zur Kenntnisnahme und Entnahme einer Abſchrift für die Schul⸗ 
akten zuzufertigen. 

Vorſtehende Beſtimmungen ſind auch bei den ſtädtiſchen Schulen analog zur 
Ausführung zu bringen und von den Schuldeputationen daher zur Kenntnis der 
ihnen unterſtellten Lehrer zu bringen. 


f. Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 27. Auguſt 1884, Nr. II. 2. 
N.: 
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Durch unſere allgemeinen Verfügungen vom 14. Dezember 1860 und vom 
7. Auguſt 1883, Nr. II. 1. 5448. N. J. C. iſt es als eine der dringendſten Amts⸗ 
pflichten der Volksſchullehrer bezeichnet worden, daß ſie ihrerſeits zur Förderung 
eines regelmäßigen Schulbeſuchs denjenigen Kindern, welche unregelmäßig oder 
garnicht zur Schule kommen, mit unermüdlicher Ausdauer, Liebe und Strenge 
nachgehen und ſich gewiſſenhaft bemühen, durch perſönliche Einwirkung auf 
Kinder, Eltern und Pfleger für einen regelmäßigen Schulbeſuch zu ſorgen, auch 
ſich davon zu überzeugen, ob die krank gemeldeten Kinder auch wirklich durch 
Krankheit am Schulbeſuche behindert ſind, oder ob andere Umſtände die Säumig⸗ 
keit verſchulden. 0 7 

Bei der im Beiſein des unterzeichneten Abteilungs⸗Dirigenten von Ew. Wohl⸗ 
geboren vorgenommenen Reviſion mehrerer Schulen Ihres Aufſichtsbezirks hat 
ſich herausgeſtellt, daß zu den Geſchäftsbüchern der betreffenden Schulen zwar 
eine Abſchrift unſerer vorgedachten allgemeinen Verfügung vom 7. Auguſt 1883 
genommen iſt, daß aber trotzdem die Anordnung ſelbſt von den meiſten Lehrern 
völlig unbeachtet gelaſſen wird. In einem Falle war ſogar derſelbe Lehrer, 
welcher die Abſchrift dieſer Verordnung gefertigt hatte, überraſcht, bei der Reviſion 
von dem Vorhandenſein einer derartigen Beſtimmung zu hören. Die Lehrer 
jener Schulen hatten ſich faſt ſämtlich darauf beſchränkt, die Verſäumniſſe in der 
Liſte zu verzeichnen und der Schulaufſichtsbehörde zeitweiſe auf Erfordern Ver⸗ 
zeichniſſe der ſäumigen oder fehlenden Kinder einzureichen, ohne auch nur den 
Verſuch einer vorherigen Ermittelung in den Wohnungen der reſp. Eltern oder 
Pfleger gemacht zu haben, ob die Kinder geſtorben, verzogen, durch Krankheit 
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oder andere triftige Gründe an dem Schulbeſuche behindert ſeien. Erſt durch die 
Ermittelungen der demnächſt in Anſpruch genommenen Herren Landräte und Amts⸗ 
vorſteher ergab ſich das Vorhandenſein jener Hinderniſſe. Es war mithin die 
Hilfe dieſer, durch anderweitige Amtsgeſchäfte in Anſpruch genommenen Behörden 
mit Unrecht für Schulzwecke angerufen worden, und das Verfahren der Lehrer 
iſt in ſolchen Fällen nicht nur unbedacht, ſondern pflichtwidrig. 

Da die Hilfe der Polizeibehörden zur Abſtellung von Schulverſäumniſſen erſt 
dann in Anſpruch genommen werden darf, wenn die Schule, die ihr ſelbſt 
zu gebote ſtehenden Mittel erſchöpft hat, ſo veranlaſſen wir Ew. Wohl⸗ 
geboren, die Ihnen unterſtellten Lehrer einzeln bei den ſtattfindenden Reviſionen 
der Schulen, ſowie insgeſamt bei den Lehrerkonferenzen auf ihre obenbezeichnete 
Pflicht und auf die dieſerhalb beſtehenden Vorſchriften mit Nachdruck aufmerkſam 
zu machen. Unterlaſſungen hinſichts der fraglichen Pflicht ſind, wenn ſie ohne 
triftige Entſchuldigung trotzdem ſtattfinden ſollten, fortan zu beſtrafen. 

Den Schulintereſſen kann es andererſeits nur förderlich ſein, wenn die Volks⸗ 
ſchullehrer ſich auf dem bezeichneten Wege Vertrauen und Einfluß bei Eltern und 
Kindern erwerben und erhalten, und wenn ſie Kenntnis von den perſönlichen 
Verhältniſſen derſelben erlangen. Die ſchulfreie Zeit, Spaziergänge pp. bieten 
den Lehrern hinlänglich Gelegenheit, zu dem vorgedachten dringenden Zwecke bald 
den einen, bald den anderen Teil des Schulbezirks aufzusuchen. 

Dem entſprechend wollen Ew. Wohlgeboren die Ihnen unterſtellten Lehrer 
veranlaſſen, Ihnen binnen einer von Ihnen näher zu beſtimmenden Zeitfriſt durch 
die Hand des Lokalſchulinſpektors diejenigen Kinder, welche die ihnen anvertraute 
Schule garnicht oder nur ſehr unregelmäßig beſuchen, geſondert und unter Angabe 
des Namens und Wohnorts des Vaters bezw. Pflegers namhaft zu machen und 
dabei jedesmal zu berichten, ö 

a. an welchem Tage und um welche Zeit fie die Eltern reſp. Pfleger der ge⸗ 
nannten Kinder in deren Wohnungen aufgeſucht, 

b. wen ſie angetroffen und auf wen ſie zum Zwecke eines regelmäßigen Schul⸗ 
beſuchs der betreffenden Kinder bezw. Pfleglinge perſönlich eingewirkt haben, 

c. mit welchem Erfolge. ) 

Diefen Auftrag wollen Ew. Wohlgeboren wiederholt den Lehrern nach Ab⸗ 
lauf einiger Zeit auferlegen, dann aber thunlichſt bei vorkommender Gelegenheit 
feſtzuſtellen bemüht fein, ob die Angaben des betreffenden Lehrers der Wahrheit 
gemäß ſind. Verneinendenfalls iſt derſelbe angemeſſen zu beſtrafen, bezw. iſt nach 
Anhörung des betreffenden Lehrers deſſen Beſtrafung bei uns aufgrund feſt⸗ 
geſtellter Tatſachen zu beantragen. Gelegentlich wollen Sie auch die Überein⸗ 
ſtimmung des Verzeichniſſes der Säumigen mit der Abſentenliſte prüfen. Binnen 
6 Monaten erwarten wir Bericht über das Geſchehene und deſſen Erfolg. 

An den 
Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn N. Wohlgeboren in N. 

Abſchrift vorſtehender Verfügung teilen wir Ew. Wohlgeboren zur Kenntnis 

und gleichmäßigen Nachachtung mit. 


An 
ſämtliche Königlichen Herren Kreisſchulinſpektoren. 

C. Nontrolle des Schulbeſuchs folder Rinder, welche ihre auswürts 

arbeitenden Eltern begleiten. 

I. Cirk.⸗Verf. der Reg. zu Königsberg v. 8. Mai 1882 (Nr. II. 326/4): 
Schon ſeit vielen Jahren ziehen zur Sommerszeit eine Menge polniſcher Arbeiter, 
namentlich aus den Kreiſen Ortelsburg und Neidenburg, mit ihren Familien in 
die Kreiſe Marienburg und Elbing, um beim Rübenbau und der Getreide- oder 


Kartoffelernte Beſchäftigung zu finden. Der Aufenthalt dieſer Leute an einem 
Orte iſt in der Regel nicht von langer Dauer; ſie verweilen, je nachdem ſie Be⸗ 
ſchäftigung finden, an demſelben Orte mehrere Wochen, mitunter auch nur einige 
Tage. Ihren Zuzug melden die Familienväter bei den betr. Gemeinde⸗ oder 
Gutsvorſtänden an; ſie verſtehen ſich auch wohl dazu, daß ihre ſchulpflichtigen 
Kinder zum Schulbeſuch herangezogen werden. Die Erfahrung hat jedoch gelehrt, 
daß der Beſuch der Schule ſeitens dieſer Kinder ſtets ein unregelmäßiger iſt, die 
Feſtſetzung von Schulverſäumnisſtrafen aber nichts fruchtet, weil dieſelben bei dem 
vagierenden Leben der Leute nicht eingezogen werden können. Ein beſſerer und 
geregelter Schulbeſuch iſt nur zu ermöglichen, wenn die Gemeindevorſtände ſolche 

Kinder den Lehrern zur Schule anmelden, deren Schulbeſuch ſeitens der Lokal⸗ 

Schulinſpektoren aufgrund der von den Lehrern aufgeſtellten Verzeichniſſe der er⸗ 

wähnten ſchulpflichtigen Kinder bei den Schulreviſionen kontrolliert, die ſchleunigſte 

Beſtrafung der Verſäumniſſe herbeigeführt, und ihnen über den dortigen Schul⸗ 

beſuch ein Zeugnis zur Mitnahme in die Heimat ausgeſtellt wird. Dahin gehende 

Anordnungen hat die Kgl. Reg. zu Danzig für ihren Bezirk bereits getroffen. 

Für die diesſeitige Heimat der mehrgedachten ſchulpflichtigen Kinder treffen 
wir folgende Anordnungen: 

1. Von jedem Abzuge von Familien mit ſchulpflichtigen Kindern nach Weſt⸗ 
preußen zur Arbeit auf Zeit haben die Gemeindevorſtände dem Lehrer ſofort 
Anzeige zu machen. 

2. Der Lehrer hat jedem Kinde ein Zeugnis über Fleiß und Kenntniſſe ſowie 
darüber, bis zu welchem Tage es die Schule beſucht hat, auszuſtellen und 
mitzugeben. 

3. Dieſes Zeugnis haben die Eltern dem Vorſtande des Ortes in Weſtpreußen, 
wo ſie Arbeit finden, ſowie dem Lehrer der Schule, zu welcher dieſer Ort 
gehört, ſofort vorzulegen. 

Nach der Rückkehr in die Heimat ift dieſes Zeugnis, in welches der Lokal⸗ 
Schulinſpektor der weſtpreußiſchen Schule die Dauer und den Erfolg des 
dortigen Schulbeſuchs nachzutragen haben wird, dem Lehrer und dem Schul⸗ 
inſpektor des Heimatortes ſofort vorzulegen bezw. von dieſem einzufordern. 

Die HH. Schulinſpektoren wollen ſich die gewiſſenhafteſte Befolgung vor⸗ 

ſtehender Anordnungen angelegen ſein laſſen und ſolche ſorgfältig kontrollieren. 


Ha 


II. Verf. der Kgl. Reg. zu Danzig v. 4. Juli 1882, G. 1116/5. Seit vielen 
Jahren ziehen zur Sommerzeit eine Menge polniſcher Arbeiter, namentlich aus 
den Kreiſen Ortelsburg und Neidenburg in die Kreiſe Marienburg und Elbing, 
um beim Rübenbau und der Getreide- reſp. Kartoffelernte Beſchäftigung zu finden. 
Dieſe Arbeiter führen meiſtens ihre ſchulpflichtigen Kinder mit ſich, und werden 
dieſelben in den meiſten Fällen während des ganzen Sommers dem Schulunterricht 
entzogen. i 

Um einen beſſeren und geregelteren Schulbeſuch ſeitens dieſer Kinder zu er⸗ 
möglichen, ordnen wir hiermit an: 

1. Die Guts⸗ und Gemeindevorſtände ſind anzuweiſen, die ſchulpflichtigen 
Kinder der eingewanderten Arbeiterfamilien ſofort nach erfolgtem Zuzug 
den Lehrern zur Schule anzumelden. g 

2. Die Guts⸗ und Gemeindevorſtände haben Verzeichniſſe von den eingewanderten 
ſchulpflichtigen Kindern ihrem Kreislandrat vorzulegen und darauf zu be⸗ 
ſcheinigen, daß die darin aufgeführten Kinder zur Schule angemeldet ſind, 
bezw. die Schule thatſächlich beſuchen. 

3. Dieſe Verzeichniſſe ſind abſchriftlich den Lokalſchulinſpektoren vorzulegen, 
um dieſelben in den Stand zu ſetzen, bei Gelegenheit der Schulreviſionen 
den Schulbeſuch der den Schulen zugewieſenen eingewanderten Kinder ein⸗ 
gehend kontrollieren zu laſſen. 
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4. Die Amtsvorſteher ſind mit der Aufſicht darüber zu betrauen, daß die 
Guts⸗ bezw. Gemeindevorſtände alle in ihren Gemeinden aufhaltſamen, ein⸗ 
gewanderten ſchulpflichtigen Kinder in die Verzeichniſſe aufnehmen. 

5. Zugleich ſind die Amtsvorſteher anzuweiſen, die Schulverſäumniſſe der 
genannten Schulkinder mit der größten Beſchleunigung vorſchriftsmäßi 
zu beſtrafen und für ſofortige unnachſichtliche Einziehung der Strafen eventl. 
durch Requiſitionen der Amter, in welche die zu beſtrafenden Familien⸗ 
häupter inzwiſchen verzogen ſind, Sorge zu tragen. 

6. Die Kgl. Regierung in Königsberg i. Pr. hat Anordnungen dahin getroffen, 
daß bei jedem Abzuge von Familien mit ſchulpflichtigen Kindern nach Weſt⸗ 
preußen der Lehrer jedem Kinde ein Zeugnis über Fleiß und Kenntniſſe, 
ſowie bis zu welchem Tage es die Schule beſucht hat, ausſtellt und mitgiebt. 

Dieſes Zeugnis hat ſich beim Anzuge ſowohl der Guts⸗ reſp. Orts⸗ 
vorſtand, in deſſen Bezirk die Eltern Arbeit finden, als der Lehrer der 
Schule, welcher die Kinder zugewieſen worden, ſofort vorlegen zu laſſen. 
Letzterer hat das Zeugnis einzubehalten und dafür Sorge zu tragen, daß 
vor der Rückkehr des Kindes in die Heimat der Lokalſchulinſpektor in das⸗ 
ſelbe die Dauer und den Erfolg des diesſeitigen Schulbeſuchs nachträgt. 

Die Herren Landräte und Kreisſchulinſpektoren wollen ſich die gewiſſen⸗ 
hafteſte Befolgung vorſtehender Anordnungen angelegen ſein laſſen, ſolche 
ſorgfältig kontrollieren und die nach obigem erforderlichen Anweiſungen an 
die nachgeordneten Beamten erlaſſen. 


3 A Verf. der Reg. zu, Marienwerder v. 27. Juni 1882, (Nr. 1339 
n 
Die Schulinſpektoren und die ſtädtiſchen Schuldeputationen verweiſen wir auf 
die Amtsblatts⸗Verordnung vom heutigen Tage, betreffend den Schulbeſuch der 
Kinder ſolcher Arbeiterfamilien, welche während des Sommerhalbjahres ihren 
Wohnort verlaſſen, um in anderen Gegenden Arbeit zu ſuchen, mit dem Veran⸗ 
laſſen, die ihnen unterſtellten Lehrer dieſelbe abſchreiben, zu den Schulakten nehmen 
zu laſſen, und ihnen die Beachtung unſerer Beſtimmungen zur Pflicht zu machen. 
(Dieſe Verordnung im Amtsblatt v. 12. Juli 1882 Nr. 28, S. 204 lautet:) 
1. Sobald eine Familie mit ſchulpflichtigen Kindern ihren Abzug zur Arbeit auf 
Zeit vorbereitet, hat der Gemeindevorſteher des Wohnortes dem Lehrer ſofort 
Anzeige zu machen. 2. Der Lehrer hat den betreffenden Kindern eine Beſcheinigung 
zu geben, bis zu welchem Tage ſie die Schule beſucht haben. 3. Dieſe Beſcheini⸗ 
gung hat der Gemeindevorſteher desjenigen Ortes, in welchem die Familie Arbeit 
findet, ſogleich nach dem Anzuge der letzteren einzufordern und dem Lehrer der⸗ 
jenigen Schule zuzuſtellen, welcher jener Ort angehört. 4. Wenn Arbeiterfamilien 
mit ſchulpflichtigen Kindern aus andern Regierungsbezirken in den Bezirk Marien⸗ 
werder zur Arbeit auf Zeit kommen, ſo hat der Gemeindevorſteher desjenigen 
Ortes, in welchem ſie Arbeit finden, in gleicher Weiſe zu verfahren, oder falls 
die Eltern über den Schulbeſuch ihrer Kinder eine Beſcheinigung des Lehres ihres 
Heimatortes nicht vorweiſen können, dem Lehrer des Anzugsortes die Namen 
dieſer Kinder mitzuteilen. 5. Der Lehrer des Anzugsortes hat die zugezogenen 
Kinder in ſeine Schulliſte aufzunehmen, über den Schulbeſuch der letztern eben 
dieſelbe Kontrolle zu führen, wie über den Schulbeſuch der übrigen dem Schul⸗ 
verbande angehörigen Kinder, und die Verſäumniſſe in der auf die Hütekinder 
bezüglichen, wöchentlich dem Lokalſchulinſpektor einzureichenden Verſäumnisliſte 
aufzuführen 6. Beim Abzuge der fraglichen Familien von dem Arbeitsorte hat 
der Lehrer eine Beſcheinigung darüber zu erteilen, bis zu welchem Tage die der 
Familie angehörigen ſchulpflichtigen Kinder die Schule beſucht haben. 


’ 


en 


D. Schulbeſuch der Schifferkinder. 


1. Durch die Verfügung der Reg. zu Marienwerder v. 23. Novbr. 1878, 
Nr. 1068. B. G. C. ſind die Kreislandräte veranlaßt worden, die zur Kontrolle 
des Schulbeſuchs derjenigen Kinder, welche von Schiffern auf ihren Reiſen mit⸗ 
geführt werden, von der Kgl. Reg. zu Bromberg unterm 11. November 1878 er⸗ 
laſſene Polizei⸗Verordnung und die darauf bezügliche allgemeine Verfügung von 
demſelben Datum zur Kenntnis derjenigen Ortspolizeibehörden ihres Kreiſes, in 
deren Bezirken Schiffer domizilieren, zu bringen, dieſelben mit der erforderlichen 
Anweiſung zu verſehen und die Befolgung der Verordnung zu überwachen. Auch 
iſt beſtimmt, daß die gedachte Polizeiverordnung den betreffenden Schiffern beim 
Einlaufen in den Bromberger Kanal oder in die Brahe⸗Mündung eingehändigt werde. 

2. a. Polizei⸗ Verordnung der Kgl. Reg. zu Bromberg v. 11. Novbr. 1878, be⸗ 
treffend den Schulbeſuch der Schifferkinder während der Winterszeit. 

Aufgrund der 88 117. des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 
(Geſetz⸗Samml. 1850, S. 265 ff.) erlaſſen wir für den Umfang unſeres Verwaltungs⸗Bezirks 
nachſtehende Polizei⸗ Verordnung: 

1. Jeder Kahnſchiffer, welcher die Gewäſſer des Regierungsbezirks Bromberg mit ſeiner 
Familie befährt, hat eine von der Polizeibehörde ſeines Heimatortes ausgeſtellte 
Nachweiſung bei ſich zu führen, in welcher angegeben tft: 1. die Nummer des Fahr⸗ 
zeuges, 2. Vor⸗ und Zuname des Schiffers, 3. Heimatsort desſelben, nebſt Kreis und 
Regierungsbezirk, 4. Name und Alter jedes Kindes, welches er mit ſich an Bord ge⸗ 
nommen hat. 

2. Die ad 1 bezeichnete Nachweiſung iſt bei dem jedesmaligen Durchgange durch den 
Bromberger Kanal der Kgl. Kanal⸗Inſpektion oder dem von derſelben mit der 
Kontrolle der Fahrzeuge beauftragten Beamten, bei dem Einlaufen in den Hafen bei 
Deutſch⸗Fordon aber dem Hafen⸗Inſpektor vorzulegen. 

3. Wenn ein Kahnſchiffer in den Gewäſſern des Bromberger Regierungsbezirks über⸗ 
wintert, ſo hat er, ſpäteſtens am dritten Tage nach ſeiner Anlage am Überwinterungs⸗ 
platze, die ſchulpflichtigen Kinder, welche er mit ſich führt, unter Vorlegung der Nach⸗ 
weiſung ad 1 bei der nächſten Ortspolizeibehörde anzumelden und anzugeben, in. 
welche Schule er die betreffenden Kinder ſchicken werde. 

4. Bei ſeiner Abfahrt von dem Überwinterungsplatze hat er der Polizeibehörde die 
Schulabgangszeugniſſe feiner ſchulpflichtigen Kinder zur Abſtempelung vorzulegen. 

5. Die Kgl. Kanal⸗ bezw. die Hafen⸗Inſpektion iſt berechtigt, ſich die abgeſtempelten Schul⸗ 
Abgangszeugniſſe zur Kenntnisnahme vorlegen zu laſſen. 

6. Wer die ad 2, 3 und 4 vorgeſchriebenen Anmeldungen verſäumt, verfällt in eine 
Polizeiſtrafe bis zu 5 Mark für jeden Fall. 

7. Bei der Rückkehr in die Heimat find die Schulabgangszeugniſſe der dortigen Polizei⸗ 
behörde auf Verlangen zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

b. Allgemeine Verfügung der Kgl. Reg. zu Bromberg vom 11. November 1878, 

Nr. 2642 U. II., den Schulbeſuch der Schifferkinder betreffend. F 

Durch Polizei⸗Verordnung vom heutigen Tage find diejenigen Kahnſchiffer, welche mit 
ihren Familien in den Gewäſſern. des Bromberger Regierungsbezirks überwintern, ver⸗ 
pflichtet worden, die ſchulpflichtigen Kinder, welche ſie mit ſich führen, ſpäteſtens am dritten 
Tage nach ihrer Anlage am Überwinterungsplatze bei der nächſten Orts⸗Polizei⸗Behörde an⸗ 
zumelden und anzugeben, in welche Schule ſie ihre Kinder ſchicken werden. 

Die Ortspolizeibehörden werden hiermit angewieſen, die Ausführung dieſer Verordnung 
ſtreng zu überwachen und etwaige Übertretungen derſelben ſofort zur Beſtrafung zu bringen. 

Die angemeldeten, bezw. die bei der vorzunehmenden Reviſion der Kähne vorgefundenen 
lich deen Schifferkinder ſind dem betreffenden Lehrer oder Schulvorſteher ſofort ſchrift⸗ 
ich anzuzeigen. 

Die Aufnahme der Schifferkinder in öffentliche Schulen darf von den betreffenden Schul⸗ 
vorſtänden nicht verweigert werden. N 

Für den Unterricht der Schifferkinder in öffentlichen Schulen iſt das ortsübliche Schul⸗ 
geld monatlich praenumerando und zwar das erſte Mal binnen 8 Tagen nach dem Ein⸗ 
laufen des Schiffers in den Winterhafen zu zahlen, oder wenn die betreffende Schule durch 
Hausväterbeiträge, bezw. mit Hilfe von Staatszuſchüſſen erhalten wird, pro Kind bei deſſen 
Eintritt 2 Mark und bei deſſen Austritt aus der Schule 1 Mark zur Schulkaſſe zu zahlen. 
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3 Beim Austritt aus der Schule erhält jedes Schifferkind unentgeltlich ein Abgangs⸗ 
Zeugnis. 

Imfalle des Eintritts eines Schifferkindes in eine Privatſchule bleibt die Höhe des zu 
entrichtenden Schulgeldes dem Privatabkommen überlaſſen, jedoch hat der Schiffer ſich von 
Sa 1 bezw. von der Vorſteherin der Privatſchule ein Abgangszeugnis ausſtellen 
zu laſſen. 

In den Abgangszeugniſſen iſt anzugeben: 1. Vor⸗ und Zuname, Heimatsort und Alter 
des Schifferkindes, 2. Tag des Eintritts und Austritts des Kindes in und aus der betr. 
Schule, 3. Anzahl der verſäumten Schultage, 4. Betragen und Fleiß des Kindes, 5. Fort⸗ 
ſchritte desſelben mit Angabe der Klaſſe (reſp. Abteilung), in welcher es geſeſſen hat. Sollte 
das Kind noch überhaupt nicht leſen und ſchreiben können, ſo iſt das beſonders zu bemerken. 

Die Schulvorſteher und Lehrer haben den Schulbeſuch der Schifferkinder genau zu 
kontrollieren und etwaige Schulverſäumniſſe den Orts⸗Polizei⸗Behörden alle 2 Wochen zur 
Beſtrafung anzuzeigen. 

Die Orts⸗Polizei⸗Behörde hat den Schulbeſuch der Schifferkinder auch ihrerſeits zu über⸗ 
wachen und etwaige Schulverſäumniſſe nach Maßgabe der Inſtruktion v. 5. Oktober 1871 
u Schulblatt pro 1871, Nr. 25, ©. 125 folgd.) zu beſtrafen, wobei mit angemeſſener 
Strenge zu verfahren iſt. 


E. Aufnahme und Entlaſſung aus der Glementarſchule. 


1. Verordnung der Reg. zu Königsberg v. 21. Januar 1865: Die Be⸗ 
ſtimmungen in den SS 1 und 2 der Schulordnung find vielfach dahin mißverſtanden 
worden, daß die Aufnahme eines Kindes in die Schule, wie die Entlaſſung des⸗ 
ben aus der Schule genau mit dem Tage erfolgen müſſe, an welchem dasſelbe 
das ſechſte, reſp. das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat. Es iſt deshalb vielfach 
darüber Klage geführt worden, daß zu allen Zeiten des Jahres Kinder der Schule 
zugeführt und ebenſo wieder entzogen werden, ohne daß dabei auf den Beginn 
und den Schluß des Lehrkurſus, welche in der Regel mit dem Beginn und Schluß 
des Semeſters zuſammen fallen, Rückſicht genommen wird, ja oft ohne daß die 
Schul⸗Inſpektoren und Lehrer vorher davon Kenntnis erhalten. Dieſer beſtändige 
Zu⸗ und Abgang der Kinder widerſtreitet aber aller Schuldisziplin, auch wird der 
Lehrer durch erſteren genötigt, die neu eintretenden Schüler bis zum Beginne des 
nächſten Kurſus entweder ſich ſelbſt zu überlaſſen, oder immer neue Abteilungen 
zu bilden, während es durch letzteren unmöglich gemacht wird, das Unterrichtsziel 
an den Kindern zu erreichen, da dieſes nur bei vollſtändiger Abſolvierung des 
Lehrkurſus geſchehen kann. Das unregelmäßige Verlaſſen der Schule iſt überdies 
inbetreff der evangeliſchen Schulen Veranlaſſung geworden, daß bei den jährlichen, 
durch die Kreis⸗Schul⸗Inſpektoren abgehaltenen öffentlichen Schul⸗Viſitationen, die 
vorzugsweiſe das Intereſſe der Schulgemeinden an der Schule zu beleben beſtimmt 
ſind, die in der Regel am meiſten geförderten Schulkinder die Schule bereits ver⸗ 
laſſen haben, und die Schulgemeinde⸗Mitglieder von der eigentlichen Frucht der 
Schularbeit alſo auch keine Anſchauung haben gewinnen können. Zur Beſeitigung 
dieſer Mißſtände beſtimmen wir daher für fämtliche Elementarſchulen des Bezirks 
hiermit folgendes: 

1. Die Aufnahme ſchulpflichtiger Kinder in die Schule erfolgt von jetzt ab nur 
zweimal jährlich, und zwar unmittelbar nach dem Schluß der Oſter⸗ und 
der Ernteferien. Mit Rückſicht auf den § 1 der Provinzial⸗Schul⸗Ordnung 
gehören hierher alle diejenigen Kinder, welche um dieſe Zeit das ſechſte 
Lebensjahr vollendet haben. (Dieſe Beſtimmung iſt durch Verordnung vom 
17. März 1883, Nr. 1658/12. II. dahin abgeändert worden, daß die Auf⸗ 
nahme in die 1 und 2 klaſſigen Volksſchulen nur einmal im Jahre, nach 
dem Schluß der Oſterferien zu erfolgen hat, und diejenigen Kinder aufzu⸗ 
nehmen ſind, welche zwiſchen dem 1. Oktober des Vorjahres und dem 30. Sep⸗ 
tember cr. das 6. Lebensjahr vollenden. 


L 
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2. Zu einer anderen Zeit dürfen Kinder nur mit Genehmigung des Lokal⸗ 
Schul⸗Inſpektors und nur in den Fällen, wo ſie durch Krankheit oder den 
Umzug der Eltern an dem rechtzeitigen Eintritt verhindert worden, in die 
Schule aufgenommen werden. t 

3. Die ad 1 bezeichneten beiden Aufnahme⸗Termine find namentlich auch von 
den Ortsvorſtänden inbetreff der ihnen nach § 5 alinea 4 unſerer Geſchäfts⸗ 
Anweiſung für die Schulvorſtände vom 28. September 1856 obliegenden 
Verpflichtung genau zu beachten. 

4. Auch die Entlaſſung der nicht mehr ſchulpflichtigen Kinder aus der Schule, 
ſowie die Verſetzung in eine höhere Klaſſe oder Abteilung darf in der Regel 
ebenfalls jährlich nur zweimal und zwar unmittelbar vor dem Beginne der 
Oſtern⸗ und Ernteferien ſtattfinden. Im erſteren Termine ſind alle die⸗ 
jenigen Schüler zu entlaſſen, welche um Oſtern, in letzterem alle diejenigen, 
welche vor dem 15. Oktober das vierzehnte Lebensjahr vollendet haben“). 

5. An beiden Terminen erfolgt die Entlaſſung der betreffenden Kinder aller 
Schulen ein und desſelben Kirchſpiels gleichzeitig an einem von dem Lokal⸗ 
Schul⸗Inſpektor mit Zuſtimmung des Kreis⸗Schul⸗Inſpektors zu beſtimmenden 
Tage, in Verbindung mit einer angemeſſenen Schulfeierlichkeit und unter 
Überreichung von Schul⸗Entlaſſungs⸗Zeugniſſen. Die Koſten für die Aus⸗ 
fertigung dieſer Zeugniſſe ſind, mitbezug auf unſere Cirk.⸗Verf. v. 17. Januar 
1848 aus den Orts⸗Schulkaſſen zu decken. 

6. Der Anfertigung von Duplikaten der Zeugniſſe für die Kirchſpiels⸗Regiſtratur 
bedarf es zwar nicht, doch iſt ein in derſelben aufzubewahrendes Regiſter zu 
führen, in welches die ausgeſtellten Zeugniſſe bei jeder Entlaſſung einzu⸗ 
tragen ſind, und worin dieſe Eintragungen durch die Unterſchriften des Lokal⸗ 
Schul⸗Inſpektors und des Lehrers jedesmal als richtig zu bezeugen ſind. 
Das für dieſe Zeugniſſe beſtimmte Formular iſt beigefügt. (Anlage.) 

7. Der Beſitz eines ſolchen Entlaſſungs⸗Zeugniſſes gilt fortan als Ausweis der 
ordnungsmäßig erfolgten Entlaſſung aus der Schule. 


8. Sehen der Lokal⸗Schul⸗Inſpektor und der Lehrer ſich veranlaßt, die Ent⸗ 
laſſung eines Kindes aus der Schule wegen mangelnder Reife über die im 
§ 4 bezeichneten Termine hinaus, gegen den Willen der Angehörigen, zu 
verſchieben, ſo iſt die Zuläſſigkeit der Entlaſſung, wie des ferneren Zurück⸗ 
behaltens in der Schule durch eine von dem Lehrer im Beiſein des Lokal⸗ 
Schul⸗Inſpektvrs zu haltende Prüfung zur Entſcheidung zu bringen. Die 
Beurteilung der Religions⸗Kenntniſſe des betreffenden Schulkindes bleibt, 
bei Verſchiedenheit der Konfeſſion, dem zuſtändigen Geiſtlichen allein überlaſſen. 


) Die Cirk.⸗Verf. v. 17. Juni 1876 (Nr. 476/38. II.) erklärt die Entlaſſung der 
Kinder vor dem vollendeten 14. Lebensjahre überhaupt für unſtatthaft, da bei beſonderen 
Hinderniſſen, den Schulbeſuch bis zum Entlaſſungstermin fortzuſetzen, die Dispenſation 
vom ferneren Schulbeſuch bis zu dieſem Termine eintreten kann. Die Befugnis zu der 
Erteilung derſelben iſt im § 3 der Sch.⸗O. geregelt. — Dagegen können Kinder, welche 
das 14. Lebensjahr vollendet haben, in beſonders dringenden Fällen in den Städten von 
der Schuldeputation und auf dem Lande im Einvernehmen mit den Lehrern von den Lokal⸗ 
ſchulinſpektoren auch vor dem Entlaſſungstermin bezw. vor Ablauf des Semeſters aus der 

ule entlaſſen werden. 

Nach dem durch Cirk.⸗Verf. der Reg. zu Königsberg v. 5. Nobbr: 1880 (Nr. 831/9 II.) 
mitgeteilten Erkenntniſſe der Strafkammer des Kgl. Landgerichts zu Bartenſtein v. 25. Febr. 
1880 iſt der Wirt N., weil er ſeine Tochter gleich nach vollendetem 14. Jahre aus der 
Schule zurückbehalten hatte, wegen ungerechtfertigter Schulverſäumniſſe derſelben verurteilt 
worden, da dieſelbe noch bis zum Eintritt der Entlaſſung aus der Schule durch den Lokal⸗ 
ſchulinſpektor zum Beſuch derſelben verpflichtet war. 
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Der Lokal⸗Schul⸗Inſpektor. Der Lehrer. 


2. Verf. der Kgl. Reg. zu Gum binnen v. 24. März 1876, II. 2705/. 
Unter Modifikation unſerer Cirk⸗Verf. vom 27. März 1871 (II. 2045/3) be⸗ 
ſtimmen wir hiermit folgendes: In dem Oſtertermine haben künftig diejenigen 
Kinder zur Aufnahme in die Schule bezw. zur Entlaſſung aus derſelben zu ge⸗ 
langen, welche in der Zeit v. 1. Januar bis ult. Juni das 6. bezw. das 14. Lebens⸗ 
jahr vollenden, während zu Michaeli diejenigen Kinder, welche in der Zeit vom 
1. Juli bis ult. Dezbr. das oben genannte Alter erreichen, aufzunehmen und zu 
entlaſſen ſind. Selbſtverſtändlich darf die Entlaſſung eines Kindes aus der 
chule nach wie vor nur unter der im 8 2 der Sch.⸗O. angedeuteten 
Bedingung ſtattfinden, daß nämlich dasſelbe die erforderlichen Kennt⸗ 
niſſe ſich angeeignet hat, andernfalls währt event. die Schulpflicht bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahre. 
3. a. Verf. der Kgl. Reg. zu Marienwerder v. 3. Mai 1876, Nr. 1463 
G. C. II. Die verſchiedene Praxis, welche hinſichtlich der Aufnahme bezw. Ver⸗ 
ſetzung und Entlaſſung der Schulkinder, welche das vorſchriftsmäßige Alter erreicht 
haben, in den einzelnen Schulen und Auſſichtsbezirken bisher beſtanden hat, ver⸗ 
anlaßt uns, behufs beſſerer Regelung folgendes zu beſtimmen und zu allgemeiner 
Nachachtung zu empfehlen. 5 ons 
1. Was die Aufnahme derjenigen Kinder anlangt, welche in das ſchulpflichtige 
Alter getreten ſind, ſo iſt es allerdings, weil bei der bisher vielfach üblichen 
2 mal im Jahre erfolgenden Aufnahme die Zahl der einzelnen Abteilungen 
über Gebühr vermehrt, die Arbeit erſchwert und die Ausführung des Lehr⸗ 
plans verhindert wird, wünſchenswert, daß, ſollen die allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen vom 15. Oktober 1872 zur Ausführung gebracht und die nach 
dieſen aufgeſtellten Unterrichtspläne durchgeführt werden, nur einmal im 
Jahre neue Schulkinder aufgenommen werden. Wir ſetzen daher ſowohl 
für die ländlichen wie für die ſtädtiſchen Schulen den Termin für die Auf⸗ 
nahme der in das ſchulpflichtige Alter getretenen Kinder zu Oſtern jeden 
Jahres feſt. Solche Kinder, welche im Laufe des Schuljahres von auswärts 
zuziehen, müſſen, wenn ſie im ſchulpflichtigen Alter ſtehen, jederzeit in die 
Schule aufgenommen werden und ſind der ihrer Vorbildung und geiſtigen 
Entwickelung entſprechenden Klaſſe bez. Abteilung zuzuweiſen. 

2. Die Verſetzung der Schulkinder aus einer Klaſſe bez. Abteilung in die nächſt 
höhere hat gleichmäßig bei den ſtädtiſchen und ländlichen Schulen nur einmal 
im Jahre und zwar zu Oſtern zu erfolgen. 

Was die Entlaſſung der nach den geltenden Beſtimmungen und von uns 
gegebenen Vorſchriften entlaſſungsfähigen Kinder betrifft, ſo hat dieſelbe in 
Zukunft jährlich 2 mal und zwar zu Oſtern und Michaeli zu erfolgen, da 
es für die im Laufe des Jahres aus dem ſchulpflichtigen Alter tretenden 
und genügend vorgebildeten Kinder beſonders ärmerer Eltern eine Härte 
ſein würde, wenn dieſelben noch ſo lange zum Schulbeſuch angehalten würden, 


’ 
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als die Beſtimmung eines nur einmaligen Entlaſſungstermins mit ſich bringen 
würde. Demgemäß ſind ſolche mit den erforderlichen Kenntniſſen verſehene 
Kinder, welche vor Oſtern des betreffenden Jahres das vierzehnte Lebens⸗ 
jahr zurückgelegt haben, zu dieſem Termine, und diejenigen, welche zwiſchen 
Oſtern und Michaeli 14 Jahre alt geworden find, zu Michaeli zu eutlaſſen. 
Mit den von uns unter dem 15. Dezember 1855 angeordneten und unter 
dem 13. April 1858 näher geregelten jährlichen öffentlichen Schulprüfungen 
kann die Entlaſſung der Kinder aus der Schule verbunden werden. In 
Ergänzung unſerer Cirkular⸗Verfügung vom 8. Juni v. J., betreffend die 
Entlaſſung der Schulkinder, beſtimmen wir ſchließlich, daß es den ſtädtiſchen 
Schuldeputationen und den Schulinſpektoren überlaſſen bleiben ſoll, den Ent⸗ 
laſſungsſchein ohne die Bemerkungen über den Umfang der Kenntniſſe des 
betreffenden Kindes in den einzelnen Unterrichts⸗Gegenſtänden auszuſtellen, 
ſo wie daß die durch die Ausfertigung der Zeugniſſe bedingten Koſten aus 
der Schulkaſſe zu beſtreiten ſind. 


b. Allgemeine Verfügung der Reg. zu Marienwerder v. 27. Febr. 
1884, betreffend die Entlaſſung von Kindern aus der Schulpflicht. (Amtsbl. Nr. 10, 
außerordentliche Beilage.) 

Die Nachweiſungen der aus der Schule entlaſſenen Kinder ergeben jährlich, 
daß Kinder zu Oſtern und zu Michaeli aus der Schule entlaſſen worden find, 
welche das vierzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hatten. 

Dies widerſpricht dem § 2 der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 (Geſ.⸗ 
Samml. 1846 Seite 1). 

Da die Vollendung des vierzehnten Lebensjahres indes nicht immer mit dem 
Tage der öffentlichen Schul⸗Entlaſſungs⸗Prüfungen genau zuſammenfällt, ſo hatten 
wir durch Cirkularverfügung vom 16. Dezember 1858 geſtattet, daß diejenigen 
Kinder, welche nach dem Tage der öffentlichen, damals nur jährlich einmal, zu 
Oſtern, ſtattfindenden Prüfung während des Sommerhalbjahres das vierzehnte 
Lebensjahr vollendeten, ſchon bei dieſer Prüfung in dem Falle entlaſſen werden 
dürften, wenn ſie nach dem Urteil des zuſtändigen Schulinſpektors bezw. des ſchul⸗ 
techniſchen Mitgliedes der ſtädtiſchen Schul-Deputation in jedem einzelnen Lehr⸗ 
gegenſtande diejenigen Kenntniſſe und Fertigkeiten erlangt hatten, welche von der 
oberſten Abteilung der Schule nach den beſtehenden Vorſchriften zu fordern find. 
Demnächſt haben wir durch allgemeine Verfügung vom 3. Mai 1876 angeordnet, 
daß die Entlaſſung der entlaſſungsfähigen Schulkinder jährlich zweimal und zwar 
zu Oſtern und zu Michaeli zu erfolgen habe. 

Nach Maßgabe der inzwiſchen gemachten Erfahrungen beſtimmen wir unter 
Aufhebung unſerer vorgedachten allgemeinen Verfügung vom 16. Dezember 1858 
hierdurch aufgrund der in 88 2 und 5 der Schulordnung den Schulaufſichts⸗ 
behörden vorbehaltenen Befugniſſe, ſowie mit Rückſicht auf § 2 des Geſetzes über 
die Schulaufſicht vom 11. März 1872 — Geſ.⸗Samml. S. 183 — anderweit 
folgendes: 

8 1. Zu den durch unſere Verfügung vom 3. Mai 1876 feſtgeſetzten jähr⸗ 
lichen Terminen (Oſtern und Michaeli) dürfen nur ſolche Kinder aus der Schule 
entlaſſen werden, welche einerſeits der Oberſtufe (Ober⸗Klaſſe) der Schule ange⸗ 
hören und in jedem einzelnen Lehrgegenſtande den an die oberſte Schulabteilung 
zu ſtellenden Anforderungen nach dem Urteile des Lokalſchulinſpektors entſprechen, 
und welche andererſeits außerdem entweder das vierzehnte Lebensjahr bereits 
vollendet haben oder bis zu dem auf den Entlaſſungstermin folgenden 30. April 
reſp. 31. Oktober vollenden werden. 

2. Diejenigen Kinder, welche zwar zur Oberſtufe, bezw. Oberklaſſe gehören 
und das vierzehnte Lebensjahr in der Zeit vom 1. Mai bis zum 1. September, 
reſp. in der Zeit vom 1. November bis zum 1. März vollenden, dürfen erſt nach 
Vollendung des vierzehnten Lebensjahres aus der Schule entlaſſen Ban und 
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zwar erſt in dem nächſten, auf die Vollendung des vierzehnten Lebensjahres 
folgenden Entlaſſungstermine. Darüber, ob die Entlaſſung bereits an dem Tage 
erfolgen darf, mit welchem das Schulkind ſein vierzehntes Lebensjahr vollendet, 
entſcheidet im einzelnen Falle der Lokalſchulinſpektor nach Vorſchrift des $ 2 der 
Schulordnung. 

§ 3. Diejenigen Kinder, welche in ihrer Schule erſt der Mittelſtufe ange⸗ 
hören, alſo das Ziel der Volksſchule noch nicht erreicht haben, dürfen noch vollen⸗ 
detem vierzehnten Lebensjahre nur ausnahmsweiſe aus beſonderen, in häuslichen 
Verhältniſſen des Schulkindes etwa beruhenden, unabweisbar dringenden Gründen 
durch den Lokalſchulinſpektor aus der Schule entlaſſen werden, und auch dann nur 
bei Gelegenheit der, auf die Vollendung des vierzehnten Lebensjahres nächſt⸗ 
folgenden Entlaſſungsprüfungen zu Oſtern und Michaeli. 

In den an den Kreisſchulinſpektor einzureichenden Nachweiſungen entlaſſener 
Schulkinder ſind durch den Lokalſchulinſpektor diejenigen beſonderen Gründe anzu⸗ 
geben, welche die Entlaſſung jener Kinder der Mittelſtufe veranlaßt haben. 

§ 4. Diejenigen Kinder, welche bei Vollendung des vierzehnten Lebensjahres 
noch der Unterſtufe der Schule angehören, dürfen aus dieſer nicht entlaſſen werden, 
bleiben vielmehr noch bis zum vollendeten ſechszehnten Lebensjahre ſchulpflichtig, 
ſofern ſie nicht vorher in allen Lehrgegenſtänden das vorgeſchriebene Ziel der Volks⸗ 
ſchule erreichen. $ 2 der Schulordnung. 

Die Entlaſſung ſolcher Schulkinder vor Vollendung des ſechszehnten Lebens⸗ 
jahres darf der Lokalſchulinſpektor nur mit unſerer Genehmigung geſtatten. 

s 8 5. Diejenigen Funktionen, welche nach Vorſtehendem den Lokalſchulinſpek⸗ 
toren obliegen, gebühren für ſtädtiſche Volksſchulen den ſchultechniſchen Mitgliedern 
der Schuldeputationen. 

Die in § 3 der Schulordnung vom 11. Dezember 1845 gedachte Dispenſation 
vom Schulunterrichte bis zu 8 Tagen oder für längere Zeit wird durch die vor⸗ 
ſtehenden Beſtimmungen nicht berührt. 

4. Die Verf. der Kgl. Reg. zu Danzig vom 2. Mai 1874, G. 317/3 
beſtimmt unter Bezugnahme auf die Cirkular⸗Verfügung v. 1. Juli 1872 G. 347/5, 
daß die Aufnahme der Kinder zur Schule nur einmal im Jahre und zwar in 
der Regel an dem auf das vollendete ſechſte Lebensjahr folgenden Oſtertermine 
ſtattzufinden hat, geſtattet jedoch, daß die einmalige Aufnahme der Kinder auch zum 
Michaelistermine erfolgen kann, falls die örtliche Obſervanz dafür pricht. Der 
zweimalige Entlaſſungstermin bleibt in der bisherigen Weiſe auch für die 
Zukunft beſtehen. — Bei einem etwaigen Wohnungswechſel innerhalb des 
Sthuljahres müſſen die bereits früher in die Schule aufgenommenen Kinder 
ſogleich der neuen Schule zugeführt und zu derſelben jederzeit zugelaffen 
werden. 


XVIII. Beſtimmungen des Herrn Ober⸗Präſidenten der Provinz 

Preußen vom 24. Juli 1873 über den Unterricht in der deutſchen 

Sprache in den von Kindern polniſcher und littauiſcher Zunge beſuchten 
Volksſchulen der Provinz Preußen. 

I. Für alle Volksſchulen der Provinz Preußen iſt das Ziel des Unterrichts 
in der deutſchen Sprache die Fertigkeit im geläufigen und thunlichſt korrekten 
mündlichen und ſchriftlichen Gebrauche dieſer Sprache bei den aus der Schule zu 
entlaſſenden Kindern. \ 

II. In allen Lehrgegenſtänden ift die Unterrichtsſprache die deutſche. 
Ausgenommen hievon iſt nur der Unterricht in der Religion, ein⸗ 
ſchließlich des Kirchenliedes, auf der Unterſtufe. Das Polniſche reſp. 
Littauiſche darf nur ſo weit zu Hilfe genommen werden, als zum Verſtändniſſe 
des Lehrgegenſtandes für die Kinder unerläßlich iſt. 
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III. In der Religion, einſchließlich des Kirchenliedes, wird der 
Unterricht auf der Unterſtufe den nicht⸗deutſchen Kindern in der 
Mutterſprache derſelben erteilt, auf der Mittel⸗ und Oberſtufe da⸗ 
gegen in der deutſchen Sprache, und darf hier die Mutterſprache nur ſoweit 
gebraucht werden, als die Vermittelung des Verſtändniſſes es erfordert. 

IV. Der Unterricht im polniſchen reſp. littauiſchen Leſen und Schreiben tritt 
bei den nicht⸗deutſchen Kindern erſt auf der Oberſtufe ein. Bei Schulen mit 
überwiegend deutſchen Kindern kann auf ſpezielle Anordnung der Kgl. Regierung 
dieſer Unterricht ganz wegfallen. 

V. Das Verfahren geſtaltet ſich für die verſchiedenen Unterrichtsgegenſtände 
(außer der Religion) bei den drei Klaſſenſtufen, von denen die untere in der Regel 
die Kinder der drei erſten Schuljahre, die mittlere die des vierten und fünften und 
die obere die des ſechſten bis achten Schuljahres umfaßt, in folgender Weiſe. 

A. Unterſtufe. 

1. Der Lehrer hat fein Augenmerk vor allem darauf zu richten, daß das 
Ohr und die Zunge der nicht deutſch redenden Kinder an richtige deutſche Sprach⸗ 
laute gleich vom Beſuch der Schule an gewöhnt werden. Deshalb iſt beſonders 
auf ein deutliches und korrektes Sprechen ſeitens der deutſch redenden Kinder 
zu halten. 

Allgemeine, die ganze Abteilung angehende Befehle und Anordnungen des 
Lehrers dürfen, nachdem fie ausreichend erklärt find, und ihre Ausführung ver⸗ 
anſchaulicht und geübt worden iſt, nur in deutſcher Sprache erteilt werden. 

2. Sprachunterricht. 

a. Der Schreibleſeunterricht: Die deutſch redenden Kinder lernen während der 
ganzen Schulzeit nur deutſch leſen und ſchreiben, ſie empfangen alle dahin 
gehörigen Erläuterungen nur in deutſcher Sprache. 5 

N Auch die nicht deutſch redenden Kinder werden auf dieſer Stufe nur im 
deutſchen Leſen und Schreiben unterrichtet. Sowohl die einzelnen Wörter, 
wie die ganzen Sätze und der Inhalt des Leſeſtückes werden 
durch Zurückgehen auf die Mutterſprache verſtändlich gemacht. 
Das ſelbſtändige Wiedergeben des Gelefenen unabhängig vom 
Buche wird ſorgfältig geübt. 

Späteſtens am Schluſſe des dritten Schuljahres müſſen die nicht deutſch 
redenden Kinder ſo weit gefördert ſein, daß ſie jedes Stück der Fibel fertig 
leſen und die über den Inhalt derſelben deutſch geſtellten Fragen verſtehen 
und in einfachen Sätzen ohne weitere Beihilfe deutſch richtig beantworten. 

b. An den Leſeunterricht und die dazu gehörigen Wort- und Sacherklärungen 
ſchließen ſich beſondere Anſchauungs⸗ und Sprechübungen auf der Grund⸗ 
lage der Fibel. Dieſe muß einen Inhalt haben, der die Umgebungen des 
Kindes in Haus, Garten, Feld u. ſ. w. zur Darſtellung bringt, ſo daß 
Bildertafeln, wie die von Winkelmann oder von Wilke im Anſchluſſe an 
die Leſeſtücke gebraucht werden können. 

Die Bilder werden beſchrieben, wobei alles Geeignete aus der Fibel 
ſeine Verwendung und anſchauliche Erläuterung findet. Dieſer Anſchauungs⸗ 
unterricht wird von Anfang an zur planmäßigen Einführung in die deutſche 
Sprache benutzt und zwar in folgender Weiſe. Die Kinder des erſten 
Schuljahres haben alle vorkommenden Gegenſtände und einzelne Eigenſchaften 
derſelben deutſch bezeichnen zu lernen, die des zweiten und dritten Schul⸗ 
jahres müſſen das Beſprochene in Sätze bringen und dieſe beſtimmt und 
ſicher ausſprechen können. 

Bei dem Anſchauungsunterricht haben auch ſingbare Gedichte in deutſcher 
Sprache, die ſich für dieſe Stufe eignen und in der Fibel enthalten ſind, 
ihre Verwendung zu finden. Ihr Verſtändnis iſt zu vermitteln, der Text 
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durch Vor⸗ und Nachſprechen dem Gedächtnis einzuprägen, und die Melodie 
in der Geſangſtunde einzuüben. Die Schüler des dritten Schuljahres müſſen 
dieſe Volkslieder richtig verſtehen, ſicher können und befähigt ſein, in einer 
ihrer Bildungsſtufe entſprechenden Weiſe Rechenſchaft zu geben. 

Nach der Schreib⸗Leſemethode wird mit dem deutſchen Leſen das Schreiben 
der deutſchen Schrift gelehrt und mit dieſem Schritt für Schritt gleich⸗ 
mäßig fortgeführt. Was an der Wandtafel angeſchrieben wird, wird frei 
geübt. Was nach Druckſchrift geſchrieben wird, wird nach gehöriger übung 
ebenfalls unabhängig von der Vorlage geſchrieben. 

Dieſe Fertigkeit hat ſich im erſten Schuljahre auf einzelne Wörter, im 
zweiten und dritten auf kurze inhaltsvolle Sätze zu erſtrecken. Beim Schreiben 
nach Vorſchriften iſt nach Erlernung der lateiniſchen Schrift, deren 
Übung im zweiten Schuljahre zu beginnen hat, im Gebrauche 
zwiſchen deutſcher und lateiniſcher Schrift mit deutſchem Text zu wechſeln. 

3. Im Rechnen wird der erſte Unterricht der nicht deutſch redenden An⸗ 

fänger ſo erteilt: Die Erlernung der Zahlennamen geſchieht in deutſcher 

Sprache. Wo es ſich um Herbeiführung des Verſtändniſſes handelt, 

gebraucht der Lehrer die Mutterſprache der Kinder. Beim Operieren mit 

reinen Zahlen und bei der Einübung des bereits Erklärten und Verſtandenen 
wird durchweg deutſch geſprochen. 

Ziel iſt, daß innerhalb des vorgeſchriebenen Zahlenraumes mit unbenannten 
und benannten Größen in deutſchen Ausdrücken ſicher gerechnet wird, ſo wie, daß 
innerhalb des durch den Leſe⸗ und Anſchauungsunterricht erſchloſſenen Gebiets der 
deutſchen Sprache auch angewandte Aufgaben richtig verſtanden, fertig gerechnet 
und mit korrektem Ausdrucke gelöſt werden. 


B. Mittelſtufe. 


Der auf der Unterſtufe vermittelte Gebrauch der deutſchen Sprache in münd⸗ 
licher und ſchriftlicher Form iſt auf der zweiten nicht durch theoretiſche Erlernung 
der Grammatik, ſondern auf praktiſchem Wege fortzuführen. 

1. Auch auf dieſer Stufe wird nur im deutſchen Leſen und Schreiben unter⸗ 
richtet, anſtelle der deutſchen Fibel tritt ein deutſches Leſebuch. 

Um auf der Grundlage der mechaniſchen Leſefertigkeit ein ſprach⸗ und ſinn⸗ 
gemäßes Leſen zu erzielen, hat man: 

a. anfangs nach Bedürfnis auf die Mutterſprache zurückzugehen und 
die unverſtändlichen Worte ſo wie den ganzen Gedanken in dieſer angeben 
zu laſſen. Nachdem die maßgebenden Ausdrücke einzeln hervorgehoben ſind, 
wird das Sprechen des deutſchen Satzes im Zuſammenhang bis zum ge⸗ 
läufigen Wiedergeben geübt. 

b. Je weiter im Leſebuch vorwärts geſchritten wird, deſto mehr muß die Zu⸗ 
hilfenahme der nicht deutſchen Mutterſprache ſich beſchränken, und deſto mehr 
muß ein geläufiges Nacherzählen und ein ſicheres Beantworten der auf Er⸗ 
forſchung des Sinnes gerichteten Fragen gefordert werden. Dabei iſt der 
Text der Leſeſtücke in mannigfacher Weiſe umzubilden, dadurch der richtige 
Gebrauch der ſprachlichen Formen zu üben, und in den Schülern ein richtiges 
Sprachgefühl zu erzeugen. 

c. Um den Kindern den Inhalt des Geleſenen klar zu machen, find Verfinn- 
lichungsmittel, Abbildungen, körperliche Darſtellungen, wirkliche Gegenſtände 
und Hinweiſungen auf ſolche zu Hilfe zu nehmen. 

d. Die Volksſchullieder müſſen ſich möglichſt eng an das Leſebuch anſchließen, 
womöglich in ihm enthalten ſein. Keins darf gelernt werden, ohne daß 
es erklärt und verſtanden worden iſt. Die Schüler müſſen im ſtande ſein, 
den Sinn im einzelnen und im ganzen geordnet anzugeben, Text und 
Melodie ſicher zu können. Bei der Erklärung iſt die Mutterſprache in der 
vorſtehend angegebenen Weiſe zu verwenden. 
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2. Das Schreiben, welches nur in deutſcher Sprache geübt wird, 
ſchließt ſich auf dieſer Stufe an das Leſen an, indem: 

a. zum Schönſchreiben in deutſcher Sprache einzelne Sätze des Leſebuchs oder 
Ergebniſſe des ſich an dasſelbe anſchließenden Unterrichts benutzt werden; 
dieſe hat der Lehrer an der Wandtafel vorzuſchreiben; 

b. indem zu den orthographiſchen Übungen teils wörtlich Gelerntes, teils ſach⸗ 
lich Angeeignetes, z. B. Erzählungen und Beſchreibungen oder einzelne 
Abſchnitte aus denſelben verwandt werden. Dieſe werden nach vorheriger 
Angabe der Schreibung einzelner Wörter auf die Schiefertafel und in das 
Schreibebuch frei aufgezeichnet. 

3. Das Verfahren beim Rechnenunterricht entſpricht dem der Unterſtufe. 
Wo Neues zum Verſtändnis gebracht werden ſoll, wird, wenn es 
nötig iſt, die Mutterſprache zu Hilfe genommen. Dagegen ſind ange⸗ 
wandte Aufgaben deutſch zu ſtellen und zu berechnen. Die Schüler 
müſſen auf dieſer Stufe befähigt ſein, alle aus dem ihnen bereits eröffneten 
Sprachgebiet entlehnten Aufgaben deutſch zu verſtehen und zu berechnen. 

4. Der Unterricht in den Realien erfolgt in deutſcher Sprache. Nur zur 
Vermittelung des Verſtändniſſes wird die Mutterſprache für die nicht⸗deutſchen 
Kinder, ſoweit es unumgänglich erforderlich iſt, zu Hilfe genommen. Die Schüler 
werden durch anſchauliche Beſchreibung zum richtigen Auffaſſen und verſtändigen, 
zuſammenhängenden Nacherzählen angeleitet. 


C. Oberſtufe. 


1. Das ſinngemäße deutſche Leſen, welches auf dieſer Stufe zum Abſchluß 
gebracht werden muß, wird durch die zweckmäßige Einführung der Schüler in das 
Verſtändnis der Leſeſtücke nach ihrem ganzen Inhalte erreicht. 

Während für die weitere Pflege des Schönſchreibens Ergebniſſe des ſach⸗ 
lichen Unterrichts dienen, werden ſchriftliche übungen auf der Tafel und im 
Buche, außerdem auch in der Form von Briefen und Geſchäftsaufſätzen in deutſcher 
Sprache geübt. 

3. Die nicht⸗deutſchen Kinder werden auf dieſer Stufe auch im polniſchen 
reſp. littauiſchen Leſen und Schreiben unterrichtet. Zweck dieſes Unterrichts iſt, 
den Maſuren und Littauer zum Leſen und Verſtehen der Bibel und des Geſang⸗ 
buches auch in ſeiner Mutterſprache zu befähigen. Dem Unterrichte iſt nicht ein 
breiterer Raum zu gewähren, als zur Erreichung des Zweckes notwendig iſt. 
Bei Schulen mit überwiegend deutſchen Kindern kann derſelbe auf ſpezielle An⸗ 
ordnung der Königl. Regierung für den Einzelfall nach Maßgabe der lokalen und 
perſönlichen Verhältniſſe ganz wegfallen. 

4. Der Unterricht im Rechnen erfolgt unter ſteter Berückſichtigung der bäuer⸗ 
lichen und bürgerlichen Bedürfniſſe in deutſcher Sprache. 

5. Der Unterricht in den Realien wird hier in derſelben Weiſe erteilt, wie 
bei der Mittelſtufe ad 4 angegeben iſt. 


XIX. Züchtigungsrecht. 


Daß die Schulzucht von dem Lehrer mit elterlicher Mäßigung zu handhaben 
ſei, iſt ſelbſtverſtändlich. In Anſehung der elterlichen Zucht verordnet das Allg. 
L.⸗R. Teil II., Tit. 2, § 86: „Die Eltern ſind berechtigt, zur Bildung der Kinder 
alle der Geſundheit derſelben unſchädlichen Zwangsmittel zu gebrauchen“. — 
Solche Zwangsmittel (Strafen) ſteigen von der Warnung und dem Verweiſe auf⸗ 
wärts bis zur körperlichen Züchtigung. Die Anwendung der einzelnen Strafen 
ſeitens des Lehrers hängt mehr oder minder von ſeinem pädagogiſchen Geſchick 
und feiner Gewiſſenhaftigkeit ab. Spezielle Vorſchriften beſtehen nur inbetreff der 
körperlichen Züchtigung der Schulkinder. 
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A. Die Reg. zu Königsberg hat mittels Verf. vom 15. Oktober 1870, 
Nr. II. 267/9 die nachſtehenden Erlaſſe mit der Maßgabe in Erinnerung gebracht, 
1. daß dieſelben jährlich von jedem Lokal⸗Schulinſpektor mit den ſeiner Aufſicht 
zugehörigen Lehrern in den Konferenzen eingehend zu erörtern, und daß dabei 
beſonders die maßgebenden Beſtimmungen aufs neue zur gewiſſenhaften Befolgung 
einzuſchärfen find; 2. daß die in das Schulamt eintretenden jungen Lehrer außer⸗ 
dem mit den erwähnten Verordnungen bekannt zu machen ſind, und daß in der 
Verhandlung, welche über die Einführung in das Amt aufzunehmen iſt, ausdrück⸗ 
lich anzuführen ſei, daß ſolches geſchah; 3. daß die Lokal⸗Schulinſpektoren ſich aufs 
ſorgfältigſte zu überzeugen haben von der genauen Befolgung der gegebenen Be⸗ 
ſtimmungen ſeitens eines jeden Lehrers, und daß Übertretungen zur Kenntnis des 
Kreis⸗Schul⸗Inſpektors behufs weiterer Verfolgung der Sache zu bringen ſind, 
da andernfalls die Lokal⸗Schul⸗Inſpektoren allein die Verantwortung treffen würde. 
J. Verf. vom 14. April 1860, Nr. II. 343/2 (Auszug): Mehrfach ſchon 
haben wir auf unſere Verfügung v. 2. Juli 1845 über die Handhabung der Schul⸗ 
zucht in den Elementar⸗ und Mittel⸗Schulen hingewieſen, zuletzt unter dem 
26. Auguſt 1857. Desungeachtet ſind durch Zeugen⸗Ausſagen und ärztliche Atteſte 
begründete Beſchwerden der Eltern oder Angehörigen über maßloſe Züchtigungen 
der Jugend durch die Lehrer bei uns eingegangen und gebührend beſtraft worden. 
Dabei bleiben freilich viele Überſchreitungen der Grenzen väterlicher Zucht uns 
unbekannt; denn in der Regel gelangen ſolche Mißhandlungen nur zu unſerer 
Kenntnis, wenn fie körperliche Verletzungen oder Geſundheit und Leben gefährdende 
Beſchädigungen zur Folge hatten. In einem Falle iſt ſogar ein Lehrer wegen 
Überſchreitung des Züchtigungsrechtes und wegen Fahrläſſigkeit, die den Tod eines 
Knaben zur Folge gehabt, durch Urteil des Schwurgerichts mit zweimonatlicher 
Gefängnisitrafe belegt worden. Um einem jo unwürdigen Verfahren, das eben 
fo ſehr einen Mangel an Selbſtbeherrſchung, an ſittlichem und religiöſem Gefühle, 
wie an pädagogiſcher Einſicht, an Bildung und an Berufspflicht bekundet, eine 
mehr ſichere Schranke zu ſetzen, tragen wir Euer pp. auf, die Verfügung vom 
2. Juli 1845 den Lehrern durch die Lokal⸗Schulinſpektoren in den nächſten Kon⸗ 
ferenzen unter ernſter Mahnung zu väterlicher Zucht vorhalten zu laſſen. Sowohl 
die in jener Verfügung enthaltenen Gründe der hier in Rede ſtehenden bedauer⸗ 
lichen Verirrung der Lehrer, als auch die dort angegebenen Mittel zur Abhilfe 
ſind ſorgfältig zu erwägen und zu beſprechen. Beſonders einzuſchärfen aber ſind 
die daſelbſt getroffenen, ſelbſt ſchwächerer Einſicht leicht faßlichen Anordnungen zur 
Verhütung ungebührlicher Züchtigung. Unter dieſen heben wir die 3, 5 und 6 hervor. 
Außerdem ordnen wir infolge mehrfacher Beſchwerden nachſtehendes an: 
Das Nachbehalten der Kinder darf auch ferner als zuläſſiges 
Strafmittel gelten, aber nach Beendigung des Vormittags-Unterrichts 
niemals ſoweit ausgedehnt werden, daß Kinder, welche ihr Mittags⸗ 
eſſen nicht mitgebracht haben, deshalb bis zum Schluß der Nachmittags⸗ 
ſchule nüchtern bleiben müßten. Ebenſo darf ein Nachbehalten nach Be⸗ 
endigung der Nachmittagsſchule nur ſo lange dauern, daß die Kinder noch beitage 
nachhauſe gelangen können. Die Beſtimmung ad 5 iſt auch hier zu beachten. 
Den Lehrern iſt durch die Lokal⸗Schulinſpektoren noch beſonders protokollariſch 
eröffnen zu laſſen, daß wir auch ohne vorgängige Beſchwerde der Angehörigen 
Überſchreitungen der eben beregten Anordnungen von jetzt ab mit geſteigerter 
Strenge mit Strafe zu belegen entſchloſſen ſind, und daß wir deshalb die Lokal⸗ 
Schulinſpektoren verpflichtet haben, jeden derartigen zu ihrer Kenntnis gelangten 
Fall bei uns zur Anzeige zu bringen. Die Kreis⸗Schulinſpektoren, desgleichen die 
Schuldeputationen haben deshalb den Lokal⸗Schulinſpektoren aufzugeben, bei ihren 
Schulreviſionen inſonderheit zu ermitteln, ob der Anordnung ad 5 von den Lehrern 
nachgelebt, ferner ob irgend einer jener Anordnungen zuwider gehandelt worden, 
endlich, wenn der letzte Fall eingetreten iſt, darüber uns durch die Kreis-Schul⸗ 
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inſpektoren oder durch die Schuldeputationen Bericht zu erſtatten. Inbezug auf 
die Anordnung ad 3 bemerken wir noch, daß die den Lehrern ſelbſtändig zus 
ſtehenden Züchtigungen nicht mit dem zuſammengeflochtenen Teile der Rute, ſondern 
nur mit den loſen Zweigen derſelben zu vollziehen ſind. Die Lehrer ſind auf die 
Beſtimmung ausdrücklich aufmerkſam zu machen. Auch find die Lokal⸗Schul⸗ 
inſpektoren dahin anzuweiſen, ungeſäumt die in den einzelnen Schulen oder Klaſſen 
vorhandenen Strafwerkzeuge ſich vorzeigen zu laſſen und die unerlaubten ſofort 
aus den Schulräumen zu entfernen. 

II. Verordnung v. 2. Juli 1845, Nr. II. 1505/4 (Auszug): Aus bei uns 
eingegangenen Beſchwerden haben wir mit Bedauern erſehen, daß mehrere Lehrer 
von der Geſtattung körperlicher Züchtigung einen unangemeſſenen Gebrauch ge⸗ 
macht haben. Ja es ſind leider von einzelnen Lehrern Mißhandlungen verübt 
worden, welche Geſundheit und Leben der Schüler gefährdet haben. Dieſe beklagens⸗ 
werten Erfahrungen haben mehrfach unſere Aufmerkſamkeit auf die Gründe dieſer 
Übelſtände und auf Mittel zur Abſtellung hingelenkt. Der Hauptzweck der Strafe — 
der der Beſſerung — ſoll dem Lehrer bei ihrer Vollziehung immer vor Augen 
ſchweben. Mit beſonderer Gewiſſenhaftigkeit iſt er bei allen Körperſtrafen feſt⸗ 
zuhalten, die, ſobald fie mit Übereilung, Liebloſigkeit, Übertreibung zur Anwendung 
kommen, die traurigſten Folgen nach ſich ziehen, die kindliche Offenheit in Ver⸗ 
ſtecktheit umwandeln. Eine ungerechte, häufig wiederkehrende, in ſelbſtſüchtiger 
Aufregung vom Lehrer vollzogene Körperſtrafe wird Schüler und Eltern empören, 
das Ehrgefühl der Jugend abſtumpfen, oder Geringachtung des Lehrers erzeugen. 
Nur bei richtiger, ſchonender, wohlüberdachter, liebevoller, ſeltener Anwendung 
kann die Körperſtrafe ihre guten Folgen geltend machen. Sie wird heilſam, wenn 
ſie den leidenſchaftlichen Ausbrüchen tobender Roheit oder maßloſen Trotzes augen⸗ 
blicklich hemmend entgegentritt. Solche leidenſchaftlichen Ausbrüche kommen in⸗ 
deſſen, zumal bei jüngeren Kindern, ſelten vor und ſind oft durch unangemeſſenes 
Benehmen des Lehrers verſchuldet. Die körperliche Strafe kann auch einer leiblich 
zwar kräftigen, geiſtig aber matten Natur, die in Unreinlichkeit und Stumpfſinn 
zu verſinken in Gefahr ſteht — wenn andere Mittel vergeblich angewendet find — 
eine wohlthuende Anregung geben. — Endlich unterliegen auch die groben Ver⸗ 
gehungen, wie Diebſtahl, Lügenhaftigkeit, oft wiederkehrender Ungehorſam, Unkeuſch⸗ 
heit, Verführung dazu, boshafte Verletzung anderer oder ihres Eigentums u. a., 
worüber das Allg. L.⸗R., Teil U, Tit. 12, $ 51 und 52 die Ergreifung zweck⸗ 
mäßiger Beſſerungsmittel der Obrigkeit, dem Schulaufſeher und den Eltern oder 
Vormündern überläßt, der körperlichen Züchtigung, wenn nicht in einzelnen Fällen 
— nach der immer ſorgfältig zu beobachtenden Eigentümlichkeit des Schülers und 
der häuslichen Erziehung — andere ſicherer zur Umkehr, zur Beſinnung, zur Reue 
führende Mittel zugebote ſtehen. Das rechte Maß der Strafe darf in keinem Falle 
überſchritten werden. Jede übermäßige Strafe wirkt ihrem Zwecke entgegen. 
Immer ſoll die Körperſtrafe nur das letzte Mittel ſein, deſſen ſich der Lehrer be⸗ 
dient. Wir haben daher auf die Mittel hinzuweiſen, durch deren treue Anwendung 
ſelbſt minder begabte Lehrer das häufige Strafen — inſonderheit körperliche 
Züchtigung — zu vermeiden imſtande ſein werden. Dahin rechnen wir vorzugs⸗ 
weiſe eine ſelbſt bis auf anſcheinende Kleinigkeiten ausgedehnte Schulordnung. 
Das Kommen und Gehen der Schüler, der Beginn und Schluß jeder Übung, der 
Wechſel zwiſchen unmittelbarer Belehrung und nur beaufſichtigter Beſchäftigung 
müſſen geregelt erfolgen, und dieſe Regel muß zur Gewohnheit werden. Die 
Schüler ſollen wiſſen — nach dem Stundenplane — und niemals zweifelhaft ſein 
— nach dem Herkommen —, was fie in jedem Augenblicke der Schulzeit zu thun 
haben, und vor allen Dingen — niemals unbeſchäftigt ſein. Alles muß bereit 
ſein, was Lehrer und Schüler für den gerade vorzunehmenden Unterricht ge⸗ 
brauchen. — Damit der Lehrer dieſe Schulordnung leichter aufrecht erhalte, wähle 
er zuverläſſige und geeignete Schüler zu Ordnern und Helfern, welche Bücher, 
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Tafeln u. a. verteilen und bewahren, die Beſchäftigungen ihrer Mitſchüler teil- 
weiſe beaufſichtigen und leiten, die Mutwilligen und Trägen anmerken. Die Schul⸗ 
ordnung wird auch dadurch weſentlich geſichert, daß ohne weitläufiges Erörtern — 
auf beſtimmte Zeichen und Kommando⸗Wörter des Lehrers — das Stehen und 
Sitzen, das Hervornehmen und Weglegen der Bücher, das Chorſprechen und das 
Antworten Einzelner erfolgt, und wenn in gleicher Weiſe die Schüler gewöhnt 
werden, den Wunſch zu antworten oder hinauszugehen u. a., auszudrücken. Zu 
den hier in Rede ſtehenden Mitteln gehört ferner eine ſorgfältige, wenn auch nicht 
ängſtliche Beaufſichtigung der Schüler. Der Lehrer erſcheine demnach — mindeſtens 
eine Viertelſtunde vor dem Beginn der Schule — im Lehrzimmer und verweile 
darin — beim Schluſſe der Schule, — bis ſich alle Schüler entfernt haben. Er 
halte darauf, daß jedes Kind, ſobald es in die Schulſtube tritt, den ihm ange⸗ 
wieſenen Platz einnehme. Auch in den der Erholung gewidmeten Minuten ſei er 
bei den Schülern. Immer wähle er ſeine Stelle ſo, daß er — ſowohl während 
des Unterrichts, als auch in den Pauſen — jeden Schüler mit Blick und Wort 
zu erreichen vermag. Er zeige den Grad der Aufmerkſamkeit, daß jedes Kind 
ſeiner augenblicklichen Nähe ſtets gewärtig iſt. — Zu dieſen Mitteln gehört ferner 
die Beachtung einer angemeſſenen Stufenfolge der Ahndung. Vom tadelnden oder 
warnenden Blicke zum rügenden Worte, zur Ermahnung und Warnung — erſt 
ohne Zeugen, dann vor den Mitſchülern — zum Anmerken in das Sitten⸗ oder 
Klaſſenbuch ſchreite der Lehrer allmählich zur ernſten Androhung beſonderer 
Strafen vor. Desgleichen wende der Lehrer zunächſt ſolche Beſſerungsmittel an, 
welche als natürliche Folgen der Vergehung erſcheinen. Der Schüler, welcher 
ſeine Nachbarn ſtört, werde allein geſtellt, der Schmutzige zur augenblicklichen 
Reinigung angehalten. Der Verleumder widerrufe die Lüge vor den Mitſchülern, 
der Träge werde zur Arbeit nach dem Schluſſe der Schule — unter Aufſicht des 
Lehrers — angehalten. — Hauptſächlich aber gehe der Lehrer mit dem Beiſpiele 
der Wahrhaftigkeit, des Fleißes, der Ordnung und der Reinlichkeit voran. Das 
Beiſpiel wirkt kräftiger als Ermunterung und Zurechtweiſung. Die Anordnungen, 
welche wir noch zur Verhütung ungebührlicher — namentlich körperlicher Züchtigung 
teils wiederholen, teils neu treffen, ſind folgende: } 

1. Niemals darf der Lehrer ſich erlauben, die Schüler zu mißhandeln. Zu den 
Mißhandlungen gehören das Schlagen oder Stoßen mit der Hand oder Fauſt, 
mit einem Stocke, Lineale, oder überhaupt mit einem harten Werkzeuge, 
das Reißen an den Haaren oder an den Ohren. 

2. Wenn der Lehrer zu ſtrafen genötigt iſt, ſo thue er es nie im Zorne, ſondern 
jederzeit mit der väterlichen Teilnahme, welche die Beſſerung des Schülers 
im Auge hat. Jede in leidenſchaftlicher Aufregung oder liebloſer Geſinnung 
vollzogene Beſtrafung iſt an ſich ſchon tadelnswürdig und kann leicht in 
Mißhandlungen ausarten. 

3. Die körperliche Züchtigung, welche der Lehrer ohne Zuziehung des Schul⸗ 
inſpektors oder Rektors vollzieht, darf nur mit einer aus dünnen Zweigen 
geflochtenen Rute in die flache Hand erteilt werden“). 

4. In der Regel darf nur nach geſchloſſenem Unterrichte körperlich geſtraft 
werden. Sollte nach den vorſtehenden Andeutungen dieſer Verfügung eine 
derartige Ahndung während der Lehrſtunden nötig erſcheinen, fo ſoll fie nur 
auf dem freien Raume des Lehrzimmers erfolgen; niemals darf ein Schüler 
geſchlagen werden, ſo lange er noch zwiſchen Tiſchen und Bänken ſteht. 


) Durch Verfügung der Reg. zu Königsberg v. 29. Januar 1882 (II. 1464/2), durch 
welche die Verordnung v. 2. Juli 1845 zur genaueſten Befolgung aufs neue in Erinnerung 
gebracht wurde, iſt Nr. 3 derſelben dahin abgeändert, daß dieſe Beſtimmung lautet: 

3. Die körperl. Züchtigung — — — — geflochtenen, nicht vertrockneten Rute, jedoch 
nicht mit dem Stiele derſelben geſchehen. Die Schläge ſind nur ſchwach und in ge⸗ 
ringer Anzahl in die ausgeſtreckte linke Hand und zwar auf die innere Fläche der⸗ 


ſelben zu erteilen. R 


10. 


falls 
und 
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Die Erteilung jeder körperlichen Strafe hat der Lehrer in das Klaſſenbuch — 
unter Angabe der Gründe und der Beſchaffenheit der Strafe — einzutragen. 

Alle bedeutenderen Vergehungen dürfen in der Regel nur nach Beratung 
im Schulvorſtande und in Gegenwart des Schulinſpektors, oder — in den 
größeren Schulen — auf Beſchluß der Lehrer⸗Konferenz und im Beiſein des 
Rektors beſtraft werden. Bei dieſen Beſtrafungen ſind auch andere — jedoch 
niemals harte — Züchtigungs⸗Werkzeuge als die vorerwähnte Rute zuläſſig. 

. Bei der Beſtrafung der Mädchen iſt jederzeit die nötige ſchonende Rückſicht 
auf Sa ſchwächeren Körperbau und auf ihr in der Regel zarteres Gefühl 
zu nehmen. 

In den Städten, in welchen es mehrere Schulen gleichen Ranges giebt, 
werden einzelne bedeutende Vergehungen durch die Ausſchließung oder Ent⸗ 
fernung des ſtrafwürdigen Schülers zu ahnden ſein. 


. Die zur Züchtigung beſtimmten Werkzeuge werden jederzeit im Schulſchranke 


zu bewahren ſein, bis ſie gebraucht werden ſollen. Es iſt unſchicklich, wenn 
der Lehrer dieſelben während des Unterrichts in der Hand führt. 
Zugleich unterſagen wir noch jede Beſtrafung, auch wenn ſie nicht eine 
körperliche wäre, — welche das Ehrgefühl tief verletzt, oder bei den Mit⸗ 
ſchülern Schadenfreude erregt. — Dahin rechnen wir das Anhängen von 
Schandtafeln, das Knieen⸗Laſſen, Schimpfworte u. a. 
Wer künftig gegen eine dieſer Beſtimmungen fehlt, hat Rüge und geeigneten⸗ 
Beſtrafung nach den Vorſchriften des Allg. L.⸗R. Teil II, Tit. 20, 8 333—336 
des Geſetzes vom 14. Mai 1825 (Geſ.⸗Samml. S. 149) zu gewärtigen. Die 


Entſchuldigung, mit den hier von uns gegebenen Beſtimmungen nicht bekannt 
geweſen zu ſein, kann keine Berückſichtigung finden. — Schließlich machen wir 


noch 


auf einige Maßnahmen aufmerkſam, durch deren Verwirklichung die Schul⸗ 


inſpektoren und die Schuldeputationen auch ihrerſeits den Überſchreitungen väter⸗ 
licher Zucht vorzubeugen imſtande ſein werden. Dahin rechnen wir inſonderheit: 
1. die Herbeiführung eines regelmäßigen Schulbeſuchs. Denn abgeſehen von 


der dadurch hervorgerufenen größeren Amtsfreudigkeit des Lehrers, werden 
auch ſolche Schüler, welche einen geregelten Gebrauch von der Schule machen, 
hinſichts des Fleißes und der Sitten viel ſeltener als andere zum Tadel 
und zur Strafe Veranlaſſung geben. 


. Die Hinwirkung auf die von Sr. Majeſtät dem Könige in allen Schulen 


gewünſchte Einrichtung geregelter Leibes-Übungen. Da wo das Turnen 
tüchtig geübt, und der Unruhe des jugendlichen Blutes Raum gewährt wird, 
da wirkt es auch auf Ordnung und Verträglichkeit, auf Wahrheitsliebe und 
Ehrenhaftigkeit wohlthätig ein, da fördert es Rüſtigkeit und Fleiß beim 
Lernen und Liebe namentlich bei den Lehrern, die — wenn auch nur durch 
ihre Gegenwart — ſich dabei beteiligen. Eine ähnliche, wenngleich ſchwächere 
5 — werden Schulfeſte und Spaziergänge der Lehrer mit ihren Schülern 
äußern. 


. Die unausgeſetzte Bemühung, das Anſehen der Lehrer den Eltern und 


Schülern gegenüber zu erhalten und zu fördern, und das unermüdete Streben, 
den Lehrern durch eine ſorgenfreie äußere Stellung die zur Erfüllung ihres 
ſehr verdienſtlichen und ſchweren Berufes nötige Heiterkeit zu gewähren. 


B. Die Reg. zu Danzig hat über die Handhabung der Schulzucht unterm 


16. Mai 1868, G. 753/5 nachſtehende nähere Beſtimmungen getroffen: 


t: 


Die körperliche Züchtigung darf nie die Grenzen einer mäßigen elterlichen 
Zucht überſchreiten. Ohrfeigen und Schläge an den Kopf, das Schlagen 
oder Stoßen mit der Hand oder Fauſt, mit einem Stocke, Lineal oder über⸗ 
haupt mit einem harten Werkzeuge, das Reißen an den Haaren oder an den 
Ohren und ähnliche rohe Behandlungen der Schüler ſind unterſagt. 
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2. Wenn die Notwendigkeit es erfordert, in einzelnen Fällen zu körperlicher 
Züchtigung zu ſchreiten, ſo darf dieſelbe nur vermittels einer aus dünnen 
Birkenreiſern gebundenen Rute auf die flache Hand erteilt werden. 

3. Niemals darf ein Schüler geſchlagen werden, ſo lange er noch zwiſchen 
Tiſchen und Bänken ſteht. Vielmehr darf die Züchtigung nur auf dem freien 
Raum des Lehrzimmers erfolgen. In der Regel darf dieſelbe im Laufe des 
Unterrichts nicht vollzogen werden, ſondern nur in den Zwiſchenſtunden 
oder nach Schluß des Schulunterrichts. 

4. Die Erteilung jeder körperlichen Strafe hat der Lehrer unter Angabe der 
Gründe und der Beſchaffenheit der Strafe in das Tagebuch einzutragen. 

5. Bedeutendere Vergehungen dürfen nur unter Genehmigung und im Beiſein 
des Schulinſpektors, oder — in mehrklaſſigen Schulen — auf Beſchluß der 
Lehrerkonferenz und im Beiſein des Hauptlehrers oder Rektors beſtraft 
werden. Bei dieſen Beſtrafungen ſind auch andere, jedoch niemals harte 
Strafwerkzeuge zuläſſig. 

6. Eine Entblößung des Körpers bei Ausübung der körperlichen Züchtigung 
iſt unterſagt. 8 

7. Die zur Züchtigung beſtimmten Werkzeuge ſind jederzeit im Schulſchranke 
zu bewahren, bis ſie gebraucht werden ſollen. Es iſt unſchicklich, wenn der 
Lehrer dieſelben während des Unterrichts in der Hand hält. 

8. Jede Beſtrafung, die das Ehrgefühl tief verletzt oder bei den Mitſchülern 
Schadenfreude erregt, iſt unterſagt. Dahin rechnen wir insbeſondere das 
Knieenlaſſen, Schimpfworte u. a. 

9. Das Nachbehalten der Schüler muß möglichſt vermieden und darf niemals 
ſoweit ausgedehnt werden, daß dieſelben deshalb bis zum Schluß der Nach⸗ 
mittagsſchule nüchtern bleiben müßten, oder daß die Kinder nachmittags 
nicht noch beitage nachhauſe gelangen könnten. Der Lehrer iſt verpflichtet, 
die nachbleibenden Schüler zu beauffichtigen, ingleichen hat er die erfolgte 
Beſtrafung unter Angabe des Grundes und der Dauer des Nachbleibens in 
das Tagebuch einzutragen. 

Gegen diejenigen Lehrer, welche bei Handhabung der Schulzucht obige Be⸗ 
ſtimmungen nicht genau befolgen ſollten, werden wir mit Rügen, eventl. mit Ord⸗ 
nungsſtrafen nachdrücklichſt einſchreiten. Auch behalten wir uns vor, ſolchen 
Lehrern, die es bei Vornahme der Strafen an der erforderlichen Beſonnenheit 
und Ruhe fehlen laſſen und nicht imſtande ſind, ihre Heftigkeit zu zügeln, für 
längere oder kürzere Zeit das Züchtigungsrecht zu entziehen. 


„ C. Verordnung der Reg. zu Marienwerder vom 29. Januar 1858: 
Überſchreitungen des dem Lehrer zuſtehenden Züchtigungsrechts und ungehörige 
Handhabung der Schulſtrafmittel ſind in letzter Zeit häufig Gegenſtände von Be⸗ 
ſchwerden geweſen, haben in mehreren Fällen Rügen und Beſtrafungen der bes 
treffenden Lehrer zur Folge gehabt und veranlaſſen uns, die Anwendung von 
Schulſtrafen der ſorgfältigſten Überwachung und Einwirkung der Schulinſpektoren 
dringend zu empfehlen und dieſelben aufzufordern, die dabei zu beobachtenden 
Grundſätze und die nachſtehenden Anordnungen den Lehrern ihrer Inſpektion in 
geeigneter Weiſe mitzuteilen und auf deren Befolgung zu halten. Die Schulſtrafe 
ſoll zur Beſſerung führen und muß daher richtig gewählt und in möglichſt geringem 
Maße in Anwendung gebracht werden, damit ſie nicht die beabſichtigte Wirkung 
verfehlt, und während fie ein Übel beſeitigt, ein anderes und vielleicht größeres 
erzeugt. Diejenige Schule, die keinen Gebrauch von der Strafe zu machen hätte, 
würde den untrüglichſten Beweis eines völlig normalen, durch und durch geſunden 
Zuſtandes aller ihrer Glieder liefern. Je ſeltener und in je geringerem Maße 
eine Schule genötigt iſt zu ſtrafen, deſto beſſer iſt's mit ihr beſtellt. Der Lehrer 
kann viel thun, ja in ſeine Hand vorzugsweiſe iſt es gelegt, die Anwendung von 


’ 
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Schulſtrafen zu beſchränken. Freilich gehört dazu, daß er ſelbſt erzogen iſt im 
rechten, im heiligen Geiſt, daß er 1) mit rechter Liebe ſein Amt verwaltet, Liebe 
hat zu der ihm anvertrauten Jugend, ſich ſelbſt und ſeine Gemütsſtimmung zu 
beherrſchen weiß, nicht mürriſch, noch tändelnd, noch krankhaft gereizt, ſondern mit 
ſich gleich bleibendem Ernſt, mit gleicher Heiterkeit und Ruhe ſeines Erzieher⸗ 
Amts wahrnimmt, daß er 2) ſeine Zöglinge väterlich behandelt, väterlich für ihr 
geiſtiges Wohl und ihr Seelenheil beſorgt iſt, und wo es ſein muß, väterlich, alſo 
fern von aller Leidenſchaft und Härte ſtraft. — Wird er dabei von einer ſelbſt 
bis auf anſcheinende Kleinigkeiten ſich erſtreckenden Schulordnung unterſtützt, ſorgt 
er dafür, daß er das Eintreten in das Schulzimmer und das Verlaſſen desſelben, 
das Aufſtehen und Sitzenbleiben, Sprechen und Schweigen und jede Art von 
Thätigkeit, ſelbſt die Art und Weiſe, wie jedes Kind ſeine Lernmittel zurhand 
nimmt oder beiſeite legt, nach einer feſt beſtimmten, durch kurze Kommandowörter 
oder durch bloße Winke geregelten Ordnung ausgeführt wird, und läßt er es ſich 
endlich angelegen ſein, die Schüler in ihrer Geſamtheit und jeden einzelnen unter 
ſteter Aufſicht und in ſteter Thätigkeit zu halten, ſo wird er ſich der härteren 
Strafmittel, insbeſondere der körperlichen Züchtigung, beinahe völlig enthalten 
können. Im allgemeinen muß alſo der Lehrer bemüht ſein, dem Vergehen des 
Schülers vorzubeugen, um dadurch die Anwendung von Strafen unnötig zu machen. 
Wo ſie aber dennoch eintreten müſſen, da hat er darauf zu achten, daß ſie in an⸗ 
gemeſſener Weiſe und im richtigen Geiſte erteilt werden. Ihre Wahl muß, ſo 
weit das möglich iſt, der Art des Vergehens angepaßt werden. Der Schüler, 
welcher ſeine Nachbarn ſtört, werde allein geſtellt, der Schmutzige zur augenblick⸗ 
lichen Reinigung angehalten, der Verleumder widerrufe die Lüge vor den Mit⸗ 
ſchülern, der Träge werde zur Arbeit nach dem Schluſſe der Schule angehalten 
u. ſ. w. Die Stufenfolge der Strafen beginne mit dem tadelnden oder warnenden 
Blick. Wo er hinreicht, werde auch nicht einmal der Finger drohend aufgehoben; 
wo es genügt, dieſen zu erheben, da folge kein ſtrafendes Wort. Wo das ſtrafende 
Wort zureicht, da muß es bei ihm bewenden; es werde zuerſt ohne Zeugen, dann 
vor den Mitſchülern, zuerſt in milderer Form, dann mit größerem Ernſt ausge⸗ 
ſprochen. So ſchreite der Lehrer allmählich zur Androhung beſonderer Strafen 
fort und wende die körperliche Züchtigung ſtets nur als letztes und äußerſtes 
Strafmittel an. Wenn auf dieſe Weiſe mit den zugebote ſtehenden Strafmitteln 
hausgehalten wird, erhöht ſich die Wirkſamkeit ihrer Anwendung. Um ſie aber 
auch angemeſſen anzuwenden, muß der Lehrer ſich bewußt bleiben, daß er nicht 
Richter, ſondern Erzieher iſt, daß er ſich das zu beſtrafende Kind recht ſorgfältig 
anſehen und die Strafe desſelben nach Alter, Geſchlecht und körperlicher Beſchaffen⸗ 
heit, vor allem aber nach der ſittlichen Entwickelungsſtufe, auf welcher dasſelbe 
ſteht, abmeſſen muß. Das wohlgezogene, gutgeartete Kind wird durch einen ſtrafenden 
Blick in demſelben Maße geſtraft, wie das in Roheit aufgewachſene mit der Rute. 
Erſcheint dem Lehrer aber dennoch eine körperliche Züchtigung notwendig, ſo 
werden, um jeder Ungebühr hiebei vorzubeugen, für ſämtliche Elementarſchulen 
des Departements, ländliche und ſtädtiſche, folgende Anordnungen teils in Er⸗ 
innerung gebracht, teils neu getroffen: 

1. Eine körperliche Züchtigung, die als wirkliche Strafe verhängt wird, darf 
niemals im Augenblicke des Zorns oder der Aufwallung und, ſolange der zu 
beſtrafende Schüler ſich noch zwiſchen den Tiſchen und Bänken befindet, 
ſondern ſtets nur im freien Raume des Lehrzimmers und in der Regel nach 
beendigter Unterrichtsſtunde vollzogen werden. N 

2. Als Werkzeug der Züchtigung iſt nur eine aus dünnen Zweigen beſtehende 

Rute und in erheblichen Fällen, ſowie bei den größeren Knaben, ein bieg⸗ 
james Stöckchen von der Stärke eines mäßigen kleinen Fingers zuläſſig. Die 
Züchtigung ſelbſt findet in der Regel nur auf die flache Hand ſtatt. 

Das Schlagen oder Stoßen mit der Fauſt, mit einem ſtärkeren Stocke oder 
einem Lineal, das Reißen an den Haaren, an den Ohren und an anderen 
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Teilen des Körpers find unterſagt, auch hat der Lehrer ſich aller förmlichen 
Schimpfwörter, ſowie der Beilegung von Spitznamen zu enthalten. 

4. Wenn der Lehrer eine härtere körperliche Züchtigung für nötig hält, als die 
ihm unter Nr. 2 geſtattete, jo hat er in jedem einzelnen Falle gemäß $ 10 
der Schul⸗Ordnung dem Orts⸗Schulinſpektor von dem ſtrafbaren Falle An⸗ 
zeige zu machen und von dieſem weitere Weiſung abzuwarten. 

5. Die Erteilung jeder körperlichen Züchtigung iſt unter Angabe der Gründe 
und des Maßes derſelben in das Klaſſenbuch einzutragen. 

Schließlich werden die Lehrer darauf aufmerkſam gemacht, daß ſie nur bei 
Beobachtung dieſer Beſtimmungen gegen den Vorwurf, die Grenzen der ihnen 
allein zuſtehenden mäßigen elterlichen Zucht überſchritten zu haben, in Schutz ge⸗ 
nommen werden können, während erhebliche Abweichungen davon Rüge und geeig⸗ 
netenfalls Beſtrafung zur Folge haben müßten, und daran erinnert, daß nach der 
Verordnung vom 14. Mai 1825 wirkliche Verletzungen durch den Mißbrauch des 
Züchtigungsrechts der gerichtlichen Beſtrafung unterliegen. 

NB. Vorſtehende Vorſchrift iſt durch die Verff. d. Reg. zu M. v. 
19. April 1860, Nr. II. 786. C II. und v. 24. März 1873, Nr. 804 G 
CD. den Lehrern zur Kenntnis gebracht, und in der letztgedachten Verf. 
iſt angeordnet worden, daß jeder neu anzuſtellende Lehrer auf die Ver⸗ 
ordnung vom 29. Januar 1858 aufmerkſam zu machen ſei und eine Be⸗ 
ſcheinigung darüber, daß dies geſchehen, auszuſtellen habe, die zu den 
Schulakten zu nehmen ſei. 


D. Inbetreff der erziehlichen Einwirkung auf das Verhalten und 
Treiben der Schulkinder außerhalb der Schulzeit ſind zu beachten: 

1. Verf. der Reg. zu Königsberg v. 17. Febr. 1872 (II. 46/1): Nach 
8 55 des deutſchen Strafgeſetzbuches iſt es nicht geſtattet, gegen Kinder unter 
12 Jahren ſtrafrechtlich einzuſchreiten. Während das Geſetz ſomit die zarte Jugend 
vor Gefängnisſtrafen und deren entſittlichenden Einflüſſen bewahren will, geht es 
andererſeits von der Vorausſetzung und der Erwartung aus, daß bei Kindern unter 
12 Jahren die Erziehung und deren ernſte Zucht noch das Erforderliche zu leiſten 
imſtande ſein werde. Hiernach hat auch die Schule die Pflicht, mit ihrer Aufſicht 
und erziehlichen Einwirkung bei derartigen Kindern einzuſchreiten und dadurch 
eine notwendige Ergänzung zu der obigen Beſtimmung des Strafgeſetzbuchs zu geben. 

Hierin liegt für die Lehrer und Schulvorſtände eine ernſte Mahnung, das Leben 
und Treiben der Kinder auch außerhalb der Schule zu überwachen und namentlich 
ſolche Schüler ins Auge zu faſſen, deren häusliche Erziehung unzureichend iſt, und 
welche von den Eltern zu Beſchäftigungen verwendet werden, die mit manigfachen 
Verſuchungen zur Sünde verbunden zu ſein pflegen. 

Möge auch dieſe Veranlaſſung dazu dienen, darauf Bedacht zu nehmen, das 
Hüteweſen, welches zur Verwahrloſung der Jugend ſoviel beigetragen hat, immer 
mehr zu beſchränken! Möchten die Lehrer, Schulvorſtände, Schuldeputationen und 
Schulinſpektoren durch die vorliegende Angelegenheit ebenſo auch einen neuen An⸗ 
trieb erhalten, um mit Entſchiedenheit und Strenge auf einen regelmäßigen Schul⸗ 
beſuch hinzuwirken! Denn es wird nicht bloß darauf ankommen, geſchehene Ver⸗ 
gehen und Verbrechen zu beſtrafen und die Thäter in eine angemeſſene Zucht zu 
nehmen, ſondern noch mehr darauf, daß die Kinder vor Ausſchreitungen und Ver⸗ 
wahrloſung behütet werden. Daher wird der Unterricht namentlich in der Religion 
ſo zu erteilen ſein, daß er auf Herz und Geſinnung der Kinder heilſam einwirkt. 
Vor Holz⸗, Feld⸗, Obſtdiebſtahl, Baumfrevel, Einfangen der Vögel, Neſterausnehmen 
und dergl. wird eindringlich und wiederholt zu warnen ſein. . 

Wenn Schulkinder unter 12 Jahren außerhalb der Schule ſich Vergehen zu 
Schulden kommen laſſen, jo haben die Schulvorſtände und Schuldeputationen unter 
Zuziehung des Lehrers nach Feſtſtellung des Sachverhalts zunächſt zu ermitteln, 
ob die Eltern oder Vormünder imſtande und willens ſind, wirkſame Zucht zu üben. 
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Hiernach iſt zu entſcheiden, ob und inwieweit die Schule noch einzufchreiten hat. 
Wird eine körperliche Züchtigung für unumgänglich gehalten, ſo ſind auch hierbei 
unſere Anordnungen bezüglich der körperlichen Beſtrafung genau zu beachten, 
namentlich iſt die Beſtimmung unter Nr. 6 unſerer Cirk.⸗Verf. v. 2. Juli 1845 
(II. 1505/4) zu befolgen, wonach alle bedeutenderen Vergehen in der Regel nur 
nach Beratung im Schulvorſtande und in Gegenwart des Schulinſpektors, oder in 
größeren Schulen auf Beſchluß der Lehrerkonferenz und im Beiſein des Rektors 
beſtraft werden. Bei dieſen Beſtrafungen ſind auch andere, jedoch niemals harte 
Züchtigungswerkzeuge als die Rute zuläſſig. 

2. Verf. der Reg. gu Königsberg v. 10. Dezbr. 1878 (II. 1208/12): Von 
den im diesſeitigen Bezirke fungierenden Eiſenbahnbeamten iſt nicht ſelten wahr⸗ 
genommen worden, daß Kinder im ſchulpflichtigen Alter mit großen Steinen und 
Holzſtücken nach vorbeifahrenden, wie auch haltenden Eiſenbahnzügen geworfen und 
dabei Fenſterſcheiben, Wagen und Lokomotiven beſchädigt und Menſchen gefährdet, 
ja ſogar Steine auf die Eiſenbahnſchienen gelegt haben. Nur in den ſeltenſten 
Fällen ſind ſolche Übelthäter dergeſtalt zu ermitteln, daß Anklage gegen ſie erhoben 
werden kann; aber auch dann iſt nach den Beſtimmungen des Reichsſtrafgeſetzbuchs 

$ 55—56) entweder ihre ſtrafrechtliche Verfolgung ganz ausgeſchloſſen, oder es 
muß ihre Freiſprechung erfolgen, weil ihnen die zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
erforderliche Einſicht fehlt. Es iſt daher dringend geboten, ſchon in der Schule 
derartigen Übelthaten durch häufig, mindeſtens monatlich zu wiederholende Er⸗ 
mahnungen, Belehrungen über die äußerſt ſchädlichen und lebensgefährlichen Folgen 
ſolchen Unfugs und durch Warnungen vorzubeugen, den Kindern die ſofortige An⸗ 
zeige derartiger Übelthaten bei dem Lehrer zur Pflicht zu machen und die über⸗ 
führten Angezeigten unter Beachtung der in Nr. 6 unſerer Cirk.⸗Verf. v. 2. Juli 
1845 gegebenen Vorſchriften ſtreng zu beſtrafen. — — 


3. Durch Verf. der Reg. zu Marienwerder v. 30. Novbr. 1883, Nr. II. 1. 
8962 N. C. iſt nachſtehendes Schreiben des Kgl. Eiſenbahnbetriebsamtes zu Schneide⸗ 
mühl v. 15. Novbr. 1883, Nr. III. II. 14994. B: 

„Der Kgl. Reg. beehren wir uns ganz ergebenſt mitzuteilen, daß es in 
letzter Zeit öfter vorgekommen iſt, daß ſchulpflichtige Kinder, welche das ſtraf⸗ 
mündige Alter noch nicht erreicht hatten, zum größten Teil Hütejungen, Steine 
auf die Schienen gelegt und dadurch Eiſenbahnzüge in hohem Grade ge⸗ 
fährdet, ferner auch mit Steinen nach fahrenden Eiſenbahnzügen geworfen 
haben. Um dieſem Unfug zu ſteuern, erſuchen die Kgl. Reg. wir ergebenſt, 
die Ihr unterſtellten Lehrer gefälligſt durch die HH. Kreisſchulinſpektoren dahin, 
anweiſen laſſen zu wollen, daß fie die Schulkinder, auch die Eltern derſelben, 
auf das Gefährliche und die Strafbarkeit dieſer Handlungsweiſe aufmerkſam 
machen und ſie darüber belehren, daß bei etwa vorkommenden Fällen die 
Unterbringung des noch nicht Strafmündigen in eine Beſſerungs⸗Anſtalt event. 
verhängt werden könne.“ — — 

den Kreisſchulinſpektoren mit dem Auftrage mitgeteilt worden, die Kinder der an 
und in der Nähe von Eiſenbahnen gelegenen Schulen ihres Aufſichtsbezirks 
perſönlich mit allem Nachdruck, namentlich aber die herangewachſenen Knaben, 
auf das Gefährliche und die Strafbarkeit der vorgedachten Handlungsweiſe hinzu⸗ 
weiſen und ſie darüber zu belehren, daß ſie in Fällen, wo ſie ſich einer ſolchen 
Handlung ſchuldig machen ſollten, in eine Beſſerungs⸗Anſtalt untergebracht werden 
würden. Ferner ſind die Lehrer anzuhalten, eine gleiche Hinweiſung und Belehrung 
den Eltern der bezüglichen Kinder zu teil werden zu laſſen und bei jeder geeig⸗ 
neten Gelegenheit darüber zu wachen, daß der gerügte Unfug ſeitens der Kinder 
vermieden werde; event. iſt jeder vorkommende Fall durch die Lehrer dem be⸗ 
re Kreisſchulinſpektor und durch diefen an uns ſchleunigſt zur Anzeige zu 
ringen. 
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IX. Beſtimmungen des g. M. v. 6. Juni 1884, U. III. b. 6607, 
den Eintritt in die Königliche Turnlehrer⸗Bildungs⸗Anſtalt zu Berlin 
betreffend. a 


Für den Eintritt in die Königliche Turnlehrer⸗Bildungsanſtalt zu Berlin gelten folgende 
Beſtimmungen: 

1. Die Anſtalt iſt zur Ausbildung von Turnlehrern für öffentliche Unterrichts⸗Anſtalten 
beit Art — zunächſt im Reſſort des Miniſteriums der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten — 

eſtimmt. 

2. Bedingung für den Eintritt als Eleve iſt, daß der Aufzunehmende bereits Lehrer 
einer öffentlichen Unterrichts⸗Anſtalt, oder daß er Kandidat des höheren Schulamtes iſt. 
Hinſichtlich der Volksſchullehrer wird Wert darauf gelegt, daß ſie die zweite Lehrerprüfung 
bereits beſtanden haben, und daß ſie nach ihrer Stellung geeignet erſcheinen, neben Er⸗ 
langung einer größeren Befähigung zur Erteilung des Turn⸗ Unterrichtes an ihrer Schule 
zugleich für die Ausbreitung dieſes Unterrichtes in weiteren Kreiſen des Schulweſens thätig zu ſein. 

3. Andere Bewerber können, ſoweit es die Verhältniſſe der Anſtalt geſtatten, auf be⸗ 
ſtimmte Zeit als Hospitanten in die Anſtalt eintreten, wenn ſie einen genügenden Grad 
wiſſenſchaftlicher Bildung und turneriſcher Fertigkeit nachweiſen und die Verpflichtung ein⸗ 
gehen, ſich der nächſten gemäß der Prüfungs⸗Ordnung vom 10. September 1880 (Central⸗ 
blatt der Unterrichts = Verwaltung, Jahrgang 1880, S. 654 — Monatsſchrift f. d. Turn⸗ 
weſen 1882, S. 24) ſtattfindenden Turnlehrer⸗Prüfung zu unterziehen. 

4. Die definitive Aufnahme wird durch eine Prüfung beſtimmt, in welcher eine gewiſſe 
körperliche Kraft und einige turneriſche Fertigkeit nachzuweiſen iſt (Armbeugen und -ftreden 
. und im Stütz, Hangeln, Felgaufſchwung, Wende, Kehre, ein mäßig hoher Sprung 
u. ſ. w.). 

5. Mit der Anmeldung iſt ein Lebenslauf, das Prüfungszeugnis bezw. das Zeugnis 
über das abgelegte Probejahr und ein ärztliches Zeugnis darüber einzureichen, daß der 
Körperzuſtand und die Geſundheit des Bewerbers die mit großer Anſtrengung verbundene 
Ausbildung zum Turnlehrer geſtatten. — Bei dem Eintritt in die Anſtalt werden die Auf⸗ 
zunehmenden hinſichtlich ihres Geſundheitszuſtandes durch den Anſtalts⸗Arzt noch einer 
Superreviſton unterworfen, von deren Ausfall die definitive Aufnahme ebenfalls abhängig iſt. 

6. Nur Lehrern in noch nicht vorgerücktem Lebensalter, vorzugsweiſe unverheirateten, 
iſt die Meldung zu empfehlen. Verheirateten Lehrern iſt jedenfalls ernſtlich abzuraten, 
ihre Familie mit hierher zu bringen. 

7. Der Unterricht in der Anſtalt iſt unentgeltlich. Die durch den Aufenthalt in Berlin ze. 
entſtehenden Koſten find von den Lehrern ſelbſt aufzubringen. In dazu geeigneten Fällen 
können jedoch den Eleven Unterſtützungen aus Centralfonds gewährt werden, indes lediglich 
für den Unterhalt hier, während Beihilfen zu den Koſten der Her⸗ und Rückreiſe, der Ver⸗ 
tretung im Amt, für den Unterhalt der zurückbleibenden Familien u. ſ. w. nicht bewilligt werden. 

Die hier gewährten Unterſtützungen werden erſt am Ende jedes Monats gezahlt. 

8. Ein Eleve braucht zu ſeinem Unterhalt hierſelbſt erfahrungsmäßig — namentlich mit 
Rückſicht auf das geſteigerte Bedürfnis einer kräftigen Nahrung — etwa 120 Mk. monatlich. 
Um meinerſeits ſogleich bei der Entſchließung über die Aufnahme einen zuverläſſigen 
Überblick über die aus Centralfonds zu gewährenden Unterſtützungen gewinnen zu können, 
muß jeder Bewerber bei der Anmeldung nach ſorgfältiger Prüfung ſeiner Verhältniſſe be⸗ 
ſtimmt nachweiſen und bezw. amtlich beglaubigen laſſen, daß ihm für ſeinen Unterhalt hier 
der erwähnte Betrag zur Verfügung ſteht, oder welcher Beihilfe er dazu bedarf. Jeder 
Bewerber hat demnach anzugeben, wie viel ihm während ſeines hieſigen Aufenthaltes von 
dem Einkommen ſeiner Stelle verbleibt, ob und welche Unterſtützungen ihm aus der Schul⸗ 
kaſſe oder ſonſt gewährt werden, und wie viel er aus eigenen Mitteln aufbringen kann. 
Wenn ein verheirateter Lehrer die Aufnahme nachſucht, ſind die Unterhaltungskoſten für 
jeine Familie in Anrechnung zu bringen, und wenn einem Bewerber nachweisbar die Unter: 
ſtützung naher Verwandten obliegt, und ſolche bisher von ihm gewährt worden iſt, ſo kann 
auch dieſer Umſtand bei Feſtſtellung feiner Unterſtützungsbedürftigkeit nicht außer Acht bleiben. 
Den Kurſiſten müſſen während ihres Aufenthaltes hierſelbſt pekuniäre Verlegenheiten, welche 
nachteilig auf ihre Ausbildung im Turnen und auf die Benutzung der gleichzeitig gebotenen 
Gelegenheiten zu anderweiter Fortbildung einwirken, nach Möglichkeit erſpart werden. Unter⸗ 
ſtützungsgeſuche, welche während des Kurſus an das Miniſterium gerichtet werden, können 
nur dann eine Berückſichtigung erfahren, wenn infolge unvorhergeſehener Zwiſchenfälle das 
Bedürfnis einer außerordentlichen Beihilfe eingetreten iſt. 


* 
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XXII.. Die Beſtimmungen des § 26 der Schulordnung ſind erheblich alteriert 
durch das Geſetz vom 6. Juli 1885, betr. die Penſionierung der Lehrer 
und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen. 


Wir Wilhelm, v. G. G. König von Preußen ꝛc. verordnen hiermit unter 
Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie für den ganzen Umfang 
derſelben, was folgt: e 

tikel 1. 


Bis zum Erlaſſe eines Geſetzes über die Unterhaltung der öffentl. Volksſchulen gelten 
für die Penſionierung der Lehrer und Lehrerinnen an denſelben folgende Beſtimmungen: 

8 1. Jeder an einer zur Erfüllung der allgemeinen Schulpflicht dienenden öffentlichen 
Schule (öffentl. Volksſchule) definitiv angeſtellte Lehrer erhält eine lebenslängliche Penſion, 
wenn er nach einer Dienſtzeit von wenigſtens 10 Jahren infolge körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräfte zur Erfüllung ſeiner Amts⸗ 
pflichten dauernd unfähig iſt und deshalb in den Ruheſtand verſetzt wird. 

Iſt die Dienſtunfähigkeit die Folge einer Krankheit, Verwundung oder ſonſtigen Be⸗ 
ſchädigung, welche der Lehrer bei Ausübung des Dienſtes oder aus Veranlaſſung desſelben 
ohne eigene Verſchuldung ſich zugezogen hat, ſo tritt die Penſionsberechtigung auch bei 
kürzerer als 10 jähriger Dienftzeit ein. 5 

Bei Lehrern, welche das 65. Lebensjahr vollendet haben, iſt eingetretene Dienſtunfähig⸗ 
keit nicht Vorbedingung des Anſpruchs auf Penſion. 

Lehrer, welche, abgeſehen von dem Falle des Abſatzes 2, vor Vollendung des zehnten 
Dienſtjahres dienſtunfähig und deshalb in den Ruheſtand verſetzt werden, kann bei vor⸗ 
handener Bedürftigkeit von dem Unterrichtsminiſter eine Penſion entweder auf beſtimmte 
Zeit oder lebenslänglich bewilligt werden. 

2. Die Penſion beträgt, wenn die Verſetzung in den Ruheſtand nach vollendetem 
zehnten, jedoch vor vollendetem eilften Dienſtjahre erfolgt, 1/0 und ſteigt von da 
ab mit jedem weiter zurückgelegten Dienſtjahre um ½0 des im § 4 beſtimmten Dienſt⸗ 
einkommens. Über den Betrag von %/g, dieſes Einkommens hinaus findet eine Steigung 
nicht ſtatt. 

In dem im § 1 Abſatz 2 erwähnten Falle beträgt die Penſion 1/0, in dem Falle des 
§ 1 Abſatz 4 höchſtens 15/5, des vorbezeichneten Dienſteinkommens. 

§ 3. Bei jeder Penſion werden überſchießende Markbrüche auf volle Mark abgerundet. 

§ 4. Der Berechnung der Penfton wird das von dem Lehrer zuletzt bezogene, mit 
der ihm verliehenen Lehrerſtelle nach Feſtſetzung oder mit Genehmigung der Schulaufſichts⸗ 
behörde dauernd verbundene Dienſteinkommen an Geld, an freier Wohnung und Feuerung, 
bezw. Miets⸗ und Feuerungsentſchädigung, ſowie an Naturalien und Ertrag von Dienſt⸗ 
ländereien zugrunde gelegt. 

Außerdem kommt die aus Staatsfonds widerruflich gewährte Dienſtalterszulage, welche 
der Lehrer zur Zeit der Penſionierung bezieht, in Anrechnung. 

Naturalien und der Ertrag von Dienſtländereien kommen mit demjenigen Betrage zur 
Berechnung, auf welchen deren Geldwert als Teil der von der Schulaufſichtsbehörde feſt⸗ 
geſetzten Beſoldung feſtgeſtellt worden iſt, vorbehaltlich der Vorſchrift des § 45 des Geſetzes 
über die Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 
1. Auguſt 1883 (Geſ.⸗Samml. ©. 237). : £ 

Dienſtemolumente, welche ihrer Natur nach ſteigend und fallend find, insbeſondere 
Einkünfte an Schulgeld, werden nach den bei Verleihung des Rechts auf dieſe Dienſt⸗ 
emolumente deshalb getroffenen Feſtſetzungen und in Ermangelung ſolcher Feſtſetzungen 
nach ihrem durchſchnittlichen Betrage während der s letzten Etatsjahre vor dem Etatsjahre, 
in welchem die Penſion feſtgeſetzt wird, zur Anrechnung gebracht. . 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für die Berechnung der Penſion eines Lehrers, mit 
deſſen Schulamt ein kirchliches Amt vereinigt iſt, dergeſtalt, daß der Berechnung das 
Dienſteinkommen der vereinigten Stelle, ohne Rückſicht darauf, aus welchen Quellen ſolches 
oder einzelne Teile desſelben fließen, als ein einheitliches Stelleneinkommen zum Grunde 
zu legen iſt. 11 5 

§ 5. Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt die geſamte Zeit in Anrechnung, während 
welcher ein Lehrer im öffentl. Schuldienſte in Preußen ſich befunden hat. N i 

Die Dienſtzeit wird vom Tage der erſten eidlichen Verpflichtung für den öffentlichen 
Schuldienſt an gerechnet. 
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Kann jedoch ein Lehrer nachweiſen, daß ſeine Vereidigung erſt nach ſeinem Eintritte 
in den öffentl. Schuldienſt ſtattgefunden hat, ſo wird die Dienſtzeit von letzterem Zeit⸗ 
punkt an gerechnet. 

§ 6. Bei Berechnung der Dienſtzeit kommt auch die Zeit in Anrechnung, während 
welcher ein Lehrer ö 

1. im Dienſte des preußiſchen Staates, des norddeutſchen Bundes oder des deutſchen 
Reiches ſich befunden hat, oder 

2. als anſtellungsberechtigte ehemalige Militärperſon nur vorläufig oder auf Probe im 
Civildienſte des preußischen Staates, des norddeutſchen Bundes oder des deutſchen. 
Reiches beſchäftigt worden iſt, oder 

3. in den von Preußen neu erworbenen Landesteilen im öffentl. Schuldienſte oder im 
unmittelbaren Dienſte der damaligen Landesherrſchaft ſich befunden hat. 

Ausgeſchloſſen bleibt die Anrechnung derjenigen Dienſtzeit, während welcher die Zeit 
und Kräfte eines Lehrers durch die ihm übertragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch 
genommen geweſen ſind. 

Der Dienſtzeit im Amte wird die Zeit des aktiven Militärdienſtes hinzugerechnet. 

8 8. Die Dienſtzeit, welche vor den Beginn des einundzwanzigſten Lebensjahres fällt, 
bleibt außer Berechnung. 

Nur die in die Dauer eines Krieges fallende und bei einem mobilen oder Erſatz⸗ 
ee abgeleiſtete Militärdienſtzeit kommt ohne Rückſicht auf das Lebensalter zur 

nrechnung. 

Als Kriegszeit gilt in dieſer Beziehung die Zeit vom Tage einer angeordneten Mobil⸗ 
machung, auf welche ein Krieg folgt, bis zum Tage der Demobilmachung. 

§ 9. Für jeden Feldzug, an welchem ein Lehrer im preußiſchen oder im Reichsheere 
oder in der preußiſchen oder Kaiſerlichen Marine derart teilgenommen hat, daß er wirklich 
vor den Feind gekommen oder in dienſtlicher Stellung den mobilen Truppen in das Feld 
gefolgt iſt, wird demſelben zu der wirklichen Dienſtzeit 1 Jahr zugerechnet. 

Ob eine militäriſche Unternehmung in dieſer Beziehung als ein Feldzug anzuſehen iſt, 
und inwiefern bei Kriegen von längerer Dauer mehrere Kriegsjahre in Anrechnung kommen 
ſollen, dafür iſt die nach 8 23 des Reichsgeſetzes v. 27. Juni 1871 (R. G. Bl. S. 275) 
in jedem Falle ergehende Beſtimmung des Kaiſers maßgebend. 

Für die Vergangenheit bewendet es bei den hierüber durch Königliche Erlaſſe gegebenen 
Vorſchriften. 

§ 10. Die Zeit 

a) eines Feſtungsarreſtes von 1 jähriger und längerer Dauer, 
p) der Kriegsgefangenſchaft f 
kann nur unter bejonderen Umſtänden mit Kgl. Genehmigung angerechnet werden. 

8 11. Von dem Unterrichsminiſter kann zukünftig bei der Anſtellung nach Maßgabe 
der Beſtimmungen in den 88 5—9 die Anrechnung der Zeit zugeſichert werden, während 
welcher ein Lehrer außerhalb Preußens im Schuldienſte oder im In⸗ oder Aus⸗ 
lande im Kirchendienſte geſtanden, oder als Lehrer oder Erzieher an einer Taub⸗ 
ſtummen⸗, Blinden⸗, Idioten⸗, Waiſen⸗, Rettungs⸗ oder ähnlichen Anſtalt im Dienſte einer 
Gemeinde oder eines ſonſtigen kommunalen Verbandes, oder im Dienſte einer Stiftungs⸗ 
anſtalt der bezeichneten Art ſich befunden hat. 

Für die zur Zeit des Inkrafttretens des Geſetzes bereits definitiv angeſtellten Lehrer 
kann die Anrechnung der im erſten Abſatze genannten Zeit bei der Verſetzung in den Ruhe⸗ 
ſtand von dem Unterrichtsminiſter genehmigt werden. 

§ 12. Hat der Inhaber eines vereinigten Kirchen⸗ und Schulamtes bei der Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand eine Penſion aus kirchlichen Mitteln zu beanſpruchen, ſo wird 
der Betrag derſelben auf die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu gewährende Penfion 
angerechnet. . 

\ § 13. Die Beſtimmung darüber, ob und zu welchem Zeitpunkte dem Antrage eines 
. auf Verſetzung in den Ruheſtand ſtattzugeben iſt, erfolgt durch die Schulaufſichts⸗ 
ehörde. m. 
: $ 14. Die Entfeidung darüber, ob und welche Penfton einem Lehrer bei jeiner Ver⸗ 
ſetzung in den Ruheſtand zuſteht, erfolgt durch die Schulaufſichtsbehörde. 

§ 15. Die Beſchreitung des Rechtsweges gegen dieſe Entſcheidung ($ 14) ſteht dem 
Lehrer, ſowie den zur Unterhaltung der Schule Verpflichteten offen; doch muß die Ent⸗ 
ſcheidung des Unterrichtsminiſters der Klage vorangehen, und letztere ſodann bei Verluſt 
des Klagerechts innerhalb 6 Monaten, nachdem dieſe Entſcheidung den Beſchwerdeführern 
bekannt gemacht worden iſt, erhoben werden. Der Verluſt des Klagerechts tritt auch 


L 


8 


dann ein, wenn von den Beteiligten gegen die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde über 
den Anſpruch auf Penſion nicht binnen gleicher Friſt die Beſchwerde an den Unterrichts⸗ 
miniſter erhoben iſt. 

§ 16. Die' Verſetzung in den Ruheſtand tritt, ſofern nicht auf den Antrag oder mit 
ausdrücklicher Zuſtimmung des Lehrers ein früherer Zeitpunkt feſtgeſetzt wird, mit dem 
Ablaufe desjenigen Vierteljahres ein, welches auf den Monat folgt, in welchem dem Lehrer 
die Entſcheidung der Schulaufſichtsbehörde über ſeine Verſetzung in den Ruheſtand und die 
Höhe der ihm etwa zuſtehenden Penſion bekannt gemacht worden iſt. 

8 17. Die Penſionen werden monatlich im voraus gezahlt. 

ben 18. Das Recht auf den Bezug der Penſion kann weder abgetreten, noch verpfändet 

werden. 

5 19. Das Recht auf den Bezug der Penſion ruht, 

1. wenn ein Penſionär das deutſche Indigenat verliert, bis zur etwaigen Wieder⸗ 
erlangung desſelben, 

2. wenn und ſolange ein Penſionär im Reichs⸗ oder Staatsdienſte, im Dienſte einer 
Gemeinde oder eines ſonſtigen kommunalen Verbandes, im öffentl. Schuldienſte oder 
im Kirchendienſte ein Dienſteinkommen bezieht, inſoweit der Betrag dieſes neuen 
Dienſteinkommens unter Hinzurechnung der Penſion den Betrag des von dem Lehrer 
vor der Penſionierung bezogenen penſionsfähigen Dienſteinkommens überſteigt. . 

8 20. Ein penſionierter Lehrer, welcher in eine an ſich zur Penſion berechtigende 
Stellung im öffentl. Volksſchuldienſte wieder eingetreten ſt, erwirbt für den Fall des 
Zurücktretens in den Ruheſtand den Anſpruch auf Gewährung einer neuen Penſion nur 
dann, wenn die neue Dienſtzeit wenigſtens 1 Jahr betragen hat. 

Bei der Penſionierung aus der neuen Stelle iſt dem Lehrer eine Penſion von 7/0 feines 
neuen penſionsfähigen Dienſteinkommens für jedes nach der früheren Penſionierung zurück⸗ 
gelegte Dienſtjahr zu gewähren. 

Inſoweit der Betrag der neuen Penſion und der früher bewilligten Penſion zuſammen 
4% des höchſten Dienſteinkommens, von welchem eine dieſer Penſionen berechnet iſt, 
überſteigen würde, fällt das Recht auf den Bezug der früher bewilligten Penſion hinweg. 

$ 21. Die Einziehung, Kürzung oder Wiedergewährung der Penfion aufgrund der 
Beſtimmungen in den SS 19 und 20 tritt mit dem Beginn des Monats ein, welcher auf 
das eine ſolche Veränderung nach ſich ziehende Ereignis folgt. a 

Imfalle vorübergehender Beſchäftigung im Reichs⸗ oder Staatsdienſte, im Dienſte 
einer Gemeinde oder eines ſonſtigen kommunalen Verbandes, im öffentl. Schuldienſte oder 
im Kirchendienſte gegen Tagegelder oder eine anderweitige Entſchädigung wird die Penſion 
für die erſten 6 Monate dieſer Beſchäftigung unverkürzt, dagegen vom ſiebenten Monat 
ab nur zu dem nach den vorſtehenden Beſtimmungen zuläſſigen Betrage gewährt. 

§ 22. Iſt die nach Maßgabe dieſes Geſetzes bemeſſene Penſion geringer als die 
Penſion, welche dem Lehrer hätte gewährt werden müſſen, wenn er am 31. März 1886 
nach den bis dahin für ihn geltenden Beſtimmungen penſioniert worden wäre, ſo wird dieſe 
Penſion anſtelle der erſteren bewilligt. 

Eine Penſion nach Maßgabe der bis zum 31. März 1886 für ihn geltenden Be⸗ 
ſtimmungen iſt dem Lehrer auch dann zu gewähren, wenn demſelben zur Zeit der Verſetzung 
in den Ruheſtand nach den früheren Beſtimmungen ein Anſpruch auf Penſion zugeſtanden 
haben würde, nach den Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſetzes jedoch nicht. 3 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Gebiete des vormaligen Herzog⸗ 
tums Naſſau, der vormaligen freien Stadt Frankfurt und in Hohenzollern - Hechingen 
angeſtellten Lehrer find berechtigt zu verlangen, nach den bis dahin für ſie geltenden Be⸗ 
ſtimmungen penſioniert zu werden. 8 5 5 

§ 23. Zuſicherungen, welche inbezug auf dereinſtige Bewilligung von Penſionen an 
einzelne Lehrer oder Kategorieen von Lehrern durch den König oder einen der Miniſter 
oder durch eine Provinzialbehörde oder mit deren Genehmigung gemacht worden ſind, 
bleiben in Kraft. | 2 n 

§ 24. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf die an den in § 1 bezeichneten 
Schulen definitiv angeſtellten Lehrerinnen Anwendung. , 

$ 25. Hinterläßt ein penſionierter Lehrer eine Witwe oder eheliche Nachkommen, ſo 
gebührt den Hinterbliebenen die Penſion des Verſtorbenen noch für den auf den Sterbe⸗ 
monat folgenden Monat. , ü N f 

Der gleiche Anſpruch ſteht den ehelichen Nachkommen einer im Witwenſtande ver⸗ 
ſtorbenen Lehrerin zu. h / 4 1 

An wen die Zahlung erfolgt, beſtimmt die Schulaufſichtsbehörde. 
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Die Zahlung der Penſion für den auf den Sterbemonat folgenden Monat kann auf 
Verfügung dieſer Behörde auch dann ſtattfinden, wenn der Verſtorbene Eltern, Geſchwiſter, 
Geſchwiſterkinder oder Pflegekinder, deren Ernährer er geweſen iſt, in Bedürftigkeit hinter⸗ 
läßt, oder wenn der Nachlaß nicht ausreicht, um die Koſten der letzten Krankheit und der 
Beerdigung zu decken. 

26. Die Penſion wird bis zur Höhe von 600 Mark aus der Staatskaſſe, über 
dieſen Betrag hinaus von den ſonſtigen bisher zur Aufbringung der Penſion des Lehrers 
Verpflichteten, ſofern ſolche nicht vorhanden ſind, von den bisher zur Unterhaltung des 
Lehrers während der Dienſtzeit Verpflichteten gezahlt. Die auf beſondern Rechtstiteln 
beruhenden Verpflichtungen Dritter bleiben beſtehen. 

Das Stelleneinkommen darf zur Aufbringung der nach dieſem Geſetze zu zahlenden 
Penſionsbeträge nur inſoweit, als dies bisher bereits ſtatthaft war, und nur ſoweit heran⸗ 
gezogen werden, daß es nicht unter ¼ feiner Höhe und unter das Mindeſtgehalt ſinkt. 

Die in Gemäßheit des § 22 Abſatz 3 nach den in dem vormaligen Herzogtum Naſſau 
und der vormaligen freien Stadt Frankfurt geltenden Vorſchriften berechneten Penſionen 
fallen der Staatskaſſe nur inſoweit zur Laſt, als ſie die unter Sngrundefegung dieſes 
Geſetzes zu bemeſſenden Beträge nicht überſteigen. 


Artikel II. 


Die Penſionen der Lehrer und Lehrerinnen, welche aus einer der im Artikel TS 1 
genannten Schulſtellen vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in den Ruheſtand verſetzt ſind, 
werden bis zu dem Betrage von 600 Mark auf die Staatskaſſe übernommen. 


Artikel III. 


Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1886 in Kraft. 0 

Mit dein gedachten Zeitpunkte treten alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegenſtehenden 
Beſtimmungen, fie mögen in allgemeinen Landes- und Provinzialgeſetzen und Verordnungen 
oder in beſonderen Geſetzen und Verordnungen enthalten ſein, außer Kraft. 


f Artikel IV. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Unterrichtsminiſter und der Finanz⸗ 


miniſter beauftragt. 
Urkundlich 2c. ꝛc. 


*) Für die Lehrer an Mittelſchulen ſowie an höheren Knaben⸗ und Mädchenſchulen hat dieſes Geſetz 
keine Geltung. 
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